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Abfallsammelraum

Allseitig geschlossener Raum, welcher der technisch und hygienisch einwandfreien Sammlung und Zwischenla-
gerung von Abfall dient.

Abfallsammelstelle

Offene oder teilweise geschlossene bzw. Giberdachte Einrichtung, die der technisch und hygienisch einwandfreien
Zwischenlagerung von Abfall dient.

Abgas

In der Feuerstatte bei der Verbrennung fester, fliissiger und/oder gasformiger Brennstoffe entstehendes, gasfor-
miges Verbrennungsprodukt einschliellich der in ihm schwebenden festen oder fliissigen Bestandteile und eines
allfalligen Luftiberschusses.

Abgasanlage

Anlage fur die Ableitung der Abgase von Feuerstatten fir feste, fliissige oder gasformige Brennstoffe ins Freie;
Verbindungsstiicke sind nicht Teil der Abgasanlage.

Abwasser

Wasser, welches durch Gebrauch verandert ist, und jedes in die Entwasserungsanlage flieBende Wasser, wie
z.B. hausliches Schmutzwasser, industrielles und gewerbliches Abwasser sowie Kondensate.

Anbindeleitung

Verbindung zwischen Steigleitung oder dezentralem Warmebereitsteller einerseits und dem Warmeabgabesys-
tem (Heizkorper, -register oder -flache) andererseits.

Anlagengerauschpegel, energiedquivalenter (LaeqnT)

A-bewerteter energiedquivalenter Dauerschallpegel, der in einem Raum bei Betrieb einer haustechnischen
Anlage innerhalb dieses Raumes mit der Zeitbewertung ,fast” gemessen und auf 0,5 s Nachhallzeit bezogen
wird.

Anlagengerauschpegel, maximaler (Lar,max,nT)

Maximaler A-bewerteter Schallpegel, der in einem Raum bei Betrieb einer haustechnischen Anlage auf3erhalb
dieses Raumes mit der Zeitbewertung ,fast” gemessen und auf 0,5 s Nachhallzeit bezogen wird.
Anpassungswert (Lz)

Pegelzu- oder -abschlag fur bestimmte Arten von Gerauschquellen bzw. -charakteristika.

Architekturlichte

Sollmaf3 zwischen verputzten oder verkleideten bzw. fertigen seitlichen Laibungen sowie zwischen verputzter
oder verkleideter bzw. fertiger Sturzuntersicht und Sohlbankanlauf bzw. Oberkante Anschlagprofil.
Aufenthaltsraum

Ein Raum, der zum langer dauernden Aufenthalt von Personen bestimmt ist (z.B. Wohn- und Schlafraum, Wohn-
kuche, Arbeitsraum, Unterrichtsraum), nicht dazu zahlen jedenfalls Badezimmer und Toiletten.

AulBenlarmpegel, bauteillagebezogener

AuR3enlarmpegel unter Anwendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel), der sich aus dem standortbezo-
genen AulRenlarmpegel fur die jeweilige Lage des Bauteiles am Geb&ude ergibt.

AulBenlarmpegel, maRgeblicher

Bemessungsgrundlage zur Feststellung der Anforderungen an die Schallddmmung von Bauteilen unter Anwen-
dung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel).

AuBenlarmpegel, mal3geblicher standortbezogener

AuRenlarmpegel unter Anwendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel), der sich aus der standortbezo-
genen Umgebungslarmsituation in 4,00 m Hohe tUber Boden ergibt.

Barrierefreiheit

Barrierefrei im Sinne der OIB-Richtlinie 4 sind bauliche Anlagen, wenn sie fur Kinder, altere Menschen und Men-
schen mit Behinderungen in der allgemein tblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich ohne
fremde Hilfe zuganglich und nutzbar sind.

Bau-Schalldamm-MaR, bewertetes (R'w)

Einzahlangabe fiir das Bau-Schalldimm-Maf, ermittelt nach ONORM EN ISO 717-1 aus den Werten von R* (in
den Terzbandern 100 Hz bis 3150 Hz).

Begriffsbestimmungen Ausgabe Méarz 2015 Seite 2 von 10



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0OIB-330-014/15 Begriffsbestimmungen

Bau-Schalldamm-MaR, bewertetes resultierendes der AuRenbauteile gesamt (R resw)

Einzahlangabe fur das Bau-Schalldamm-Mal3, das fur einen Aul3enbauteil, der aus mehreren Teilflachen mit un-
terschiedlichen Abmessungen und unterschiedlichen Schalldamm-MaRen besteht (z.B. eine Auf3enwand mit
Fenstern und AuRRentiiren), bestimmt wird.

Bauwerk

Eine Anlage, die mit dem Boden in Verbindung steht und zu deren fachgerechter Herstellung bautechnische
Kenntnisse erforderlich sind.

Befeuchtungsenergiebedarf (BefEB)

Beim Befeuchtungsenergiebedarf wird der allféllige Energiebedarf zur Befeuchtung dargestellt.

Beherbergungsstatte

Gebaude oder Gebéaudeteile, die der Beherbergung von Personen dienen und mehr als zehn Gastebetten auf-
weisen.

Bekleidungen

Schichten eines Bauteils, die die Erfullung einer oder mehrerer Anforderungen hinsichtlich Brand-, Warme-,
Schall- und Witterungsschutz sicherstellen helfen; Bekleidungen bestehen in der Regel aus einer Aul3enschicht,
Unterkonstruktion und Dammschicht bzw. Warmedammung.

Belage

AuRerste Schicht eines Bauteils, der nicht unter Bekleidungen fallt, wie z.B. Bodenbel4ge, dekorative Verscha-
lungen, Akustikplatten; Belage werden in der Regel auf einer Bekleidung oder einer Rohwand bzw. Rohdecke
angebracht.

Beleuchtungsenergiebedarf (BelEB)

Der Beleuchtungsenergiebedarf ist als flachenbezogener Defaultwert festgelegt und entspricht dem Energiebe-
darf zur nutzungsgerechten Beleuchtung.

Bereich, allgemein zuganglicher

Bereich innerhalb oder auRerhalb eines Bauwerkes, der fir die regelmafiige ErschlieBung oder Benutzung durch
unterschiedliche Personen, wie z.B. Bewohner, Kunden, Lieferanten, gedacht ist. Nicht dazu zéhlen Gebaude
oder Gebaudeteile mit nicht mehr als zwei Wohnungen oder Reihenhauser, die ausschlielich der Wohnnutzung
dienen, sowie Bereiche innerhalb einer Wohneinheit und betrieblich genutzte Rdume, in denen nicht mehr als
15 Personen gleichzeitig anwesend sind.

Betriebsbau

Bauwerk oder Teil eines Bauwerkes, welches der Produktion (Herstellung, Behandlung, Verwertung, Verteilung)
bzw. der Lagerung von Produkten oder Gitern dient.

Betriebsstrombedarf (BSB)

Der Betriebsstrombedarf ist als flachenbezogener Defaultwert festgelegt und entspricht der Hélfte der mittleren
inneren Lasten.

Beurteilungspegel (L)

Der auf die Bezugszeit bezogene A-bewertete energiedquivalente Dauerschallpegel eines beliebigen Gerau-
sches, der — erforderlichenfalls — mit Anpassungswerten versehen ist.

Brandabschnitt

Bereich, der durch brandabschnittsbildende Wé&nde bzw. Decken von Teilen eines Gebaudes getrennt ist.

Brandwand
Brandabschnittshildende Wand mit erhéhten Anforderungen.

Brutto-Grundflache (BGF), konditioniert
Flache entsprechend der Definition gema ONORM B 8110-6.

Brutto-Volumen (V), konditioniert
Volumen entsprechend der Definition gemaR ONORM B 8110-6.
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Dauerhaftigkeit des Tragwerks

Fahigkeit des Tragwerks und seiner tragenden Bauteile, das Tragwerksverhalten infolge zeitabhangiger Verande-
rungen der Eigenschaften unter Beriicksichtigung der Umweltbedingungen und der geplanten Instandhaltungs-
malinahmen nicht unvorhergesehen zu verandern.

Durchgangslichte, nutzbare Breite

Die nutzbare Breite der Durchgangslichte stellt die geringste lichte Breite der Offnung des Tiirstockes bzw. der
Zarge dar. Sofern Turblatter bei 90° gedffnetem Zustand um nicht mehr als je 5 cm in die Durchgangslichte hin-
einragen, bleiben diese bei der Ermittlung der nutzbaren Breite unberiicksichtigt. Turdriicker, Notausgangsbe-
schlage und Panikturbeschlage bleiben bei der Ermittlung der nutzbaren Breite ebenfalls unberiicksichtigt.

Durchgangslichte, nutzbare Hohe

Die nutzbare Hohe der Durchgangslichte stellt die geringste lichte Héhe der Tirdffnung, die nach Einbau (Monta-
ge) des Tirstockes bzw. der Zarge bei getffnetem Turblatt den freien Durchgang ohne Einengung ermdglicht,
dar. Bei einem durchgehenden FuRboden entspricht die nutzbare Héhe der Durchgangslichte der Stocklichten-
hohe. Einbauten in der Hohe, wie z.B. Turanschlag oder TurschlieBer, werden bei der Ermittlung der nutzbaren
Hohe der Durchgangslichte nicht bertcksichtigt.

Einwirkung

Eine auf das Tragwerk einwirkende Kraft- oder Verformungsgrofie.

Endenergiebedarf (EEB)

Der Endenergiebedarf umfasst zusatzlich zum Heizenergiebedarf den Haushaltsstrombedarf bzw. den jeweils
allfalligen Betriebsstrombedarf, Kiuihlenergiebedarf und Beleuchtungsenergiebedarf, abzuglich allfalliger Endener-
gieertrage und zuzlglich eines dafir notwendigen Hilfsenergiebedarfs. Der Endenergiebedarf entspricht jener
Energiemenge, die eingekauft werden muss (Lieferenergiebedarf).

Energieaufwandszahl Heizen

Verhéltniszahl, zwischen dem Heizenergiebedarf und der Summe aus Heizwarmebedarf und Warmwasserwar-
mebedarf.

Energieaufwandszahl Kiihlen

Verhaltniszahl, zwischen dem Kihlenergiebedarf und dem Kuhlbedarf.

Energieausweis

Ein geman der OIB-Richtlinie 6 erstellter Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz eines Gebaudes in Umset-
zung der Richtlinie 2010/31/EU und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG).

Fassade, vorgehangte

Systeme, die sich im Wesentlichen aus den Komponenten
e Unterkonstruktion,
e Verankerungs-, Verbindungs- und Befestigungselemente,
e allenfalls Warmedammung (Dammschicht),
e Hinterliftungsspalt bzw. Luftspalt und
e AuRenschicht
zusammensetzen, die jeweils sinnvoll aufeinander abgestimmte Funktionen zu erfillen haben.

Fassade, vorgehangte beluftete

Fassade mit einem Luftspalt zwischen Warmedammung (bzw. bei Fehlen derselben, der Aulienwand) und Au-
Renschicht, der lediglich an der Unterseite Luft6ffnungen in der Aul3enschicht aufweist und mit der AufRenluft
verbunden ist.

Fassade, vorgehangte hinterluftete

Fassade mit einem Hinterllftungsspalt zwischen Warmedammung (bzw. bei Fehlen derselben, der AuZenwand)
und AulRenschicht, der durch Zuluftéffnungen an der Unterseite und Abluftéffnungen an der Oberseite der Au-
Renschicht mit der Auf3enluft verbunden ist und dadurch einen standigen Luftstrom (,Hinterliftung™) erméglicht.
Fassade, nicht hinterliftete

Fassade, die weder an der Unterseite noch an der Oberseite durch eine Luft6ffnung mit der AuZenluft verbunden
ist. Zwischen AufRenschicht und Warmedammung (bzw. Wandbildner) kann ein Luftspalt vorhanden sein.
Feuerstatte

Warmeerzeugende Gerateeinheit, in der Verbrennungsprodukte entstehen, die an die AuRenluft abgefiihrt wer-
den mussen.
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Fluchtniveau

Hohendifferenz zwischen der FuRbodenoberkante des héchstgelegenen oberirdischen GeschofRes und der an
das Gebaude angrenzenden Gelandeoberflache nach Fertigstellung im Mittel.

Fluchtweg

Weg, der den Benitzern eines Bauwerkes im Gefahrenfall grundséatzlich ohne fremde Hilfe das Erreichen eines
sicheren Ortes des angrenzenden Gelandes im Freien — in der Regel eine Verkehrsflache — ermdglicht.

Garage

Gebaude oder Teil eines Gebaudes zum Einstellen von Kraftfahrzeugen.

Gebéaude der Gebaudeklasse 1 (GK1)

Freistehende, an mindestens drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflachen fir die Brandbekampfung
von aufen zugangliche Gebaude mit nicht mehr als drei oberirdischen Geschof3en, mit einem Fluchtniveau von
nicht mehr als 7,00 m und insgesamt nicht mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschol3e,
bestehend aus nicht mehr als zwei Wohnungen oder einer Betriebseinheit.

Gebaude der Gebaudeklasse 2 (GK2)

(a) Gebaude mit nicht mehr als drei oberirdischen Geschof3en und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
7,00 m von insgesamt nicht mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschol3e,

(b) Reihenh&auser mit nicht mehr als drei oberirdischen Gescholen und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr
als 7,00 m, bestehend aus Wohnungen bzw. Betriebseinheiten von jeweils nicht mehr als 400 m2 Brutto-
Grundflache der oberirdischen Geschol3e,

(c) Freistehende, an mindestens drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflachen fur die Brandbe-
kampfung von auf3en zugéngliche Gebaude mit ausschliel3licher Wohnnutzung mit nicht mehr als drei ober-
irdischen Geschof3en und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 7,00 m von insgesamt nicht mehr als
800 mz2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Gescholie.

Gebaude der Gebaudeklasse 3 (GK3)

Gebaude mit nicht mehr als drei oberirdischen GeschofRen und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
7,00 m, die nicht in die Gebaudeklassen 1 oder 2 fallen.

Gebaude der Gebaudeklasse 4 (GK4)

(a) Gebaude mit nicht mehr als vier oberirdischen Geschofen und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
11 m, bestehend aus mehreren Wohnungen bzw. mehreren Betriebseinheiten von jeweils nicht mehr als
400 m2 Nutzflache der einzelnen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten in den oberirdischen Geschol3en,

(b) Gebaude mit nicht mehr als vier oberirdischen Geschofen und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
11 m, bestehend aus einer Wohnung bzw. einer Betriebseinheit ohne Begrenzung der Brutto-Grundflache
der oberirdischen Gescholie.

Gebéaude der Gebaudeklasse 5 (GK5)

Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 22 m, die nicht in die Gebaudeklassen 1, 2, 3 oder 4 fallen.

Gebéaude
Uberdeckte, allseits oder (iberwiegend umschlossene Bauwerke, die von Personen betreten werden kénnen.

Gebéaude, konditionierte

Gebaude, deren Innenraumklima unter Einsatz von Energie beheizt, gekihlt, be- und entliftet oder befeuchtet
wird; als konditionierte Gebdude kénnen Gebadude als Ganzes oder Teile eines Gebaudes, die als eigene Nut-
zungseinheiten konzipiert oder umgebaut wurden, bezeichnet werden.

Gebéaudetechnisches System

Jene energietechnischen Systeme in einem Gebéaude, die erforderlich sind, um den Heizwarmebedarf, den
Warmwasserwarmebedarf, den Kihlbedarf sowie die erforderlichen Anforderungen an Bellftung und Beleuch-
tung decken zu kdnnen.

Gebaudewert

Der Gebaudewert ist aufgrund der Neuerrichtungskosten zu ermitteln. Wertbeeinflussende Umstande, wie etwa
Lage der Liegenschaft, baurechtliche oder andere 6ffentlich-rechtliche Beschrankungen sowie erhebliche Abwei-
chungen von den tblichen Baukosten, sind nicht zu beriicksichtigen.

Gebrauchstauglichkeit des Tragwerks

Fahigkeit des Tragwerks und seiner tragenden Bauteile, die Anforderungskriterien an die Nutzbarkeit und Funkti-
on, z.B. Verformungs-, Schwingungs- und Rissbreitenbeschrankungen, zu erfillen.
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Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fcee)

Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist der Quotient aus dem Endenergiebedarf und einem Referenz-
Endenergiebedarf (Anforderung 2007).

Geschofl

Gebaudeabschnitt zwischen den Oberkanten der FuRbéden tbereinanderliegender Raume oder lichter Abschnitt
zwischen der Oberkante des Fu3bodens und der Unterflaiche des Daches, wenn die jeweils geforderte Raumho-
he erreicht wird. Geb&udeabschnitte, die zueinander bis einschlie3lich der halben Geschof3héhe versetzt sind,
gelten als ein Geschol3. Galerien innerhalb eines Raumes gelten nicht als eigenes Geschol3.

Geschol3, Betriebsbau
Alle auf gleicher Ebene liegenden R&ume sowie in der Hohe zu dieser Ebene versetzte RAume oder Raumteile.
Galerien, Emporen und Bihnen innerhalb eines Raumes gelten nicht als eigenes Geschol3, sofern deren Netto-
Grundflache weniger als die Halfte der Netto-Grundflache jenes Raumes, in dem sie sich befinden, betragt. Als
eigene Geschol3e zahlen nicht:
e R&aume oberhalb des letzten oberirdischen Gescholies, die ausschlie3lich der Unterbringung haustechni-
scher Anlagen fir Heizungs-, Luftungs-, Klima- und Sanitarzwecke dienen,
e betriebstechnische Raume, wenn der Anteil standig offener Deckendéffnungen zu dartiber- oder darunter
liegenden Geschol3en grofier ist als der Anteil der geschlossenen Flachen, wie z.B. Pressenkeller,
e untergeordnete Bereiche innerhalb eines Raumes, die in funktionaler Verbindung zu diesem Raum ste-
hen, wie z.B. Blros, Sozialrdume,
o Triebwerksraume fur Aufziige,
e begehbare Stege und Podeste, wie z.B. Gitterroste in Regallagern zur Erreichung der einzelnen Lager-
ebenen.

Geschol3, oberirdisches

Geschol3, dessen auliere Begrenzungsflachen in Summe zu mehr als der Halfte Gber dem anschlieBenden Ge-
lande nach Fertigstellung liegen. Nicht zu den oberirdischen GeschoRen z&hlen solche, in denen sich keine
Wohnungen, Betriebseinheiten oder Teile von solchen befinden (z.B. nicht ausgebaute Dachraume, Triebwerks-
raume, Raume fur haustechnische Anlagen).

Geschol3, oberirdisches, Betriebsbau

Geschol3, dessen auliere Begrenzungsflachen in Summe zu mehr als der Halfte Gber dem anschlieRenden Ge-
lande nach Fertigstellung liegen.

Geschol3, unterirdisches

Geschol3, dessen aul3ere Begrenzungsflachen in Summe zu nicht mehr als der Halfte Giber dem anschlieRenden
Gelénde nach Fertigstellung liegen.

GroRRere Renovierung

Renovierung, bei der mehr als 25 % der Oberflache der Gebaudehiille einer Renovierung unterzogen werden, es
sei denn, die Gesamtkosten der Renovierung der Gebaudehille und der gebaudetechnischen Systeme betragen
weniger als 25 % des Gebaudewertes, wobei der Wert des Grundstucks, auf dem das Gebaude errichtet wurde,
nicht mitgerechnet wird.

Grundflache

Brutto-Grundflache bzw. Netto-Grundflache entsprechend der Definition in der ONORM B 1800.

Hauptbrandabschnitt
Bereich, der durch Brandwéande von Teilen eines Gebaudes getrennt ist.

Hauptgang bzw. Haupttreppe

Verbindungsweg, der zur ErschlieBung von Aufenthaltsrdumen, allgemein zugénglichen Bereichen sowie R&u-
men der taglichen Nutzung dient. Zu Raumen der taglichen Nutzung zéhlen z.B. Bader und Toiletten in Wohnun-
gen sowie Abstellrdume.

Haushaltsstrombedarf (HHSB)

Der Haushaltsstrombedarf ist als flichenbezogener Defaultwert festgelegt. Er entspricht in etwa dem durch-
schnittlichen flachenbezogenen Stromverbrauch eines dsterreichischen Haushalts.
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Heizenergiebedarf (HEB)

Beim Heizenergiebedarf werden zusétzlich zum Heiz- und Warmwasserwarmebedarf die Verluste des gebaude-
technischen Systems bericksichtigt, dazu zahlen insbesondere die Verluste der Warmebereitstellung, der Wéar-
meverteilung, der Warmespeicherung und der Warmeabgabe sowie allfalliger Hilfsenergie.

Heizgradtagzahl (HGT)

Jahrliche Heizgradtage HGT2o/12.

Heizwarmebedarf (HWB)

Warmemenge, die den konditionierten Raumen zugefuhrt werden muss, um deren vorgegebene Solltemperatur
einzuhalten.

Hoéhe von Handlaufen, Gelandern und Bristungen

Lotrechter Abstand zwischen der fertigen Standflache, bzw. bei Treppen der fertigen Stufenvorderkante, und der
Handlauf-, Gelander- oder Bristungsoberkante.

Kohlendioxidemissionen (COy)

Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnenden Kohlendioxidemissionen, einschlie3lich jener fir Vorketten.

Kuhlbedarf (KB)

Der Kihlbedarf ist jene Warmemenge, welche aus den Raumen abgefiihrt werden muss, um unter der Solltempe-
ratur zu bleiben. Er errechnet sich aus den nicht nutzbaren inneren und solaren Gewinnen.

Kuhlbedarf, auBeninduzierter (KB*)

Kihlbedarf, bei dessen Berechnung die inneren Warmelasten und die Luftwechselrate null zu setzen sind (Infiltra-
tion nx wird mit dem Wert 0,15 angesetzt).

Kuhlenergiebedarf (KEB)

Beim Kihlenergiebedarf werden zusétzlich zum Kihlbedarf die Verluste des Kiihlsystems und der Kaltebereitstel-
lung bertcksichtigt.

Lagerabschnittsflache

Netto-Grundflache zur Lagerung von Produkten und Gitern, die durch Brandwande, brandabschnittshildende
Bauteile oder Aulzenwénde begrenzt wird.

Lange, charakteristische (lc)

Mal’ fur die Kompaktheit eines Gebaudes, dargestellt in Form des Verhaltnisses des konditionierten Volumens V
zur umschlieBenden Oberflache A dieses Volumens.

Laubengang, offener

Gang an der AuRRenseite eines Gebaudes, der mindestens zur Halfte gegeniiber dem Freien offen ist und der
tiberwiegend gleichmaRig verteilte, unverschlieBbare Offnungen iber der Parapethohe besitzt.

LEKt-Wert

Kennwert fur den Warmeschutz der Gebaudehulle unter Bedachtnahme auf die Kompaktheit bzw. charakteristi-
sche Lange des Gebéaudes unter Heranziehung der LEK-Linien (Linien Européischer Kriterien).

Nachhallzeit (T)

Zeit in s, in der nach Abschalten der Schallquelle der Schallpegel im Raum um 60 dB abnimmt.

Nebengang bzw. Nebentreppe

Gange bzw. Treppen, die zusatzlich zu Hauptgdngen bzw. Haupttreppen errichtet werden, sowie Gange bzw.
Treppen, die zu Raumen fiihren, die nicht der taglichen Nutzung dienen. Raume, die nicht der taglichen Nutzung
dienen sind z.B. nicht ausgebaute Dachrdume, Technikrdume und Galerie- bzw. Abstellflachen als zweite Ebene
in Wohnraumen. Treppen mit versetztem Stufenauftritt, wie z.B. Sambatreppen oder Spartreppen, gelten nicht als
Treppen im Sinne der OIB-Richtlinie 4.

Neubau

Herstellung von neuen Gebauden sowie von Gebauden, bei denen nach Abtragung bestehender baulicher Anla-
gen alte Fundamente oder die bestehenden tragenden AuRRenbauteile ganz oder teilweise wieder benitzt wer-
den.

Nicht-Wohngebaude
Gebaude, die nicht iberwiegend zum Wohnen genutzt werden.
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Niederschlagswasser

Niederschlag, einschlie3lich Schmelzwasser, der von Dach- und Bodenoberflachen oder GebaudeaulRenflachen
abflie3t und nicht durch Gebrauch verandert ist.

Nutzflache — Garage, Uberdachte Stellplatze, Parkdecks

Summe der Stell- und Fahrflachen, ausgenommen Zu- und Abfahrten auf3erhalb von Garagen, Uberdachten
Stellplatzen und Parkdecks.
Nutzwasser

Aus Regenwasser, Grundwasser oder lokalen Quellen und Brunnen gewonnenes Wasser, das zum Gebrauch
(wie z.B. als Toilettenspiilung, Wasch- oder Giel3wasser) dient, den technologischen Anforderungen des jeweili-
gen Prozesses genigt und nicht fir den menschlichen Genuss vorgesehen ist.

Oberflache der Gebaudehiulle

Flache der Geb&audehiille entsprechend der Definition in der ONORM B 8110-6.

Parapethohe
Vertikaler Abstand zwischen fertiger Standflache und Oberkante des unteren Stockprofils oder der Briistung.

Parkdeck

Bauwerk zur Einstellung von Kraftfahrzeugen, das in allen Parkebenen an mindestens zwei Seiten seiner ge-
dachten Umfassungswéande unverschlieBbare Offnungen in einem Mindestausmalf von einem Drittel der gesam-
ten gedachten Umfassungswandflache aufweist.

Pegelspitze, kennzeichnende

Ein fir den Betrieb charakteristisches Schallereignis begrenzter Dauer, welches sich deutlich wahrnehmbar vom
Ubrigen Gerausch abhebt und eindeutig zugeordnet werden kann.

Photovoltaik Export

Ertrag aus Photovoltaik, vermindert um den im Gebaude nutzbaren Anteil.

Planungsbasispegel (Leg)
Rechengrolie zur Bemessung und Beurteilung von Schallimmissionen in Raumen.

Priméarenergiebedarf (PEB)

Der Primarenergiebedarf ist der Endenergiebedarf einschliellich der Verluste in allen Vorketten. Der Priméarener-
giebedarf weist einen erneuerbaren (PEBem.) und einen nicht erneuerbaren (PEBn.em) Anteil auf.

Rampe

Bauwerk mit mehr als 4 % Gefalle zur Uberwindung eines Niveauunterschiedes. Nicht dazu zahlen Gehwege (ein
dem Gelandeverlauf angepasster Weg fiir FuRganger) und Gehsteige (parallel zur Fahrbahn verlaufender, fir
FuRRgénger vorbehaltener Teil einer Stral3e).

Referenz-Heizwarmebedarf (HWBRef)

Der Referenz-Heizwarmebedarf ist jene Warmemenge, die in den Raumen bereitgestellt werden muss, um diese
auf einer normativ geforderten Raumtemperatur, ohne Berlcksichtigung allfalliger Ertrage aus Warmeriickgewin-
nung zu halten.

Reihenhaus

Gebaude mit mehr als zwei unmittelbar aneinander gebauten, nicht Gbereinander angeordneten, durch mindes-
tens eine vertikale Wand voneinander getrennten selbststandigen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten von jeweils
nicht mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschol3e und mit jeweils einem eigenen Eingang
aus dem Freien fir jede Wohnung bzw. Betriebseinheit. Fur die Einstufung in eine Gebaudeklasse geman der
OIB-Richtlinie 2 ist jede Wohnung bzw. Betriebseinheit hinsichtlich des Fluchtniveaus gesondert zu betrachten.

Rettungsweg

Weg, welcher den Benutzern eines Gebaudes das Erreichen eines sicheren Ortes des angrenzenden Gelandes
im Freien in der Regel mit fremder Hilfe ermdglicht (z.B. mittels Rettungsgeraten der Feuerwehr).
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Schallabsorptionsgrad, mittlerer (amzs)
Schallabsorptionsgrad, der sich im Mittel Gber alle Raumbegrenzungsflachen ergibt aus

Zn:ai .S,

am,B - n
>
i
Si i-te Teilflache der Raumbegrenzungsflachen in m2
(o] Schallabsorptionsgrad der i-ten Teilflache der Raumbegrenzungsflachen
n Anzahl der Raumbegrenzungsflachen

Schalldamm-MaR, bewertetes (Rw)

Einzahlangabe fiir das Schalldamm-MaR, ermittelt nach ONORM EN ISO 717-1 aus den Werten von R (in den
Terzbandern 100 Hz bis 3150 Hz).

Schutzhutten in Extremlage

Beherbergungsstatten, die nur Gber eine schlichte Ausstattung verfiigen sowie nur zu Ful} in einer Gehzeit von
mehr als einer Stunde zu erreichen und im Regelbetrieb nicht durch mechanische Aufstiegshilfen erschlossen
sind.

Standard-Schallpegeldifferenz, bewertete (DnTw)

Einzahlangabe fiir die Standard-Schallpegeldifferenz, ermittelt nach ONORM EN ISO 717-1 aus den Werten von
Dnr (in den Terzb&ndern 100 Hz bis 3150 Hz).

Sicherheitskategorie

Kategorie in Abhéngigkeit von der brandschutztechnischen Infrastruktur:

e Sicherheitskategorie K 1: keine besonderen Mal3inahmen,

e Sicherheitskategorie K 2: automatische Brandmeldeanlage,

e Sicherheitskategorie K 3.1: automatische Brandmeldeanlage und eine wahrend der Betriebszeit einsatz-
bereite, nach dem jeweiligen Landesrecht anerkannte Betriebsfeuerwehr mit mindestens Gruppenstarke,

e Sicherheitskategorie K 3.2: automatische Brandmeldeanlage und eine standig (O bis 24 Uhr) einsatzbe-
reite, nach dem jeweiligen Landesrecht anerkannte Betriebsfeuerwehr mit mindestens Gruppenstérke,
Sicherheitskategorie K 4.1: erweiterte automatische Léschhilfeanlage,
Sicherheitskategorie K 4.2: automatische Feuerléschanlage.

Spektrum-Anpassungswert (Ct)

Wert, der nach ONORM EN ISO 717-1 zur Einzahlangabe Rw oder R’w oder Dnrw addiert wird, um das Schallpe-
gelspektrum ,StralBenverkehrsgerdausch” zu beriicksichtigen.

Spitzenpegel in der Betriebsstatte, kennzeichnender (La,sp)

Der mit der Zeitbewertung F (Fast) und A-Bewertung gemessene oder errechnete héchste Wert einer kennzeich-
nenden Pegelspitze.

Standard-Trittschallpegel, bewerteter (L'ntw)

Einzahlangabe fiir den Standard-Trittschallpegel, ermittelt nach ONORM EN ISO 717-2 aus den Werten von L'nt
(in den Terzb&ndern 100 Hz bis 3150 Hz oder in Oktavbéandern 125 Hz bis 2000 Hz).

Steigleitung

Im Sinne der OIB-Richtlinie 6 vertikale Verbindungsleitung zwischen Verteilleitung und Anbindeleitung bzw. Stich-
leitung.

Stellplatz, iberdacht

Uberdachte Flache zum Abstellen von Kraftfahrzeugen, welche an héchstens zwei Seiten durch Wande bzw.
durch sonstige Bauteile (z.B. Gitter) umschlossen ist.

Stichleitung

Verbindung zwischen Steigleitung oder dezentralem Warmebereitsteller einerseits und der Zapfstelle anderer-
seits.

Tragwerk

Jener Teil eines Bauwerkes, der aus einer planméaRigen Anordnung miteinander verbundener tragender Bauteile
besteht.
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Trenndecke
Decke zwischen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten untereinander sowie zu anderen Gebaudeteilen.

Trennwand

Wand zwischen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten untereinander sowie zu anderen Gebaudeteilen (z.B. Trep-
penhauser).

Treppenlauf

Ununterbrochene Folge von mehr als einer Stufe zwischen zwei betretbaren Ebenen (Treppenpodest Geschol3-
decke).

Trinkwasser

Wasser fir den menschlichen Gebrauch, das geeignet ist, ohne Gefdhrdung der menschlichen Gesundheit ge-
trunken oder verwendet zu werden.

Verbindungsstiick

Bauteil oder Bauteile fiir die Verbindung zwischen dem Auslass der Feuerstatte und der Abgasanlage.

Verkaufsflache

Bereiche, in denen Waren zum Verkauf angeboten werden. Hiezu gehdren z.B. Kassenbereiche, Windféange,
Ausstellungs-, Vorfuhr- und Beratungsrdume, gastgewerblich genutzte R&ume sowie alle dem sonstigen Kunden-
verkehr dienenden R&ume. Buros und Lagerbereiche, die nicht mit brandabschnittsbildenden Wéanden und De-
cken vom Verkaufsbereich getrennt sind, zahlen ebenfalls zur Verkaufsflache.

Verkaufsstéatten

Gebaude oder Gebaudeteile, die bestimmungsgeman dem Verkauf von Waren dienen.

Versammlungsstatten
Gebaude oder Gebaudeteile fur Veranstaltungen mit mehr als 120 Personen.

Verteilleitung
Leitung zwischen Wéarmebereitstellungssystem und vertikaler Steigleitung.

Warmwasserwarmebedarf (WWWB)

Der Warmwasserwarmebedarf ist in Abhangigkeit der Gebaudekategorie als flachenbezogener Defaultwert fest-
gelegt.

Warmespeichersystem

Prozessbereich in der Anlagentechnik, in dem die in einem Medium enthaltene Wéarme gespeichert wird.

Warmeverteilsystem

Prozessbereich in der Anlagentechnik, in dem die bendétigte Warmemenge von der Bereitstellung zur Warmeab-
gabe transportiert wird.

Wohngebaude

Gebaude, die ganz oder Uberwiegend zum Wohnen genutzt werden.

Wohnung

Gesamtheit von einzelnen oder zusammen liegenden Raumen, die baulich in sich abgeschlossen und zu Wohn-
zwecken bestimmt sind und die Fihrung eines eigenen Haushalts ermdglichen.

Wohnungstreppen

Haupttreppen in Wohnungen sowie von Gebauden oder Gebaudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen und
in Reihenhausern.

Zuverlassigkeit des Tragwerks
Die Fahigkeit eines Tragwerks oder Bauteils, die festgelegten Anforderungen zu erfillen.

Begriffsbestimmungen Ausgabe Méarz 2015 Seite 10 von 10



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0OIB-330-014/15 Begriffsbestimmungen

Impressum

Medieninhaber und Herausgeber:
Osterreichisches Institut fiir Bautechnik

ZVR 383773815

Schenkenstralle 4, 1010 Wien, Austria

T +43 15336550, F +43 1 533 64 23

E-Mail: mail@oib.or.at

Internet: www.oib.or.at

Der Inhalt der Richtlinien wurde sorgféltig erarbeitet,
dennoch tbernehmen Mitwirkende und Herausgeber
fiir die Richtigkeit des Inhalts keine Haftung.

© Osterreichisches Institut fiir Bautechnik, 2015

Begriffsbestimmungen Ausgabe Méarz 2015


http://www.oib.or.at/

B

v N N AT [ AN A/
N/ NN/ 1T \\/ X[ A
1 =

s — L 7
7 77 LW £ W Ty

\JA Vv \/.\ \ \ Vv /.Q./u\_ D

www.oib.or.at

Oi

AN

NN
W

NN N
WAV R
ﬁ»i”/ W/%M»/%n?

FRONRARRAR R



Osterreichisches Institut fir Bautechnik OIB-330.1-003/15 OIB-Richtlinie 1

Oi2-Richtlinie 1

Mechanische Festigkeit und Standsicherheit

Ausgabe: Marz 2015
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1 BegriffSDeStIMMUNGEN ... e ettt 2
2 Festlegungen zur Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit..............ccoooiiiiii e, 2
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2.2 EINWITKUNGEN .ottt ettt e et et et et e e 2

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlages
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefiihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemal3 § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1.2

2.1.3

2.2

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-Richt-
linien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke” angefiihrten Fassung.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken mit Auswirkungen auf bestehende Tragwerke ist zur
Festlegung der Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit von bestehenden Tragwerken der Leitfaden
zur OIB-Richtlinie 1 ,Festlegung der Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit von bestehenden
Tragwerken* anzuwenden.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Festlegungen zur Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit
Tragwerk

Tragwerke sind so zu planen und herzustellen, dass sie eine ausreichende Tragfahigkeit, Ge-
brauchstauglichkeit und Dauerhaftigkeit aufweisen, um die Einwirkungen, denen das Bauwerk aus-
gesetzt ist, aufzunehmen und in den Boden abzutragen.

Fur die Neuerrichtung von Tragwerken oder Tragwerksteilen ist dies jedenfalls erfullt, wenn der
Stand der Technik eingehalten wird. Die Zuverlassigkeit der Tragwerke hat den Anforderungen ge-
maR ONORM EN 1990 in Verbindung mit ONORM B 1990-1 zu geniigen.

Zur Sicherstellung der Zuverlassigkeit ist es ausreichend, nur fir Bauwerke, die im Schadensfall
hohe Folgen fir Menschenleben oder sehr gro3e soziale oder umweltbeeintrdchtigende Folgen ver-
ursachen, bei der Planung, Berechnung und Bemessung tragwerksspezifische Uberwachungsmaf -
nahmen durch unabhéangige und befugte Dritte durchzufihren.

Jedenfalls sind dies:

e Bauwerke (oder eigenstandige Bauwerksteile) mit einem widmungsgemaflen Fassungsver-
mogen fir mehr als 1 000 Personen (wie z.B. Krankenanstalten, Einkaufszentren, Stadien,
Bildungseinrichtungen),

e Bauwerke fir lebenswichtige Infrastrukturfunktionen,

Bauwerke und Einrichtungen, die dem Katastrophenschutz dienen,
Bauwerke, die unter die Richtlinie 2012/18/EU (,Seveso-llI-Richtlinie®) fallen,
e Bauwerke, mit mehr als 16 oberirdischen GescholZ3en.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken mit Auswirkungen auf bestehende Tragwerke sind fir
die bestehenden Tragwerksteile Abweichungen vom aktuellen Stand der Technik zuldssig, sofern
das erforderliche Sicherheitsniveau des rechtmafiigen Bestandes nicht verschlechtert wird.

Einwirkungen

Bei der Planung von Tragwerken sind standige, veranderliche, seismische und auf3ergewdhnliche
Einwirkungen zu beriicksichtigen.
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 1
.Mechanische Festigkeit und Standsicherheit”

Ausgabe: Méarz 2015

Anderungen gegeniber der Letztausgabe der OIB-Richtlinie 1 vom Oktober 2011

e Zur der Erflllung der Zuverlassigkeit von Tragwerken wurde zur ONORM EN 1990, Aus-
gabe 2013-03-15 noch die ONORM B 1990-1, Ausgabe 2013-01-01 hinzugefigt.

e Die unter Punkt 2.3 angefiihrten UberwachungsmaRnahmen wurden angepasst und nach
Punkt 2.1.2 verschoben.

e Fir Anderungen an bestehenden Bauwerken mit Auswirkungen auf bestehende Tragwerke
wurde ein Leitfaden erstellt, auf welchen in den Vorbemerkungen verwiesen wird.

Zu Punkt 2: Festlegungen zur Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit
Zu Punkt 2.1: Tragwerk

Grundsatzlich ist bei der Planung und Errichtung von Tragwerken oder Tragwerksteilen der Stand
der Technik einzuhalten.

Die Mdglichkeit der Abweichung bei bestehenden, unveranderten Tragwerken wurde vorgesehen,
um unverhdltnismafig hohen Anpassungsaufwand am Bestand zu vermeiden.

Unter rechtmé&Rigem Bestand ist zu verstehen, dass das bestehende Bauwerk dem von den Bau-
ordnungen geforderten Erhaltungszustand (unter Berticksichtigung der Instandhaltung) entspricht.
Das erforderliche Sicherheitsniveau des rechtmé&Rigen Bestands ist jenes, das zum Zeitpunkt der
Baubewilligung unter Berticksichtigung des damaligen Standes der Technik malRgebend war.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken mit Auswirkungen auf bestehende Tragwerke ist zur
Festlegung der Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit von bestehenden Tragwerken der Leitfaden
zur OIB-Richtlinie 1 ,Festlegung der Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit von bestehenden
Tragwerken* anzuwenden.

Ob ein rechtmaRiger Bestand, eine Anderung an einem bestehenden Bauwerk oder eine Neuerrich-
tung vorliegt, regeln die Lander im jeweiligen Baurecht.

Zu Punkt 2.1.2

Die UberwachungsmaRnahmen haben entsprechend dem jeweiligen Bauwerk jedenfalls auf der
Ebene der Berechnung und der Bemessung des Tragwerks anzusetzen (Ausfihrungsstatik, Detail-
statik und Ausfiihrungsplanung). Die UberwachungsmaRnahmen beschréanken sich auf die Anforde-
rungen der OIB-Richtlinie 1 (Tragwerksplanung) und beinhalten jedenfalls folgende Schwerpunkte:

o Kontrolle durch unabhéngige, nachvollziehbare Gegenrechnung der priffahigen Statik
o Uberprifung aller Ausfiihrungspléane wie Bewehrungs-, Holzbau-, Stahlbauplane etc.

Zum Aufwand fur die Fremduberwachung der Tragwerksplanung wird davon ausgegangen, dass
dieser der Grof3e und der Komplexitat des gegenstandlichen Bauwerkes angemessen sein wird.
D.h., dass kleinere, einfachere Bauwerke einen deutlich geringeren Aufwand fir die Fremdiberwa-
chung verursachen als gré3ere und komplexere Bauwerke.
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Bewusst wurde vermieden, Unterschiede zwischen Baustoffen und Bauarten einflieBen zu lassen.
Die beispielhaft in Klammern aufgezahlten Bauwerke sind zum einen nicht als taxativ anzusehen
und zum anderen nur im Zusammenhang mit der vorangestellten Definition anzuwenden. Die in
ONORM B 1990-1, Ausgabe 2013-01-01 auch erwéhnten wirtschaftlichen Folgen sind kein Schutz-
ziel des Baurechts, und kdnnen daher nicht als alleinige Begriindung fiir eine verpflichtende Fremd-
Uberwachung herangezogen werden. Im Zweifelsfall entscheidet die Behérde, ob ein Bauwerk den
Kriterien fiir die Notwendigkeit der Durchfiihrung von Uberwachungsmafnahmen unterliegt oder
nicht.

Fur Bauwerke, die zwar Infrastrukturfunktionen erfullen aber keinen wesentlichen Beitrag zur Ver-
sorgung liefern, ist die Notwendigkeit von Uberwachungsmafinahmen grundsétzlich nicht gegeben
bzw. sind diese im Einzelfall von der Behotrde festzulegen.

Dienen Bildungseinrichtungen wie Schulen Kindergarten etc. auch dem Katastrophenschutz, sind
fur diese auch bei einem widmungsgemafen Fassungsvermogen von weniger als 1.000 Personen
UberwachungsmafRnahmen durchzufihren.

Ein Bauwerk, das gemarR ONORM B 1990-1, Ausgabe 2013-01-01 in die Schadensfolgeklasse CC3
fallt unterliegt der UberwachungsmafRnahme bei der Planung DSL3 und der Uberwachungsstufe IL3.

In der Richtlinie wurde auf die Erwahnung der UberwachungsmaRnahmen DSL1 und DSL2 fiir die
Schadensfolgeklassen CC1 und CC2 verzichtet, da diese in der eigenen Organisation des Tragwerk-
planers liegen.
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Brandschutz

Ausgabe: Marz 2015
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlages
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefiihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaf § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1

2.2

221

2.2.2

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-Richt-
linien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke” angefiihrten Fassung.

Diese Richtlinie gilt flir Gebaude. Fir sonstige Bauwerke sind die Bestimmungen der Richtlinie sinn-
geman anzuwenden.

Werden in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anfor-
derungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt, gilt dies auch als erfiillt, wenn
o die fur die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 entsprechen
und

o die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.

RaumabschlieBende Bauteile missen zusatzlich —wenn ein Durchbrand nicht ausgeschlossen wer-
den kann — beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Fur Gebaude mit hochstens 15 m?2 Brutto-Grundflache, die auf eigenem Grund oder won Verkehrs-
flachen fur die Brandbekdmpfung zuganglich sind, werden keine Anforderungen hinsichtlich des
Brandschutzes gestellt.

Fur Gebaude mit gemischter Nutzung gelten die Anforderungen hinsichtlich des Brandschutzes fiir
die einzelnen Nutzungsbereiche als erfillt, wenn die fur die jeweiligen Nutzungen anzuwendenden
Bestimmungen der Richtlinien eingehalten werden.

Von den Anforderungen dieser OIB-Richtlinie kann entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen abgewichen werden, wenn vom Bauwerber nachgewiesen wird, dass das gleiche
Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinie erreicht wird. Hierbei ist der OIB-Leitfaden ,Abwei-
chungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte® anzuwenden.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken sind im Einzelfall gegebenenfalls Erleichterungen ent-
sprechend den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen zulassig.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Allgemeine Anforderungen und Tragfahigkeit im Brandfall

Werden in dieser Richtlinie Anforderungen an den Feuerwiderstand won Bauteilen mit Anforderun-
gen an das Brandwerhalten wvon Baustoffen wverknipft, beziehen sich die Anforderungen an das
Brandwverhalten nur auf jenen Teil der Konstruktion, der zur Erreichung der Feuerwiderstandsklasse
erforderlich ist. FUr allenfalls zuséatzlich angebrachte Bekleidungen, Beléage u. dgl. gelten hinsichtlich
des Brandwerhaltens wvon Baustoffen die Anforderungen der Tabelle 1la.

Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)

Es gelten — wenn im Folgenden nichts anderes bestimmt ist — die Anforderungen der Tabelle la.
Feuerwiderstand von Bauteilen

Es gelten — wenn im Folgenden nichts anderes bestimmt ist — die Anforderungen der Tabelle 1b.
Die fur die Standsicherheit von Wéanden und Decken erforderlichen aussteifenden und unterstitzen-

den Bauteile missen im Brandfall Uber jenen Zeitraum hindurch wirksam sein, welcher der fir diese
Wande und Decken geforderten Feuerwiderstandsdauer entspricht.
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3.1

3.11

3.1.2

3.1.3

3.14

3.1.5

3.1.6

3.1.7

3.1.8

3.1.9

3.1.10

Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerkes
Brandabschnitte

Fur Brandabschnitte in oberirdischen Geschol3en gilt:

Maximale Maximale Maximale Anzahl von

Nutzung Netto-Grundflache | Langsausdehnung ggﬁrjléd;;gggbgiim?_
Wohngebéude - 60 m -

Blronutzung oder 1.600 m? 60 m 4

biroahnliche Nutzung

andere Nutzung 1.200 mz 60 m 4

Brandabschnitte in unterirdischen GescholRen dirfen eine maximale Netto-Grundflache von 800 m2
nicht tberschreiten.

Brandabschnitte sind durch brandabschnittsbildende Bauteile (z.B. Wande, Decken) gegeneinander
abzutrennen. Bei Wanden won Treppenhausern, die Brandabschnitte begrenzen, gelten abweichend
dawon die Anforderungen an Trennwande gemald Tabelle 2a, 2b bzw. 3 einschlie3lich der zugehori-
gen Turen.

Ist im Brandfall mit einer mechanischen Beanspruchung von brandabschnittsbildenden Wanden zu
rechnen (z.B. durch im Brandfall umstiirzende Lagerungen), muss zusatzlich zu den Anforderungen
der Tabelle 1b auch das ,Leistungskriterium M*“ erfullt sein.

Brandabschnittsbildende Wé&nde missen mindestens 15 cm Uber Dach gefiihrt werden. Sie brau-
chen nur bis zur Dacheindeckung gefiihrt werden, wenn eine Brandibertragung durch andere Mal3-
nahmen wirksam eingeschrankt wird.

Offnungen in brandabschnittsbildenden Wanden bzw. Decken miissen Abschliisse erhalten, die die-

selbe Feuerwiderstandsdauer aufweisen, wie die jeweilige brandabschnittsbildende Wand bzw. De-

cke. Diese sind selbstschlieBend auszufiuhren, wenn nicht durch andere Maf3nahmen ein SchlieRen

im Brandfall bewirkt wird. Eine Ausfihrung in El2 30-C bzw. EI 30 ist zuléssig, wenn folgende Ge-

samtflachen aller Offnungen nicht tiberschritten werden:

(@ 5,00 m2zje gemeinsamen Wandanteiles zwischen zwei Brandabschnitten, wenn dieser Wandan-
teil nicht mehr als 50 m2 betragt,

(b) 10 m2je gemeinsamen Wandanteiles zwischen zwei Brandabschnitten, wenn dieser Wandanteil
mehr als 50 m2 betragt.

Begrenzen Decken Ubereinander liegende Brandabschnitte, so muss

(a) ein deckenubergreifender Auf3enwandstreifen von mindestens 1,20 m Hohe in EI 90 vorhanden
sein, oder

(b) die brandabschnittsbildende Decke muss mit einem mindestens 0,80 m horizontal auskragen-
den Bauteil gleicher Feuerwiderstandsklasse verlangert werden.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen Geschof3en sind Baustoffe

der Klasse A2 zu verwenden.

Tiren, Tore, Fenster und sonstige Offnungen in AuRenwénden, die an brandabschnittsbildende
Wande anschlie3en, mussen von der Mitte der brandabschnittsbildenden Wand — falls die horizon-
tale Brandiubertragung nicht durch gleichwertige MafRnahmen begrenzt werden kann — einen Ab-
stand von mindestens 0,50 m haben. Der Abstand solcher Offnungen wvoneinander muss bei Geb&u-
den, deren AuRlBenwénde an der brandabschnittsbildenden Wand einen Winkel von weniger als
135 Grad bilden, mindestens 3,00 m betragen. Diese Absténde gelten nicht fir den Bereich seitlicher
Wandabschliisse bei Arkaden, Einfahrten, Durchfahrten, Garagentoren, Loggien u. dgl.

Dachéffnungen sowie Offnungen in Dachgauben und &hnlichen Dachaufbauten miissen — horizontal
gemessen — mindestens 1,00 m von der Mitte der brandabschnittsbildenden Wand entfernt sein.

Grenzen Dachéffnungen und Glasdacher an einen hoheren Gebaudeteil eines anderen Brandab-
schnittes, missen diese innerhalb eines Abstandes von 4,00 m so beschaffen sein, dass ein Brand-
Uberschlag wirksam eingeschrankt wird.
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3.2 Trennwéande und Trenndecken

3.2.1 Wohnungen und Betriebseinheiten sind — ausgenommen Gebaude der Gebaudeklasse 1 — unterei-

nander sowie zu anderen Gebaudeteilen (z.B. Gange) entsprechend den Anforderungen der Ta-
belle 1b durch Trennwénde und Trenndecken zu trennen.
Mehrere Betriebseinheiten mit Blronutzung bzw. birodhnlicher Nutzung und Verkaufsstatten kon-
nen hierbei bis zur maximal zuldssigen Brandabschnittsflache als eine Betriebseinheit betrachtet
werden. Fir Wande von Treppenhdausern gelten abweichend dawon die Anforderungen gemaf den
Tabellen 2a, 2b bzw. 3.

3.2.2 Far Turen in Trennwanden und Trenndecken gilt:

(@) Tabelle 2a, 2b bzw. 3 fir Tiren in Wanden von Treppenhausern,

(b) El2 30 fur Turen in Trennwanden won Géangen zu Wohnungen oder von Géangen zu Betriebs-
einheiten mit Blronutzung oder buroahnlicher Nutzung sowie EI 30 fur diese Tiren umgebende
Glasflachen mit einer Flache von nicht mehr als der Turblattflache; ausgenommen dawon sind
Gebaude der Gebaudeklasse 2 mit nicht mehr als zwei Wohnungen,

(c) El2 30-C fur sonstige Turen in Trennwanden,

(d) EIl2 30 fur Turen bzw. Abschliisse in Decken zu nicht ausgebauten Dachraumen.

3.2.3 Sonstige Offnungen in Trennwanden bzw. Trenndecken miissen selbstschlieRende Abschliisse er-
halten, die dieselbe Feuerwiderstandsdauer aufweisen wie die jeweilige Trennwand bzw. Trennde-
cke.

3.3 Deckenlibergreifender AuRenwandstreifen

Fur Gebaude der Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen Geschol3en — ausgenommen
Wohngebaude — muss in jedem Geschol3 ein deckenlbergreifender AuRenwandstreifen von min-
destens 1,20 m Hohe in EI 30-ef und A2 bzw. EW 30-ef und A2 vorhanden sein. Diese Anforderung
gilt nicht, wenn

(@ ein mindestens 0,80 m horizontal auskragender Bauteil in REl 30 und A2 bzw. EI 30 und A2,

oder
(b) eine geeignete technische Brandschutzeinrichtung (z.B. Léschanlage)
vorhanden ist.

3.4 Schéachte, Kanéle, Leitungen und sonstige Einbauten

Liegen Schachte, Kanéle, Leitungen und sonstige Einbauten in Wanden bzw. Decken oder durch-
dringen diese, ist durch geeignete MaRnahmen (z.B. Abschottung, Ummantelung) sicherzustellen,
dass eine Ubertragung von Feuer und Rauch (iber die erforderliche Feuerwiderstandsdauer wirksam
eingeschrankt wird.

3.5 Fassaden

3.5.1 Bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 sind Au3enwand-Warmedammverbundsysteme so aus-
zufuhren, dass
(a) eine Brandweiterleitung Uber die Fassade auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Ge-
schof3 und
(b) das Herabfallen grol3er Fassadenteile wirksam eingeschrankt wird.

3.5.2 Fur Au enwand-Warmedammyverbundsysteme mit einer Warmedammung wvon nicht mehr als 10 cm
aus expandiertem Polystyrol (EPS) oder aus Baustoffen der Klasse A2 gelten die Anforderungen
gemanR Punkt 3.5.1 als erfillt.

3.5.3 Fur AulRenwand-Warmedammyverbundsysteme mit einer Warmedammung aus expandiertem Poly-
styrol (EPS) von mehr als 10 cm gelten die Anforderungen gemaf Punkt 3.5.1 als erfiillt, wenn
(a) injedem Geschol3 im Bereich der Decke ein umlaufendes Brandschutzschott aus Mineralwolle
mit einer Hohe wvon 20 cm, oder
(b) im Sturzbereich von Fenstern und Fenstertiiren ein Brandschutzschott aus Mineralwolle mit ei-
nem seitlichen Ubergriff von 30 cm und einer Hoéhe von 20 cm
verklebt und verdibelt ausgefuhrt wird.
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354

3.5.5

3.5.6

3.5.7

3.5.8

3.5.9

3.5.10

3.6

3.6.1

3.6.2

Fur AuBenwand-Warmedammverbundsysteme bei Gebduden der Gebaudeklasse 5 sind bei De-
ckenuntersichten von vor- oder einspringenden Gebaudeteilen (z.B. Erker, Balkone oder Loggien im
Freien) nur DAmmschichten bzw. Warmedammungen der Klasse A2 zulassig. Ausgenommen davon
sind vor- oder einspringende Gebaudeteile mit einer Tiefe von nicht mehr als 2,00 m.

Fur AuBenwand-Warmedammverbundsysteme bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 gelten

folgende Anforderungen:

(@ In offenen Durchfahrten bzw. Durchgangen, durch die der einzige Fluchtweg oder der einzige
Angrifisweg der Feuerwehr fuhrt, sind an Wanden und Decken nur Dammschichten bzw. War-
medammungen der Klasse A2 zulassig.

(b) Bei Wanden zu offenen Laubengéngen sind —wenn die Fluchtmdglichkeit nur in eine Richtung
gegeben ist — Dammschichten bzw. Warmedammungen von mehr als 10 cm Dicke nur in der
Klasse A2 zulassig.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 und 5 sind vorgehangte hinterliiftete, beltftete oder nicht hin-

terliftete Fassaden so auszufuhren, dass

(a) eine Brandweiterleitung Uber die Fassade auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Ge-
schof3, und

(b) das Herabfallen groRer Fassadenteile wirksam eingeschrankt wird.

Bei freistehenden, an mindestens drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflachen fir die

Brandbekampfung von aul3en zuganglichen Gebauden der Gebdudeklasse 4 gelten die Anforderun-

gen gemal Punkt 3.5.6 als erfullt, wenn

(@ die Dammschicht bzw. Warmedammung in A2 ausgefiihrt ist, und

(b) die Befestigungsmittel und Verbindungselemente einen Schmelzpunkt wvon mindestens
1.000 Grad Celsius (z.B. Stahl, Edelstahl) aufweisen, und

(c) die AuRenschicht in A2, B oder aus Holz und Holzwerkstoffen in D ausgefihrt ist, und

(d) ein allfalliger Hinterluftungsspalt eine Breite von nicht mehr als 6 cm aufweist.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 und 5 sind Doppelfassaden so auszufiihren, dass

(@) eine Brandweiterleitung Uber die Fassade auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Ge-
schof3,

(b) das Herabfallen groRRer Fassadenteile und

(c) eine Brandausbreitung Uber die Zwischenraume im Bereich von Trenndecken bzw. brandab-
schnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrankt werden.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 und 5 sind Vorhangfassaden so auszufihren, dass

(a) eine Brandweiterleitung Uber die Fassade auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Ge-
schof3,

(b) das Herabfallen groRR3er Fassadenteile und

(c) eine Brandausbreitung Uber Anschlussfugen und Hohlrdume innerhalb der Vorhangfassade im
Bereich won Trenndecken bzw. brandabschnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrankt werden.

In Sockelbereichen ist die Verwendung von Dadmmstoffen der Klasse E zulassig.
Aufzluge

Aufziige, die Brandabschnitte miteinander verbinden, sind in eigenen Schéchten zu fihren, die von
brandabschnittsbildenden Wanden und Decken begrenzt werden muissen. In Abhangigkeit der Nut-
zung der durch die Ladestellen der Aufziige erschlossenen Raume ist durch geeignete brandschutz-
technische MaRnahmen sicherzustellen, dass eine Ubertragung von Feuer und Rauch wirksam ein-
geschrankt wird.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 3 und 4 ist bei Aufzugschachten an der Schachtinnenseite eine
Bekleidung in A2 erforderlich. Bei Gebauden der Gebaudeklasse 5 missen die Schachtumwehrun-
gen von Aufzigen in A2 ausgefuhrt werden.
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3.7

3.7.1

3.7.2

3.7.3

3.8

3.8.1

3.8.2

3.8.3

3.9

3.9.1

3.9.2

3.9.3

3.94

3.9.5

3.9.6

Feuerstatten und Verbindungsstiicke

Feuerstatten und Verbindungsstiicke dirfen in solchen Raumen nicht angeordnet werden, in denen
nach Lage, GroRe, Beschaffenheit oder Verwendungszweck Gefahren fiir Personen entstehen kén-
nen (z.B. im Verlauf von Fluchtwegen auf3erhalb von Wohnungen bzw. Betriebseinheiten, in nicht
ausgebauten Dachrdumen).

Feuerstatten und Verbindungssticke missen von brennbaren Bauteilen, Bekleidungen und festen
Einbauten einen solchen Abstand aufweisen oder so abgeschirmt sein, dass diese unter allen beim
Betrieb auftretenden Temperaturen nicht entziindet werden kdnnen.

Verbindungsstiicke dirfen nicht durch Decken, in Wéanden oder in unzugénglichen bzw. unbeliifteten
Hohlrdumen gefiihrt werden.

Abgasanlagen

Abgasanlagen mussen rul3brandbestandig sein, wenn nicht aufgrund der anzuschlie3enden Feuer-
statten (z.B. Olfeuerstatten mit Geblasebrennern bzw. Brennwerttechnik, Gasfeuerstatten) ein Rul3-
brand ausgeschlossen werden kann.

Liegen Abgasanlagen in Wanden bzw. Decken oder durchdringen diese, ist durch geeignete Mal3-
nahmen (z.B. Abschottung, Ummantelung) sicherzustellen, dass eine Ubertragung von Feuer und
Rauch Uber die erforderliche Feuerwiderstandsdauer wirksam eingeschrankt wird.

Abgasanlagen missen von Bauteilen mit brennbaren Baustoffen einen solchen Abstand aufweisen,
dass diese unter allen beim Betrieb auftretenden Temperaturen nicht entziindet werden konnen.

Raume mit erh6hter Brandgefahr

Heiz-, Brennstofflager- und Abfallsammelraume gelten jedenfalls als Raume mit erhohter Brandge-
fahr.

Wande und Decken von Raumen mit erhéhter Brandgefahr missen in REI 90 bzw. EI 90 ausgefihrt
und raumseitig in A2 bekleidet sein. Turen und Tore oder sonstige Verschlisse missen in El2 30-C
ausgefuhrt werden. Bei Aul3enbauteilen gelten diese Anforderungen nur, wenn die Gefahr einer
Brandubertragung auf andere Gebé&udeteile besteht.

Bodenbelage in Heizraumen missen A2si, in Abfallsammelraumen Bii entsprechen.

Ein Heizraum ist erforderlich fiir

(&) Feuerstatten zur Erzeugung wvon Nutzwérme fir die Raumheizung bzw. Warmwasserbereitung
mit einer Nennwarmeleistung von mehr als 50 kW, oder

(b) Feuerstatten fur feste Brennstoffe mit automatischer Beschickung.

Abweichend von Punkt 3.9.4 ist ein Heizraum nicht erforderlich

(@ fur Warmlufterzeuger und Heizstrahler, wenn diese lediglich der Beheizung des Aufstellungs-
raumes dienen, oder

(b) fur Feuerstatten fur feste Brennstoffe mit automatischer Beschickung mit einer Nennwarmeleis-
tung von nicht mehr als 50 kW, die einen Vorratsbehélter mit einem Fassungsvermégen von
nicht mehr als 1,50 m? aufweisen, oder

(c) in Gebauden der Gebaudeklasse 1bzw. Reihenhdusern der Gebaudeklasse 2 mit einer Feuer-
statte fur Pellets mit automatischer Beschickung und technischen MalRnahmen gegen Rick-
brand, mit einer Nennwéarmeleistung von nicht mehr als 50 kW und einem Fassungsvermogen
des Lagerbehélters von nicht mehr als 15 m3, der durch geeignete MalRnahmen gegen gefahr-
bringende Erwarmung geschiitzt ist.

Raume, in denen feste Brennstoffe gelagert werden, sind innerhalb von Gebaudeteilen mit Aufent-

haltsraumen als Brennstofflagerraum auszufihren, wenn

(@) die Netto-Grundflaiche eines solchen Raumes mehr als 15 m2 oder die Raumhthe mehr als
3,00 m betragt, oder

(b) mehr als 1,50 m3 feste Brennstoffe zur automatischen Beschickung der zugehorigen Feuer-
statte gelagert werden, oder
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3.9.7

3.9.8

3.9.9

3.10

3.10.1

3.10.2

3.11

3.12

3.12.1

3.12.2

4.1

(c) mehr als 15 m3 Pellets zur automatischen Beschickung von Feuerstéatten in Gebauden der Ge-
béaudeklasse 1 bzw. Reihenhausern der Gebaudeklasse 2 gelagert werden.

Eine gemeinsame Aufstellung von Behaltern fiir feste Brennstoffe in Form von Pellets und der zuge-
horigen Feuerstatte mit einer Nennwarmeleistung von mehr als 50 kW und automatischer Beschi-
ckung in einem Heizraum ist zuldssig, falls nicht mehr als 15 m3 gelagert werden und die Lagerbe-
halter durch geeignete MalRnahmen gegen gefahrbringende Erwarmung geschitzt sind.

Die Lagerung won flissigen Brennstoffen mit einem Flammpunkt von mehr als 55 °C in Mengen wvon
mehr als 500 Liter innerhalb wvon Gebéaudeteilen mit Aufenthaltsraumen hat in einem Brennstoffla-
gerraum zu erfolgen, der héchstens im zweiten oberirdischen Geschol3 liegen darf. Abweichend da-
wvon ist bei Gebauden der Gebaudeklasse 1 bzw. Reihenhausern der Gebaudeklasse 2 eine Lager-
menge von nicht mehr als 1.000 Liter zulassig.

Eine gemeinsame Aufstellung von Lagerbehdltern fir flissige Brennstoffe mit einem Flammpunkt
won mehr als 55 °C und zugehoriger Feuerstatte in einem Heizraum ist zulassig, falls nicht mehr als
5.000 Liter gelagert werden und die Lagerbehdlter durch geeignete MaRnahmen (z.B. Abstand, Ab-
schirmung, Ummantelung) gegen gefahrbringende Erwarmung geschitzt sind.

Erste und erweiterte Loschhilfe

Wenn es der Verwendungszweck erfordert, jedenfalls aber in Gebauden mit Wohnungen bzw. Be-
triebseinheiten sind ausreichende und geeignete Mittel der ersten Loéschhilfe (z.B. tragbare Feuerl6-
scher) bereitzuhalten.

In Gebauden der Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen GeschoRen missen in jedem
Geschol? Wandhydranten mit formbestandigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussmdglichkeit
fur die Feuerwehr zur Brandbekampfung wvorhanden sein. Abweichend davon geniigt bei Gebauden,
die in allen GeschoRen oder oberhalb des ersten oberirdischen Geschol3es gelegenen GescholRen
Uberwiegend Wohnzwecken dienen, eine trockene Loschleitung mit geeigneter Anschlussmdoglich-
keit fur die Feuerwehr zur Brandbekampfung in jedem Geschol3.

Rauchwarnmelder

In Wohnungen muss in allen Aufenthaltsrdumen — ausgenommen in Kiichen — sowie in Gangen,
Uber die Fluchtwege von Aufenthaltsraumen fiihren, jeweils mindestens ein unvernetzter Rauch-
warnmelder angeordnet werden.

Rauchableitung aus unterirdischen GescholRen

Es missen geeignete Vorkehrungen getroffen werden, die eine Rauchableitung ins Freie ermogli-
chen, wobei die Rauchableitung aus einzelnen Raumen innerhalb eines Brandabschnittes Uber ge-
meinsame Offnungen erfolgen darf. Fiir Gebaude der Gebaudeklasse 1 und fiir Reihenhauser der
Gebaudeklasse 2 gelten diese Anforderungen nicht.

Punkt 3.12.1 gilt als erfullt, wenn

(@) bei einer Netto-Grundflache von nicht mehr als 400 m2 Offnungen ins Freie mit einer Flache von
mindestens 0,50 m2 bzw.

(b) bei einer Netto-Grundflache won mehr als 400 m2 Offnungen ins Freie mit einer Flache von
mindestens 1,00 m2 vorhanden sind

und die erforderlichen Abschliisse der Wand- oder Deckendéffnungen mit Mitteln der Feuerwehr ge-

offnet werden konnen.

Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke

Betragt der Abstand eines Bauwerkes von der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze weniger
als 2,00 m, so istdie zur Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze gerichtete Seite des Bauwerkes
mit einer brandabschnittshildenden Wand gemaR Tabelle 1b abzuschlielen.

In diesen Abstand durfen Bauwerksteile (z.B. Dachvorspriinge, Vordacher, Erker, Balkone) nur dann
hineinragen, wenn fur diese zusatzliche brandschutztechnische MaRnahmen getroffen werden.
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4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

51

511

5.1.2

51.3

514

Eine brandabschnittsbildende Wand gemafl} Punkt 4.1 ist nicht erforderlich,

(@ wenn das angrenzende Nachbargrundstiick bzw. der Bauplatz aufgrund tatséchlicher oder
rechtlicher Umstande von einer kiinftigen Bebauung ausgeschlossen ist (z.B. Verkehrsflachen
im Sinne der raumordnungsrechtlichen Bestimmungen, offentliche Parkanlagen oder Gewas-
ser), oder

(b) bei untergeordneten eingescholRigen Bauwerken (z.B. Schutzdacher, Gerateschuppen, Boots-
hitten) mit insgesamt nicht mehr als 50 m2 tberbaute Flache, wenn aufgrund der baulichen
Umgebung eine Brandibertragung auf Bauwerke der Nachbargrundstiicke nicht zu erwarten
ist, oder wenn eine der jeweiligen Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand
Uber die gesamte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 30 bzw. EI 30 errichtet wird; bei
der Berechnung der Uberbauten Flache sind allfallige Uberdachte Stellplatze einzubeziehen,
oder

(c) bei Schutzhitten in Extremlagen.

Offnungen in brandabschnittsbildenden Wanden gemaR Punkt 4.1 miissen selbstschlieRende Ab-
schlisse erhalten, die dieselbe Feuerwiderstandsdauer wie die brandabschnittsbildende Wand auf-
zuweisen haben.

Bei gemeinsamer Nutzung einzelner Raume oder Raumgruppen benachbarter Gebaude sind Ver-
bindungsoéffnungen zulassig, wenn der Brandschutz dadurch nicht beeintrachtigt wird.

Bei brandabschnittsbildenden Wanden gemal Punkt 4.1 mussen Wandbeldge und Wandbekleidun-
gen (z.B. AuBenwand-Warmedammverbundsysteme) in A2 ausgefiihrt werden. Diese Anforderung
gilt nicht:

(&) fur Gebaude der Gebaudeklassen 1, 2 und 3, oder

(b) wenn an diese Wand nicht angebaut werden darf.

Die Anforderungen der Punkte 3.1.5, 3.1.8, 3.1.9 und 3.1.10 gelten bei brandabschnittsbildenden
Wanden gemafld Punkt 4.1 bezogen auf die Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze.

Betragt der Abstand zwischen Gebduden auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz nicht mindes-
tens 4,00 m, sind erforderlichenfalls zusatzliche brandschutztechnische MaRnahmen zu treffen, die
auf die baulichen Gegebenheiten der AuBenwande abzustimmen sind. Dies gilt nicht fiir den Abstand
won untergeordneten eingescholBigen Bauwerken gemal Punkt 4.2 (b) zu Gebauden der Gebaude-
klasse 1 bzw. Reihenhauser der Gebaudeklasse 2.

Flucht- und Rettungswege

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes —ausgenommen nicht ausgebaute Dachraume — muss in héchstens

40 m Gehweglange erreichbar sein:

(&) ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien, oder

(b) ein Treppenhaus oder eine Aul3entreppe gemald Tabelle 2a bzw. 2b mit jeweils einem Ausgang
zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien, oder

(c) ein Treppenhaus oder eine Aul3entreppe gemald Tabelle 3 mit jeweils einem Ausgang zu einem
sicheren Ort des angrenzenden Gelédndes im Freien, wobei zuséatzlich Punkt 5.1.4 gilt.

Bei Wohnungen wird abweichend von Punkt 5.1.1 in den Fallen (b) und (c) die Gehweglange ab der
Wohnungseingangstire gemessen. Dabei dirfen sich die Wohnungen Uber hochstens zwei Ge-
schol3e erstrecken.

Zwischen Treppenhdausern und Géangen sind Turen gemal Tabelle 2a, 2b bzw. 3 anzuordnen.

Im Falle von Punkt 5.1.1 (c) muss zuséatzlich

(@) ein Rettungsweg gemaf Punkt 5.2 vorhanden sein, oder

(b) in jedem GescholR mit mindestens einem Aufenthaltsraum ein unabhangiger Fluchtweg zu ei-
nem weiteren Treppenhaus oder einer weiteren Aul3entreppe jeweils gemald Tabelle 3 erreich-
bar sein, wobei die Gehweglange nicht begrenzt ist, oder

(c) ein unabhangiger Fluchtweg zu einem benachbarten Brandabschnitt erreichbar sein, der tber
einen direkten Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien oder ein
Treppenhaus bzw. eine AulRentreppe verflgt, wobei die Gehweglange zum benachbarten
Brandabschnitt nicht begrenzt ist.
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5.2.1

5.2.2

5.3

5.3.1

5.3.2

5.3.3

534

5.3.5

5.3.6

Die Fluchtwege gemafd Punkt 5.1.4 (b) bzw. (c) durfen bei Wohnungen auf eine Lange von hdchstens
15 m bzw. bei Betriebseinheiten auf eine Léange wvon héchstens 25 m gemeinsam mit dem Fluchtweg
gemafd Punkt 5.1.1 (c) verlaufen (z.B. Stichgang).

Werden Treppenhauser atrien- oder hallendhnlich ausgefiihrt, sind gegebenenfalls von den Anfor-
derungen der Tabelle 2a, 2b bzw. 3 abweichende bzw. erganzende Brandschutzmalnahmen zu
treffen.

Rettungswege

Ein Rettungsweg mit Geraten der Feuerwehr ist nur zulassig, wenn folgende Anforderungen erfillt

werden:

(@ Erreichbarkeit jeder Wohnung bzw. Betriebseinheit in jedem Geschol? tiber die Fassade, wobei
bei Wohnungen, die sichlber nicht mehr als zwei Geschol3e erstrecken, die Erreichbarkeit einer
Ebene genigt,

(b) Vorhandensein geeigneter Gebaudedffnungen,

(c) Anfahrtsweg der Feuerwehr bis zum Gebaude won hoéchstens 10 km,

(d) Errichtung geeigneter Zugéange, Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflachen fur die erforderli-
chen Rettungsgerate der Feuerwehr.

Ein fest verlegtes Rettungswegesystem an der GebdudeauRenwand ist nur zuléssig, wenn folgende

Anforderungen erfillt werden:

(@ Erreichbarkeit jeder Wohnung bzw. Betriebseinheit in jedem Geschol? tiber die Fassade, wobei
bei Wohnungen, die sichlber nicht mehr als zwei Geschol3e erstrecken, die Erreichbarkeit einer
Ebene genigt,

(b) Vorhandensein geeigneter Gebaudedffnungen,

(c) Erreichbarkeit eines sicheren Ortes des angrenzenden Gelandes im Freien.

Gange, Treppen und Tiren im Verlauf von Fluchtwegen auRerhalb von Wohnungen bzw. Be-
triebseinheiten

Fuhren Fluchtwege Uber Géange zu Treppenhausern gemaf Tabelle 2a, 2b bzw. 3, so sind die De-
cken zwischen Ubereinanderliegenden Géangen

(@) in Gebauden der Gebéaudeklasse 2 in REI 30,

(b) in Gebauden der Gebaudeklasse 3 und 4 in REI 60,

(c) inGebauden der Gebaudeklasse 5 mitnicht mehr als sechs oberirdischen GescholRenin REI 90

und

(d) in Gebauden der Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen GescholRen in REI 90 und
A2

auszufuhren.

Gange — ausgenommen offene Laubengéange — sind mindestens alle 40 m durch Tiren in E 30-C zu
unterteilen.

Laufe und Podeste von Treppen innerhalb von Gebauden missen

(@) in Gebauden der Gebaudeklasse 2 in R 30 oder A2,

(b) in Gebauden der Gebaudeklasse 3 und 4 in R 60,

(c) in Gebauden der Gebaudeklasse 5 mit nicht mehr als sechs oberirdischen GeschoRen in R 90,
und

(d) in Gebauden der Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen Geschofl3en in R 90 und
A2

ausgefuhrt werden.

Fur Treppenlaufe und Podeste in Treppenhausern gelten abweichend von Punkt 5.3.3 die Bestim-
mungen der Tabellen 2a, 2b bzw. 3.

Fir geschlossene Laubengange gelten die Anforderungen an Gange.

Wande und Decken wvon offenen Laubengangen missen den Anforderungen an Trennwéanden und
Trenndecken gemalR Tabelle 1b entsprechen. Abweichend dawon geniigt bei Gebauden bis ein-
schlieBlich der Gebaudeklasse 4 bei offenen Laubengangen eine Ausfihrung in A2, wenn Flucht-
wege zu zwei verschiedenen Treppenhausern bzw. AuRentreppen bestehen und die Standfestigkeit
des Laubenganges unter Brandeinwirkung sichergestellt ist.
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7.1

7.1.1

7.1.2

7.1.3

Die auf offene Laubengédnge mindenden Fenster missen in El 30 entweder als Fixverglasung oder

selbstschlieRend ausgefihrt werden. Alternativ kdnnen vor die Fenster Abschlisse in EI 30 wvorge-

setzt werden, die im Brandfall selbsttatig schlieRen. Die auf offene Laubengange mindenden Tiren

sind in El2 30 auszufiihren. Die Anforderungen gelten nicht, wenn

(@ die Gehweglange gemald Punkt 5.1.1 zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geléandes im
Freien nicht mehr als 40 m betragt, oder

(b) Fluchtwege zu zwei verschiedenen Treppenhausern bzw. AuRentreppen bestehen, oder

(¢) Fluchtwege zu einem Treppenhaus bzw. einer AuRentreppe und zu einem fest verlegten Ret-
tungswegesystem bestehen, oder

(d) die Verglasungen in der AulRenwand erst oberhalb einer Parapeththe von 1,50 m angeordnet
sind sowie die Bristung des Laubenganges — ausgenommen konstruktionsbedingte Offnungen
won héchstens 3 cm im Sockelbereich — geschlossen ist, oder

(e) bei Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 ein Rettungsweg fiir jede Wohnung bzw. jede Be-
triebseinheit durch Gerate der Feuerwehr an einer anderen Gebaudeseite als jener mit der Lau-
bengangseite maoglich ist.

Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung

Bei Wohngebauden der Gebaudeklasse 5 sowie bei sonstigen Gebauden der Gebaudeklassen 4
und 5 ist eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung in Treppenhéusern, AufRentreppen und in Géan-
gen aufBerhalb von Wohnungen bzw. Betriebseinheiten im Verlauf von Fluchtwegen sowie im Verlauf
des fest verlegten Rettungswegesystems an der GebaudeauRenwand zu installieren.

Brandbekampfung

Gebaude missen grundséatzlich zur Brandbekampfung zugénglich sein. Die erforderlichen Zufahr-
ten, Aufstell- und Bewegungsflachen fir Feuerwehrfahrzeuge missen ausreichend befestigt und
tragfahig sein. Bei Gebauden der Geb&udeklasse 1, 2 und 3 ist eine ausreichende Zuganglichkeit
jedenfalls dann gegeben, wenn der am weitesten entfernte Gebaudezugang, der fir die Erschlie-
Bung notwendig ist, in einer Entfernung von héchstens 80 m Gehweglange von der Aufstellflache fir
die Feuerwehrfahrzeuge liegt. Bei Gebauden der Geb&udeklasse 4 und 5 sind hinsichtlich der Ent-
fernung der Aufstellfiache vom Geb&ude die Einsatzmoglichkeiten der Feuerwehr zu beriicksichti-
gen. Bei Gebauden, bei denen die Zuganglichkeit fir die Feuerwehr zur Brandbekampfung nicht
ausreichend gegeben ist, kdnnen zusatzliche brandschutztechnische Mafldnahmen erforderlich wer-
den.

Besondere Bestimmungen

Dieser Punkt enthalt ergdnzende bzw. abweichende Bestimmungen zu den Anforderungen gemaf
den Punkten 2 bis 6.

Land- und forstwirtschaftliche Wohn- und Wirtschaftsgebaude

Fir nebeneinander liegende Geb&aude oder Geb&udeteile, die wvoneinander brandabschnittsmaRig
getrennt sind, ist die Einstufung in eine Gebaudeklasse jeweils gesondert vorzunehmen.

Der Wirtschaftstrakt ist vom Wohnbereich durch durchgehende brandabschnittshildende Wande
bzw. Decken in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 zu trennen. Abweichend davon genigt bei nicht
ganzjahrig genutzten landwirtschaftlichen Gebauden mit einer Netto-Grundflache wvon nicht mehr als
1.200 m2 (z.B. Almhdtten) eine Ausfihrung in REI 60 bzw. EI 60.

In oberirdischen GescholRen von Wirtschaftsgebduden kann

(@) won der erforderlichen Feuerwiderstandsdauer tragender Bauteile gemaf Tabelle 1b, sowie
(b) von der zulassigen Grof3e eines Brandabschnittes gemal Punkt 3.1.1

jeweils nach Lage und Nutzung abgewichen werden.
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7.1.5

7.1.6

7.1.7

7.1.8

7.2

7.2.1

7.2.2

7.2.3

7.2.4

7.2.5

7.2.6

7.2.7

7.2.8

Fir Brandabschnitte von Stéllen, bei denen Nutzungen wie Futterlager, Melkbereich, Fressplatz,
Laufhof im gleichen Brandabschnitt zusammengefasst werden konnen, gilt

Maximale . R .
Nutzung Netto-Grundfliche des Maximale Langs- FeuerW|derstan'd
. ausdehnung tragende Bauteile
Brandabschnittes
eingeschoRiger Stall 2.000 m? - -
eingeschofl3iger Stall mit 2.000 m2 - R 30 fur Decke Uber
deckenlastigem Bergeraum Stall einschlieBlich
Tragkonstruktion
eingeschoRiger Stall () 3.000 m? - R 30

(1) Offene Arbeitsbuhnen mit einer Netto-Grundflache von nicht mehr als 10 % der Netto-Grundflache des Stalles blei-
ben unbericksichtigt.

Stalle sind gegen dariber liegende Gebé&udeteile durch Decken in R 30 zu trennen.

Werkstatten sowie Einstellrdume fir kraftstoffbetriebene Fahrzeuge bzw. Maschinen sind gegen an-
grenzende Gebaudeteile des Wirtschaftstraktes durch Wande bzw. Decken in REI 90 und A2 bzw.
El1 90 und A2 zu trennen.

Wirtschaftsgebdude missen won der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze so weit entfernt
sein, dass unter Beriicksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Brandiubertragung auf Nachbarge-
baude weitgehend wverhindert wird. Abweichend wvon den Punkten 4.1 muss bei AuRenwanden wvon
Wirntschaftsgebauden der Abstand zur Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze gleich 6/10 der
Hohe der zugekehrten AuRenwand, mindestens jedoch 3,00 m betragen, falls die AuRenwand kei-
nen definierten Feuerwiderstand aufweist.

Fur land- und forstwirtschaftliche Wirtschaftsgebaude darf die OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei
Betriebsbauten“ herangezogen werden.

Schul- und Kindergartengebaude sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung

Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2 — ausgenommen solche mit nur einem oberirdischen Ge-
schof — sind als Gebaude der Gebaudeklasse 3 einzustufen.

Wande und Decken, die Treppenhauser, Zentralgarderoben, Physik-, Chemie-, Werkraume samt
zugehdriger Lehrmittelrdume, Lehrkiichen u. dgl. begrenzen, sind als Trennwande bzw. Trennde-
cken auszufihren.

Abweichend zu Punkt 5 darf bei Gescholien mit Unterrichtsraumen oder Gruppenrdumen Punkt 5.2
nicht angewendet werden. Punkt 5.1.1 (b) darf nur in Gebauden mitnicht mehr als zwei oberirdischen
Geschol3en angewendet werden, in denen sich im zweiten oberirdischen Geschol3 widmungsgemal
nicht mehr als 120 Personen aufhalten koénnen.

Physik- und Chemierdume mussen jeweils Uber zwei getrennte Ausgange verfiigen. Turen zu
Zentralgarderoben, Physik-, Chemie- und Werkraumen samt zugehorigen Lehrmittelrdumen, Lehr-
kichen u. dgl. missen in El2 30-C ausgefiihrt werden. Ist eine Beeintrachtigung durch Strahlungs-
warme nicht zu erwarten, gentgt eine Ausfihrung in E 30-C.

Bei oberirdischen GeschoRRen darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache von 1.600 m2 nicht
Uberschreiten.

Feuerstatten fur eine zentrale Wéarmebereitstellung mussen jedenfalls in einem Heizraum aufgestellt
werden, der den Anforderungen der Punkte 3.9.2 bis 3.9.4 zu entsprechen hat. Ausgenommen da-
wvon sind Gasthermen mit einer Nennwérmeleistung von nicht mehr als 50 kW, wenn diese in einem
Raum aufgestellt sind, der gegen unbefugten Zutritt gesichert ist.

Betragt die Brutto-Grundflache nicht mehr als 3.200 m2, muss in Treppenhdusern, Aul3entreppen
und Gangen im Verlauf von Fluchtwegen eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung wvorhanden sein.
Bei einer Brutto-Grundflache won mehr als 3.200 m2 ist eine Sicherheitsbeleuchtung erforderlich.

Es missen geeignete Alarmierungseinrichtungen worhanden sein, durch die im Gefahrenfall eine
Warnung der im Geb&aude anwesenden Personen ermdglicht wird.
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7.3

7.3.1

7.3.2

7.3.3

7.3.4

7.3.5

7.3.6

7.3.7

7.3.8

7.3.9

7.3.10

In Geb&duden oder Gebé&udeteilen, in denen Kindergérten bzw. vergleichbare Nutzungen unterge-
bracht sind, missen in allen Aufenthaltsraumen sowie in Gangen, uber die Fluchtwege von Aufent-
haltsraumen fiihren, vernetzte Rauchwarnmelder angeordnet werden.

Beherbergungsstatten, Studentenheime sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung

Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2 — ausgenommen solche mit nur einem oberirdischen Ge-
schol3 — sind als Gebaude der Gebaudeklasse 3 einzustufen.

Bei oberirdischen GeschoRen darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache won 1.600 m?2 nicht
Uberschreiten.

Wande von Bettenbereichen zu Raumen anderer Nutzung (z.B. Kiichen einschlie3lich zugehoriger
Lagerrdume, Speiserdume, Wellnessbereiche) sind als Trennwénde auszufiihren. Decken zwischen
oberirdischen Geschol3en sind als Trenndecken auszufiihren. Bei Beherbergungsstatten mit nicht
mehr als sechs oberirdischen Geschol3en gelten die Anforderungen hinsichtlich des Brandverhaltens
an Gelanderfullungen won Balkonen und Loggien gemaR Tabelle 1a und hinsichtlich des Feuerwi-
derstands an Balkonplatten gemaf Tabelle 1b nicht.

Ein einziger Fluchtweg Uber ein Treppenhaus bzw. eine AuRentreppe gemaf Punkt 5.1.1 (b) ist nur
zulassig in Beherbergungsstatten mit nicht mehr als 100 Gastebetten, wenn die Wéande zwischen
Gangen und Gastezimmern bzw. Gangen und sonstigen Raumen in REI 30 bzw. El 30 ausgefihrt
werden. Turen in diesen Wanden mussen El2 30-C entsprechen.

Abweichend von Punkt 5.1.4 (a) darf der zweite Fluchtweg durch einen Rettungsweg mit Geraten
der Feuerwehr nur ersetzt werden, wenn in der Beherbergungsstéatte insgesamt nicht mehr als
100 Gastebetten und in jedem nicht zu ebener Erde gelegenen Geschol3 nicht mehr als 30 Gaste-
betten vorhanden sind und in der gesamten Beherbergungsstétte eine automatische Brandmelde-
anlage mit automatischer Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten 6f-
fentlichen Alarmannahmestelle vorhanden ist.

Abweichend wvon Punkt 5.1.4 (a) darf der zweite Fluchtweg durch ein fest verlegtes Rettungswege-
system an der GebdudeauRenwand nur ersetzt werden, wenn die Anforderungen gemaf Punkt 5.2.2
fir jedes Gastezimmer erfillt sind.

Bodenbelage in Aufenthaltsraumen (z.B. Restaurant, Bar) missen Cii-s2 entsprechen, wobei Holz
und Holzwerkstoffe in Dfi zuldssig sind. Wand- und Deckenbeldge missen C-s2, dO entsprechen,
wobei Holz und Holzwerkstoffe in D zulassig sind.

Feuerstatten fir eine zentrale Warmebereitstellung missen jedenfalls in einem Heizraum aufgestellt
werden, der den Anforderungen der Punkte 3.9.2 bis 3.9.4 zu entsprechen hat. Ausgenommen da-
won sind Gasthermen mit einer Nennwarmeleistung won nicht mehr als 50 kW, wenn diese in einem
Raum aufgestellt sind, der gegen unbefugten Zutritt gesichert ist.

In Beherbergungsstatten mit nicht mehr als 60 Géastebetten muss in Treppenh&ausern, Aul3entreppen
und Gangen im Verlauf von Fluchtwegen sowie im Verlauf des fest verlegten Rettungswege-Systems
an der Gebaudeaulzenwand eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung worhanden sein. In Beher-
bergungsstatten mit mehr als 60 Gastebetten ist eine Sicherheitsbeleuchtung erforderlich.

Hinsichtlich MaRnahmen zur Brandfriiherkennung und Alarmierung haben Beherbergungsstatten in

Abhangigkeit von der Anzahl der Gastebetten folgende Anforderungen zu erfillen:

(@) fur nicht mehr als 30 Gastebetten sind in den Gastezimmern sowie in Gangen, Uber die Flucht-
wege fuhren, vernetzte Rauchwarnmelder zu installieren. Die Rauchwarnmelder missen so
eingebaut und betrieben werden, dass Brandrauch frihzeitig erkannt und gemeldet wird,

(b) fur 31 bis 100 Géastebetten ist fir die gesamte Beherbergungsstatte eine automatische Brand-
meldeanlage zu installieren,

(c) fur mehr als 100 Gastebetten istfiir die gesamte Beherbergungsstatte eine automatische Brand-
meldeanlage mit automatischer Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig be-
setzten offentlichen Alarmannahmestelle zu installieren.

Wird der Bereich mit Personalbetten nicht vom Bereich mit Gastebetten durch Trennwénde bzw.

Trenndecken getrennt, sind die Personalbetten den Gastebetten zuzurechnen.
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In Beherbergungsstatten mit mehr als 100 Géastebetten missen in jedem Geschol3 Wandhydranten
mit formbestandigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussmdglichkeit fir die Feuerwehr zur
Brandbekéampfung worhanden sein.

Fur Studentenheime sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung gelten die Bestimmungen
gemanR Punkt 7.3.1 bis 7.3.11 sinngemal.

Fur Schutzhitten in Extremlage gelangen die Punkte 7.3.1 und 7.3.6 nicht zur Anwendung. Abwei-
chend zu Punkt 7.3.10 (b) und (c) darf zur Brandfriiherkennung und Alarmierung eine Gefahrenmel-
deanlage installiert werden.

Verkaufsstatten

Abweichend von Tabelle 1b dirfen tragende Bauteile von freistehenden Verkaufsstatten mit nur ei-
nem oberirdischen Geschol3 in R 30 oder A2 hergestellt sein.

Verkaufsstatten mit einer Verkaufsfliche von mehr als 600 m2 und nicht mehr als 3.000 m2 und mit
nicht mehr als drei in offener Verbindung stehenden GeschoRen missen folgende Anforderungen
erfullen:

(@ Raume, die nicht zur Verkaufsstatte gehoren, sind durch brandabschnittsbildende Wande bzw.
Decken zu trennen.

(b) Hinsichtlich der Anforderungen an Brandabschnitte von Verkaufsflachen gilt Tabelle 4.

(c) Abweichend zu Punkt 5 durfen bei GeschofRen mit Verkaufsflachen die Punkte 5.1.1 (b) und 5.2
nicht angewendet werden.

(d) In Verkaufsstatten mit einer Verkaufsfliche von insgesamt nicht mehr als 2.000 m2istim Verlauf
der Fluchtwege eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung zuinstallieren. In Verkaufsstatten mit
einer Verkaufsflache won insgesamt mehr als 2.000 m? ist eine Sicherheitsbeleuchtung erfor-
derlich.

Fiur Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als 3.000 m2 oder fur Verkaufsstatten mit
mehr als drei in offener Verbindung stehenden Geschol3en ist ein Brandschutzkonzept erforderlich,
das dem OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* zu entsprechen
hat.

Betriebsbauten

Es gelten die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten®.

Garagen, Uberdachte Stellplatze und Parkdecks

Es gelten die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen, Uberdachten Stell-
platzen und Parkdecks"”.

Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m

Es gelten die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.3 ,Brandschutz bei Gebduden mit einem Flucht-
niveau von mehr als 22 m*“.

Sondergebaude

Fur folgende Sondergebaude ist ein Brandschutzkonzept erforderlich, das dem OIB-Leitfaden ,Ab-

weichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* zu entsprechen hat:

(@ Versammlungsstatten fur mehr als 1.000 Personen,

(b) Krankenhauser,

(c) Alters- und Pflegeheime,

(d) Justizanstalten,

(e) Sonstige Sondergebdude und Bauwerke, auf die die Anforderungen dieser Richtlinie aufgrund
des Verwendungszwecks oder der Bauweise nicht anwendbar sind.
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Osterreichisches Institut fir Bautechnik OIB-330.2-011/15 OIB-Richtlinie 2
Tabelle 1a: Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
CK 5
s <6 > 6
Gebéaudeklassen (GK) CK 1 GK 2 CK 3 CK 4 oberirdischeloberirdische
GeschofRRe |Gescholie
1 Fassaden
1.1 AuBenwand-Warmedammverbundsysteme [E [D [D |c-d1 |c-d1 |C-d1
1.2 Fassadensysteme, vorgehangte hinterliftete, beltftete oder nicht hinterliiftete
1.2.1 Gesamtsystem  oder |E |D-d1 |D-d1 [B-d1® " |B-d1 ™ |B-d1
1.2.2 Einzelkomponenten
- AuRenschicht E D D A2-d1%  |A2-d1"? A2-d1®
- Unterkonstruktion stabformig / punktférmig E/E D/D D/A2 D /A2 D/A2 C/A2
- Dammschicht bzw . Warmedammung E D D B B BY
1.3  sonstige AuRenwandbekleidungen oder -belage  [E D-d1 D-d1 B-d1“ |B-d1® B-d1
1.4 Gebaudetrennfugenmaterial E E E A2 A2 A2
1.5  Gelanderfullungen bei Balkonen, Loggien u. dgl. |- - - B® B® B
2 Gange und Treppen jeweils auBerhalb von Wohnungen: Bekleidungen und Belédge sowie abgehangte Decken

2.1  Wandbekleidungen ®
2.1.1 Gesamtsystem  oder |- [ [D |c B B
2.1.2 Enzelkomponenten

- AuRenschicht - D D c“ B B

- Unterkonstruktion - D D A2@W A2@ A2®W

- Dammschicht bzw . Warmedammung - C C C A2 A2
2.2 abgehangte Decken - D-do D-dO C-s1,d0 |B-s1,dO B-s1,d0
2.3 Wand- und Deckenbelage - D-dO D-dO C-s1,d0 |B-s1,dO B-s1,d0
2.4  Bodenbelage - Dn Dn Ci-s1®  |Ci-s1 Ci-s1
3 Treppenhauser: Bekleidungen und Belage sowie abgehangte Decken
3.1 Wandbekleidungen
3.1.1 Gesamtsystem  oder |- |D |c B |A2 |A2
3.1.2 Enzelkomponenten

- AuRenschicht - D cw B A2 A2

- Unterkonstruktion - D A2 A2 A2 A2

- Dammschicht bzw . Warmedammung - C C A2 A2 A2
3.2 abgehangte Decken - D-s1,d0 [C-s1,d0 |B-s1,d0 [A2-s1,dO A2-s1,d0
3.3 Wand- und Deckenbelage - D-s1,d0 [C-s1,d0 |B-s1,d0 [A2-s1,dO A2-s1,d0
3.4 Bodenbelage
3.4.1 in Treppenhausern gemal} Tabelle 2a, 2b - Dy-s1 Ci-sl Bi-s1 A2q-sl A2q-sl
3.4.2 in Treppenhausern gemaR Tabelle 3 - Di-s1 Ci-s1©  |Cy-s1 Bi-s1 A2q-s1
4 Dacher mit einer Neigung <60°
4.1 Dacheindeckung bzw. Bedachung @ BROOF (tl) BROOF (tl) BROOF (tl) BROOF (tl) BROOF (tl) ® BROOF (tl) )
4.0 Bgznr:rlz(r:]rsngmq ?ozr:N . Wéarmedammung in der E E E BO B (10) B (0)
5 nichtausgebaute Dachrdume
5.1 Bekleidungen (Fu3bodenkonstruktionen)
5.1.1 Gesanmtsystem  oder - E D D B B
5.1.2 Enzelkomponenten

- AuBBenschicht - Cc C B B B

- Dammschicht bzw . Warmedammung - E E B © B« B 0
5.2  Bodenbeldge - E Dx Cr-s1™ [Bg-s1 ™ By-s1 Y
(1) Es sind auch Holz und Holzw erkstoffe in D zulassig, w enn das Gesamtsystemdie Klasse D-d0 erfuillt;

(2) Beleiner Dammschicht/Warmedammung In A2isteine Aul3enschichtin B-d1 oder aus Holz und Holzw erkstoffenin D zulassig;

(3) Bei einer Dammschicht/Warmedammung in AZisteine Aulienschichtin B-d1 zulassig;

(4) Es sind auch Holz und Holzw erkstoffe in D zulassig;

(5) Fehlen in Gangen und Treppenhausern Wand- bzw. Deckenbelége, gelten fur die Bekleidung (als Gesamtsystem) bzw . die Auf3en-
schicht der Bekleidung die Anforderungen fur Wand- bzw. Deckenbelage gemal Zeile 2.3 bzw . 3.3;

(6) Laubholzer (z.B. Bche, Rotbuche, Esche) mit einer Mindestdicke von 15 mm sind zulassig;

(7) BeiDachern mit einer Neigung < 20° gendgtals oberste Schichtauch 5 cm Kies oder Gleichw ertiges;

(8) Bei Dachern mit einer Neigung = 20° miissen Dacheindeckung, Lattung, Konterlattung und Schalung der Klasse A2 entsprechen;
abw eichend davon sind fiir Lattung, Konterlattung und Schalung auch Holz und Holzw erkstoffe in D zulassig;

(9) In folgenden Fallen sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E zulassig:
- auf Dachern mit einer Neigung < 20° bzw . auf der obersten Geschof3decke oder
- auf Dachern mit einer Neigung = 20°, die in A2 hergestellt sind und die gemal3 Tabelle 1b erforderliche Feuerwiderstandsdauer
auch hinsichtlich der Leistungseigenschaften Eund | erfullen;

eigenschaften Eund | erfulitwird,;

(10)Es sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E bei Dachern mit einer Neigung < 20° bzw . auf der obersten Geschof3decke zulassig,
w enn diese in A2 hergestellt sind und die gemaR Tabelle 1b erforderliche Feuerwiderstandsdauer auch hinsichtlich der Leistungs-

(11)Es sind auch Bodenbelage in Dy zulassig, w enn die Warmedammung bzw . Dammschichtin B ausgefuhrtwird.
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Tabelle 1b: Allgemeine Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen

GK 5
. <6 >6
Gebaudeklassen (GK) CGK 1 GK 2 CK 3 CK 4 bberirdische | oberirdische
GescholRRe Geschol3e
1 tragendeBauteile (ausgenommen Deckenund brandabschnittsbildende Wéande)
1.1 im obersten Geschol3 - R 30 R 30 R 30 R 60 R 60
in sonstigen oberirdischen a
1.2 GeschoRen R 30 R 30 R 60 R 60 R 90 R 90 und A2
1.3 in unterirdischen Geschof3en | R 60 R 60 R90undA2 [R90undA2 [R90undA2 R 90 und A2
2 Trennwéande (ausgenommen Wande von Treppenhausern)
. REl 30 REl 30 REl 60 REl 60 REl 60
2.1 im obersten Geschol3 - E 30 Bl 30 Bl 60 El 60 El 60
. . REl 30 REl 60 REl 60 REl 90 REl 90 und A2
2.2 in oberirdischen Geschol3en |- El 30 Bl 60 Bl 60 El 90 El 90 und A2
. _— REl 60 REl 90 und A2 |REl 90 und A2 |REl 90 und A2 | REl 90 und A2
2.3 inunterirdischen GeschoBen |- E60 |BH9undA2 |E90undA2 |E 90undA2 |E 90 und A2
zw ischen Wohnungen bzw. . . . .
. PR - nicht REl 60 nicht REl 60 nicht nicht
2.4 B?trlebselnhelten in Reihen- zutreffend | El 60 zutreffend El 60 zutreffend zutreffend
hausern
3 brandabschnittsbildende Wande und Decken
brandabschnittshildende
31 Wande an der Nachbar- REl 60 REl 90 ® |REI 90 und A2 |REl 90und A2 |REl 90 und A2 | REl 90 und A2
: grundstiicks- bzw. Bauplatz- |El 60 B90® |B90undA2 |EI90undA2 |EI90undA2 |E 90undA2
grenze
39 sonstige brandabschnittsbil- [ nicht REl 90 REl 90 REl 90 REl 90 REl 90 und A2
’ dende Wande oder Decken | zutreffend | El 90 El 90 El 90 El 90 El 90 und A2
4 DeckenundDachschragen mit einer Neigung <60°
Decken Uber dem obersten
4.1 GeschoR R 30 R 30 R 30 R 60 R 60
Trenndecken Gber dem
4.2 obersten GeschoR REl 30 REl 30 REl 60 REl 60 REl 60
43  Irenndecken Uber sonstigen | REI 30 |RE 60 REl 60 REl 90 REl 90 und A2
oberirdischen Geschol3en
Decken innerhalb von
Wohnungen bzw. Betriebs- o)
4.4 einheiten in oberirdischen R 30 R 30 R 30 R 30 R 60 R 90und A2
Geschol3en
Decken uber unterirdischen @)
4.5 GeschoRen R 60 REl 60 REl 90 und A2 |REl 90 und A2 | REl 90 und A2 | REl 90 und A2
5 Balkonplatten - - - R 300derA2 [R300derA2 |[R30undA2®
(1) Nicht erforderlich bei Gebauden, die nur Wohnzw ecken oder der Buronutzung bzw. biirodhnlichen Nutzung dienen;

(2) Bei Reihenhausern genugt fur die Wande zw ischen den Wohnungen bzw. Betriebseinheiten auch an der Nachbargrundsticks-
bzw . Bauplatzgrenze eine Ausfihrung in REl 60 bzw . El 60;

(3) Fur Reihenhauser sow ie Gebaude mit nicht mehr als zw ei Betriebseinheiten mit Bironutzung bzw. burodhnlicher
Nutzung gentigt die Anforderung R 60;

(4) Bei Einzelbalkonen gentgt eine Ausfuhrungin R 30 oder A2, w enn die Flache nicht mehr als 10 nm?, die Auskragung nicht mehr
als 2,50 m und der Abstand zw ischen den Einzelbalkonen mindestens 2,00 m betragt.
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Tabelle 2a: Anforderungen an Treppenhauser bzw. AuRentreppen im Verlauf
des einzigen Fluchtweges gemal Punkt 5.1.1 (b) in Geb&uden der
Gebaudeklassen 2,3 und 4

Feuerw ehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses mit Zu-
gangen zu Aufenthalts-
raumen;

unabhangig vom offentli-
chen Stromnetz @

Feuerw ehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses mit Zu-
gangen zu Aufenthaltsrau-
men;

unabhangig vom offentli-
chen Stromnetz und tiber
ein rauchempfindliches
Element an der Decke

Gegenstand |GK 2® |GK 3 |GK 4
1 Wande von Treppenhdusern

; P @ |REl 30 REl 60 REl 60
11 in oberirdischen Geschof3en B 30 E 60 E 60 @

. s REl 60 REl 90 und A2 REl 90 und A2
12 in unterirdischen Geschol3en B 60 El 90 und A2 El 90 und A2

. @ | REl 30 REl 60 REl 60 *

2 Decke uber dem Treppenhaus E 30 El 60 B 60 @
3 Turenin Wanden von Treppenh&usern

zuWohnungen, Betriebseinhei-
31 tensowie sonstigen Raumen B, 30 B, 30-C B 30-C-Sn

zu Géangen in
32 operirdischen GeschoRen © ) E 30-C E 30-C

zu Gangen und Raumen in
33 Unterirdischen GeschoRen B 30 B, 30-C B, 30-C
4 Treppenlaufeund Podestein

Treppenhausern R 30 R 60 R 60 und A2
5 Gelanderfillungenin . _ B©
Treppenhéausern
6 Rauchabzugseinrichtung
6.1 Lage an der obersten Stelle des | an der obersten Stelle des | an der obersten Stelle des
Treppenhauses @ Treppenhauses Treppenhauses
6.2 GrolRe geometrisch freler geometrischfreier geometrischfreier
Querschnittvon 1,002 @ | Querschnitt von 1,00 m2 Querschnitt von 1,00 m?

6.3 Ausloseeinrichtung in der Angriffsebene der in der Angriffsebene der in der Angriffsebene der

Feuerw ehr sowie beim
obersten Podest des Trep-
penhauses mit Zugangen
zu Aufenthaltsraumen;
unabhéngig vom offentli-
chen Stromnetz und Gber
ein rauchempfindliches
Hement an der Decke

7 Aullentreppen

A2und im Brandfall keine
Beeintrachtigung durch
Flammeneinw irkung und
gefahrbringende Strah-
lungsw arme

A2und im Brandfall keine
Beeintrachtigung durch
Flammeneinw irkung und
gefahrbringende Strah-
lungsw arme

A2und im Brandfall keine
Beeintrachtigung durch
Flammeneinw irkung und
gefahrbringende Strah-
lungsw arme

(1) Gilt nichtfir Reihenh&user sow ie Geb&aude mit nicht mehr als zw ei Wohnungen;

kénnen;

(2) Anforderungen anden Feuerw iderstand sind nicht erforderlich fur AuRenwande von Treppenh&dusern, die aus Baustoffen
A2 bestehen und die durch andere an diese AuRenw&nde anschlieRende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden

(3) Die Bauteile missen treppenhausseitig aus Baustoffen A2 bestehen;

(4) Vonden Anforderungen kann abgew ichen werden, wenn eine Brandubertragung von den angrenzenden Bauw erksteilen
auf das Treppenhaus durch geeignete Mal3nahmen verhindertw ird;

(5) Fur die Turen umgebende Glasflachen mit einer Flache von nicht mehr als dem Dreifachen der Turblattflache gentigt E 30;

(6) Laubholzer (z.B. Eiche, Rotbuche, Esche) mit einer Mindestdicke von 15 mm sind zulassig;

w erden kdénnen.

(7) Die Rauchabzugseinrichtung kann entfallen, w enn in jedem Geschol? unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit einem
freien Querschnitt von jew eils mindestens 0,50 m? angeordnet sind, die von Stand aus ohne fremde Hilfsmittel ge6ffnet

OIB- Richtlinie 2 Ausgabe Méarz 2015

Seite 16 von 19




Osterreichisches Institut fir Bautechnik

0OIB-330.2-011/15

OIB-Richtlinie 2

Tabelle 2b: Anforderungen an Treppenhauser bzw. Aul3entreppen im Verlauf
des einzigen Fluchtweges gemal Punkt 5.1.1 (b) in Geb&uden der
Gebaudeklasse 5

Gegenstand

GK 5
Mit mechanischer
Beluftungsanlage

GK 5

Mit automatischer
Brandm eldeanlage und
Rauchabzugseinrichtung

GK 5
Mit Schleuse und
Rauchabzugseinrichtung

1 Wande von Treppenhdusernund Schleusen

unterirdischen Geschol3en

1.1  inoberirdischen GeschoRen® | REl 90 und A2 REl 90 und A2 REl 90 und A2
1.2 in unterirdischen GescholRen REl 90 und A2 REl 90 und A2 REl 90 und A2
2 Decke Giber dem Treppenhaus® | REl 90 und A2 REl 90 und A2 REl 90 und A2
3 TureninWandenvonTreppenhausern
zu Gangen in oberirdischen .
3.1 GeschoRen © E 30-C E 30-C-Sn nicht zutreffend
zu Wohnungen, Betriebseinhei- .
3.2 fen sow ie sonstigen RAumen EL 30-C EL 30-C-Sn unzulassig
33 2zuGangenund Raumen in El 30-C El 30-C-Sn nicht zutreffend

4 Tiurenin Wanden vonSchleusen

zu Gangen und

4.1 Treppenhausern ® nicht zutreffend nicht zutreffend E 30-C

4.2 tzeunvzgmgg%ig’tigggisgiﬁ:::ei_ nicht zutreffend nicht zutreffend E 30-C
Hggggﬂ'ﬁ;ﬁg;ﬂd Podestein | g 9o undA2 R 90 und A2 R 60 und A2

ey : : :

7 mechanische Belilftungsanlage

Eignung fir Eigenrettung
von Personen aus dem
Brandraum, Verhinderung
des Eindringens von
Rauch ins Treppenhaus
bei geschlossenen Tiren
zum Brandraum sow ie
Verdinnung und Abfuhren
des bei kurzzeitigem Off-
nen der Tire zum Brand-
raumins Treppenhaus
eindringenden Rauches

nicht zutreffend

nicht zutreffend

8 automatische Brandmeldeanlage

nicht zutreffend

im Treppenhaus einschliel3-
lich allgemein zugénglichen
Bereichen, w ie Gdngen und
Kellerraumen im Schutzum-
fang ,Bnrichtungsschutz* mit
interner Alarmierung

nicht zutreffend

9 Rauchabzugseinrichtung

9.1 Lage nicht zutreffend an der obersten Stelle des an der obersten Stelle des
Treppenhauses Treppenhauses

9.2  Grolie nicht zutreffend geometrischfreier geometrischfreier
Querschnitt von 1,00 m? Querschnitt von 1,00 m?

9.3  Ausloseeinrichtung nicht zutreffend in der Angriffsebene der in der Angriffsebene der

Feuerw ehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses mit Zugén-
gen zu Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom offentlichen
Stromnetz und Uber die
automatische Brandmeldean-
lage sow ie zuséatzlich in der
Angriffsebene der Feuerwehr
eine manuelle Bedienungs-
moglichkeit mit Stellungsan-
zeige

Feuerw ehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses mit Zugén-
gen zu Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom &éffentlichen
Stromnetz und Uber ein
rauchempfindliches Element
an der Decke des Treppen-
hauses sowie zuséatzlich in
der Angriffsebene der Feu-
erw ehr eine manuelle Bedie-
nungsmaglichkeit mit Stel-
lungsanzeige

10 AuRentreppen

A2 und im Brandfall keine Beeintrachtigung durch Flammeneinw irkung, gefahrbringende

Strahlungsw &me und/oder Verrauchung

(1) Anforderungen an den Feuerw iderstand sind nicht erforderlich fir AuRenwande von Treppenh&usern, die aus Baustoffen A2
bestehen und durch andere an diese AuRenwande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht geféahrdet w erden kénnen;

(2) Vonden Anforderungen kann abgew ichen werden, wenn eine Brandubertragung von den angrenzenden Bauw erksteilen auf
das Treppenhaus durch geeignete Malnahmen verhindertwird;

(3) Fur die Turen umgebende Glasflachen mit einer Flache von nicht mehr als dem Doppelten der Tirblattflache geniigt E 30.
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Tabelle 3: Anforderungen an Treppenhauser bzw. Aul3entreppen im Verlauf von
Fluchtwegen gemald Punkt 5.1.1 (c)

Gegenstand |GK 2® |GK 3 |GK 4 |GK 5
1 Wande von Treppenhausern
. . @ | REl 30 REl 60 REl 60 REl 90 und A2
11 in oberirdischen Geschol3en B 30 Bl 60 E 60 El 90 und A2
12 . terirdischen GeschoR REl 60 REl 90 und A2 REI 90 und A2 REI 90 und A2
< Inunterirdischen Seschoten | g g Bl 90 und A2 El 90 und A2 El 90 und A2
2 Decke Giber dem Treppenhaus * | REl 30 REl 60 REl 60 REl 90 und A2
3 Turenin Wanden von Treppenhéusern
3.1 zu Wohnungen - El, 30 El, 30 El, 30
3.2 zu Betriebseinheiten EL 30 E, 30-C EL 30-C EL 30-C
zu Gangen in oberirdischen Ge-
33 schoRen @ - E 30-C E 30-C E 30-C
zu Gangen und Raumen in un- ) ) )
34 erirdischen GeschoRen B 30 B 30-C B 30-C B 30-C
4 Treppenlaufe und Podeste
4.1 in Treppenhdusern R 30 R 60 R 60 R 90 und A2
in Treppenhausern, in die aus-
4.2 schlie3lich Tirenin E 30-Chzw. | - R 30 oder A2 A2 R 30 und A2
El, 30-Cfuhren

5 Rauchabzugseinrichtung

der Feuerwehr sowie
beim obersten Podest
des Treppenhauses

mit Zugangen zu
Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom
offentlichen Stromnetz ©

51 Lage - an der obersten Stelle | an der obersten Stelle | an der obersten Stelle
des Treppenhauses © | des Treppenhauses des Treppenhauses

5.2 Groi3e - geometrisch freier Quer- | geometrischfreier Quer- [ geometrischfreier Quer-
schnitt von 1,00 m2 ® | schnitt von 1,00 m? schnitt von 1,00 n?

5.3 Ausldseeinrichtung - in der Angriffsebene in der Angriffsebene | in der Angriffsebene der

der Feuerwehr sowie
beim obersten Podest
des  Treppenhauses
mit Zugangen zu
Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom
offentlichen Stromnetz

Feuerw ehr sowie beim
obersten Podest des|
Treppenhauses

mit Zugangen zu
Aufenthaltsraumen;
unabhangig vony
offentlichen Stromnetz
und Uber ein rauchemp-
findliches Element an|
der Decke

6 AuBentreppen

R 30 oder A2 und im
Brandfall keine Beein-
trachtigung durch
Flammeneinw irkung

und gefahrbringende

Strahlungsw érme

A2 und im Brandfal
keine Beeintrachtigung
durch Flammeneinw ir-
kung und gefahrbrin-
gende Strahlungs-
w arme

A2 und im Brandfal
keine Beeintrachtigung
durch Flammeneinw ir-
kung und gefahrbrin-
gende Strahlungs-
w arme

(1) Gilt nicht fur Reihenh&@user sow ie Gebaude mit n

cht mehr als zw ei Wohnungen;

nen;

(2) Anforderungen anden Feuerw iderstand sind nicht erforderlich fir Auenwande von Treppenhausern, die aus Baustoffen A2
bestehen und die durch andere an diese AulRenwande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht geféhrdet w erden kon-

(3) Vonden Anforderungenkann abgew ichen werden, wenn eine Brandibertragung von den angrenzenden Bauw erksteilen auf
das Treppenhaus durch geeignete Mal3nahmen verhindert wird,;

(4) Fur die Turen umgebende Glasflachen mit einer Flache von nicht mehr als dem Dreifachen der Tirblattflache genigt E 30;

kdnnen.

(5) Die Rauchabzugseinrichtung kann entfallen, w enn in jedem Geschol? unmittelbar ins Freie fiihrende Fenster mit einem freien
Querschnitt von jew eils mindestens 0,50 m? angeordnet sind, die von Stand aus ohne fremde Hilfsmittel gedffnet werden
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Tabelle 4: Anforderungen an Brandabschnitte von Verkaufsflachen

Brandabschnitts-
flache in m2

Anzahl der in
offener Verbin-
dung stehen-
den Geschole

Decken zwischen den

Geschol3en

des Brandabschnittes

Brandschutztechnische Enrichtungen

1 > 600 und < 1.200

1

nicht zutreffend

2

REI 60

3

REl 60

Rauchableitung durch Wand- und/oder
Deckentffnungen mit einer geometrischen
Flache von 0,5 % der Verkaufsflache

2 >1.200 und <1.800

nicht zutreffend

Rauch- und Warm eabzugsanlage mit auto-
matischer Auslésung sowie zentraler manu-
eller Auslésungsmoglichkeit durch die
Feuerw ehr von einer im Brandfall sicheren
Stelle

REl 60

REl 90

automatische Brandmeldeanlage sowie

Rauch- und Wéarmeabzugsanlage mit
Ansteuerung durch automatische Brandmel-
deanlage

3 >1.800 und £ 3.000

nicht zutreffend

REl 90 und A2

automatische Brandm eldeanlage mit automa-
tischer Alarmw eiterleitung zu einer Emp-
fangszentrale einer standig besetzten
offentlichen Alarmannahmestelle sow ie

Rauch- und Wéarmeabzugsanlage mit
Ansteuerung durch automatische Brandmel-
deanlage

REl 90 und A2

erw eiterte automatische Ldschhilfeanlage
(EAL) sowie

Rauch- und Wéarm eabzugsanlage mit Auslo-
sung zumindest durch rauchempfindliche
Ausloseelemente je 200 m? Deckenflache

Bei einer Brandabschnittsflache von nicht

mehr als 2.400 m2 geniigt

eine automatische Brandmeldeanlage mit
automatischer  Alarmw eiterleitung zu
einer Empfangszentrale einer stéandig
besetzten offentlichen Alarmannahme-
stelle in Verbindung mit

einer Rauch- und Wéarmeabzugsanlage mit
Ansteuerung Uber die automatische
Brandmeldeanlage
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2
,Brandschutz*

Ausgabe: Marz 2015

Allgemeines

Bei der Evaluierung der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz”, Ausgabe 2011 wurde die Grundstruktur der
Richtlinie beibehalten. Die wesentlichsten Anderungen kénnen wie folgt zusammengefasst werden:

e Erweiterung der Definitionen der Gebaudeklassen 1 und 2;

¢ Anderung der Definitionen des Fluchtniveaus;

e Teilung der Geb&udeklasse 5 in Tabelle 1a in Gebdude mit nicht mehr als sechs oberirdischen
Geschol3en und Geb&aude mit mehr als sechs oberirdischen Geschol3en;

e Teilweiser Entfall der zusatzlichen Anforderung A2 bei Gebauden mit hdchstens sechs
oberirdischen GescholR3en;

o Entfall der Flachenbegrenzung fir Brandabschnitte bei Wohngebauden sowie tabellenartige
Darstellung der Anforderungen an Brandabschnitte;

o Entfall des deckenibergreifenden Au3enwandstreifens bei Wohngebéuden;

¢ Aufnahme einer nachweisfreien Fassadenausfiihrung fur freistehende Wohngebaude der
Gebéaudeklasse 4;

e Prazisierung durch Neuformulierung der Rauchableitung aus unterirdischen Geschol3en;

e Prazisierung, unter welchen Voraussetzungen untergeordnete eingeschoflige Bauwerke in
den seitlichen Abstandsstreifen von 2,00 m Breite hineinragen dirfen;

e Bei Wohnungen Bemessung der Fluchtweglange zu einem Treppenhaus bzw. einer
AulRentreppe ab der Wohnungseingangsture;

o Erfordernis einer Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung fir Wohngebaude erst ab der
Gebéaudeklasse 5;

o Erleichterungen fur offene Laubengange fir Gebaude der Gebadudeklassen 2 und 3 bei
Vorhandensein eines Rettungsweges;

o Entfall von Anforderungen hinsichtlich der Loschwasserversorgung;

e Erhohung der zulassigen Brandabschnittsflache bei Tierstéllen mit tabellenartiger Darstellung
der Anforderungen.

Die Punkte 2 bis 6 der Richtlinie wurden so konzipiert, dass diese unmittelbar bei Wohn- und
BlUrogebauden angewendet werden kénnen. Fir andere Nutzungen werden in Abhangigkeiten
bestimmter Nutzungsart bzw. Grof3enordnung unter Punkt 7 ergédnzende bzw. abweichende
Bestimmungen angefihrt, in den Punkten 8 bis 10 auf andere Richtlinien verwiesen sowie unter
Punkt 11 jene Gebaude angefuhrt, fir die jedenfalls ein Brandschutzkonzept erforderlich ist.

Bei den in den OIB-Richtlinien zum Brandschutz festgelegten Klassen des Brandverhaltens und
Feuerwiderstandes handelt es sich um Mindestanforderungen.

Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Wird in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen, erfolgt — um gleitende
Verweise zu vermeiden — die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer Anderung
der zitierten Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfiihren lasst, werden
die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-Richtlinie ,Zitierte
Normen und sonstige technische Regelwerke" zusammengefasst.

Aufgrund der européischen Normung werden die européischen Begriffe und Klassen im Bereich des
Brandschutzes verwendet. Dabei wird den Klassifizierungen die ONORMEN-Serie EN 13501
.Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten* zugrunde gelegt.
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In bestimmten Fallen werden in der Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse mit
Anforderungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknipft. Fur den in der Richtlinie am
haufigsten vorkommenden Fall, namlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird
dies bereits in den Vorbemerkungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen.

Fir Geb&ude mit gemischter Nutzung sind die Bestimmungen der OIB-Richtlinien fur die jeweilige
Nutzung heranzuziehen. Das bedeutet, dass z.B. fur Gebdude mit zwei unterirdischen
Garagengeschol3en, einer dreigeschol3igen Verkaufsstatte, darliber drei Geschol3e Biros und im
obersten Geschol3 Wohnungen folgende Punkte der OIB-Richtlinien zur Anwendung gelangen
koénnen:

« fordie beiden unterirdischen Garagengeschol3e sind die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.2
.Brandschutz bei Garagen, tberdachten Stellplatzen und Parkdecks" einzuhalten,

« for die dreigeschoBige Verkaufsstatte sind, falls die Verkaufsflache nicht mehr als 3.000 m2
betragt, die Bestimmungen des Punktes 7.4.2 einschlie3lich Tabelle 4 der OIB-Richtlinie 2
einzuhalten, ansonsten ist gemal Punkt 7.4.3 der OIB-Richtlinie 2 ein Brandschutzkonzept
vorzulegen,

« fur die Blros und die Wohnungen gelten die Bestimmungen der Punkte 2 bis 6 der OIB-
Richtlinie 2.

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument
.Begriffsbestimmungen” zusammengefasst. In der Folge werden die wichtigsten fur die Richtlinie 2
relevanten Begriffe erlautert.

Die Begriffe Abgasanlage, Verbindungsstiicke und Feuerstatten wurden grundsatzlich
entsprechend der ONORM EN 1443, Ausgabe 2003-05-01 unter Berucksichtigung der
ONORM B 8200, Ausgabe 2013-03-01 formuliert.

Fur Beherbergungsstatten beginnt der Anwendungsbereich erst fir Gebaude bzw. Gebaudeteile,
die der Beherbergung von Personen dienen und mehr als zehn Géstebetten aufweisen. Fir kleinere
Gasthofe oder Pensionen besteht kein eigenes Regelungsbedurfnis, da bei dieser Groldenordnung
eine dhnliche Situation wie bei der Wohnnutzung anzunehmen ist.

Der Begriff der Betriebsbauten umfasst alle Bauwerke oder Teile eines Bauwerkes, die der
Produktion bzw. Lagerung von Produkten und Gitern dienen. Unmittelbar zugehérige Verwaltungs-
und SozialrAume sowie sonstige, betrieblich notwendige Rdume werden mit einbezogen. Unter
Betriebsbauten werden insbesondere solche verstanden, in denen eine Fertigung von Produkten
und Gitern stattfindet und in denen kein erhdhter Kundenverkehr gegeben ist. Zu Betriebsbauten
zahlen auch Lager ohne regelmafigen Kundenverkehr. Als Betriebsbauten kénnen auch Bauhofe,
Autobahnmeistereien und Bauwerke mit &hnlicher Nutzung betrachtet werden. Nicht als
Betriebsbauten zu betrachten sind jedenfalls Verkaufsstatten, Gastgewerbebetriebe und
Birogebaude.

Auf die Definition Betriebseinheit wurde bewusst verzichtet, da eine eindeutige Definition fur alle
brandschutztechnischen Anwendungsfalle in der Praxis nahezu unmdglich erscheint. Der Begriff
.Betriebseinheit* kann daher analog dem Begriff ,Wohneinheit* ausgelegt werden, und zwar in
technisch-funktionaler Hinsicht. So bedirfen z.B. gemeinsam genutzte RAume und Anlagen bzw.
Anlagenteile zumeist keiner gesonderten brandschutztechnischen Trennung. Auch unterschiedliche
Miet-, Pacht- oder Eigentumsverhaltnisse konnen vielfach auRer Betracht bleiben. Es kénnen daher
sowohl ein einziger Raum als auch mehrere Rdume eine Betriebseinheit darstellen, andererseits
kénnen mehrere von verschiedenen Betreibern genutzte Einheiten, die Giber gemeinsam genutzte
Raumlichkeiten verfligen, auch eine einzige Betriebseinheit im Sinne des Brandschutzes darstellen.
Letzteres kann beispielsweise zutreffen bei:

Shop-in-Shop-Systemen bei Verkaufsstatten,

Birogemeinschaften,

Gewerbeparks,

Kooperationen zur Planung, Konstruktion und Entwicklung von Projekten,

Formen der Zusammenarbeit von Rechtstragern des 6ffentlichen und privaten Rechts.
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Der Begriff des Fluchtniveaus besteht insbesondere deshalb, da sicherheitstechnisch vor allem die
Hohe, in der sich Personen bestimmungsgemall in R&umen aufhalten konnen
(FuBbodenoberkante), relevant ist. Die Heranziehung des Fluchtniveaus als wichtiges Kriterium fir
die Einteilung in Gebaudeklassen erfolgt hauptséchlich im Hinblick auf die Erfordernisse der
Personenrettung sowie die Moglichkeiten der Brandbekdmpfung.

Als Fluchtweg wird jener Gehweg definiert, der den Benutzern eines Bauwerkes im Gefahrenfall
ohne fremde Hilfe das Erreichen eines sicheren Ortes des angrenzenden Gelandes im Freien
ermaoglichen soll. Ein Ort im Freien ist insbesondere dann sicher, wenn das problemlose Verlassen
des Bauwerksareals unmittelbar durch direkte Anbindung an ein 6ffentliches StralRennetz oder
zumindest mittelbar tGber einen Privatweg sichergestellt ist. Ein nur Uber ein Bauwerk zugénglicher,
auch unversperrter, innen liegender Hof kommt demnach als sicherer Ort im Freien in der Regel
nicht in Betracht. Unter ,Grundsatzlich® meint man hier, dass in manchen Fallen nicht
auszuschliel3en ist, dass Menschen sich nicht in jedem Fall tatséchlich immer selbst retten kénnen,
wie dies etwa bei kranken Personen, Kindern, élteren Menschen oder Personen mit Behinderung
denkbar ist.

Durch die Einteilung der Gebaude in Gebaudeklassen werden gewisse, in der Praxis haufig
anzutreffende Gebaudetypen definiert, sodass konkrete Voraussetzungen und Randbedingungen
vorliegen und somit eindeutige brandschutztechnische Regelungen festgelegt werden kénnen. Die
Kriterien fUr die Einteilung in Gebaudeklassen umfassen die Anzahl der oberirdischen Geschol3e,
das Fluchtniveau, die Brutto-Grundflache der oberirdischen GeschofRe sowie die Anzahl von
Wohnungen bzw. Betriebseinheiten. Gebaude mit Nutzungseinheiten, die eine deutlich kleinere
Flache als Ubliche Brandabschnitte aufweisen und die gegeneinander durch Wénde bzw. Decken
mit einer bestimmten Brandschutzqualifikation abgetrennt sind, stellen fur die Brandausbreitung und
die Brandbekampfung durch die Feuerwehr ein geringeres Risiko dar, als Gebaude mit flachenmafig
ausgedehnten Nutzungseinheiten. Der mehrfach fur die Einstufung eines Gebaudes in eine
Gebaudeklasse mafligebende Wert von 400 m? Nutzflache je Wohnung oder je Betriebseinheit stellt
auf die Ublicherweise von der Feuerwehr noch zu beherrschende Brandflache ab. Fir Gebaude mit
einer derartigen zellenartigen Bauweise sind daher geringere Brandschutzanforderungen vertretbar.
Durch Kombination der einzelnen Kriterien gelangt man zur Einteilung in funf Gebaudeklassen. Im
Zusammenhang mit der Einstufung von Gebauden in Gebaudeklassen bleiben die Grundflachen in
unterirdischen GeschoRRen auRer Betracht. Fiir RAume in unterirdischen GescholRen gelten namlich
meistens eigene Regelungen insbesondere hinsichtlich des Brandverhaltens von Baustoffen, der
Feuerwiderstandsklasse von Bauteilen, der GréRe von Brandabschnitten und der Rauchableitung,
die weitgehend von den Kriterien zur Einstufung in eine Gebaudeklasse unabhangig sind.

Zwecks Beseitigung von Unklarheiten hinsichtlich unterschiedlicher Auslegung von Keller-, Erd- und
Dachgeschol3 werden in dieser Richtlinie ausschlie3lich die Begriffe oberirdisches und
unterirdisches Geschold verwendet. Daher entspricht das unterste oberirdische Geschol3 dem
bisher gebrauchlichen Begriff des Erdgeschol3es und das oberste unterirdische Geschol? jenem des
ersten KellergescholRes. Aulerdem werden Dachgescholle den oberirdischen Geschol3en
begrifflich gleichgestellt. Bei der Ermittlung der Zahl der oberirdischen Geschol3e, die ein
wesentliches Kriterium fur die Einstufung in die entsprechende Gebaudeklasse darstellt, missen
beispielsweise nicht ausgebaute Dachraume, Triebwerksraume oder Raume fir haustechnische
Anlagen, aus denen Ublicherweise keine Personen zu retten sind, nicht angerechnet werden.

Der Begriff des Reihenhauses wurde nur unter Berticksichtigung brandschutztechnischer Kriterien
festgelegt und umfasst keine raumplanerischen bzw. bauordnungsrechtlichen Belange. Da sich die
Definition des Reihenhauses nicht an der Zahl der oberirdischen Geschol3e, sondern vor allem an
der Brutto-Grundflache der jeweiligen Wohnung bzw. Betriebseinheit mit jeweils nicht mehr als
400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschole orientiert, gibt es Reihenh&auser nur in den
Gebaudeklassen 2 und 4. Aufgrund der raumplanerischen bzw. bauordnungsrechtlichen Definition
von Reihenhéausern in den einzelnen Bundeslandern kann einerseits ein Reihenhaus aus mehreren
nebeneinander angeordneten Wohnungen auf einem Grundstiick bzw. Bauplatz bestehen, wobei
die Eckwohnungen sogar bis an die Grundgrenze heranreichen kdnnen. Andererseits liegt auch
dann ein Reihenhaus vor, wenn sich jede Wohnung auf einer eigenen Liegenschaft befindet, sodass
brandschutztechnisch gesehen sogenannte fiktive Grundgrenzen" entstehen. Fir die
brandschutztechnische Beurteilung ist es allerdings unerheblich, ob sich das Reihenhaus auf einem
Grundstiick bzw. Bauplatz befindet oder die einzelnen Wohnungen des Reihenhauses jeweils auf
unterschiedlichen Grundstticken bzw. Bauplatzen.
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Die Begriffe Trenndecke und Trennwand wurden eingefiihrt, um die brandschutztechnischen
Anforderungen in Abhangigkeit der Gebaudeklassen differenzierter festlegen zu kénnen.

Bei Verkaufsstatten, in denen bestimmungsgemal der Verkauf von Waren stattfindet, handelt es
sich hauptsachlich um Betriebe des Einzel- oder Gro3handels. Es ist dabei unerheblich, ob es sich
um Einzelgeschafte oder um Kauf-, Waren- und Mdbelh&duser, Super- oder Selbstbedienungsmarkte
handelt. Auf die Festlegung einer Mindestverkaufsflache wurde verzichtet, damit fur kleine Geschéfte
die allgemeinen Bestimmungen der Richtlinie, ndmlich jene der Punkte 2 bis 6 herangezogen werden
konnen. Erst fur Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als 600 m? werden dartber
hinausgehende Anforderungen notwendig (siehe Erlauterungen zu Punkt 7.4).

Zu Punkt 2: Allgemeine Anforderungen und Tragfahigkeit im Brandfall

Wenn der geforderte Feuerwiderstand bereits durch eine ,rohe” Wand bzw. Decke allein erbracht
wird, so missen die zuséatzlich angebrachten Bekleidungen beziglich der Feuerwiderstandsklasse
keine Anforderungen erfillen.

Zu Punkt 2.1: Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)
Die Anforderungen werden in der Tabelle 1a festgelegt.

In Zeile 1.3 sind Anforderungen fir sonstige AufRenwandbekleidungen und -belage (z.B.
Holzschindelfassaden) geregelt, die nicht durch die Zeilen 1.1 oder 1.2 (Fassadensysteme)
abgedeckt sind.

Die Anforderungen gemaR Zeile 1.4 (Gebaudetrennfugenmaterial) beziehen sich auf die Fugen
innerhalb eines Gebaudekomplexes (Trennung von Gebaudekdrpern), wo hingegen die
Anforderungen an das zu verwendende Material an der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze
in Punkt 4.4 der OIB-Richtlinie 2 geregelt werden.

Die Anforderungen in Zeile 2 (Génge) wurden unter der Voraussetzung gewahlt, dass zwischen
Géngen und Treppenhausern zumindest ein brandschutztechnischer Abschluss in Form einer E 30-
C-Ture vorhanden ist. In Zeile 4 wurde hinsichtlich der Neigung von Dachern die Grenze bei nicht
mehr als 60° festgelegt, weshalb steilere Dacher wie Wénde zu behandeln sind.

Im Hinblick auf das durch jahrelange Erfahrung bekannte brandschutztechnische Verhalten der
Baustoffe EPS/XPS/PUR und Holz kann von den Anforderungen der Klasse B Abstand genommen
werden. Im Folgenden werden zum besseren Verstandnis die maglichen Ausfiihrungen der Zeilen 4
und 5 in Verbindung mit den FuBnoten 7 bis 10 der Tabelle la fir die Geb&udeklassen 4 und 5
dargestellit.

Zunéchst ist zu unterscheiden, ob die Warmedammung in der Dachkonstruktion oder auf der
Tragkonstruktion des Daches liegt. Liegt die Warmedammung auf der Tragkonstruktion ist zu
unterscheiden, ob die Neigung des Daches mehr (Steildach) oder weniger als 20° (Flachdach)
betragt.

Fir die Klassifizierung Broor (t1) ist die ONORM EN 13501-5 maRgebend, wobei das Brandverhalten
der Dammschicht bzw. Warmedammung zu beriicksichtigen ist. Nachweisfreie Ausfuhrungen fur die
Bedachung/Dacheindeckung sind z.B. in der Entscheidung der Kommission vom 6. September 2000
(2000/553/EG), vom 25. Mai 2005 (2005/403/EG), vom 4. September 2006 (2006/600/EG),
enthalten.

e Dacher mit einer Neigung < 60° mit Bauteil/Tragkonstruktion in R 30/60/90, wobei die
Dammschicht bzw. Warmedammung in der Dachkonstruktion liegt:

Gebéaudeklasse 4 Gebéaudeklasse 5
Dacheindeckung bzw. Bedachung Broor (1)
Bei Dachern mit einer Neigung < 20° Bei Dachern mit einer Neigung = 20°
genugt als oberste Schicht auch 5 cm missen Dacheindeckung, Lattung,
Kies oder Gleichwertiges; Broor (t1) Konterlattung und Schalung der Klasse A2

entsprechen; abweichend davon sind fur
Lattung, Konterlattung und Schalung auch
Holz und Holzwerkstoffe in D zuldssig;

B B

Dammeschicht bzw. Warmedammung
in der Dachkonstruktion

OIB-Richtlinie 2 — Erlauterungen Ausgabe Méarz 2015 Seite 4 von 21




Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-015/15 OIB-Richtlinie 2 - Erlauterungen

e Dacher mit einer Neigung < 20° mit Bauteil/Tragkonstruktion in REI 30/60/90, wobei die
Dammschicht bzw. Warmedammung auf der Tragkonstruktion liegt:

Gebaudeklasse 4 Gebaudeklasse 5

Dacheindeckung bzw. Bedachung
Es genugt als oberste Schicht auch Broor (t1) Broor (1)
5 cm Kies oder Gleichwertiges;

Dammschicht bzw. Warmedammung B oder B oder
EPS/XPS/PUR der Klasse E EES/XPS/PUR der Klasse E und Bauteil in

o Déacher mit einer Neigung = 20° mit Bauteil/Tragkonstruktion in REI 30/60/90, wobei die
Dammschicht bzw. Warmedammung auf der Tragkonstruktion liegt:

Gebaudeklasse 4 Gebaudeklasse 5

Dacheindeckung bzw. Bedachung Broor (1)

Dacheindeckung, Lattung, Konterlattung
und Schalung missen der Klasse A2
Broor (t1) entsprechen;

abweichend davon sind fur Lattung,
Konterlattung und Schalung auch Holz
und Holzwerkstoffe in D zuléssig;

Dammschicht bzw. Warmedammung B oder
EPS/XPS/PUR der Klasse E B
und Bauteil in A2

¢ nicht ausgebaute Dachraume: Bekleidungen (FuRbodenkonstruktion) und Belage:
Da Decken zu nicht ausgebauten Dachrdumen als Trenndecken ausgefiihrt werden missen,
liegt ein Bauteil in REI 30/60/90 vor.

Gebaudeklasse 4 Gebaudeklasse 5
Aulenschicht B B
Dammeschicht bzw. Warmedammung B oder B oder
EPS/XPS/PUR der Klasse E EPS/XPS/PUR der Klasse E und Bauteil in
A2
Bodenbelage Cy-s1 oder
Dx, wenn die Bq-s1
Warmedammung bzw. Dy, wenn die Warmedammung bzw.
Dammschicht in B ausgefuhrt | Dammschicht in B ausgefiihrt wird
wird

Zu Punkt 2.2: Feuerwiderstand von Bauteilen

Punkt 2.2.1 regelt die grundsatzlichen Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen, die in
der Richtlinie zwecks leichterer Lesbarkeit anstelle von verbalen Festlegungen in Tabellenform
dargestellt werden. Den gebéudeklassenabhangigen Anforderungen hinsichtlich Feuerwiderstand
von Bauteilen und Brandverhalten von Baustoffen liegt die Sicherheitsphilosophie zugrunde, dass
mit steigender GeschofRanzahl, groRerer Brandabschnittsflache, héherer Personenbelegung sowie
mit Zunahme der Nutzungsmdglichkeiten auch das Geféhrdungspotenzial generell zunimmt und
damit auch der Léscheinsatz durch die Feuerwehr schwieriger wird. Deshalb werden mit steigender
Gebéaudeklasse zunehmende Anforderungen an die brandschutztechnischen Eigenschaften von
Baustoffen bzw. Bauteilen gestellt.

Die festgelegten Anforderungen an Gebéude der Geb&udeklasse 1 beruhen auf der Erkenntnis,
dass dem Nachbarschaftsschutz und der Méglichkeit der Brandbekampfung bei solchen Gebauden
grundsétzlich ausreichend Rechnung getragen wird. Die Sicherheit der Gebaudebenutzer, welche
sich aufgrund der Geb&udeart Ublicherweise in wenigen Minuten in Sicherheit bringen kénnen, wird
durch eine allfallige Erh6hung der Feuerwiderstandsfahigkeit der Bauteile kaum erhoht. Durch die
verpflichtende Installation von ,Rauchwarnmeldern“ in Wohnungen dirfte nunmehr auch
sichergestellt werden, dass Personen infolge der Alarmierung eine frihzeitige Flucht antreten
kénnen. Gemal Zeile 3.1 der Tabelle 1b kénnten somit bei Erflllung der Voraussetzungen an
brandabschnittsbildende Wande an der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zwei getrennte
und jeweils der Gebaudeklasse 1 zuordenbare Gebaude verwirklicht werden. Die beiden Gebaude
der Gebaudeklasse 1, die somit ein Doppelhaus ergeben, benétigen jedoch an der
Nachbargrundsticks- bzw. Bauplatzgrenze jeweils eine brandabschnittsbildende Wand in REI 60
bzw. EI 60.
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Aufgrund der Definition von Geb&auden der Gebaudeklassen 3 und 4 ergeben sich insbesondere
hinsichtlich Anzahl der Wohnungen bzw. Betriebseinheiten in Verbindung mit der zulassigen Flache
unterschiedliche Risikosituationen. Wahrend in der Geb&udeklasse 3 hinsichtlich Brutto-Grundflache
sowie Zahl der Wohnungen bzw. Betriebseinheiten keine Begrenzung vorliegt, gibt es fur die
Gebaudeklasse 4 Einschrankungen fir die Anzahl der Wohnungen bzw. Betriebseinheiten sowie
deren Nutzflache. Ahnlichkeiten bei den Bauteilanforderungen gemaR Tabelle 1b miissen somit
unter den genannten Rahmenbedingungen beurteilt werden. In Bezug auf die
brandschutztechnischen Anforderungen an Géange, Treppen und Treppenhauser im Verlauf von
Fluchtwegen ergeben sich dagegen wesentliche Unterschiede (siehe Erlauterungen zu Punkt 5).

Bei tragenden Bauteilen im obersten Geschold von Gebauden der Gebdudeklassen 3 bis 5 wird
gemal Zeile 1.1 der Tabelle 1b in Anlehnung an &hnliche Regelungen im Ausland die Anforderung
an die Feuerwiderstandsfahigkeit im Vergleich zu den sonstigen oberirdischen Gescho3en um eine
Klasse herabgesetzt. Dies wird damit begriindet, dass bei einem allfélligen Brandereignis die im
obersten Geschol3 betroffenen Personen friihzeitig in Sicherheit sein missten und notwendige
Léschaktionen durch die Feuerwehr auch von auf3en durchgefuhrt werden kénnten.

In Geb&uden der Gebaudeklasse 2 sind gemaf Tabelle 1b Zeile 2.4 bzw. Zeile 3.1 in Verbindung
mit FuBnote 2 die (Trenn)wande zwischen den Wohnungen in Reihenhdusern, unabhéangig davon,
ob sich an der Stelle der Trennwénde eine Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze befindet oder
nicht, grundsatzlich in REI 60 bzw. EI 60 ausreichend. Dies deshalb, da davon ausgegangen werden
kann, dass (aus schallschutztechnischen Griinden) in der Regel zwei aneinandergrenzende Wénde
hergestellt werden. Wird eine Doppelwand zur Erflllung des Feuerwiderstandes von 60 Minuten bei
Reihenhaustrennwédnden gemal Zeile 2.4 innerhalb eines Gebaudes errichtet, kann die gesamte
Wandkonstruktion als eine Wand angesehen werden. Befindet sich diese Doppelwand jedoch an
einer Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze, so muss jeder Wandteil fuir sich auf dem jeweiligen
Grundstiick bzw. Bauplatz den Feuerwiderstand erfiillen.

In Gebduden der Gebdudeklasse 4 sind die Erleichterungen fur die Trennwdnde zwischen den
einzelnen Wohnungen im Reihenhaus noch zuldssig. An der Nachbargrundsticks- bzw.
Bauplatzgrenze sind jedoch gemaR Tabelle 1b Zeile 3.1 die brandabschnittsbildenden Wé&nde und
Decken in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 herzustellen.

In Tabelle 1b werden unter Zeile 5 an Balkonplatten von Gebauden der Gebaudeklassen 1, 2 und 3
keine Anforderungen an die Feuerwiderstandsfahigkeit gestellt. Dies aus der Erkenntnis heraus,
dass im Brandfall Uiblicherweise die volle rechnerische Nutzlast nur zu einem geringen Bruchteil
vorhanden ist. Weiters ist davon auszugehen, dass bei derartigen Gré3enordnungen der Gebaude
der Feuerwehreinsatz nicht nachteilig beeinflusst wird. Bei Gebduden der Geb&audeklasse 4 sowie
der Gebadudeklasse 5 mit hdchstens sechs oberirdischen Geschof3en kann der Léschangriff
erschwert sein, weshalb eine Feuerwiderstandsfahigkeit von 30 Minuten oder eine Ausfuhrung in A2
verlangt wird. Bei Gebauden der Gebéudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen Geschol3en
werden sowohl Anforderungen an die Feuerwiderstandsféhigkeit als auch an das Brandverhalten
der Baustoffe gestellt, wobei es fur Einzelbalkone unter definierten Voraussetzungen
Erleichterungen gibt.

Zu Punkt 3: Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerkes
Zu Punkt 3.1: Brandabschnitte

Punkt 3.1.1 regelt die GrolRe von Brandabschnitten in oberirdischen Geschol3en. Infolge der
kleinzelligen Bauweise von Wohngebauden (Begrenzung der Wohnungen durch Trennbauteile)
wurde fir die Brandabschnittsbildung eine maximale Langsausdehnung von 60 m als ausreichend
erachtet. Dartber hinaus gibt es bei Wohngebduden keine weiteren Anforderungen fur
Brandabschnitte (FlAchenbegrenzung, Anzahl der Geschol3e).

Bei unterirdischen Geschol3en (Punkt 3.1.2) liegt — zumal dort die Einsatzverhaltnisse fiur die
Feuerwehr im Brandfall unglnstiger sind — die zulassige Brandabschnittsflache grundsatzlich bei
800 m2.

Wie aus Brandereignissen bekannt, konnen beispielsweise umstirzende Lagerungen
brandabschnittshildende Wande derart beschédigen, dass eine Brandibertragung in benachbarte
Brandabschnitte erfolgt. Dem soll gemaf Punkt 3.1.4 durch das Leistungskriterium M — zusatzliche
mechanische Festigkeit — begegnet werden.
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Entsprechend Punkt 3.1.5 sind brandabschnittsbildende Wéande grundsatzlich 15 cm tber Dach zu
fuhren, wenn die Brandibertragung nicht durch andere MaRnahmen wirksam eingeschrénkt wird.
Da die AlternativmaRnahmen zur Uberdachfihrung vielfaltig sein koénnen, wurde keine
Konkretisierung vorgenommen. Vorstellbar ware grundsatzlich aber eine Ausfuhrung, bei der in
Hohe der Dachhaut an die Wand eine beiderseits 0,50 m breite Platte in EI 90 und A2 anschlief3t,
Uber die keine Teile des Daches, die nicht der Klasse A2 entsprechen, hinweggefihrt werden dirfen.
Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 ware als AlternativmalRnahme vorstellbar, dass die
brandabschnittshildende Wand nur bis unter die Dachhaut gefthrt und die verbleibenden Hohlraume
vollstandig mit Baustoffen der Klasse A2 ausgefiillt werden.

GemaR Punkt 3.1.6 wird fur Abschliisse von Offnungen, Leitungsdurchfiihrungen u.A. grundsatzlich
dieselbe Feuerwiderstandsdauer wie fir den Bauteil selbst verlangt, da deren Kontrolle im Brandfall
durch die Feuerwehr kaum moglich ist. Abschlisse missen zudem mit Hilfe von
SelbstschlieReinrichtungen stets geschlossen sein, falls nicht durch andere MalBhahmen im
Brandfall ein SchlieRen bewirkt wird. Letzteres kann beispielsweise durch Feststelleinrichtungen
sichergestellt werden, die im Brandfall unwirksam werden und den SchlieBvorgang mittels
tireigenem Auslosesystem oder durch ein zentrales Brandmeldesystem auslésen. Fir Tdren und
Tore sind nur bis zu einer bestimmten Gesamtflache Erleichterungen zuléssig. Dies vor allem im
Hinblick auf den Umstand, dass Abschliisse der angegebenen Grof3enordnungen im Brandfalle von
der Feuerwehr noch gehalten werden kénnen.

Es wird davon ausgegangen, dass die in den Punkten 3.1.7 bzw. 3.1.8 angegeben baulichen
Maflinahmen unter Beriicksichtigung der Brandbekampfung durch die Feuerwehr eine vertikale bzw.
horizontale Brandiibertragung Gber AuRenwande weitgehend hintanhalten kénnen. Fir Trennwénde
bzw. Trenndecken treffen diese Forderungen nur dann zu, wenn diese aufgrund der GroR3e der
Brandabschnitte gemaR Punkt 3.1.1 als brandabschnittsbildende Wande bzw. Decken auszubilden
sind.

In Punkt 3.1.9 wird ein Abstand von 1,00 m von Dachdéffnungen und Dachaufbauten zu den
brandabschnittsbildenden Wanden gefordert. Aufgrund der vielen unterschiedlichen Varianten
hinsichtlich der baulichen Ausgestaltung in Verbindung mit der Anordnung von wirksamen
MaRnahmen wurden keine Patentldsungen angegeben. Bei unterschiedlich hohen geneigten
Dachflachen von Brandabschnitten kénnen diese Anforderungen im Einzelfall fur die hoher
liegenden Offnungen, falls iber diese Offnungen eine Brandausbreitung nicht zu erwarten ist,
gegebenenfalls nicht zutreffen.

Wenn Dachéffnungen und Glasdacher an einen héheren Gebéaudeteil eines anderen
Brandabschnittes angrenzen, so wird in Punkt 3.1.10 nur der Abstand festgelegt, innerhalb dessen
brandschutztechnische MaRRnhahmen zur wirksamen Einschrdnkung eines Brandiberschlages
notwendig sind. Aufgrund der vielen unterschiedlichen Varianten hinsichtlich der baulichen
Ausgestaltung in Verbindung mit der Anordnung von wirksamen MalRhahmen wurden keine
Patentldsungen angegeben.

Zu Punkt 3.3: Deckenubergreifender Aul3enwandstreifen

Um die vertikale Brandausbreitung Uber die Fassade zu begrenzen, wurde erst fir Gebaude ab der
Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen GeschoRen — ausgenommen Wohngebaude —
ein deckenubergreifender AuBenwandstreifen mit einer Feuerwiderstandsdauer von 30 Minuten aus
Baustoffen der Klasse A2 gefordert. Anstelle des deckenibergreifenden AulRenwandstreifens
werden auch bauliche bzw. anlagentechnische Alternativen ermdglicht.

Zu Punkt 3.4: Schachte, Kanale, Leitungen und sonstige Einbauten

Diese brandschutztechnischen Anforderungen sind zielorientiert formuliert und sollen das
Augenmerk der Planer und Ausfiihrenden auf die notwendigen Mal3nahmen lenken. Vertikal gefihrte
Schachte und horizontal verlaufende Kanéle bzw. die in ihnen geflihrten Leitungen dienen
hauptsachlich zur Ver- und Entsorgung von Gebauden, was auch fur Luftungsleitungen gilt. Da
derartige haustechnische Installationen zumeist Wande bzw. Decken durchstoRen und im
Allgemeinen zwischen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten angeordnet werden, kénnen diese eine
Gefahr hinsichtlich der Ausbreitung von Feuer und Rauch in angrenzende Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten darstellen.
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Die Gefahr der Brandentstehung innerhalb von Schéachten bzw. Kanélen ergibt sich im Wesentlichen
durch energiefihrende Leitungen bzw. durch Feuer- und HeilRarbeiten im Zuge von Reparatur- und
Nachinstallationsarbeiten innerhalb des Schachtes bzw. Kanals sowie im Bereich der Schacht- und
Kanalwande. Erfahrungsgeman ist dann mit einer raschen Ausbreitung von Feuer und Rauch zu
rechnen. Bei einer Brandentstehung auflerhalb von Schachten bzw. Kandlen besteht im
Wesentlichen die Gefahr einer Brandausbreitung beispielsweise tber Leitungen in den Schacht bzw.
Kanal und in weiterer Folge vor allem eine Verrauchung angrenzender Bereiche. Deshalb werden
auch an die AbschottungsmafRnahmen grundsatzlich dieselben Anforderungen hinsichtlich der
Feuerwiderstandsdauer wie an die Wande bzw. Decken gestellt. Betroffen davon sind sowohl
brandabschnittsbildende Bauteile wie Trennbauteile.

Zu Punkt 3.5: Fassaden

Dieser Punkt wurde insofern neu strukturiert als die am haufigsten vorkommenden Fassadentypen
(AuRenwand-Warmedammverbundsysteme, vorgehéangte hinterliiftete Fassaden, Doppelfassaden,
Vorhangfassaden) getrennt betrachtet werden. Dabei werden infolge der umfassend vorhandenen
Prufergebnisse die AuRenwand-Warmedammverbundsysteme mit einer Warmedammung aus EPS
detailliert behandelt; dadurch wird es ermoglicht, diese Systeme auf Basis von Rahmenbedingungen
ohne weitere Nachweise einbauen zu kénnen.

Generell soll der erhohten Brand- und Rauchausbreitungsgefahr sowie den allfélligen
Erschwernissen bei der Brandbekampfung bzw. beim Einsatz von Rettungsgeréaten der Feuerwehr
in Abhangigkeit der Gebéaudeklasse, verbunden mit der Anzahl der oberirdischen Gescholie,
Rechnung getragen werden. Besonders Auf3enwandkonstruktionen mit geschof3ubergreifenden
Hohl- oder Luftraumen finden in der Praxis zunehmend Verwendung und bedirfen einer besonderen
Risikobetrachtung.

Es wurde festgelegt, dass erst bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 Fassaden so auszufiihren
sind, dass eine Brandweiterleitung tber die Fassade auf das zweite Uber dem Brandherd liegende
Geschol3 und das Herabfallen groRer Fassadenteile wirksam eingeschréankt wird. Diese
zielorientierte Anforderung wird jedenfalls erfillt, wenn ein positiver Prifbericht einer hierfar
akkreditierten Priifstelle gemaR ONORM B 3800-5, Ausgabe 2013-04-15 vorliegt. Fiir Gebaude der
Gebaudeklassen 1 bis 3 mussen fir Fassaden somit nur die Anforderungen an das Brandverhalten
gemal Tabelle 1a der OIB-Richtlinie 2 eingehalten werden.

Fiur den am haufigsten vorkommenden Fassadentyp, namlich das AulRenwand-
Warmedammverbundsystem mit einer Warmedammung in der Klasse E (in der Regel expandiertes
Polystyrol — EPS) gibt es nachweisfreie Ausfihrungen (siehe Punkt 3.5.2 und 3.5.3), die einerseits
als Ergebnis allgemein akzeptierter Erfahrungswerte aus langjahriger Priuferfahrung von
akkreditierten Prifstellen in Osterreich entstanden sind und andererseits aus in den letzten Jahren
vielfach durchgefiihrten Prifungen abgeleitet werden kdnnen.

Bei Vorliegen eines entsprechenden Priifberichtes gema’ ONORM B 3800-5, Ausgabe 2013-04-15
sind fur das Brandschutzschott nach Punkt 3.5.3 auch andere Ausfihrungen (z.B. Polyurethan)
maoglich.

Durch die Anforderungen an AuBenwand-Warmedammverbundsysteme entsprechend den
Punkten 3.5.4 und 3.5.5 soll den allfalligen Erschwernissen bei der Brandbekampfung sowie bei
besonderen Fluchtwegverhaltnissen Rechnung getragen werden. Im Falle von Punkt 3.5.5 a) kann
bei Wanden von der Anforderung A2 abgesehen werden, wenn durch einen Prifbericht einer
akkreditierten Prufstelle nachgewiesen wird, dass durch die verwendeten Baustoffe kein
wesentlicher Beitrag zum Brand geleistet wird.

Fur vorgehangte hinterliftete, bellftete oder nicht hinterliftete Fassaden (Punkt 3.5.6) gelten
dieselben zielorientierten Anforderungen wie fir die AuRenwand-Warmedammverbundsysteme. Fir
freistehende Gebaude der Gebdudeklasse 4 konnte eine nachweisfreie Ausflhrungsvariante
aufgenommen werden. Dariber hinaus gelten die Anforderungen gemaf Punkt 3.5.1 auch als erfullt,
wenn zwischen den GescholRRen eine Brandschutzabschottung aus einem durchgehenden Profil aus
Stahlblech (Mindestdicke 1 mm) oder brandschutztechnisch Gleichwertigem, das mindestens 20 cm
auskragt, ausgefihrt wird.

Doppelfassaden wirken sich in brandschutztechnischer Sicht gegeniiber konventionellen Fassaden
vor allem in folgender Hinsicht nachteilig aus:
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e _Kanalisierung® von Feuer und Rauch im Zwischenraum und daher schnellere
Brandausbreitung tiber den Zwischenraum in oberhalb gelegene Geschole.

o Gefahrdete Personen konnen sich infolge des verrauchten Zwischenraumes fir die
Feuerwehr nur schwer bemerkbar machen.

o Fir die Feuerwehr ist ein Léschangriff von auen praktisch nicht durchfiihrbar, da eine
mechanische Zerstérung der Verkleidung mit Mitteln der Feuerwehr in der Regel nicht mdglich
ist und eine Zerstérung durch Brandeinwirkung — wenn Uberhaupt — erst sehr spét eintreten
wird.

Auch Vorhangfassaden stellen brandschutztechnisch ein besonderes Risiko dar, wenn keine
vorbeugenden MalRnahmen getroffen werden. Dies betrifft vor allem eine Brandausbreitung tber
Anschlussfugen und Hohlrdume im Bereich der anschlie@Renden Decke innerhalb der
Vorhangfassade.

Da die einzelnen MaRnahmen aber vielfaltig und vom Gebaudetyp bzw. der Ausgestaltung der
Fassaden abhangig sind, wurden nur zielorientierte Anforderungen fir Doppelfassaden und
Vorhangfassaden in den Punkten 3.5.8 und 3.5.9 festgehalten, wobei lit. a und lit. b auf die Inhalte
der ONORM B 3800-5, Ausgabe 2013-04-15 abzielt und lit. ¢ technische Ausfiihrungsdetails
intendiert.

Fur Kasten-Doppelfassaden (2-schalige Fassade) gelten die zielorientierten Anforderungen gemaf
Punkt 3.5.8 jedenfalls als erflllt, wenn ein positiver Priufbericht gemadl ONORM B 3800-6,
Ausgabe 2013-04-15 vorliegt.

Durch Punkt 3.5.10 wurde einem Wunsch der Praxis Rechnung getragen und die Mdglichkeit
geschaffen, in Sockelbereichen von AuRenwénden auch Dammstoffe der Klasse E verwenden zu
kénnen.

Zu Punkt 3.6: Aufzlige

Punkt 3.6.1 regelt die erforderlichen MalRnahmen, um bei Aufziigen, die Brandabschnitte verbinden,
eine Brandibertragung zu vermeiden. Aufgrund der unterschiedlichen Ausfihrungen bzw.
MaRRnahmen wurde auf konkrete Anforderungen verzichtet, sodass flexible Ausfuhrungen (z.B.
Anforderungen an die Aufzugsschachttiren oder besondere bauliche MaRhahmen) mdglich sind.
Diese zielorientierten Anforderungen gelten jedenfalls als erfillt, wenn die brandschutztechnischen
MaRRnahmen gemal? ONORM B 2473, Ausgabe 2008-05-01 eingehalten werden.

Mit der Forderung gemanR Punkt 3.6.2 soll bei Aufziigen der Gefahr einer allfalligen Brandausbreitung
begegnet werden. Dabei werden fir Aufzugsumwehrungen in Abhéngigkeit der Geb&audeklasse
einerseits Ausnahmen angefuhrt, bzw. andererseits spezifische Anforderungen an das
Brandverhalten festgelegt. So werden fir Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2 keine
Anforderungen an das Brandverhalten der Schachtumwehrungen gestellt. Fir Gebaude der
Gebaudeklassen 3 und 4 gentgt an der Schachtinnenseite eine Bekleidung in A2, wobei fir die
SchachtauBenseite die Anforderung an die Bekleidung bzw. Beldge gemaR Tabelle 1a einzuhalten
sind.

Zu Punkt 3.7: Feuerstatten und Verbindungsstiicke

In Punkt 3.7.1 wurden hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen an die Lage von Feuerstatten auf
bisher bestehende gesetzliche Regelungen, Normen sowie einschlagige technische Richtlinien und
Erfahrungen aus Brandereignissen zuriickgegriffen.

Bewusst wurden in Punkt 3.7.2 keine konkreten Abstdnde von Feuerstatten bzw.
Verbindungsstiicken zu brennbaren Bauteilen festgelegt, zumal sich die Abstdnde aus den
jeweiligen Aufstellungs- bzw. Montagehinweisen der Hersteller ergeben missen. Diese
brandschutztechnisch notwendigen Abstande sollen sicherstellen, dass an Bauteilen aus
brennbaren Baustoffen in Anhangigkeit der Nennwéarmeleistung der Feuerstatte keine hdheren
Temperaturen als 85 °C auftreten kénnen. Wenn Herstellerangaben fehlen, kann dies bei einem
Mindestabstand von 40 cm als erflllt angesehen werden. Dieser Abstand wird flr Feuerstatten
beispielsweise auch in der ONORM B 2331, Ausgabe 2007-05-01 genannt.

OIB-Richtlinie 2 — Erlauterungen Ausgabe Méarz 2015 Seite 9 von 21



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-015/15 OIB-Richtlinie 2 - Erlauterungen

Zu Punkt 3.8: Abgasanlagen

Entsprechend Punkt 3.8.1 wird eine RuBbrandbestandigkeit der Abgasanlage bei jenen Feuerstatten
gefordert, bei denen aufgrund der angeschlossenen Feuerstatten ein Ruf3brand nicht
ausgeschlossen werden kann. Letzteres ftrifft erfahrungsgemafld bei mit festen Brennstoffen
betriebenen Feuerstétten zu, bei denen beispielsweise zu feuchtes Holz verwendet wird, zu wenig
Verbrennungsluft vorhanden ist oder ungeeigneter Brennstoff eingesetzt wird. Bei Gasfeuerstatten
sowie bei modernen Olfeuerstatten mit Geblasebrennern bzw. mit Brennwerttechnik wird dagegen
das Auftreten eines RufRbrandes bei ordnungsgeméafem Betrieb als duf3erst gering angesehen,
weshalb derartige Feuerstétten beispielhaft angefiihrt sind.

In Punkt 3.8.2 wird festgelegt, dass bei einem auf3erhalb der Abgasanlage entstandenen Brand keine
Ubertragung von Feuer und Rauch uber die Abgasanlage in andere Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten stattfinden darf. Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass Abgasanlagen in
Wanden, oder wenn sie Decken durchstof3en, analog der Funktion der Wand bzw. Decke die
Ubertragung von Feuer und Rauch in angrenzende Wohnungen bzw. Nutzungseinheiten oder in
sonstige Gebaudeteile (z.B. Treppenhaus, nicht ausgebaute Dachrdume) mit entsprechend der fur
den Bauteil geforderten Feuerwiderstandsdauer verhindern mussen. Wenn Herstellerangaben
fehlen, kann dies bei einem Mindestabstand von 40 cm als erfillt angesehen werden.

Gemal Punkt 3.8.3 hangt der Abstand zu Bauteilen mit brennbaren Baustoffen von der Art der
Abgasanlage sowie von den Angaben in der Leistungserklarung der Hersteller ab. Die
brandschutztechnisch notwendigen Abstédnde von Abgasanlagen sollen sicherstellen, dass an
Bauteilen aus brennbaren Baustoffen in Abhangigkeit der Nennwéarmeleistung der Feuerstatte keine
héheren Temperaturen als 85 °C und bei Abgasanlagen, in denen Ruf3brande mdglich sind, keine
hdheren Temperaturen als 100 °C auftreten kénnen.

Zu Punkt 3.9: Raume mit erhéhter Brandgefahr

In Punkt 3.9.1 wird festgelegt, dass Heiz-, Brennstoff- und Abfallsammelrdaume jedenfalls als Raume
mit erhdhter Brandgefahr gelten, zumal dort das Entstehungs- bzw. Ausbreitungsrisiko eines
Brandes erfahrungsgemaf betréchtlich ist.

In Punkt 3.9.4 wurde die Grenze fir die Notwendigkeit eines Heizraumes bei Feuerstatten zunachst
unabhéngig vom Brennstoff grundséatzlich mit 50 kW festgelegt. Dabei wurde aufgrund der bisherigen
Erfahrungen der in den derzeit giltigen Regelungen enthaltene hdchste Grenzwert als vertretbar
angesehen. Bei Feuerstétten fur feste Brennstoffe mit automatischer Beschickung kann im
Gegensatz zu solchen mit flissigen bzw. gasférmigen Brennstoffen durch Abschaltung der
Brennstoffzufuhr der Verbrennungsvorgang nicht sofort unterbrochen werden. Vielmehr besteht die
Gefahr eines Riickbrandes in den Vorratshehalter bzw. Lagerraum, weshalb — unabhéngig von der
Nennwarmeleistung der Feuerstatte — ein eigener Heizraum erforderlich ist.

In Punkt 3.9.6 werden die Eckdaten hinsichtlich des Erfordernisses eines eigenen
Brennstofflagerraumes fiir feste Brennstoffe angefuhrt, wahrend durch Punkt 3.9.7 die Mdglichkeit
eroffnet wird, bei automatischen Pelletsheizungen eine gemeinsame Lagerung der Behdlter bis zu
einem beschrankten Lagervolumen im Aufstellungsraum der Feuerstatte vornehmen zu kénnen.

Traditionellerweise wird bei flissigen Brennstoffen die Lagerung im Aufstellungsraum der
Feuerstatte untersagt. Aufgrund bewahrter sicherheitstechnischer Einrichtungen bei Feuerstatten
mit flissigen Brennstoffen und den bisherigen Erfahrungen in einigen 06sterreichischen
Bundeslandern sowie im benachbarten Ausland, in denen eine beschrankte Brennstofflagerung im
Aufstellungsraum der Feuerstatte zuldssig ist, wird nun gemafd Punkt 3.9.9 eine gemeinsame
Unterbringung unter bestimmten Voraussetzungen gestattet.

Zu Punkt 3.10: Erste und erweiterte Loschhilfe

Da die Festlegung von Anforderungen an Bauprodukte (wie z.B. in Tabelle 1a und 1b) auch in
Zusammenhang mit den Mdoglichkeiten einer Brandbekdmpfung zu verstehen ist, sind auch
Anforderungen hinsichtlich Mittel der ersten und erweiterten Loschhilfe erforderlich. Derartige
Loscheinrichtungen missen so beschaffen sein, dass sie wirksam und jederzeit betriebsbereit sind.

OIB-Richtlinie 2 — Erlauterungen Ausgabe Méarz 2015 Seite 10 von 21



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-015/15 OIB-Richtlinie 2 - Erlauterungen

Als Mittel der ersten Ldschhilfe werden hauptsachlich tragbare Feuerléscher eingesetzt, mit denen
LéschmalRnahmen vor Eintreffen der Feuerwehr tblicherweise von jedermann durchgefiihrt werden
kénnen. Dabei richten sich Zahl, Art und Anordnung der erforderlichen Mittel der ersten Léschhilfe
insbesondere nach Personenbelegung, Bauart, Lage, Ausdehnung und Nutzung der Geb&ude.

Zu Punkt 3.11: Rauchwarnmelder

Tote und Verletzte bei Branden innerhalb von Geb&uden sind berwiegend im zivilen Bereich zu
beklagen, wofiir hauptsachlich die giftigen Bestandteile von Brandrauch und nur selten die
unmittelbare Einwirkung von Feuer verantwortlich sind. Bevor ein Brand auf Teile des Gebaudes
Ubergreift, sind — vor allem nachts — die Bewohner langst im Rauch erstickt. Die
stromnetzunabhangig arbeitenden Rauchwarnmelder besitzen eine Batterie und zielen grundsatzlich
nur darauf ab, die sich in der Wohnung aufhaltenden Personen friihzeitig zu alarmieren und dadurch
die Personensicherheit zu erhdhen. Das kommt auch dadurch zum Ausdruck, dass in allen
Aufenthaltsrdumen — ausgenommen Kichen — sowie in Géngen, Uber die Fluchtwege von
Aufenthaltsrdumen fiihren, mindestens ein unvernetzter Rauchwarnmelder vorhanden sein muss.
Bei den vielfach vorkommenden Wohnkichen hat die Anbringung des Rauchwarnmelders im
Wohnbereich und nicht unmittelbar im Bereich der Kicheneinrichtung zu erfolgen. Weiters kann
abgeleitet werden, dass etwa in Abstell-, Sanitéar- und Lagerrdumen oder in HeizrAumen keine
Rauchwarnmelder vorhanden sein miissen. Da die ONORM EN 14604, Ausgabe 2009-03-01
europdisch festgelegte Geréateanforderungen enthélt, sollte diese zur Beurteilung der Qualitat
herangezogen werden. Da keine konkreten technischen Ldsungen genannt werden, sind
weitergehende Losungen wie z.B. Verkabelung der einzelnen Rauchwarnmelder oder Anschluss an
das Stromnetz moglich. In diesem Zusammenhang wird ausdriicklich festgehalten, dass es sich bei
den Rauchwarnmeldern nicht um eine automatische Brandmeldeanlage handelt. Weiters ist zu
erwahnen, dass keine automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer sténdig
besetzten 6ffentlichen Alarmannahmestelle zu installieren ist.

Zu Punkt 3.12: Rauchableitung aus unterirdischen Geschol3en

Praktische Einsatzerfahrungen der Feuerwehr haben deutlich gemacht, dass vor allem Kellerbrande
ohne entsprechende Vorkehrungen fir die Rauchableitung ins Freie problematisch sein kdnnen.
Deshalb bendtigen unterirdische GeschoRe Wand- und/oder Deckendffnungen, die sich im
Einsatzfall auch mit Mitteln der Feuerwehr 6ffnen lassen mussen, damit insbesondere mit den
mobilen Beliftungsgeraten der Feuerwehr in diesen Raumen ein Luftwechsel herbeigefihrt werden
kann. Erganzend wird angemerkt, dass — falls der gesamte Brandabschnitt in verschiedene Raume
bzw. Bereiche unterteilt wird — nicht jeder Raum innerhalb des Brandabschnittes derartige Offnungen
besitzen muss.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 1 und bei Reihenhausern der Gebaudeklasse 2 sind keine
gesonderten Luftungsoéffnungen erforderlich. In diesem Fall erfolgt nach einem Brandfall die Abfuhr
des Brandrauches ins Freie tiber andere Raume.

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der geforderten Rauchableitung nicht um Rauch- und
Warmeabzugsanlagen  (Bildung einer rauchfreien  Schicht) handelt, sondern um
Unterstltzungsvorkehrungen fir den Feuerwehreinsatz.

Zu Punkt 4: Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke

Damit eine Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke wirksam eingeschrankt wird, wird in
Punkt 4.1 ein Mindestabstand von 2,00 m festgelegt. Bei der Festlegung des Mindestabstandes
wurde das Eingreifen der Feuerwehr vorausgesetzt. Das Problem der Brandubertragung durch
Funkenflug wird — wie bisher Ublich — nicht bertcksichtigt, da die erforderlichen gréR3eren Abstande
nicht realisiert werden kdnnen. Der angegebene Abstand bericksichtigt nicht raumplanerische
Belange. Wird dieser Mindestabstand zur Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze unterschritten,
ist die zugekehrte Wand als brandabschnittsbildende Wand gemaf Tabelle 1b auszufiihren. Dies
gilt auch, wenn das Gebaude unmittelbar an der Grundgrenze steht. Ragen Bauwerksteile (z.B.
Dachvorspriinge, Vordacher, Erker, Balkone) in diesen Mindestabstand von 2,00 m hinein, so ist
dies nur zulassig, wenn zusatzliche - auf die eigene Liegenschaft bezogene -
brandschutztechnische Malinahmen getroffen werden.
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Handelt es sich bei den angrenzenden Grundstiicken um solche, auf denen keine Bebauung maéglich
ist, ist eine Beeintrachtigung infolge einer Brandausbreitung nicht zu erwarten und daher geman
Punkt 4.2 (a) eine brandabschnittsbildende Wand nicht erforderlich. Unter ,rechtlichen* Umsténden
sind Widmungen wie die erwahnten Verkehrsflachen oder offentliche Parkanlagen zu verstehen,
Jatsachliche* Umstande kénnen topographische Gegebenheiten wie Gewasser oder unbebaubare
Gelandeformen (z.B. Felshang) sein.

In Ubereinstimmung mit der OIB-Richtlinie 2.2 sollen gemaR Punkt 4.2 (b) untergeordnete
eingescholRige Bauwerke mit insgesamt nicht mehr als 50 m2 Uberbaute Flache in den seitlichen
Abstand von 2,00 m hineinragen dirfen, wenn aufgrund der baulichen Umgebung mit einer
Brandlbertragung auf die Bauwerke der Nachbargrundstiicke nicht zu erwarten ist. Dies wird z.B.
dann erfillt, wenn die Gebaude auf der Nachbarliegenschaft mindestens 4,00 m entfernt angeordnet
werden und mit einer Bebauung nicht zu rechnen ist. Als Bootshitten werden Bauwerke zum
Einstellen von Booten in Form einer Bootsgarage angesehen. Bei Schutzdéachern sind nicht nur die
eigentliche Flache des Schutzdaches malRgebend, sondern auch noch allfdllig dartber
hinausragende Dachvorspriinge. Es wird daher fur die Begrenzung der 50 m2 die Giberbaute Flache
als vertikale Projektion herangezogen.

Schutzhitten in Extremlage werden durch Punkt 4.2. (c) ebenfalls von der Anwendbarkeit des
Punktes 4.1 ausgenommen, da das Umfeld von solchen Schutzhitten immer alpines Gelande
darstellt, wo eine weitere Bebauung in der Regel nicht zu erwarten ist.

Die Bestimmung des Punktes 4.3 Uber die ausnahmsweise Zulassigkeit von Offnungen in
brandabschnittsbildenden AuRenwénden an der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze soll
ermoglichen, dass gemeinsam genutzte R&ume bzw. Raumgruppen, wie z.B.
Gemeinschaftsanlagen, Geschéfts- und Betriebsraume, Garagen oder land- und forstwirtschaftlich
genutzte Gebaude, aber auch Arkaden, Durchgédnge oder Durchfahrten nach Malgabe der
baurechtlichen Bestimmungen auch Uber Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen hinweg
zusammengefasst werden kénnen. Bautechnische Voraussetzung aus Sicht des Brandschutzes ist
dabei, dass diese Raume bzw. Raumgruppen als eigener Brandabschnitt ausgebildet werden.

Werden auf einem Grundstick bzw. Bauplatz mehrere Gebaude errichtet, sind zur wirksamen
Einschrankung der Ausbreitung von Feuer auf andere Gebdude grundsétzlich dieselben
MaRnahmen zu treffen, wie bei zur Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze gerichtete
AuRenwéande von Gebauden. Daher wurde in Punkt 4.6 in Analogie zu Punkt 4.1 ein Mindestabstand
von 4,00 m festgelegt, bei dem keine zusétzlichen brandschutztechnischen Anforderungen an die
AuRBRenwéande erforderlich sind. Ricken diese Gebaude naher zusammen, sind erforderlichenfalls
zusatzliche brandschutztechnische MalRhahmen zu treffen, wobei dies nicht fiir untergeordnete
eingescholige Bauwerke gemall Punkt 4.2 (b) zu Gebduden der Geb&udeklasse 1 bzw.
Reihenhéduser der Gebéudeklasse 2 gilt. Es wird darauf hingewiesen, dass die
brandschutztechnische Beurteilung derartiger Geb&audesituationen allenfalls auch unter dem
Gesichtspunkt der zulassigen Brandabschnittsflache erfolgen kann.

Zu Punkt 5: Flucht- und Rettungswege
Zu Punkt 5.1:; Fluchtwege

Grundsatzlich wird das Zuriicklegen der ersten 40 m Gehweglange eines Fluchtweges entsprechend
den meisten bisherigen Regelungen der Bundeslander und in Ubereinstimmung mit der
Arbeitsstattenverordnung fir Personen als akzeptierbares Risiko angenommen. Es wird namlich
davon ausgegangen, dass bei einem rechtzeitig erkannten Brandereignis diese Wegstrecke unter
Berlcksichtigung einer normalen Gehgeschwindigkeit noch zu bewéltigen ist, bevor die Eigenrettung
infolge kritischer Sichtbehinderungen und toxischer Rauchgaskonzentrationen unméglich wird. Nach
Uberschreitung dieser Gehweglange ist es deshalb gemafR Punkt 5.1.1 erforderlich,

¢ sich entweder im Freien an einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes zu befinden, oder

¢ innerhalb des Gebaudes an einem Ort zu sein, der mit einem sicheren Ort des angrenzenden
Geléndes im Freien vergleichbar ist, d.h. in einem Treppenhaus bzw. einer Aul3entreppe
gemal Tabelle 2a oder 2b, oder
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e ein Treppenhaus bzw. eine AulRentreppe gemal Tabelle 3 zu erreichen, wobei zuséatzlich die
Anforderungen gemanR Punkt 5.1.4 einzuhalten sind; folgende Kombinationen sind méglich:

o ein Treppenhaus gemaf Tabelle 3 und ein Rettungsweg (Gerate der Feuerwehr oder
festverlegtes Rettungswegesystem),

o zwei Treppenhaduser bzw. AuRentreppen gemaf Tabelle 3,

o ein Treppenhaus gemal Tabelle 3 und ein unabhangiger Fluchtweg zu einem
benachbarten Brandabschnitt, der tber einen Ausgang zu einem sicheren Ort des
angrenzenden Gelédndes im Freien oder ein Treppenhaus bzw. eine Aul3entreppe
verflgt.

Als Ausgangspunkt fur die Berechnung der Gehweglange wird die unglinstigste Stelle jedes Raumes
zugrunde gelegt. Nicht ausgebaute Dachrdume bleiben von dieser Regelung deshalb
ausgenommen, da dort die Wahrscheinlichkeit eines Brandausbruches bei gleichzeitigem Aufenthalt
von Personen &uf3erst gering ist.

Bei Wohnungen darf nur in den Féllen von Punkt 5.1.1 (b) und (c) die Gehweglange von der
Wohnungseingangstiure bemessen werden. Diese Regelung ist erforderlich, da ansonsten bei
Gebauden mit Anordnung der Wohnungseingdnge unmittelbar im Bereich der Treppenanlage
innerhalb von 40 m Fluchtweglange von der Wohnungseingangstire das Freie erreicht werden
wuirde. Dadurch kénnten fiinf- oder sechsgeschol3ige Wohngebéude ohne Treppenhaus (z.B. keine
Rauchabzugseinrichtung) bzw. ohne Rettungswege (z.B. Erreichbarkeit jeder Wohnung) entstehen.

Die Bemessung der Gehweglange von der Wohnungseingangstire darf auf Blrogebaude nicht
angewendet werden, da dort keine kleinzellige Struktur wie bei Wohngeb&uden vorliegen kann und
zudem die arbeitnehmerschutzrechtlichen Vorschriften fur Fluchtwege einzuhalten sind.

Punkt 5.1.3 soll prazisieren, dass Treppenhauser grundsatzlich nur aus Treppenlaufen, Podesten
und kurzen Gangfortsatzen bestehen und somit langere Gange gegeniber dem Treppenhaus
brandschutztechnisch abzuschlieRen sind.

Die genauere Festlegung zur Ausgestaltung eines Treppenhauses bzw. einer Au3entreppe geman
Tabelle 2a oder Tabelle 2b ist auf die jeweilige Gebaudeklasse bezogen, wobei davon
ausgegangen wird, dass ein derartiger einziger Fluchtweg im Brandfall voraussichtlich ausreichend
sicher benutzbar bleibt. Zwecks leichterer Lesbarkeit und besserer Ubersichtlichkeit werden die
brandschutztechnischen Anforderungen im Verlauf von Fluchtwegen in Tabellenform anstelle von
verbalen Festlegungen dargestellt. Dabei kommt Tabelle 2a fir Gebdude der
Gebaudeklassen 2 bis 4 zur Anwendung, wahrend Tabelle 2b zwar nur fir Gebéude der
Gebaudeklasse 5 gilt, jedoch drei verschiedene Alternativmoglichkeiten vorsieht. Zu den beiden
Tabellen wird grundséatzlich bemerkt, dass — falls der Fluchtweg nur Uber ein einziges Treppenhaus
fhrt — dieses zumindest wahrend der Fluchtphase analog einem im Brandfall sicheren Ort im Freien
raucharm gehalten werden muss. Vorubergehend auftretende Rauchschwaden sind auch bei im
Freien liegenden Fluchtzielen nicht vollstéandig zu vermeiden und werden als akzeptierbares Risiko
in Kauf genommen.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 1 wird davon ausgegangen, dass die Gehwegléange von 40 m bis
zu einem direkten Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geldndes im Freien nicht
Uberschritten wird. Da in diesen Fallen somit Punkt 5.1.1 (a) als erfillt angesehen werden dirfte,
scheint die Gebéaudeklasse 1 in der Tabelle 2a nicht auf. Eine &hnliche Situation ist in der
Gebaudeklasse 2 auch bei Reihenhausern sowie bei Gebauden mit nicht mehr als zwei Wohnungen
gegeben, sodass geman Fulinote 1 auch diese vom Geltungsbereich der Tabelle 2a ausgenommen
sind.

Bei den nicht vom Geltungsbereich der Tabelle 2a ausgenommenen Gebauden der
Gebéaudeklasse 2 werden in den Fallen des einzigen Fluchtweges sowohl Anforderungen an den
Feuerwiderstand von Tlren zu Treppenhédusern gestellt als auch Rauchabzugseinrichtungen fir
notwendig erachtet.

Bei Gebauden der Gebaudeklassen 3 und 4 sind gegebenenfalls mehrere Personen auf langere
Fluchtwege angewiesen, weshalb nur Kkurzzeitig auftretende, sofort wieder verdinnte
Rauchschwaden innerhalb des Treppenhauses sicherheitstechnisch akzeptiert werden kénnen.
Deshalb werden abgestuft mit steigendem Risiko auch steigende Sicherheitsanforderungen an
Turen (Rauchdichtheit) und Rauchabzugseinrichtungen gestellt. Durch die selbstschlieenden
Turen wird ein nur schwadenhaftes Auftreten von Rauch im Treppenhaus bewirkt. Die erforderliche
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Verdinnung dieser Rauchschwaden wird durch risikoangepasste Anforderungen an
Rauchabzugseinrichtungen beriicksichtigt. Wegen der groReren Wegdistanz vom Zugang zum
Treppenhaus bis zur Rauchabzugséffnung an der obersten Stelle des Treppenhauses ist eine
maoglichst unverziigliche Rauchentfernung und Rauchverdiinnung durch nachstrémende Frischluft
erforderlich, weshalb zusétzlich eine automatische Auslosung der Rauchabzugseinrichtungen tber
rauchempfindliche Elemente gefordert wird.

Bei Gebduden der Gebaudeklasse 5 sind gegebenenfalls mehrere Personen auf noch langere
Fluchtwege angewiesen, weshalb ebenfalls nur kurzzeitig auftretende, sofort wieder verdiinnte
Rauchschwaden innerhalb des Treppenhauses sicherheitstechnisch akzeptiert werden kénnen.
GemalR Tabelle 2b erfolgt eine spaltenmé&Rige Darstellung der Anforderungen in Abhangigkeit der
gewdhlten Varianten ,GK5 mit mechanischer Bellftungsanlage”, ,GK5 mit automatischer
Brandmeldeanlage und Rauchabzugseinrichtung” sowie ,GK5 mit Schleuse und
Rauchabzugseinrichtung“. Bei den Fallen mit der mechanischen Beliiftungsanlage, die grundsatzlich
auf demselben Prinzip wie die Rauchverdrangung mittels mobiler Beluftungsgerate der Feuerwehr
beruht, wird bereits vor dem Eintreffen der Feuerwehr automatisch eine Rauchverdrédngung
eingeleitet. Die ins Treppenhaus mindenden Tiren missen jedenfalls einen definierten
Feuerwiderstand haben und selbstschlieBend eingerichtet werden. Die Rauchabzugseinrichtung
kann dagegen entfallen. Bei der mechanischen Beluftungsanlage handelt es sich um eine
Druckbeltftungsanlage gemaR TRVB S112, Ausgabe 2004.

Bei der Variante mit automatischer Brandmeldeanlage und Rauchabzugseinrichtung missen die ins
Treppenhaus mindenden Tiren erhdhte Anforderungen hinsichtlich der Rauchdichtheit erfiillen. Die
automatische  Brandmeldeanlage mit interner Alarmierung hat dem  Schutzumfang
~Einrichtungsschutz® zu entsprechen und die Rauchabzugseinrichtung ist risikoangepasst
auszufuhren. Bei der wegen der vielfach noch gré3eren Wegdistanz vom Zugang zum Treppenhaus
bis zur Rauchabzugséffnung hat die Auslosung der Rauchabzugseinrichtung tiber die automatische
Brandmeldeanlage zu erfolgen. Weiters muss zusétzlich in der Angriffsebene der Feuerwehr eine
manuelle Bedienungsmdglichkeit fir die Ausléseeinrichtung angeordnet werden.

Bei der Variante mit Schleuse und Rauchabzugseinrichtung soll das angestrebte Schutzziel
insbesondere durch bauliche Brandschutzmalinahmen erreicht werden, da durch die
Schleusenwirkung von Vornherein weniger Rauch ins Treppenhaus eintreten kann.

Rauchabzugseinrichtungen in  Treppenhdusern sind sowohl fir die Erleichterung der
Fluchtmdglichkeit der Geb&udebenutzer als auch zur Ermdglichung bzw. Unterstiitzung eines
Feuerwehreinsatzes erforderlich. Die hauptséchliche Gefahrdung im Brandfall geht von den
Brandprodukten Rauch und Wéarme aus, weshalb diese moglichst rasch und wirkungsvoll abzufiihren
sind. Die Unterstitzung des Feuerwehreinsatzes durch Rauchabzugseinrichtungen beruht
hauptsachlich darauf, dass an oberster Stelle des Treppenhauses mit Zugangen zu
Aufenthaltsraumen eine Offnung fir den Rauchabzug freigegeben wird und die Feuerwehr beim
Zugang zum Treppenhaus mittels mobiler Beliftungsgerate durch Einbringen von AuRenluft einen
Uberdruck erzeugt, der Rauch und Warme aus dem Treppenhaus verdrangt. Wird Rauch und
Warme nicht ausreichend abgefiihrt, kann das Treppenhaus wegen eines allfalligen Warmestaus
auch fir Feuerwehrkrafte unbenutzbar werden. Als Offnungen an der obersten Stelle des
Treppenhauses gelten Offnungen in der Decke bzw. in den Wéanden des hochstgelegenen
GeschoRes mit Wohnungen bzw. Betriebseinheiten. N&ahere Ausfihrungen hinsichtlich der
Ausfuhrung von Rauchabzugseinrichtungen sind in der TRVB S111, Ausgabe 2008 enthalten.

Punkt 5.1.1 (c) ist zunachst in Verbindung mit Punkt 5.1.4 zu betrachten, wonach fir Wohnungen
bzw. Betriebseinheiten innerhalb von 40 m Fluchtweglange ein Treppenhaus bzw. eine Aul3entreppe
gemal Tabelle 3 erreicht werden muss. Erfahrungen bei Branden haben gezeigt, dass Fluchtwege
innerhalb von Gebauden unbenutzbar werden kénnen, sodass zusatzlich die Anforderungen gemal3
Punkt 5.1.4 einzuhalten sind.

Bei Inanspruchnahme des Rettungsweges durch Gerate der Feuerwehr muss jedenfalls auf das
Vorhandensein und die Einsetzbarkeit dieser Rettungsgerate Bedacht genommen werden.

Die Anforderungen an Treppenhauser bzw. AulRentreppen gemal Tabelle 3 werden ebenfalls auf
die Gebaudeklassen bezogen, allerdings ist das Anforderungsprofil niedriger angesetzt als in den
Fallen des einzigen Fluchtweges gemafl Tabelle 2a bzw. 2b. Dies bezieht sich insbesondere auf die
Anforderungen an Turen in Wéanden von Treppenhausern bzw. von Laufen und Podesten sowie an
Rauchabzugseinrichtungen. So sind bei Gebauden der Gebaudeklasse 2 — wenn nicht vom
Geltungsbereich der Tabelle ohnehin ausgenommen - keine besonderen Rauchabzugs-
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einrichtungen vorgesehen, da die vorhandenen Fenster und Tiren in der Regel zur Abfuhr von
Rauch und Wéarme fur den Feuerwehreinsatz ausreichen. Bei Gebduden der Gebaudeklasse 3 kann
eine Rauchabzugseinrichtung gemaR FuBBnote 5 ebenfalls entfallen, wenn in jedem GeschoR
unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit einem bestimmten freien Mindestquerschnitt angeordnet
sind. Der Unterschied hinsichtlich der Rauchabzugseinrichtungen in den Gebaudeklassen 4 und 5
besteht lediglich darin, dass deren Auslésung in Gebauden der Gebadudeklasse 5 Uber ein
rauchempfindliches Element zu erfolgen hat.

Wenn Treppenhduser atrien- oder hallenahnlich ausgefihrt werden, kdnnen gemafl Punkt 5.1.6
von den Anforderungen der Tabelle 2a, 2b  bzw. 3 abweichende bzw. erganzende
Brandschutzmafnahmen notwendig werden. So kdnnen beispielsweise die in den genannten
Tabellen festgelegten Anforderungen an Rauchabzugseinrichtungen nicht herangezogen werden,
zumal in Atrien bzw. Hallen ein wesentlich gréReres Raumvolumen als bei Ublichen
Treppenhausern vorliegt. Vielfach ist bei derartigen architektonischen Gegebenheiten eine
Kombination von baulichen und anlagentechnischen Brandschutzmal3nahmen notwendig.

Zu Punkt 5.2: Rettungswege

Um einheitliche Auslegungen hinsichtlich der Anrechenbarkeit des Rettungsweges mit Geraten der
Feuerwehr zu erreichen, werden in Punkt 5.2.1 konkrete Anforderungen festgelegt. Demnach muss
jede Wohnung bzw. Betriebseinheit in jedem Geschol? Uber die Fassade erreichbar sein und
geeignete Gebaudetffnungen besitzen, lber die eine Rettung von Personen durchgefiihrt werden
kann. Geeignete Gebaudedoffnungen liegen dann vor, wenn diese mindestens 0,80 m x 1,20 m grof3
sind und nicht héher als 1,20 m uber der Ful3bodenoberkante liegen. Liegen diese Fenster in
Dachschréagen oder Dachaufbauten, so darf ihre Unterkante oder ein davor liegender Auftritt von der
Traufenkante nur so weit entfernt sein, dass Personen von der Feuerwehr gesehen und gerettet
werden kdnnen (i.d.R. ist dies bei einem Riicksprung von hdchstens 1,00 m noch sichergestellt).
Andernfalls sind zuséatzliche bauliche MalRnahmen erforderlich (z.B. fix vorgesehenes Podest). Um
eine objektive Mal3zahl ermitteln zu kénnen, wurde als Kriterium die Entfernung des Anfahrtsweges
der Feuerwehr bis zum Gebadude anstelle einer konkreten Zeitangabe bis zum Eintreffen der
Feuerwehr am Geb&ude gewahlt. Die Festlegung der Distanz mit hchstens 10 km ergab sich als
Kompromiss aus eingehenden Diskussionen und bericksichtigt die auch in landlichen Gegenden
Ublichen Entfernungen zu Feuerwehrgeratehdusern.

SinngemaRe Uberlegungen erfolgten in  Punkt 5.2.2 beziiglich des festverlegten
Rettungswegesystems. Hinsichtlich der Ausfihrung kénnen die Arbeitsstattenverordnung, die
Arbeitsmittelverordnung sowie die ONORM Z 1600, Ausgabe 2008-02-01 herangezogen werden.

Zu Punkt 5.3: Géange, Treppen und Tiaren im Verlauf von Fluchtwegen aufRerhalb von Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten

Punkt 5.3.2 regelt, dass Gange — ausgenommen offene Laubengange — alle 40 m durch Tiren der
Feuerwiderstandsklasse E 30-C zu unterteilen sind, um im Brandfalle eine etwaige Verrauchung auf
eine akzeptierbare Lange zu beschranken.

Gemal Punkt 5.3.3 entspricht die Feuerwiderstandsklasse der Laufe und Podeste von Treppen
auB3erhalb von Treppenhdusern grundsatzlich jener der tragenden Bauteile in sonstigen
oberirdischen GeschoRen. Diese Bestimmung kommt vor allem in jenen Féllen zur Anwendung, in
denen in hochstens 40 m Gehweglange ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des
angrenzenden Geléandes im Freien erreicht wird.

Da offene Laubengange als Fluchtwege gelten bzw. als solche im Brandfalle angesehen werden,
missen diese gemal Punkt 5.3.6 in Bezug auf ihre Feuerwiderstandsfahigkeit grundsatzlich die
Anforderungen an tragende Bauteile und Decken der Tabelle 1b erfillen. Bis einschlie3lich der
Gebaudeklasse 4 ist bei offenen Laubengangen eine Ausfihrung in Stahl zulassig, wenn Fluchtwege
zu zwei verschiedenen Treppen bzw. Treppenhdusern bestehen, wobei die Standfestigkeit des
Laubenganges unter Brandeinwirkung sicherzustellen ist.

Die in Punkt 5.3.7 gestellten Anforderungen bzw. Erleichterungen an die auf offene Laubengénge
mundenden Tlren und Fenster entsprechen der géngigen Praxis.

OIB-Richtlinie 2 — Erlauterungen Ausgabe Méarz 2015 Seite 15 von 21



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-015/15 OIB-Richtlinie 2 - Erlauterungen

Zu Punkt 5.4: Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung

Die Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung soll das Schutzziel erfiillen, die Fluchtwege bei Ausfall der
Hauptbeleuchtung derart zu beleuchten, dass flichtende Personen sicher zum vorgesehenen
Ausgang bzw. ins Freie gelangen kénnen. Fir Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 sowie
Wohngebaude bis Gebaudeklasse 4 erscheint eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung noch nicht
erforderlich.

Zu Punkt 6: Brandbekampfung

Da die Festlegung von Anforderungen an Bauprodukte (wie z.B. in Tabelle 1a und 1b) auch im
Zusammenhang mit den Mdglichkeiten einer Brandbek&mpfung zu verstehen ist, wurde der Hinweis
aufgenommen, dass bei ungenigender Erreichbarkeit eines Gebaudes zusatzliche
brandschutztechnische MalRnahmen erforderlich werden kénnen. Dies trifft z.B. fir Schutzh(tten in
Extremlage zu, weshalb etwa eine erhéhte Anzahl von Mitteln der ersten Ldschhilfe erforderlich
werden kann. Hinsichtlich der ausreichenden Erreichbarkeit wird zwischen Gebauden der
Gebéaudeklassen 1, 2 und 3 einerseits und Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 andererseits
unterschieden, da die Art des Loscheinsatzes auch von der Hohe der Geb&dude abhangt.

Fur die Durchfihrung einer Brandbekampfung ist nicht nur die Zuganglichkeit zum Gebaude,
sondern auch eine ausreichende Menge an Léschwasser erforderlich. Grundsétzlich obliegt es den
Gemeinden auf Basis von landesgesetzlichen Bestimmungen ausreichend Ldschwasser zur
Verflgung zu stellen. Aus diesem Grund wurde in der OIB-Richtlinie 2 von konkreten Anforderungen
Abstand genommen. Als Orientierung kann jedoch fir Birogebaude, Gebaude mit buroahnlicher
Nutzung sowie Geb&aude gemaf Punkt 7 eine ausreichende Léschwasserversorgung als gegeben
angesehen werden, wenn eine Mindestléschwasserrate von 1 I/ (m2.min) bezogen auf die grof3te
Brandabschnittsflache verfugbar ist. Da fur Wohngebéaude eine Brandabschnittsbildung nicht mehr
erforderlich ist, kann infolge der kleinzelligen Bauweise mit 800 I/min das Auslangen gefunden
werden.

Zu Punkt 7: Besondere Bestimmungen

In den Punkten 2 bis 6 wurden die Anforderungen im Wesentlichen fir Gebaude mit Wohn- und/oder
Bironutzung festgelegt. Fur andere tbliche Nutzungen, wie land- und forstwirtschaftliche Wohn- und
Wirtschaftsgebaude, Schul- und Kindergartengebaude, Beherbergungsstatten und Studentenheime
sowie Verkaufsstatten wurden besondere Bestimmungen getroffen. Fir diese in Punkt 7 angefiihrten
Gebaudetypen sind daher grundsatzlich die Anforderungen geman der Punkte 2 bis 6 zu erfiillen,
falls in Punkt 7 nichts anderes bestimmt wird. In Punkt 7 werden néamlich konkrete zusétzliche bzw.
abweichende Forderungen gestellt. Durch diese Vorgangsweise soll sichergestellt werden, dass fir
die angefiihrten Gebaudetypen gebrauchstaugliche und allgemein giiltige Regelungen gelten.

Zu Punkt 7.1: Land- und forstwirtschaftliche Wohn- und Wirtschaftsgebéaude

Um die dzt. Ubliche Praxis zu beriicksichtigen, kdnnen — wie im Punkt 7.1.1 festgehalten — Geb&aude
oder Gebéaudeteile, die mittels brandabschnittsbildender Wéande bzw. Decken getrennt sind, jeweils
gesondert betrachtet werden. Dadurch ist es mdglich, dass z.B. der Wohntrakt nur in die
Gebaudeklasse 1, wahrend der angrenzende Wirtschaftstrakt in die Gebaudeklasse 3 fallt.

Entsprechend Punkt 7.1.2 wurde die klassische Brandabschnittshildung zwischen Wohn- und Wirt-
schaftstrakt beibehalten. Bedingt durch die Anhaufung leicht brennbarer Materialien bzw.
Ernteerzeugnisse, vorhandene potenzielle Ziindquellen sowie zumeist groe Raumvolumina ist —
wie Brandfalle in landwirtschaftlich genutzten Gebaudebereichen immer wieder zeigen — mit einer
raschen Brandausbreitungsgeschwindigkeit zu rechnen, wodurch sich auch fir die
Brandbekampfung durch die Feuerwehr ungiinstige Voraussetzungen ergeben kdénnen. Bei nicht
ganzjahrig genitzten landwirtschaftlichen Gebauden wurde bis zur festgelegten Netto-Grundflache
von 1.200 m2 eine reduzierte Feuerwiderstandsklasse fir vertretbar angesehen.

Die Forderung unter Punkt 7.1.5 zielt darauf ab, Stallungen von Tieren gegen dartber liegende Ge-
baudeteile zu schutzen, um die moglicherweise im Brandfall notwendige Tierevakuierung
durchfiihren zu kénnen.
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Eine brandschutztechnische Trennung gegeniber angrenzenden Geb&udeteilen des
Wirtschaftstraktes wird gemall Punkt 7.1.6 fur Werkstatten sowie Einstellrdume fir
kraftstoffbetriebene Fahrzeuge bzw. Maschinen (nicht darunter fallen Kleinmaschinen wie
Rasenmaher und Kettensagen) gefordert, um das Risiko einer Brandausbreitung einzuschranken.
Die geforderte Feuerwiderstandsklasse REI 90/El 90 muss aber nur bei den trennenden Wéanden
bzw. Decken, nicht aber innerhalb der Werkstétten bzw. Einstellrdume erreicht werden.

Landwirtschaftliche Geb&ude sind zwar grundsétzlich in die jeweilige Gebaudeklasse einzuordnen,
wobei ein Abweichen von den daraus resultierenden Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse
von tragenden Bauteilen geméaR Punkt 7.1.3 durchaus mdglich ist. AuRerdem wird die Moglichkeit
eroffnet, von der zulassigen GroéRe eines Brandabschnittes, der auch bei landwirtschaftlicher
Nutzung durch eine Netto-Grundflache von 1.200 m2 begrenzt ware, abzuweichen. Damit kann den
unterschiedlichen Groé3en und Strukturen von landwirtschaftlichen Betrieben Rechnung getragen
werden. Es besteht gemal Punkt 7.1.8 auch die Mdglichkeit, die OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei
Betriebsbauten” sinngemaf anzuwenden.

In Punkt 7.1.7 wird angefiihrt, dass eine Brandibertragung von Wirtschaftsgebauden auf
Nachbarobjekte nicht nur durch AuRenwandbauteile mit entsprechender Feuerwiderstandsfahigkeit,
sondern auch durch Schutzabstande weitgehend verhindert werden kann. Bei der Beurteilung von
Schutzabsténden ist auch die Mdglichkeit des wirksamen Feuerwehreinsatzes zu beriicksichtigen.
Der abweichend von Punkt 4.1 geforderte Mindestabstand zu Nachbargrundstiicks- bzw.
Bauplatzgrenzen im Ausmaf3 von 6/10 der Hohe der zugekehrten AuRenwand, mindestens jedoch
3,00 m, entspricht den vielfach Ublichen Werten. Sollte im Einzelfall aufgrund der 6rtlichen
Verhéltnisse und der Infrastruktur fir die Brandbekédmpfung ein ausreichend rascher Léscheinsatz
nicht ohne Weiters vorausgesetzt werden, so kdnnen — insbesondere bei Wirtschaftsgebduden mit
der Lagerung von brennbaren Ernteglitern — auch gréf3ere Abstande erforderlich werden.

Zu Punkt 7 2: Schul- und Kindergartengebaude sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung

Bei Schul- und Kindergartengebauden sowie anderen Geb&auden mit vergleichbarer Nutzung (z.B.
Horte, Tagesheime), die nach dieser Richtlinie als eine Betriebseinheit anzusehen sind, tritt aufgrund
der grolReren Personenbelegung im Vergleich zu Wohn- oder BiUronutzung sowie wegen der
Nutzungsvielfalt (z.B. Klassen- und Birordume, Physik- und Chemiesale, Werkstatten) ein erhdhtes
Risiko im Brandfall auch schon in den Geb&udeklassen 1 und 2 auf. Insbesondere ist zu
beriicksichtigen, dass Kinder in ihrem Urteilsvermdgen bei der Gefahreneinschatzung noch nicht voll
entwickelt sind und Jugendliche im Allgemeinen zu einer héheren Risikobereitschaft tendieren, was
zu Fehlverhalten im Brandfall filhren kann. Es wurde deshalb unter Punkt 7.2.1 festgelegt, dass auch
in kleineren Schulen oder Kindergarten (Gebaudeklasse 1 und 2) jedenfalls die Anforderungen fir
die Gebaudeklasse 3 erfullen mussen. Ausgenommen davon sind lediglich Gebaude mit nur einem
oberirdischen Geschol3.

Unter Gebauden mit vergleichbarer Nutzung sind auch Universitdten/Hochschulen,
Fachhochschulen, Volkshochschulen, sonstige Bildungsstétten u. dgl. zu verstehen.

Die Fluchtwege werden gemaf Punkt 7.2.3 grundséatzlich gleich behandelt wie in Blrogeb&uden.
Aufgrund der mdoglichen Konfiguration der Schul- und Kindergartengebdude sowie anderen
Gebauden mit vergleichbarer Nutzung darf der zweite Fluchtweg nicht durch einen Rettungsweg
gemal Punkt 5.2 ersetzt werden. Ein einziger Fluchtweg Uber ein Treppenhaus bzw. eine
AuRentreppe gemaR Tabelle 2a bzw. 2b darf nur unter definierten Voraussetzungen zur Ausfiihrung
gelangen. Die grundsatzliche Notwendigkeit nach einem zweiten baulichen Fluchtweg wird damit
begriindet, dass in Schulen und Kindergarten im Gefahrenfall eine gréRere Anzahl von Personen
(Kinder, Jugendliche und Lehrkréfte) in Sicherheit gebracht werden muss. Bei kleineren Schul- und
Kindergartengeb&duden trifft das Erfordernis des zweiten Fluchtweges dann nicht zu, wenn innerhalb
von 40 m Gehwegldnge vom entferntesten Punkt eines Unterrichtsraumes oder Gruppenraumes ein
sicherer Ort des angrenzenden Gelandes im Freien erreicht wird.

Besonderes Augenmerk wurde — wie in Punkt 7.2.2 bzw. 7.2.4 angefihrt — auf jene Raume einer
Schule gelegt (z.B. Garderoben, Werkrdume, Chemie- und Physikraume), in denen ein Brand ein
groRReres Risiko fur Schiler und Lehrer darstellen kann und zudem eine Beeintrachtigung von
Fluchtwegen zu erwarten ware.
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Gemdal3 Punkt 7.2.5 wurde die gréRtmogliche Brandabschnittsflache — ohne zuséatzliche
BrandschutzmaflRnahmen mit 1.600 m2 festgelegt — als vertretbar angesehen. Hinsichtlich der
Brandabschnittsflache wird demnach eine Gleichbehandlung wie fir die Blronutzung unter
Punkt 3.1.1 vorgenommen.

Feuerstatten in Schulen missen — wie unter Punkt 7.2.6 festgelegt — unabhangig von ihrer
Nennwdarmeleistung in einem eigenen Heizraum untergebracht werden, da sonst die Gefahr von
Manipulationen an der Feuerungsanlage durch Schiler besteht. Eine Ausnahme wird unter
festgelegten Rahmenbedingungen lediglich fiir Gasthermen gewabhrt.

Bei Schulen, Kindergéarten und anderen Gebauden mit vergleichbarer Nutzung mit einer Brutto-
Grundflache von nicht mehr als 3.200 m2 wird gemall Punkt 7.2.7 eine Fluchtwegs-
Orientierungsbeleuchtung als ausreichend angesehen. Bei Brandereignissen ist mit dem Ausfall der
Raumbeleuchtung zu rechnen, weshalb fur die Selbstrettung von Personen auch bei Gebauden
dieser GréRBenordnung zumindest der Verlauf der Fluchtwege erkennbar sein muss. Bei einer Brutto-
Grundflache von mehr als 3.200 m2 verbunden mit einer gleichzeitig anwesenden gréReren Anzahl
von Personen wird dagegen eine Sicherheitsbeleuchtung fiur erforderlich erachtet. Diesbezlglich
wird auf die Bestimmungen der Elektrotechnikverordnung 2002-ETV 2002 BGBI. 1l Nr. 222/2002 in
der Fassung BGBI. Il Nr. 229/2014 hingewiesen, in der hinsichtlich Starkstromanlagen und
Sicherheitsstromversorgung in baulichen Anlagen fur Menschenansammlungen auf die
OVE/ONORM E 8002-1, Ausgabe 2007-10-01 und -9, Ausgabe 2002-11-01 verwiesen wird.

Gemal Punkt 7.2.9 werden nur in Kindergartengebauden sowie in anderen Gebauden mit
vergleichbarer Nutzung (z.B. Tagesheime, Horte) vernetzte Rauchwarnmelder gefordert, da dort
aufgrund eines maglichen Schlafrisikos und der schwierigeren Lenkbarkeit von Kleinkindern bzw.
Kindern im Vorschulalter die Flucht einen langeren Zeitraum in Anspruch nehmen kann, sodass eine
maoglichst frihzeitige Brandentdeckung mit Einleitung der Flucht erforderlich ist.

Zu Punkt 7 3: Beherbergungsstétten, Studentenheime und andere Geb&ude mit vergleichbarer Nutzung

Bei Beherbergungsstéatten — die nach dieser Richtlinie als eine Betriebseinheit anzusehen sind — tritt
aufgrund der groRBeren Personenbelegung im Vergleich zu Wohn- oder Bironutzung sowie wegen
der Nutzungsvielfalt (z.B. Sauna, Kiche) ein erhdhtes Risiko im Brandfall auch schon in der
Gebaudeklasse 1 und 2 auf. Insbesondere ist zu berlicksichtigen, dass es sich bei den Gasten
hauptsachlich um Personen handelt, welche in einer fir sie ungewohnten Umgebung zudem noch
nachtigen. Es wurde daher unter Punkt 7.3.1 festgelegt, dass auch in kleineren
Beherbergungsstatten (Gebéudeklasse 1 und 2) — ausgenommen Geb&aude mit nur einem
oberirdischen Geschol3 — jedenfalls die Anforderungen fir die Gebdudeklasse 3 erflllt werden

mussen.
GemaR Punkt 7.3.2 wurde die gréRtmdogliche Brandabschnittsflaiche — ohne zusétzliche
Brandschutzmalinahmen — mit 1.600 m2 als vertretbar angesehen. Hinsichtlich der

Brandabschnittsflache wird demnach eine Gleichbehandlung wie fir die Blronutzung unter
Punkt 3.1.1 vorgenommen.

Da eine Beherbergungsstatte als eine Betriebseinheit betrachtet wird, missen Bauteile zwischen
Bereichen unterschiedlicher Nutzung (z.B. Bettentrakt, Kiiche, Lagerraume) als Trennwande bzw.
Trenndecken gemaR Tabelle 1b ausgebildet werden. Um die bisher insbesondere in landlichen
Touristikgegenden Ublichen Holzbalkone fir Beherbergungsstatten in Gebauden mit nicht mehr als
sechs oberirdischen Geschof3en weiterhin zu ermdglichen, wurde eine diesbezlgliche Regelung
unter Punkt 7.3.3 aufgenommen.

Die Fluchtwege werden grundsétzlich gleich behandelt wie in Birogebauden. Ein einziger Fluchtweg
Uber ein Treppenhaus bzw. eine AuRentreppe gemall Tabelle 2a bzw. 2b ist entsprechend
Punkt 7.3.4 allerdings nur fur Beherbergungsstétten mit nicht mehr als 100 Gastebetten zulassig,
wenn die Wande zwischen Géastezimmern und Géangen bzw. Gangen und sonstigen Raumen in
REI 30 bzw. El 30 und die Turen in diesen Wéanden in Elz 30-C ausgefiihrt werden. Diese
Einschrdnkung bezogen auf die Zahl der Gastebetten bzw. die geforderten
Feuerwiderstandsklassen ist deshalb erforderlich, da insbesondere aufgrund der gegenuber
Wohngebauden groReren Personendichte und der Ortsunkundigkeit der Gaste und dem daraus
resultierenden hoheren Gefahrdungspotenzial sowie den dadurch erschwerten Einsatzbedingungen
der Feuerwehr Rechnung zu tragen ist.
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Bei den Anforderungen an Boden-, Wand- und Deckenbelége in Aufenthaltsraumen wurden unter
Punkt 7.3.7 auch die bisher in Beherbergungsstatten vielfach verwendeten Holzer bzw.
Holzwerkstoffe beriicksichtigt.

Feuerstatten in Beherbergungsstatten miissen — wie unter Punkt 7.3.8 festgelegt — unabhangig von
ihrer Nennwarmeleistung in einem eigenen Heizraum untergebracht werden, da sonst die Gefahr
von Manipulationen an der Feuerungsanlage durch unbefugte Personen besteht. Eine Ausnahme
wird unter festgelegten Rahmenbedingungen lediglich fir Gasthermen gewahrt.

Bei Beherbergungsstatten mit nicht mehr als 60 Gastebetten wird gemal Punkt 7.3.9 eine
Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung als ausreichend angesehen. Bei Brandereignissen ist mit dem
Ausfall der Raumbeleuchtung zu rechnen, weshalb fir die Selbstrettung von Personen auch bei
Gebauden dieser GroRenordnung zumindest der Verlauf der Fluchtwege erkennbar sein muss. Bei
mehr als 60 Gastebetten wird eine Sicherheitsbeleuchtung fiir erforderlich erachtet. Diesbezlglich
wird auf die Bestimmungen der Elektrotechnikverordnung 2002-ETV 2002 BGBI. 1l Nr. 222/2002 in
der Fassung BGBI. Il Nr. 229/2014 hingewiesen, in der hinsichtlich Starkstromanlagen und
Sicherheitsstromversorgung in baulichen Anlagen fir Menschenansammlungen auf die
OVE/ONORM E 8002-1, Ausgabe 2007-10-01 und -5, Ausgabe 2002-11-01 verwiesen wird.

Unter Punkt 7.3.10 wurde hinsichtlich einer Brandfriherkennung eine Einstufung der
Beherbergungsstatten in Abhangigkeit von der Zahl der Gastebetten vorgenommen, um einerseits
dem unterschiedlichen Risiko aufgrund der jeweiligen Personenanzahl gerecht zu werden und
andererseits die bereits bisher in den meisten Bundeslandern gelbte Praxis beibehalten zu kénnen.
Bei Beherbergungsstéatten mit nicht mehr als 30 Gastebetten wurde das Anforderungsprofil der
Rauchwarnmelder gegentber der Wohnnutzung insofern erweitert, als vernetzte Rauchwarnmelder
gefordert werden. Bei Beherbergungsstatten mit mehr als 30 Gastebetten muss eine automatische
Brandmeldeanlage vorhanden sein, die einen héheren Sicherheitsstandard als Rauchwarnmelder
liefert; dabei sind Alarmierungseinrichtungen (z.B. Sirenen), die zur Warnung der Personen innerhalb
der Beherbergungsstétte dienen, inkludiert. Brandmeldeanlagen in Beherbergungsstatten mit mehr
als 100 Géstebetten mussen zudem eine direkte Alarmierung der Feuerwehr herbeiftihren.

GemaR Punkt 7.3.13 werden fir Schutzhitten in Extremlage insofern Erleichterungen gewaéhrt, als
Schutzhitten in die zutreffende Gebéaudeklasse eingestuft werden konnen. Daher fallen
Schutzhitten mit nicht mehr als drei oberirdischen GeschoRen sowie einer Brutto-Grundflache von
nicht mehr als 400 m2 in die Gebaudeklasse 1. AuBerdem wird zur Brandfriherkennung und
Alarmierung eine Gefahrenanlage als ausreichend erachtet, da aufgrund der langen Anmarschwege
der Feuerwehr die Wirkung der friihzeitigen Alarmierung im Hinblick auf ein rasches Eintreffen der
Feuerwehr wieder aufgehoben wird. Als Regelwerk kann die DIN VDE 0833 herangezogen werden.

Zu Punkt 7.4: Verkaufsstatten

Fir eingeschoBige freistehende Verkaufsstatten soll es — vor allem der bisherigen Praxis
entsprechend — gewisse Erleichterungen geben. So ist es gemaR Punkt 7.4.1 mdglich, dass die
Tragkonstruktion entweder in R 30 oder nur aus Baustoffen der Klasse A2 ausgefiihrt wird. Dies ist
deshalb méglich, da bei freistehenden Verkaufsstatten nur Fluchtwege in einer Ebene vorhanden
sind, sodass Personen — ohne ein Treppenhaus benltzen zu missen — rasch einen sicheren Ort im
Freien erreichen, ausreichende Fensterflachen bzw. Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen zur
thermischen Entlastung der Tragkonstruktion gegeben sind, und ein L&schangriff durch die
Feuerwehr als eher unproblematisch angesehen wird.

In Punkt 7.4.2 werden Anforderungen nur fir Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als
600 m2 und nicht mehr als 3.000 m2 oder fur Verkaufsstatten mit nicht mehr als drei in offener
Verbindung stehenden Geschol3en formuliert. Dies deshalb, da damit einerseits Verkaufsstatten mit
einer Verkaufsflache von nicht mehr als 600 m2 (z.B. kleinere Einzelhandelsgeschéfte) unter den
Anwendungsbereich der Punkte 2 bis 6 fallen und andererseits diese Typen von Verkaufsstatten in
der Praxis sehr haufig vorkommen. Fur derartige Grof3enordnungen kdnnen noch allgemein gultige
Regelungen aufgestellt werden. Die traditionelle Brandabschnittsbildung zu Raumen, die nicht zur
Verkaufsstatte gehoren, wird gemald Punkt 7.4.2 (a) beibehalten. Unter Punkt 7.4.2 (b) wird
festgehalten, dass die Anforderungen der Tabelle 4 gelten. Diese tabellarische Darstellungsform
wurde zwecks leichterer Lesbarkeit gewahlt. Dabei erfolgt die Unterteilung nach der GroRe der
Brandabschnittsflachen einerseits nach dem Prinzip eines Vielfachen der MindestanwendungsgréRe
von 600 m2? und andererseits nach den in der Praxis uUblicherweise vorkommenden Grdf3en. Die
Anforderungen an Decken zwischen den GeschofRen innerhalb der Verkaufsstatte sind in
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Abhéngigkeit der Verkaufsbrandabschnittsflache und der Anzahl der in offener Verbindung
stehenden Geschol3e festgelegt. Mit zunehmender Brandabschnittsflache und Geschof3zahl wird die
frihzeitige Alarmierung bzw. das Einsetzen von selbsttatigen LoschmaflRnahmen fur erforderlich
erachtet. Die Fluchtwege werden gemafl Punkt 7.4.2 (c) grundsatzlich gleich behandelt wie in
Birogebauden. Aufgrund der maglichen Konfiguration der Verkaufsstatten darf der zweite Fluchtweg
weder durch einen Rettungsweg gemal Punkt 5.2 ersetzt werden, noch darf ein einziger Fluchtweg
Uber ein Treppenhaus bzw. eine Aul3entreppe gemaf Tabelle 2a bzw. 2b zur Ausfiihrung gelangen.
Dies wurde deshalb nicht zugelassen, da insbesondere einerseits aufgrund der zu erwartenden
erhdhten Personenanzahl und der Ausgestaltung der Fassade (schwere Zuganglichkeit infolge von
~Schaufenstern” bzw. durchgehenden Glasfassaden ohne eine ausreichende Anzahl von 6ffenbaren
Fenstern) mit den Ublichen Rettungsgeraten der Feuerwehr eine rasche Bergung kaum mdglich ist
und andererseits aufgrund der in der Regel unubersichtlichen Raumgestaltung (hohe Stellagen, von
der Decke herabhé&ngende Dekoration) die Fluchtmdglichkeit zu nur einem Treppenhaus im Brandfall
eine nicht zumutbare Gefahrdung darstellen wiirde. Bei Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von
nicht mehr als 2.000 m2 wird geman Punkt 7.4.2 (d) eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung als
ausreichend angesehen. Bei einer Verkaufsflaiche von mehr als 2.000 m2 wird eine
Sicherheitsbeleuchtung fir erforderlich erachtet. Diesbeziglich wird auf die Bestimmungen der
Elektrotechnikverordnung 2002-ETV 2002 BGBI. Il Nr. 222/2002 in der Fassung
BGBI. Il Nr. 229/2014 hingewiesen, in der hinsichtlich Starkstromanlagen und
Sicherheitsstromversorgung in  baulichen Anlagen flir Menschenansammlungen auf die
OVE/ONORM E 8002-1, Ausgabe 2007-10-01 und -3, Ausgabe 2002-11-01 verwiesen wird.

In Punkt 7.4.3 wird festgehalten, dass fir Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als
3.000 m2 oder Verkaufsstatten mit mehr als drei in offener Verbindung stehenden GescholRen ein
Brandschutzkonzept vorzulegen ist. In diesem Fall ist jedes Bauvorhaben gesondert zu betrachten.
Als Orientierungshilfe kann die TRVB 138 N, Ausgabe 2010 herangezogen werden.

Zu Punkt 8: Betriebsbauten

Da Betriebsbauten unabhangig von deren GréR3e in der Regel gesondert betrachtet werden kénnen,
sind die Anforderungen in der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten”
zusammengefasst, die grundsatzlich als eigenstandiges Regelwerk zur Anwendung kommen kann.
Es ist allerdings zu beachten, dass zusatzlich auch einige Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant
sein konnen (z.B. Punkt 3.4 Schachte, Kanale, Leitungen und sonstige Einbauten, Punkt 3.6
Aufziige, Punkt 3.7 Feuerstatten und Verbindungsstiicke, Punkt 3.8 Abgasanlagen, Punkt 3.9
Raume mit erhdhter Brandgefahr).

Zu Punkt 9: Garagen, uberdachte Stellplatze und Parkdecks

Da Garagen, Uberdachte Stellplatze und Parkdecks unabhéngig von deren GréRRe in der Regel
gesondert betrachtet werden, werden die Anforderungen fir alle Typen in der OIB-Richtlinie 2.2
.Brandschutz bei Garagen, tUberdachten Stellplatzen und Parkdecks" zusammengefasst. Es ist zu
beachten, dass gegebenenfalls zuséatzlich auch einige Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant sein
kénnen (z.B. Punkt 3.4 Schachte, Kandle, Leitungen und sonstige Einbauten, Punkt 3.9 Raume mit
erhohter Brandgefahr, Tabelle 3 Anforderungen an Treppenhauser bzw. Aul3entreppen im Verlauf
von Fluchtwegen).

Zu Punkt 10: Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m

In diesem Punkt wird auf die OIB-Richtlinie 2.3 ,Brandschutz bei Gebauden mit einem Fluchtniveau
von mehr als 22 m“ verwiesen. Es ist zu beachten, dass gegebenenfalls zusatzlich auch einige
Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant sein kénnen (z.B. Punkt 3.4 Schéchte, Kandle, Leitungen
und sonstige Einbauten).

Zu Punkt 11: Sondergebaude

In diesem Punkt werden all jene Gebaudetypen zusammengefasst, fur die ein Brandschutzkonzept
vorzulegen ist. Da fur diese Gebaudetypen aufgrund ihrer Besonderheiten keine allgemein gultigen
Anforderungen gestellt werden kodnnen, ist fir jedes Bauvorhaben ein Brandschutzkonzept
auszuarbeiten. Darin ist der Nachweis zu erbringen, dass nach dem Stand der Technik bzw.
Wissenschaft der Gefahrdung von Leben und Gesundheit von Personen durch Brand vorgebeugt
sowie die Brandausbreitung eingeschrankt wird.
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Dabei handelt es sich um Geb&aude mit erhdhter Personenanzahl, bei denen unvorhersehbare
Reaktionen der Besucher nicht ausgeschlossen werden kdnnen. Namentlich werden jene
Versammlungsstatten angefihrt, in denen sich mehr als 1.000 Personen aufhalten kénnen. Auf den
den Bundeslédndern zur probeweisen Anwendung Ubermittelten OIB-Leitfaden ,Harmonisierte
Anforderungen an Bauwerke und sonstige Einrichtungen fiir groBere Menschenansammlungen®,
Ausgabe 2013-07-09 wird hingewiesen.

Ebenso werden jene Gebaude angefihrt, die bedingt durch ihre Nutzungsart (z.B. Krankenh&user,
Alters- und Pflegeheime) besondere MaRnahmen zur Hintanhaltung der Personengefahrdung bzw.
zur Rettung und/oder Evakuierung von Personen mit eingeschrankter bzw. nicht vorhandener
Mobilitéat fordern.

Bei den genannten Justizanstalten ist die Problematik der grundsatzlich versperrt zu haltenden Ttlren
zu beachten, die im Normalfall ein Flichten verhindern sollen, im Brandfall aber ein enormes Risiko
fur die eingeschlossenen Personen darstellen.

Schlielich fallen noch all jene Gebdudetypen darunter, auf die die Anforderungen der OIB-
Richtlinie 2 aufgrund des Verwendungszweckes oder der Bauweise nicht zur Gédnze anwendbar sind,
wie z.B. Messehallen, Sportstadien.
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Oi2-Richtlinie 2.1

Brandschutz bei Betriebsbauten

Ausgabe: Marz 2015
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2 Zulassige Netto-Grundflache in oberirdischen Geschof3en innerhalb von Hauptbrandabschnitten..... 2
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4 Anforderungen an Lagergebaude und Geb&aude mit Lagerbereichen in Produktionsrdumen ............. 7
5 Erfordernis eines BrandSChUIZKONZEPLES .......couuiiiiiiiii et 7
Anhang A Einstufung der LagergUter in Kat@ QO @M. ... ...uuiie ittt a e e aneanns 11

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlages
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefiihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaf § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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21

2.2

2.3

2.4

2.5

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-Richt-
linien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke” angefiihrten Fassung.

Werden in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anfor-
derungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt, gilt dies auch als erflllt, wenn

« die fur die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 entsprechen und

« die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.

RaumabschlieRende Bauteile missen zusatzlich—wenn ein Durchbrand nicht ausgeschlossen wer-
den kann — beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zu den Bestimmungen dieser Richtlinie gegebenenfalls
einzelne Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* zu berticksichtigen sind.

Bei Betriebsbauten kénnen in Abhangigkeit des jeweiligen Gefahrenpotenzials, wie Brandbelastung,
Aktivierungsgefahr und Umgebungssituation, héhere Anforderungen notwendig werden, wie z.B. fiir
Chemiebetriebe.

Fir folgende Betriebsbauten sind aufgrund eines geringeren Risikos im Brandfall Erleichterungen

wvon den Anforderungen dieser Richtlinie zul&ssig:

« Betriebsbauten, die lediglich der Aufstellung technischer Anlagen dienen und von Personen nur
wvoriibergehend zu Wartungs- und Kontrollzwecken begangen werden (Einhausung z.B. aus Grin-
den des Witterungs- oder Immissionsschutzes),

« Betriebsbauten, die Uberwiegend offen sind, wie Gberdachte Freianlagen oder Freilager, oder die
aufgrund ihres Verhaltens im Brandfall diesen gleichgestellt werden kénnen.

Von den Anforderungen dieser OIB-Richtlinie kann entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen abgewichen werden, wenn vom Bauwerber nachgewiesen wird, dass das gleiche
Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinie erreicht wird. Hierbei ist der OIB-Leitfaden ,Abwei-
chungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* anzuwenden.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken sind im Einzelfall gegebenenfalls Erleichterungen ent-
sprechend den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen zulassig.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Zulassige Netto-Grundflache in oberirdischen Geschof3en innerhalb von
Hauptbrandabschnitten

Hauptbrandabschnitte sind durch Brandwande gemé&f Punkt 3.8 zu trennen. Hinsichtlich der zulés-
sigen Netto-Grundflache je oberirdisches Geschol3 innerhalb von Hauptbrandabschnitten gelten die
Anforderungen gemaf Tabelle 1.

Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschol? missen die Decken zwischen den
GescholRen die nach Tabelle 1 erforderliche Feuerwiderstandsdauer nicht nur hinsichtlich des Krite-
riums der Tragfahigkeit (R), sondern auch hinsichtlich der Kriterien des Raumabschlusses (E) und
der Warmedammung (1) erfullen.

Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei oberirdischen Geschol3en und einer Netto-Grundflache
won insgesamt nicht mehr als 3.000 m2 sind offene Deckendurchbriiche (z.B. Treppen, Schéachte,
Arbeitsoffnungen) ohne Feuerschutzabschliisse zulassig.

Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei oberirdischen GescholRen sind offene Deckendurchbri-
che ohne Feuerschutzabschlisse bis zu einer Netto-Grundflache won insgesamt nicht mehr als
7.500 m2 zulassig, wenn eine erweiterte automatische Ldschhilfeanlage in der Sicherheitskategorie
K 4.1 vorhanden ist.

Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen Geschol3en sind offene Deckendurchbriiche
ohne Feuerschutzabschliisse bis zu einer Netto-Grundflache won insgesamt nicht mehr als
10.000 m2 zulassig, wenn eine Sprinkleranlage in der Sicherheitskategorie K 4.2 vorhanden ist.
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3.1

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.2.4

3.2.5

3.3

3.3.1

3.3.2

3.3.3

3.4

Allgemeine Anforderungen
Loschwasserbedarf

Fur Betriebsbauten ist der Loschwasserbedarf in Abstimmung mit der Feuerwehr unter Beriicksich-
tigung der Netto-Grundflachen der Hauptbrandabschnitte bzw. Brandabschnitte, der Brandlasten so-
wie der technischen Brandschutzeinrichtungen festzulegen und bereitzustellen.

Schutzabstande

Betriebsbauten missen won der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze so weit entfernt sein,
dass unter Berlcksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Brandubertragung auf Nachbargebaude
weitgehend verhindert wird. Dabei sind jeweils Bauweise, Lage, Ausdehnung, Nutzung und vorhan-
dene Sicherheitskategorie zu berticksichtigen.

Bei Betriebsbauten mit AuRenwanden ohne definierten Feuerwiderstand ist ohne naheren Nachweis
ein Abstand zur Nachbargrundstucks- bzw. Bauplatzgrenze wvon 6/10 der Hohe der zugekehrten Au-
Renwand, mindestens jedoch 3,00 m, ausreichend.

Betragt der Abstand der AuRenwand zur Nachbargrundsticks- bzw. Bauplatzgrenze weniger als
6/10 der Hohe der zugekehrten AuRenwand bzw. weniger als 3,00 m, so mussen erforderlichenfalls
brandschutztechnische Maflinahmen getroffen werden, die auf die baulichen Gegebenheiten der Au-
Renwande und deren Abstand won der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze abzustimmen
sind. Bei Betriebsbauten mit einer Brutto-Grundfiache won nicht mehr als 400 m2 gentigt ein Abstand
won 2,00 m. AuRenwéande, deren Abstand weniger als 1,00 m betragt, sind jedenfalls als Brandwande
gemal Punkt 3.8 auszubilden.

Die Anforderungen gemafl} Punkt 3.2.3 gelten nicht, wenn das angrenzende Nachbargrundstiick
bzw. der Bauplatz aufgrund tatsachlicher oder rechtlicher Umsténde auf Dauer von einer kiinftigen
Bebauung ausgeschlossen ist (z.B. Verkehrsflichen im Sinne der raumordnungsrechtlichen Bestim-
mungen, o6ffentliche Parkanlagen oder Gewasser).

Betriebsbauten auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz kdnnen dann als getrennte Hauptbrand-
abschnitte bzw. Brandabschnitte angesehen werden, wenn diese voneinander so weit entfernt sind,
dass unter Berilicksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Brandubertragung weitgehend verhindert
wird. Dabei sind jeweils Bauweise, Lage, Ausdehnung, Nutzung und vorhandene Sicherheitskatego-
rie zu beriicksichtigen. Bei Betriebsbauten mit AuRenwéanden ohne definierten Feuerwiderstand ist
ohne naheren Nachweis ein Abstand von 6/10 der Summe der Hohen der zugekehrten Au3enwande,
mindestens jedoch 6,00 m, ausreichend.

Lage und Zuganglichkeit

Jeder Hauptbrandabschnitt muss mit mindestens einer Seite an einer Aulenwand liegen und von
dort fir die Feuerwehr zuganglich sein. Dies gilt nicht fir Hauptbrandabschnitte, die eine erweiterte
automatische Léschhilfeanlage oder eine automatische Feuerléschanlage aufweisen.

Freistehende bzw. aneinander gebaute Betriebsbauten mit einer zusammenhangenden Uberbauten
Grundflache von mehr als 5.000 m2 mussen fir die zur Brandbek&mpfung erforderlichen Feuerwehr-
fahrzeuge umfahrbar sein.

Fir die Feuerwehr sind die erforderlichen Zufahrten, Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungs-
flachen zu schaffen und sténdig freizuhalten.

Zweigeschollige Betriebsbauten

Wird bei einem zweigeschoRRigen Betriebsbau das untere Geschol3 einschlieRlich der Decken mit
Bauteilen in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 hergestellt und werden fiir beide Geschol3e Zufahrten
fir die Feuerwehr auf GeschoRniveau auf jeweils mindestens einer Seite angeordnet, dann kann
das obere GeschoRR wie ein Betriebsbau mit einem oberirdischen Geschol3 angesehen werden.
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3.5

3.5.1

3.5.2

3.5.3

3.5.4

3.6

3.6.1

3.6.2

3.6.3

3.6.4

Unterirdische Gescholie

Unterirdische GeschoRRe sind durch brandabschnittshildende Wande und Decken in A2 zu begren-
zen. Bei Betriebsbauten mit nur einem unterirdischen Geschof? darf der Brandabschnitt eine Netto-
Grundfiache von 1.200 m2 nicht Uberschreiten. Bei Betriebsbauten mit mehreren unterirdischen Ge-
schofRen darf der Brandabschnitt des ersten unterirdischen Geschol3es eine Netto-Grundflache wvon
1.200 m2 und der Brandabschnitt jedes weiteren unterirdischen Geschol3es eine Netto-Grundflache
won je 600 m2 nicht Uberschreiten.

Abweichend von Punkt 3.5.1 kann ein unterirdisches Geschof3 mit einer Netto-Grundflache won nicht
mehr als 600 m2 mit dem ersten oberirdischen Geschol? in offener Verbindung stehen, wenn die
gesamte zusammenhangende Netto-Grundflache der beiden GescholR3e nicht mehr als 1.800 m2 be-
tragt und eine allenfalls vorhandene Decke des unterirdischen Geschol3es R 90 und A2 entspricht.

Die im Punkt 3.5.1 bzw. 3.5.2 festgelegten Netto-Grundflachen fir Brandabschnitte kénnen bei Vor-
handensein

(@) einer erweiterten automatischen Loschhilfeanlage auf das Doppelte, oder

(b) einer Sprinkleranlage auf das Dreieinhalbfache

erhéht werden.

Fur Offnungen in Brandabschnitten von unterirdischen GeschoRBen gelten die Bestimmungen des
Punktes 3.8.4 sinngemal3.

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes muss wrhanden ist, in hdchstens 40 m Gehweglange erreichbar
sein:

(@) ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien, oder

(b) ein gesicherter Fluchtbereich (z.B. Treppenhaus, Auf3entreppe).

Liegen keine anderen Gefahrdungen als durch Brandeinwirkung vor, kann die in Punkt 3.6.1 ange-

fuhrte Gehweglange von 40 m verlangert werden auf

(@) hochstens 50 m bei RGumen mit einer mittleren lichten Raumhdéhe von mindestens 10 m,

(b) hochstens 50 m bei Raumen mit einer mittleren lichten Raumhodhe von mindestens 5,00 m bei
Vorhandensein einer automatischen Brandmeldeanlage mindestens im Schutzumfang ,Brand-
abschnittsschutz* mit Rauchmeldern,

() hochstens 70 m bei Raumen mit einer mittleren lichten Raumhoéhe von mindestens 10 m bei
Vorhandensein einer automatischen Brandmeldeanlage mindestens im Schutzumfang ,Brand-
abschnittsschutz*, mit Rauchmeldern,

(d) hochstens 70 m bei Vorhandensein einer Rauch- und Warmeabzugsanlage, welche durch eine
automatische Brandmeldeanlage mindestens im Schutzumfang ,Brandabschnittsschutz* mit
Rauchmeldern angesteuert wird,

wenn in jedem Geschol3 — ohne Begrenzung der Gehweglange — mindestens ein weiterer und maog-

lichst entgegengesetzt liegender Ausgang direkt ins Freie oder in ein Treppenhaus bzw. eine Au-

Rentreppe mit jeweils einem Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geléndes im Freien

oder in einen anderen Hauptbrandabschnitt bzw. Brandabschnitt vorhanden ist.

Bei der Ermittlung der mittleren lichten Raumhéhe bleiben untergeordnete Raume oder Ebenen mit

einer Netto-Grundflache wvon nicht mehr als 400 m2 unbertcksichtigt.

Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen GeschoRen missen die Geschol3e durch ein
durchgehendes Treppenhaus gemal Tabelle 2 verbunden sein, das einen Ausgang zu einem siche-
ren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien aufzuweisen hat.

Fuhren Fluchtwege gemaR Punkt 3.6.1 Gber AuRBentreppen, missen folgende Anforderungen erfillt

sein:

(@ AuRentreppen muissen aus A2 bestehen und so geschiitzt sein, dass im Brandfall keine Beein-
trachtigung durch Flammeneinwirkung, gefahrbringende Strahlungswarme und/oder Verrau-
chung besteht.

(b) Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen GescholRen missen die vom Gebaude auf
AuRentreppen fuihrenden Tiaren El2 30-C entsprechen. Abweichend dawon geniigt bei Turen
aus Raumen mit geringer Brandlast eine Ausfiihrung in E 30-C.
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3.7

3.7.1

3.7.2

3.7.3

3.8

3.8.1

3.8.2

3.8.3

3.8.4

3.8.5

3.8.6

Rauch- und Warmeabzug

Produktions- und Lagerraume, die jeweils eine Netto-Grundflache je Geschol3 von mehr als 200 m2
und nicht mehr als 1.200 m2 aufweisen, mussen Wand- und/oder Deckenéffnungen erhalten, die im
Brandfall eine Rauchableitung ins Freie ermdglichen. Dies gilt jedenfalls als erfilllt, wenn die Raume
Offnungen von mindestens 2 % der jeweiligen Netto-Grundflaiche aufweisen.

Fur Produktions- und Lagerraume, die jeweils eine Netto-Grundflache je Geschof3 wvon mehr als
1.200 m2 und nicht mehr als 1.800 m? aufweisen, muss eine ausreichende Rauch- und Wéarmeablei-
tung zur Unterstitzung eines Feuerwehreinsatzes worhanden sein. Die Einrichtungen zur Rauch-
und Warmeabfuhr missen die technischen Anforderungen an Rauch- und Wé&rmeabzugsanlagen
(RWA) erfullen und entsprechend einer anerkannten Richtlinie ausgefiihrt werden. Die Rauch- und
Warmeabzugsanlagen missen Uber eine automatische Auslésung (z.B. thermische Einzelauslo-
sung) verfligen sowie von einer im Brandfall sicheren Stelle eine zentrale manuelle Auslésung durch
die Feuerwehr erméglichen.

Fur Produktions- und Lagerraume, die jeweils eine Netto-Grundflache je Geschof3 wvon mehr als
1.800 m2 haben, muss eine ausreichende Rauch- und Wéarmeableitung zur Reduzierung der Brand-
auswirkungen worhanden sein. Die Einrichtungen zur Rauch- und Warmeabfuhr missen die techni-
schen Anforderungen an Rauch- und Warmeabzugsanlagen (RWA) erfillen und entsprechend einer
anerkannten Richtlinie ausgefuhrt werden.

Brandwande

Anstelle von Brandwanden gemafR den Punkten 3.8.2 bis 3.8.4 genugen auch brandabschnittsbil-
dende Wande in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2, wenn in oberirdischen Geschof3en ausschlief3lich
Brandabschnitte mit einer Netto-Grundflache won jeweils nicht mehr als 1.200 m2? vorhanden sind.
Die brandabschnittsbildenden Wande missen mindestens 15 cm dber Dach gefihrt werden. Sie
brauchen nur bis zur Dacheindeckung gefiihrt werden, wenn eine Brandibertragung durch andere
MaRnahmen wirksam eingeschrankt wird.

Brandwande missen in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 ausgefiihrt werden. Ist im Brandfall mit
einer mechanischen Beanspruchung (z.B. durch im Brandfall umstirzende Lagerungen) zurechnen,
mussen Brandwéande auch das Leistungskriterium ,M* erfullen.

Brandwande missen grundséatzlich vertikal vom Fundament bis mindestens 0,50 m Uber Dach ge-
fihrt werden. Sie brauchen nur bis zur Dacheindeckung gefiihrt werden, wenn eine Brandibertra-
gung durch andere MaRnahmen gleichwertig behindert wird. Verlaufen Brandwéande \ersetzt, ist
durch geeignete MaRnahmen eine Brandibertragung zu behindern.

Offnungen in Brandwanden sind zuldssig, wenn die Abschliisse die gleiche Feuerwiderstandsdauer
wie die Wande aufweisen. Abweichend dawvon sind in Betriebsbauten, in denen es das Geféahrdungs-
potenzial zuldsst, und in Betriebsbauten, die mit einer automatischen Brandmeldeanlage oder einer
erweiterten automatischen Léschhilfeanlage oder einer automatischen Feuerldschanlage ausgestat-
tet sind, Tiren und Tore in Elz 30-C ausreichend, wenn die Summe aller Offnungsflachen 20 m2 nicht
Uberschreitet. Abschlisse, die aus betrieblichen Grinden offen gehalten werden, miissen mit Fest-
stellanlagen ausgestattet sein, die bei Raucheinwirkung ein selbsttatiges Schliel3en bewirken.

Im Bereich der AuRenwéande ist durch geeignete MalRnahmen eine Brandibertragung auf andere

Hauptbrandabschnitte zu behindern. Geeignete Malinahmen sind z.B.:

« ein mindestens 0,50 m vor der AuRRenwand vorstehender Teil der Brandwand, der einschlie3lich
seiner Bekleidung aus A2 besteht,

« ein im Bereich der Brandwand angeordneter Aufienwandabschnitt in REI 90 bzw. EI 90 mit einer
Breite von mindestens 2,00 m, der einschlie3lich seiner Bekleidung aus A2 besteht.

Wenn Gebdude oder Gebaudeteile in einem Winkel von weniger als 135 Grad Uber Eck zusammen-
stolR3en und in diesem Bereich durch eine Brandwand abgeschlossen oder unterteilt werden, so muss
die Wand Uber die innere Ecke mindestens 5,00 m fortgefihrt werden. Von diesen Anforderungen
kann abgewichen werden, wenn eine Brandibertragung durch andere MalRnahmen gleichwertig be-
hindert wird.
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3.9.2

3.9.3

3.94

3.9.5

3.9.6

3.10

3.10.1

3.10.2

3.11

3.11.1

3.11.2

3.11.3

3.11.4

AuBBenwande und AuRenwandbekleidungen

Bei Betriebsbauten mit einer AuRenwandhéhe wvon nicht mehr als 14 m mussen AuRenwandbeklei-
dungen sowie die Komponenten bzw. das Gesamtsystem won nichttragenden AufRenwanden der
Klasse C entsprechen. Es kdnnen auch Baustoffe aus Holz und Holzwerkstoffen der Klasse D ver-
wendet werden, wobei gegebenenfalls verwendete Dammstoffe der Klasse A2 entsprechen mussen.

Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschol3 und einer AuRenwandhthe von
mehr als 14 m mussen die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden AulRenwan-
den aus B bestehen.

Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen GescholR und einer AuRenwandhdéhe von mehr
als 14 m mussen die Komponenten bzw. das Gesamtsystem won nichttragenden AuRenwanden aus
A2 bestehen.

Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschol3 sind bei hinterliifteten AuRenwanden
sowie bei Doppel- und Vorhangfassaden Maf3nahmen zu treffen, die eine Brandausbreitung uber
deren Zwischenrdume in andere GeschofRRe wirksam einschranken.

Fur tragende AuRenwande gelten —wenn in Tabelle 1 keine héheren Anforderungen an das Brand-
verhalten gestellt werden — die Punkte 3.9.1 bis 3.9.4 sinngemal3.

In Sockelbereichen ist die Verwendung von Dammstoffen der Klasse E zulassig.
Bedachungen
Die Dacheindeckung bzw. Bedachung muss in Broor (t1) ausgefihrt werden.

Bei Hauptbrandabschnitten mit einer Dachflache von mehr als 1.800 mz2 ist

(@) die Dachkonstruktion unter Berlicksichtigung des Brandverhaltens der verwendeten Warme-
dammung so auszubilden, dass eine Brandausbreitung innerhalb eines Hauptbrandabschnittes
Uber das Dach eingeschrankt wird,

(b) im Bereich von Dachdurchdringungen durch konstruktive MalRnahmen eine Brandweiterleitung
einzuschranken.

Sonstige Brandschutzmaflnahmen

Abhangig von der Art bzw. Nutzung des Betriebes muissen in Betriebsbauten geeignete Mittel der
ersten Loschhilfe und in Produktions- oder Lagerraumen mit einer Netto-Grundflache je Geschol3
won mehr als 1.800 m? Wandhydranten in ausreichender Zahl worhanden sowie gut sichtbar und
leicht zuganglich angeordnet sein.

Fur Betriebsbauten mit einer Netto-Grundflache won insgesamt mehr als 3.000 m2ist mindestens ein
geeigneter und nachweislich ausgebildeter Brandschutzbeauftragter (BSB) zu bestellen und sind im
Einvernehmen mit der ortlich zustéandigen Feuerwehr Brandschutzplane anzufertigen sowie der Feu-
erwehr zur Verfiigung zu stellen. Bei Betriebsbauten mit untibersichtlicher Gebaudestruktur, bei Vor-
liegen eines besonderen Gefahrdungspotenzials sowie bei Vorhandensein von Sonderléschmittel-
vorraten oder besonderen technischen Brandschutzeinrichtungen (z.B. automatische Brandmelde-
anlagen, erweiterte automatische Ldschhilfeanlagen, automatische Ldschanlagen) kann auch bei
Unterschreitung der Netto-Grundflache won 3.000 m?2 ein Brandschutzbeauftragter bzw. Brand-
schutzplan erforderlich sein.

Automatische Brandmeldeanlagen (BMA) missen nach einer anerkannten Richtlinie ausgefiihrt wer-
den. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten offent-
lichen Alarmannahmestelle ist — ausgenommen bei Vorhandensein der Sicherheitskategorie K 3.2 —
sicherzustellen.

Erweiterte automatische Léschhilfeanlagen (EAL) missen nach einer anerkannten Richtlinie ausge-
fahrt werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer stéandig besetz-
ten offentlichen Alarmannahmestelle ist sicherzustellen.
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3.11.5

4.1

4.2

4.3

4.4

Automatische Léschanlagen (z.B. Sprinkleranlage SPA) missen nach einer anerkannten Richtlinie
ausgefuhrt werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig
besetzten oéffentlichen Alarmannahmestelle ist sicherzustellen.

Anforderungen an Lagergebaude und Gebaude mit Lagerbereichen in Pro-
duktionsraumen

Dieser Punkt enthalt ergadnzende bzw. abweichende Bestimmungen zu den Anforderungen gemaf
den Punkten 2 und 3, wobei fir die Ermittlung der Lagerguththe jeweils von der Oberkante des
héchst gelagerten Lagergutes auszugehen ist.

Lagergebaude konnen gemal den Anforderungen der Punkte 2 und 3 ausgefuhrt werden, wenn

(&) die Lagerguthohe nicht mehr als 4,00 m betragt, oder

(b) die Lagerguthohe nicht mehr als 9,00 m und die Lagerabschnittsflache je Geschol?3 nicht mehr
als 400 m2 betragt.

Gebaude mit Lagerbereichen in Produktionsraumen kénnen gemal den Anforderungen der Punkte 2

und 3 ausgefihrt werden, wenn

(@) die Lagerguthohe nicht mehr als 4,00 m betragt, oder

(b) die Lagerguthbhe nicht mehr als 6,00 m betragt, die zusammenhangenden Lagerbereiche je-
weils nicht mehr als 400 m2 betragen und die Summe aller Lagerbereiche innerhalb eines
Hauptbrandabschnittes bzw. Brandabschnittes 1.200 m? nicht Uberschreitet, wobei Lagerberei-
che als nicht zusammenhéngend gelten, wenn sie einen Abstand untereinander von mindestens
10 m aufweisen, oder

(c) Einzel- oder Doppelregale mit Lagerguthéhen wvon mehr als 4,00 m und nicht mehr als 7,50 m
und zu anderen Einzel- oder Doppelregalen einen Abstand von mindestens 10 m aufweisen.

Fur Lagergebaude und Gebaude mit Lagerbereichen in Produktionsrdumen, die nicht Punkt 4.1 bzw.

Punkt 4.2 entsprechen, gelten abweichend zu Tabelle 1 folgende Anforderungen:

(a) Bei Gebauden mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschol3 muss die Tragkonstruktion des
Lagergebaudes aus A2 bestehen oder in R 30 ausgefuhrt werden.

(b) Bei mehrgescholBigen Lagergebduden missen die tragenden Bauteile und Decken REI 90 ent-
sprechen und aus A2 bestehen. Abweichend won diesen Anforderungen genugt bei Lagerge-
bauden mit nicht mehr als zwei oberirdischen Geschol3en fur die Primarkonstruktion des Da-
ches R 60.

(c) Esgiltdie Tabelle 3. Die Einstufung der Lagergiter in die einzelnen Kategorien hat nach Anhang
A zu erfolgen. Alternativ dazu kénnen z.B. in langjahriger, weit verbreiteter Anwendungspraxis
akzeptierte Erfahrungswerte herangezogen werden.

Lagergebaude mit einer Netto-Grundfliche je Geschold von mehr als 200 m2 und nicht mehr als
600 m?2 miussen Wand- und/oder Deckendffnungen aufweisen, die im Brandfall eine Rauchableitung
ins Freie ermoglichen. Dies gilt jedenfalls erfiillt, wenn Offnungen von 2 % der Netto-Grundfiache
des jeweiligen Geschol3es vorhanden sind.

Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Fur folgende Betriebsbauten ist jedenfalls ein Brandschutzkonzept erforderlich, das dem OIB-Leitfa-

den ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte zu entsprechen hat:

() Regallager mit Lagerguthéhen wvon mehr als 9,00 m (Oberkante Lagergut),

(b) Betriebsbauten, deren héchster Punkt des Daches mehr als 25 m Uber dem tiefsten Punkt des
an das Gebaude angrenzenden Gelandes nach Fertigstellung liegt,

(c) Lagergebaude bzw. Gebaude mit Lagerbereichen in Produktionsraumen mit jeweils wechseln-
der Kategorie der Lagergiter, wenn die brandschutztechnischen Einrichtungen gemaR Ta-
belle 3 nicht auf die héchste zu erwartende Kategorie der Lagergiter ausgelegt werden,

(d) Betriebsbauten mit Hauptbrandabschnitten, die die in Tabelle 1 angefilhrten Flachen (uber-
schreiten.
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Tabelle 1: Zulassige Netto-Grundflache je oberirdisches Geschol3 innerhalb von

Bei
@

(b)

©

Hauptbrandabschnitten in m2

der Berechnung der zuldssigen Netto-Grundflache je oberirdisches GescholR3 gilt Folgendes:

Flachen von Raumen im Gesamtausmalfd von nicht mehr als 50 % der zulassigen Netto-Grundflache und
nicht mehr als 1.200 m2 bleiben unberticksichtigt, wenn diese von brandabschnittsbildenden Bauteilen
gemanR Punkt 3.8.1 begrenzt sind,

Biro- und Verwaltungsraumlichkeiten sowie SozialrAume bleiben bis zu einer Netto-Grundflache won ins-
gesamt nicht mehr als 400 m2 bei der Berechnung auf3er Betracht und mussen nicht durch brandab-
schnittshildende Bauteile begrenzt werden,

Netto-Grundflachen allfélliger Galerien, Emporen und Bihnen sind in die Berechnung einzubeziehen.
Dawon ausgenommen sind ausschlie3lich dem Personenverkehr dienende Flachen (z.B. Laufstege) und
brandlastfreie Galerien.

Gesamtanzahl der oberirdischen GescholRe des Betriebsbaues
Sicher- 1 2 3 4 >4
heitska- ] ] }
tegorie Feuerwiderstandsdauer der tragenden und aussteifenden Bauteile
Ohne
Anforde-| R 30 R 30 R60® [R90und A2®|R90und A2®|R90und A2®| R90und A2
rungen
K1 1.800® | 3.000 800 1.600 2.400 1.800 1.500 1.200
K2 2.700 ® 4.500 1.000 2.000 3.600 2.700 2.300 1.800
K 3.1 3.200® 5.400 1.200 2.400 4.200 3.200 2.700 2.200
K 3.2 3.600 © 6.000 1.600 3.200 4.800 3.600 3.000 2.400
K 4.1 5.000 7.500 2.000 4.000 6.000 4.500 3.800 3.000
K 4.2 7.500 10.000 5.000 7.500 10.000 6.500 5.000 4.000
(1) Fdar die Primartragkonstruktion des Daches genugt R 30;
(2) Fdur die Primartragkonstruktion des Daches gentigt R 60, ohne A2;
(3) Die Breite des Betriebsbaues darf hochstens 40 m betragen; bei Betriebsbauten mit einer Netto-Grundflache von mehr als 1.200 m2 kénnen —
falls die Konstruktion des Daches erfahrungsgemé&R eine rasche Brandausbreitung und gleichzeitig ein génzliches Versagen des gesamten
Dachtragwerkes erwarten lasst — zuséatzliche BrandschutzmalRnahmen erf orderlich werden.
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Tabelle 2:  Anforderungen an Treppenhdauser

Gegenstand Gesamtanzahl der oberirdischen GescholRe des Betriebsbaues
2 | 3 4 >4
1 Wande und Decken ®
11 in oberirdischen REl 60 REl 60 und A2 REl 60 und A2 REl 90 und A2
: GeschoRen @ El 60 El 60 und A2 El 60 und A2 El 90 und A2
12 in unterirdischen REl 90 und A2 REl 90 und A2 REl 90 und A2 REl 90 und A2
’ Geschol3en El 90 und A2 El 90 und A2 El 90 und A2 El 90 und A2
2 Treppenlaufeund | o g4 o4er o2 R 60 oder A2 R 60 oder A2 R 90 und A2
Podeste
e Raaangrenzen| g, 30-c® Ep 30-C© B, 30-C© Eh 30-C
4 Bodenbelage Ci-s1 Ci-s1 Cy-sl A2
5 Wand-und C-s1,do C-s1,do C-s1,do A2-s1,d0

Deckenbelage

Rauchabzugseinrichtung

6.1 Lage an der obersten Stelle an der obersten Stelle an der obersten Stelle an der obersten Stelle
des Treppenhauses ¥ des Treppenhauses des Treppenhauses des Treppenhauses

6.2 GrolRe geometrisch freier geometrisch freier Quer- | geometrisch freier geometrischfreier
Querschnittvon schnittvon Querschnittvon Querschnittvon
mindestens 1,00 m? @ mindestens 1,00 n? mindestens 1,00 n? mindestens 1,00 n?

6.3  Ausloseeinrichtung| in der Angriffsebene der | in der Angriffsebene der [ in der Angriffsebene der |in der Angriffsebene der
Feuerw ehr sowie beim | Feuerw ehr sowie beim | Feuerw ehr sowie beim | Feuerw ehr sowie beim

obersten Podest des obersten Podest des obersten Podest des obersten Podest des
Treppenhauses; Treppenhauses; Treppenhauses; Treppenhauses;
unabhéngig vom unabhéngig vom unabhangig vom unabhéngig vom

offentlichen Stromnetz @ | éffentlichen Stromnetz | 6ffentlichen Stromnetz | 6ffentlichen Stromnetz

und Uber ein rauchemp-

findliches Hement an der

Decke

(1) Bei Decken uber Treppenhdusern kann von den Anforderungen abgewichen werden, wenn eine Brandiibertragung von den an-
grenzenden Bauw erksteilen auf das Treppenhaus durch geeignete Mal3nahmen verhindert wird;

(2) Anforderungen an den Feuerwiderstand sind nicht erforderlich fir Aul3enwande von Treppenhausem, die aus A2 bestehen und
die durch andere an diese AuRenw &nde anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht geféhrdet w erden kénnen;

(3) Zu Raumen mit geringer Brandlast genugt in oberirdischen Geschol3en eine Ausfuhrung in E 30-C;

(4) Die Rauchabzugseinrichtung kann entfallen, w enn in jedem Gescho3 unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit einem freien
Querschnitt von jew eils mindestens 0,50 n? angeordnet sind, die vom Stand aus ohne fremde Hilfsmittel getffnet w erden kénnen.
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Tabelle 3: Lagerabschnittsflachen in Abhangigkeit von der Kategorie der Lager-
guter, der Lagerguthdhe h. und der brandschutztechnischen Einrich-
tungen

Lagerguthdhe Lagerabschnittsflache bei Kategorie 1in m?2
hiin m > 600 und < 1.200 >1.200 und < 1.800 >1.800 und < 3.000 >3.000 und < 6.000
@
4<h <75 Rauchableitung @ RWA @ RWA @ YA
. o @) RWA © RwWA ©
75<h.<9 Rauchableitung RWA BMA BMA
Lagerabschnittsflache bei Kategorie Il in m?
> 600 und < 1.200 >1.200 und < 1.800 >1.800 und £ 3.000 >3.000 und £ 6.000
) o @ RWA © RWA ©
4<h <75 Rauchableitung RWA BMA EAL
I RWA @ RWA @ RWA @
75<h.<9 Rauchableitung BMA EAL EAL
Lagerabschnittsflache bei Kategorie lll in m?
> 600 und < 1.200 >1.200 und < 1.800 >1.800 und < 3.000 >3.000 und < 6.000
L) RWA @ RWA @ RWA ©
4<h <75 Rauchableitung BMA EAL EAL
@ RWA @ RWA @ RWA @
7.5<h.<9 RWA EAL SPA SPA
Lagerabschnittsflache bei Kategorie IV in m2
>600 und < 1.200 >1.200 und £ 1.800 >1.800 und < 3.000 >3.000 und < 6.000
@ RWA @ RWA @ RWA @
4<h <75 RWA BMA EAL SPA
RWA © RWA @ RWA @ RWA @
75<h.<9 BMA EAL SPA SPA
(1) Die Rauchableitung muss gemaf3 Punkt 3.7.1 ausgefuhrtwerden;
(2) Die Rauch-und Warmeabzugsanlage muss gemafd Punkt 3.7.2 ausgefuhrtwerden;
(3) Die Rauch-und Warmeabzugsanlage muss geméf Punkt 3.7.3 ausgefuhrtwerden.
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Anhang A Einstufung der Lagerguter in Kategorien

Bei der Einstufung der Lagerglter in die Kategorien sind gegebenenfalls die Verpackungsmaterialien zu be-

ricksichtigen.

Produkte Kategorie | Kommentar

Alkohol I > 20 % Alkoholgehalt, nur in Flaschen

Alkohol | < 20 % Alkoholgehalt

Asphaltpapier I liegende Rollen

Asphaltpapier 1] stehende Rollen

Bander und Seile, Naturfasern 1

Batterien, nasse Zellen 1l

Batterien, trockene Zellen |

Baumw olle, in Ballen 1 besondere MaRnahmen

Bier |

Bier 1 Behalter in Holzkisten

Biicher 1

Buromaterial 1]

Dachpappe auf Rollen I liegend gelagert

Dachpappe auf Rollen 1] stehend gelagert

Dunger, trocken 1 erfordert gegebenenfalls besondere MalRnahmen

elektrische Gerate I Aufbau vorwiegend aus Metall mit Massenanteil an Kunststoffen von
<5%

elektrische Gerate 1l sonstige

elektrische Kabel und Leitungen 1l

Espartozellstoff 1] lose oder in Ballen

Farben | w asserloslich

Faserplatten I

Felle I liegend in Kisten

Flachs 1

Fleisch I geklhlt oder tiefgefroren

Geschirr |

Getreide 1 in Kisten

Getreidekorner | in Sacken

Glasfasern | unverarbeitet

Glasw aren | leer

Grillanzinder 1]

Hanf 1

Holz siehe Naturholz

Holz-Spanplatten, Sperrholz I liegend gelagert, auRer luftdurchléssige Stapel ohne Zw ischenrgume

Holz, Furnierblatter 1]

Holzkohle I aufler impragnierte Holzkohle

Holzmasse 1 in Ballen

Holzw olle \ in Ballen

Jute Il

Keramik |

Kerzen [l

Kissen I Federn und Daunen

Klebstoffe [ mit brennbaren Lésungsmitteln besonderer Schutz erforderlich

Klebstoffe | ohne Losungsmittel

Kokosmatten 1l

Korbw aren 1]

Kork 1

Kunstharze I aufler brennbare Flissigkeiten

Lebensmittel I in Sacken

Lebensmittel, in Dosen | in Kartonkisten und Halbkartons

Lederw aren I

Leinen 1

Linoleum 1]

Lumpen I lose oder in Ballen

Matratzen [V mit hohem Kunststoffanteil

Matratzen [ sonstige

Mehl I in Sacken oder Papiertiiten

Metallw aren |

Milchpulver I in Sacken oder Tuten

Mbbel, Holzmobel

Mbbel, Polstermobel

mit Naturfasern und -materialien, jedoch ohne Kunststoff

Naturholz, geséagt

luftdurchlassig gestapelt

Naturholz, gesagt

nicht luftdurchlassig gestapelt
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Produkte Kategorie |Kommentar

Naturholz, ungesagt 1l

Papier I Blatter liegend gelagert

Papier I Gew icht < 5 kg/100 n? (z.B. Hygienepapier), Rollen liegend gelagert
Papier v Gew icht < 5 kg/100 m? (z.B. Hygienepapier), Rollen stehend gelagert
Papier I Gew icht > 5 kg/100 n? (z.B. Zeitungspapier), Rollen liegend gelagert
Papier I Gew icht > 5 kg/100 nv (z.B. Zeitungspapier), Rollen stehend gelagert
Papier — Altpapier U besondere Manahmen sind gegebenenfalls erforderlich

Papier — Papiermasse [ in Rollen oder Ballen

Papier, bitumenbeschichtet I

Pappe (alle Sorten) I flach gestapelt

Pappe (aul3er Wellpappe) [ liegend gelagerte Rollen

Pappe (aul3er Wellpappe) I stehend gelagerte Rollen

Pappe (Wellpappe) 1l liegend gelagerte Rollen

Pappe (Wellpappe) \ stehend gelagerte Rollen

Pappkartons 1] leer, schw er, fertige Kisten

Pappkartons I leer, leicht, fertige Kisten

Pappkarton, gew achst, flach gestapelt [
Pappkarton, gew achst, fertige Kisten I

Pflanzenfasern Il besondere MaRnahmen sind gegebenenfalls erforderlich
Reifen, liegend gelagert \%

RuR [l

Schuhe [ <5 % Massenanteil an Kunststoff

Schuhe 1] mit einem Kunststoffanteil von > 5 %

Seife, w asserloslich I
Seile, synthetisch [
Steingut |
Stoffe I

Stoffe aus synthetischen Materialien U flach gestapelt
Stoffe aus Wolle oder Baumw olle 1l
Streichholzer [l
Strickw aren 1
SuRw aren 1l
Tabak 1 Tabakblatter und fertige Produkte
Teppiche, ohne Schaumriicken [

Teppichfliesen 1]
Tierhaute I

Tuch, teerimpragniert 1l
Wachs (Paraffin) Y
Zellulose 1 in Ballen, ohne Nitrit und Acetat
Zellulosemasse 1
Zucker I in Sacken oder Titen
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2.1
.Brandschutz bei Betriebsbauten*

Ausgabe: Marz 2015

Allgemeines

Bei der Evaluierung der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten“, Ausgabe Oktober 2011
wurden kaum Anderungen vorgenommen, zumal sich die bisherigen Regelungen gut bewéhrt ha-
ben. Lediglich in einzelnen Punkten ergaben sich Anderungen, die wie folgt zusammengefasst wer-
den konnen:

e Anderung bei der Abstandsermittiung von Betriebsbauten auf demselben Grundstiick bzw.
Bauplatz,

o Ubersichtlichere Aufteilung der Berechnungsgrundlagen zur Ermittlung der zulassigen Netto-
Grundflachen innerhalb von Hauptbrandabschnitten,

e Gliederung bei den Bestimmungen betreffend Hauptbrandabschnitten mit Dachflachen von
mehr als 1.800 m2,

e Madglichkeit der Fihrung eines Ausganges in einen anderen Hauptbrandabschnitt bzw. Brand-
abschnitt im Zusammenhang mit der Fluchtweg-Verlangerung,

o Erleichterung bei den Anforderungen an den Rauch- und Wéarmeabzug fur Lagergebaude mit
einer erweiterten automatischen Loschhilfeanlage bzw. Sprinkleranlage,

¢ Notwendigkeit eines Brandschutzkonzeptes bei Betriebsbauten mit Hauptbrandabschnitten
von mehr als den zuléssigen Netto-Grundflachen je Sicherheitskategorie.

Diese Richtlinie soll Bauherren, Planverfassern und Fachplanern die Planung sowie Sachverstandi-
gen von Behdrden die Beurteilung im Hinblick auf die Genehmigung von Betriebsbauten erleichtern.

Insbesondere wurde ein Verfahren festgelegt, das ohne ingenieurmafiige Detailuntersuchungen so-
wie aufwandige Berechnungen auskommt und in der Vielzahl der praktischen Falle fir die Beurtei-
lung von Betriebsbauten ausreicht. Dieses vereinfachte Verfahren soll eine rechtssichere Planung
unterstutzen und die Genehmigungspraxis durch die zustandigen Behdrden, insbesondere unter
dem Aspekt einer Verkiirzung der Verfahrensdauer, erleichtern. Dem vereinfachten Verfahren liegen
hauptsachlich verschiedene Sicherheitskategorien in Abhéngigkeit der vorhandenen brandschutz-
technischen Infrastruktur zugrunde.

Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Im Gegensatz zu Gebé&uden, die nur Wohnzwecken oder Bironutzung bzw. birodhnlicher Nutzung
dienen, ist bei Betriebsbauten sowohl die Geschol3héhe und damit auch die Gebaudehdhe bei glei-
cher GeschoRanzahl als auch die Personenbelegung, das durchschnittliche Verhaltensmuster und
die generelle Aufmerksamkeit auf Umgebungseinfliisse sowie die durchschnittliche kérperliche Fit-
ness der Benutzer von Betriebsbauten zumeist anders gegeben. AuRerdem weicht das Brandent-
stehungsrisiko in Betriebsbauten von jenem in Wohn- und Birogebauden stark ab. Der in der OIB-
Richtlinie 2 ,Brandschutz” eingefiihrte Begriff der Gebaudeklassen ist deshalb bei Betriebsbauten
wegen der zumeist anders gelagerten Voraussetzungen und Randbedingungen nicht zielfiihrend
anwendbar.

Wird in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen, erfolgt — um gleitende
Verweise zu vermeiden — die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer Anderung
der zitierten Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfiihren lasst, werden
die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-Richtlinie ,Zitierte
Normen und sonstige technische Regelwerke" zusammengefasst.
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In bestimmten Fallen werden in der Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse mit
Anforderungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknipft. Fur den in der Richtlinie am haufigs-
ten vorkommenden Fall, namlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird dies
bereits in den Vorbemerkungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen.

In den Punkten 2 bis 6 der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz” werden die Anforderungen im Wesentli-
chen fir Gebdude mit Wohn- und/oder Buronutzung festgelegt. Es ist zu beachten, dass gegebe-
nenfalls zusatzlich zu den Bestimmungen dieser Richtlinie auch einige Bestimmungen der Richtli-
nie 2 relevant sein kénnen (z.B. Punkt 3.4 Schachte, Kandle, Leitungen und sonstige Einbauten,
Punkt 3.6 Aufzlige, Punkt 3.7 Feuerstatten und Verbindungsstiicke, Punkt 3.8 Abgasanlagen,
Punkt 3.9 Raume mit erhdhter Brandgefahr).

Fur Betriebsbauten mit besonderen Nutzungen kénnen auch MafRnahmen notwendig werden, die
Uber das Anforderungsprofil dieser Richtlinie hinausgehen. Es muss — unter Heranziehung der Kri-
terien von Brandbelastung, Aktivierungsgefahr und Umgebungssituation — allerdings ein hohes
Brandrisiko gegeben sein, wobei beispielhaft Chemiebetriebe angefuhrt sind. Bei derartigen Fallen
konnten etwa die Verringerung der zulassigen Flache eines Hauptbrandabschnittes bzw. Brandab-
schnittes, hohere Feuerwiderstandsklassen von Bauteilen oder spezielle technische Brandschutz-
einrichtungen gefordert werden.

Fur Betriebsbauten mit einem im Brandfall geringen Risiko kénnen sich dagegen Erleichterungen
gegenuber dieser Richtlinie ergeben. Fir die beispielhaft aufgezahlten Typen von Betriebsbauten
waren die Anforderungen aufgrund des vorherrschenden Gefahrenpotenzials teilweise tberzogen.
In diesen Fallen kénnten beispielsweise Erleichterungen hinsichtlich Rauch- und Warmeabzug, Be-
dachungen, AuRenwéanden oder sonstigen BrandschutzmalRnahmen in Anspruch genommen wer-
den.

Der OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte” enthalt inhaltliche und
formale Anforderungen hinsichtlich des Umganges mit Abweichungen von einzelnen Bestimmungen
der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten® sowie fiir die Erstellung von Brandschutz-
konzepten.

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,Begriffsbestim-
mungen zu den OIB-Richtlinien“ zusammengefasst. In der Folge werden die wichtigsten fur die Richt-
linie 2.1 relevanten Begriffe erlautert.

Der Begriff der Betriebsbauten umfasst alle Bauwerke oder Teile eines Bauwerkes, die der Produk-
tion bzw. Lagerung von Produkten und Gitern dienen. Unmittelbar zugehérige Verwaltungs- und
Sozialrdume sowie sonstige, betrieblich notwendige Raume werden mit einbezogen. Unter Betriebs-
bauten werden insbesondere solche verstanden, in denen eine Fertigung von Produkten und Gitern
stattfindet und in denen kein erhdhter Kundenverkehr gegeben ist. Zu Betriebsbauten z&hlen auch
Lager ohne regelmafRigen Kundenverkehr. Als Betriebsbauten kénnen auch Bauhotfe, Autobahn-
meistereien und Bauwerke mit &hnlicher Nutzung betrachtet werden. Nicht als Betriebsbauten zu
betrachten sind jedenfalls Verkaufsstatten, Gastgewerbebetriebe und Birogebaude.

Der Begriff des Brandabschnittes wird in gleicher Weise wie in der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz"
verwendet und soll eine Abgrenzung zum Begriff des ,Hauptbrandabschnittes” herbeiftihren.

Der Begriff der Brandwand wird nur in dieser Richtlinie verwendet und umfasst eine brandabschnitts-
bildende Wand, an die im Vergleich zur OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* erhdhte Anforderungen ge-
stellt werden.

Die Definition des Begriffes ,Geschof3" in dieser Richtlinie weicht aufgrund der speziellen Bezug-
nahme auf Betriebsbauten von jener in anderen OIB-Richtlinien ab. Anhand der aufgelisteten Ab-
grenzungskriterien sollte die Anzahl der GeschoRRe eindeutig ermittelt werden kénnen. Hinsichtlich
der betriebstypisch oft vorkommenden Galerien und Emporen wurde eine praxisnahe Regelung mit
einer Flachenbegrenzung getroffen. Wenn in der Hohe versetzte Raumteile weniger als die halbe
Netto-Grundflache des Raumes in Anspruch nehmen, werden diese nicht als eigenes Geschol3 ge-
wertet. Dadurch soll verhindert werden, dass Betriebsbauten bereits durch eine mdgliche Zahlweise
der Geschol3e sofort in eine Klasse mit héheren Brandschutzanforderungen fallen. Gleiches gilt far
jene konkret aufgezahlten Raume, die durch ihre spezielle Situierung ebenfalls Auslegungsprobleme
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bezlglich der GeschoRanzahl liefern kdnnten. Ohne diese nutzungsspezifischen Kriterien, wie Hei-
zungs-, Liftungs-, Klima- und Sanitarzwecke kénnte etwa ein eingeschol3iger Betriebsbau mit einer
aufgesetzten Liftungszentrale auf der Dachflache als mehrgeschol3iger Betriebsbau eingestuft wer-
den. Gleiches gilt fur Verkehrswege in Lagerbereichen zur Erreichung der einzelnen Lagerebenen.

Um brandschutztechnische Anforderungen an Betriebsbauten tbersichtlich in Tabellenform darstel-
len zu kénnen, wird unter Berlcksichtigung der rdumlichen Besonderheiten der Begriff der Netto-
Grundflache je oberirdischen Geschol3es verwendet, wobei Flachen von Galerien, Emporen und
Buhnen grundsatzlich in die Berechnung einzubeziehen sind. Ausgenommen bleiben ausschlief3lich
dem Personenverkehr dienenden Flachen (z.B. Laufstege) und brandlastfreie Galerien.

Als Hauptbrandabschnitt wird jener Bereich bezeichnet, der durch Brandwénde von anderen Teilen
des Gebaudes getrennt ist. Da bei Betriebsbauten entsprechend dieser Richtlinie grof3ere Brandab-
schnitte moglich sind, wird zwecks Begrenzung des Gesamtrisikos eine qualitativ héherwertige
Brandabschnittsbegrenzung durch Brandwande festgelegt.

Um Anforderungen an Lagergebaude bzw. Lagerbereiche in Abhéangigkeit von vorhandenen brand-
schutztechnischen Einrichtungen ebenfalls Ubersichtlich in Tabellenform darstellen zu kénnen, wird
der Begriff der Lagerabschnittsflaiche verwendet.

Die Sicherheitskategorien beziehen sich auf die brandschutztechnische Infrastruktur und dienen ins-
besondere als Kriterium fir unterschiedliche Anforderungen an die zulassige GrofRe der Netto-
Grundflache je oberirdischen Geschol3es innerhalb von Hauptbrandabschnitten. Wahrend die Si-
cherheitskategorie K 1 keine besonderen MaRhahmen vorsieht, erfordert die Sicherheitskategorie
K 2 eine automatische Brandmeldeanlage. Die Sicherheitskategorien K 3.1 und K 3.2 zielen auf
Betriebe mit automatischer Brandmeldeanlage und verschiedenen Typen der Betriebsfeuerwehr ab.
Da fir Betriebsfeuerwehren in den einzelnen Bundeslandern teilweise unterschiedliche Rechtsstruk-
turen vorhanden sind und das Feuerwehrwesen in Gesetzgebung sowie Vollziehung Landersache
ist, wurde festgelegt, dass die Anerkennung einer Betriebsfeuerwehr aufgrund des jeweiligen Lan-
desrechts zustande kommen muss. Durch die Sicherheitskategorien K 4.1 bzw. K 4.2 werden auto-
matische Léschanlagen erfasst.

Zu Punkt 2: Zulassige Netto-Grundflache in oberirdischen GescholRen innerhalb von Hauptbrandab-
schnitten

Der Festlegung von Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen und das Brandverhalten
von Baustoffen in Abhangigkeit von Hauptbrandabschnitts- bzw. Brandabschnittsflache und Gebau-
dehdhe bzw. GeschoRanzahl liegt die Erfahrung zugrunde, dass mit steigender Hauptbrandab-
schnitts- bzw. Brandabschnittsflache, Gebaudehdhe, Nutzungsvielfalt und Personenbelegung ubli-
cherweise das Gefahrdungspotenzial fir Personen und Sachwerte generell zunimmt und ein
Léscheinsatz schwieriger wird. Deshalb werden auch in dieser Richtlinie mit ansteigender Haupt-
brandabschnitts- bzw. Netto-Grundflache je oberirdischen GeschoRes und/oder GeschoRanzahl
bzw. Gebaudehtéhe zunehmende Anforderungen an die Eigenschaften von Bauteilen bzw. Baustof-
fen gestellt. Dadurch soll die Brandentstehung bzw. Brandausbreitung erschwert (Brandverhalten)
und die Dauer des Funktionserhaltes der Bauteile unter Brandeinwirkung erhoht (Feuerwiderstand)
werden.

Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen bzw. Konstruktionselementen (z.B. Paneele,
Sandwichplatten) sind brandschutztechnisch nur sinnvoll, wenn durch sie die Brandausbreitung be-
grenzt wird und ein Feuerwehreinsatz unter vertretbaren Risiken noch moglich ist. Es muss also die
Mdglichkeit eines wirkungsvollen Feuerwehreinsatzes gegeben sein, da durch bauliche MaRnahmen
allein die Brandausbreitung ohne aktive Brandbek&mpfung nicht ganzlich verhindert werden kann.
Dies gilt umso mehr fir Betriebsbauten, deren Bauteile infolge der Netto-Grundflache je oberirdi-
schen Geschol3es eine Feuerwiderstandsdauer von weniger als 90 Minuten aufweisen. Damit der
akzeptierte Schaden etwa in der gleichen GréR3enordnung wie bei eingescholRBigen Gebauden ohne
Anforderungen an den Feuerwiderstand bleibt, muss deshalb bei groReren zulassigen Netto-Grund-
flachen je oberirdischen Gescholes jedenfalls eine wirkungsvolle Brandbek&mpfung in mdglichst
kurzer Zeit sichergestellt werden. Letzteres wird durch BrandschutzmaRhahmen wie eine ,automa-
tische Brandmeldeanlage” ohne bzw. in Verbindung mit einer Betriebsfeuerwehr, eine automatische
erweiterte Loschhilfeanlage oder eine automatische Feuerléschanlage berticksichtigt. Da Léschan-
lagen in der Regel geeignet sind, einen Brand zu begrenzen, nicht jedoch in jedem Falle einen Brand
zu ldschen, ist auch trotz Lschanlage ein Feuerwehreinsatz (z.B. Kontrolle und allfallige Nachlésch-
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arbeiten) erforderlich. Aus diesem Grund wird auch bei Loschanlagen der Feuerwiderstand von Bau-
teilen bewertet. Die zuldssigen Netto-Grundflachen je oberirdischen GeschoRRes bei den Sicher-
heitskategorien K 4.1 und K 4.2 tragen den unterschiedlichen Zuverlassigkeiten (z.B. Redundanzen,
Wasserbevorratung, Wirkflachen) der beiden Systeme bei der Festlegung des akzeptierten Risikos
Rechnung. Durch Tabelle 1 kommt auch zum Ausdruck, dass generell je Sicherheitskategorie bei
hdheren Bauteilanforderungen auch grof3ere Netto-Grundflachen je oberirdischen Geschol3es reali-
sierbar werden.

Hinsichtlich der Moglichkeit, eingeschol3ige Betriebsbauten auch ohne Anforderungen an die Feuer-
widerstandsdauer (Tabelle 1 in der 1. Spalte) zu errichten, ist zu beriicksichtigen, dass aufgrund der
Begrenzung der Breite des Betriebsbaues mit 40 m durch FuBnote 3 dieser Tabelle ein Feuerwehr-
einsatz in der Regel auch nur im AuR3enangriff Gber die Zugange zum Betriebsbau durchgefihrt wer-
den kann. Gleichzeitig wird durch den zweiten Satz der Ful3note 3 die Moglichkeit geschaffen, bei
eingeschofl3igen Betriebsbauten mit einer Netto-Grundflache von mehr als 1.200 m2 dann zusatzliche
BrandschutzmafRnahmen zu fordern, wenn die Konstruktion des Daches erfahrungsgemar eine ra-
sche Brandausbreitung und gleichzeitig ein gadnzliches Versagen des gesamten Dachtragwerkes er-
warten lasst. Derartige Situationen kdnnen bei einer Dachkonstruktion aus einfachen holzernen Na-
gelbindern auftreten, bei denen eine hohe statische Auslastung des Holzes und der Nagelplatte ge-
geben und die Dachlattung statisch notwendig ist. Beim Versagen eines derartigen Nagelbinders
kann es bei fortgeschrittenem Brandverlauf innerhalb weniger Minuten zum Totalversagen der ge-
samten Dachkonstruktion kommen.

In Punkt 2.1 wird festgehalten, dass Hauptbrandabschnitte durch Brandwénde zu trennen sind und
weiters die Anforderungen gemaf Tabelle 1 zur Anwendung gelangen. Dabei gilt es zu beachten,
dass das Tragwerk von Galerien, Emporen oder Bihnen in der Feuerwiderstandsklasse der Decken
ausgefihrt werden muss.

Punkt 2.2 legt bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen GeschoR fest, dass die Decken
zwischen den GeschofR3en hinsichtlich des Feuerwiderstandes neben dem Kriterium der Tragfahig-
keit auch die Kriterien des Raumabschlusses und der Warmedammung erfillen missen. Damit soll
einerseits die Ausbreitung von Feuer und Rauch erschwert und andererseits die Voraussetzungen
fur einen wirkungsvollen Feuerwehreinsatz geschaffen werden.

Durch Punkt 2.3 werden praxisgerechte Ausnahmen fiir offene Deckendurchbriiche unter Beriick-
sichtigung verschiedener Kriterien gewahrt. Die haufig vorkommenden Betriebsbauten mit nicht
mehr als zwei oberirdischen GescholRen erfahren insofern eine Erleichterung, als bis zu einer Netto-
Grundflache von insgesamt nicht mehr als 3.000 m2 offene Deckendurchbriiche ohne Feuerschutz-
abschliisse mdglich sind. Als Randbedingungen sind jedoch die jeweilige Sicherheitskategorie sowie
die zulassige Netto-Grundflache je oberirdischen GeschoRRes gemaf Tabelle 1 zu bertcksichtigen.

In Punkt 2.4 wird eine zusatzliche Erleichterung dahingehend gewabhrt, als bei Vorhandensein einer
erweiterten automatischen Loschhilfeanlage offene Deckendurchbriiche ohne Feuerschutzab-
schlisse bis zu einer Netto-Grundflache von insgesamt nicht mehr als 7.500 m2 mdglich sind.

Wahrend die Erleichterungen gemaf den Punkten 2.3 und 2.4 nur fir Betriebsbauten mit nicht mehr
als zwei oberirdischen Geschof3en gelten, unterbleibt gemar Punkt 2.5 diese Geschol3begrenzung
bei Vorhandensein einer Sprinkleranlage. Derartige Anlagen besitzen eine besonders hohe Zuver-
lassigkeit, zumal die fur Sprinkleranlagen herangezogene Installationsrichtlinie TRVB 127 S, Aus-
gabe 2011 spezielle Anforderungen hinsichtlich Wasser- und Energieversorgung festlegt und somit
anzunehmen ist, dass ein allfalliger Brand auch ohne sofortigen Feuerwehreinsatz durch die Losch-
anlage begrenzt wird. Somit sind offene Deckendurchbriiche ohne Feuerschutzabschliisse unab-
hangig von der Anzahl der oberirdischen Geschol3e zulassig, wenn die Netto-Grundflache insgesamt
nicht mehr als 10.000 m2 betragt.

Zu Punkt 3: Allgemeine Anforderungen
Zu Punkt 3.1: Loschwasserbedarf

Um die landerspezifischen Besonderheiten und die értlichen Gegebenheiten zu beriicksichtigen so-
wie die Einbindung der zustandigen Feuerwehr sicherstellen zu kénnen, wurde diese Regelung nach
eingehender Diskussion getroffen.
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Zu Punkt 3.2: Schutzabstande

Eine Brandiibertragung auf Nachbargebaude kann nicht nur durch Aul3enwandbauteile mit entspre-
chender Feuerwiderstandsfahigkeit, sondern auch durch Schutzabstande weitgehend verhindert
werden. Bei der Beurteilung von Schutzabsténden ist gemaf Punkt 3.2.1 nicht nur die Bauart, Nut-
zung, Flache und Hohe des Bauwerkes, sondern auch die Mdglichkeit des wirksamen Feuerwehr-
einsatzes zu berucksichtigen. Damit soll der Gefahrdung gegeniiberliegender Gebaude im Brandfall
Rechnung getragen werden. Bei der Wahl des ausreichenden Abstandes ist insbesondere auch die
Energietbertragung durch Warmestrahlung zu beriicksichtigen, was vor allem bei Sichtverbindun-
gen in den AuRenwanden zum Tragen kommen kann. Das Problem der Brandibertragung durch
Funkenflug wird — wie bisher tblich — nicht beriicksichtigt, da die erforderlichen gréf3eren Abstande
nicht realisiert werden kénnen.

Der geforderte Mindestabstand gemaR Punkt 3.2.2 zu Nachbargrundstiick- bzw. Bauplatzgrenzen
im Ausmalfd von 6/10 der Hohe der zugekehrten AuRenwand, mindestens jedoch von 3,00 m, ent-
spricht den in den landesrechtlichen Bestimmungen vielfach tblichen Werten.

In Punkt 3.2.3 wird festgelegt, dass nur in jenen Féallen, bei denen ein Betriebsbau nicht mehr als
6/10 der Hohe der zugekehrten Aufienwand, mindestens jedoch 3,00 m, von einer Nachbargrund-
stiicks- bzw. Bauplatzgrenze entfernt ist, gegebenenfalls brandschutztechnische Malihahmen zu
treffen sind. So kbnnen etwa Vordécher in diesen Mindestabstand hineinragen, wenn diese brand-
schutztechnisch derart ausgefiihrt werden, dass eine Brandausbreitung wirksam eingeschrankt wird.
AulRerdem bestiinde die Moglichkeit, an den betreffenden AulRenwéanden Fassadensprinkler anzu-
bringen, die eine Brandausbreitung begrenzen kénnen. Fir kleine Betriebsbauten mit einer Brutto-
Grundflache von nicht mehr als 400 m2 werden die Regelungen analog Punkt 4 der OIB-Richtlinie 2
als ausreichend erachtet.

Wenn es sich bei den angrenzenden Nachbargrundstiicken um Verkehrsflachen im Sinne raumord-
nungsrechtlicher Bestimmungen, offentliche Parkanlagen oder Gewdasser handelt, ist eine Brand-
ausbreitung nicht zu erwarten. In derartigen Fallen muss die AuRenwand des Betriebsbaues gemaf
Punkt 3.2.4 nicht als Brandwand entsprechend Punkt 3.8 ausgeftihrt werden.

Um Betriebsbauten auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz als getrennte Hauptbrandabschnitte
bzw. Brandabschnitte betrachten zu kénnen, erfolgt unter Punkt 3.2.5 in Analogie zu Punkt 3.2.1 nur
ein grundséatzlicher Hinweis bezuglich des erforderlichen Abstandes. Bei Au3enwanden ohne defi-
nierten Feuerwiderstand wird ein Mindestabstand von 6/10 der Summe der H6hen der zugekehrten
AuRenwéande, mindestens jedoch von 6,00 m, als ausreichend angesehen. Weisen diese Aul3en-
wande einen geringeren Abstand auf, sind erforderlichenfalls zusétzliche brandschutztechnische
MaRnahmen zu treffen.

Zu Punkt 3.3: Lage und Zuganglichkeit

Punkt 3.3.1 verlangt, dass Hauptbrandabschnitte mit mindestens einer Seite an einer Auf3enwand
liegen missen, um die Zugénglichkeit fir die Feuerwehr zu erméglichen. Einem Wunsch der Praxis
Rechnung tragend, gilt diese Forderung jedoch nicht fir Hauptbrandabschnitte, die mit einer auto-
matischen Loschanlage ausgestattet sind.

GemalR Punkt 3.3.2 missen freistehende sowie aneinander gebaute Betriebsbauten mit einer zu-
sammenhangenden lberbauten Flache von mehr als 5.000 m2 fiir die zur Brandbekampfung erfor-
derlichen Feuerwehrfahrzeuge umfahrbar sein. Diese Forderung resultiert aus den sich fur die Feu-
erwehr bei groRen Objekten ergebenden Problemen bei der Brandbekédmpfung. Bei zwei nebenei-
nander liegenden Betriebsbauten kénnte die Umfahrt auch gemeinsam erfolgen, wenn dies rechtlich
sichergestellt ist.

Die von der Feuerwehr im Zuge der Brandbekampfung zu beniitzenden Bereiche miissen gemaf
Punkt 3.3.3 hiefir geeignet sein und entsprechend freigehalten werden.

Zu Punkt 3.4: Zweigeschol3ige Betriebsbauten

Dieser Punkt regelt Erleichterungen fiir das obere Geschol} eines zweigeschol3igen Betriebsbaues.
Gepréagt durch die Logistik und Ablauforganisation werden nicht selten zweigescholRige Betriebsbau-
ten errichtet. Sofern das untere Geschof3 mit Bauteilen in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 ausge-
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fuhrt wird — und damit im Brandfalle wahrend mindestens 90 Minuten gegeniber dem oberen Ge-
schol3 abgetrennt ist — sowie beide Geschol3e von aulRen fur Feuerwehrfahrzeuge anfahrbar sind,
kann das obere Geschol3 wie ein eingescholliger Betriebsbau behandelt werden. Diese Erleichte-
rung bedeutet u.a. einen Vorteil bei Betriebsbauten in Hanglage.

Zu Punkt 3.5: Unterirdische GeschoRRe

Der Punkt 3.5.1 verlangt, dass unterirdische GeschoRRe als eigene Brandabschnitte auszufiihren
sind, und regelt deren BrandabschnittsgréRen. Die GréRRe von Brandabschnitten im ersten unterirdi-
schen Geschof wird mit 1.200 m? begrenzt, da dort zumeist eine Brandbekampfung nicht nur Gber
Treppenhauser, sondern auch noch tber Fenster und Zufahrten moglich ist. Da dies beim zweiten
sowie den weiteren unterirdischen Geschof3en nicht zutrifft, wurde in diesen Geschof3en die maxi-
mal zulassige Brandabschnittsflache mit 600 m? begrenzt.

Entsprechend einem in der Praxis haufig vorkommenden Fall wurde abweichend von Punkt 3.5.1 in
Punkt 3.5.2 unter bestimmten Voraussetzungen eine offene Verbindung zwischen dem ersten unter-
irdischen und dem ersten oberirdischen Geschol3 akzeptiert.

Der Punkt 3.5.3 gestattet bei Vorhandensein einer automatischen Léschanlage eine Erhéhung der
GrolRe der Brandabschnitte in unterirdischen GeschoRen im Vergleich zu den Punkten 3.5.1 und
3.5.2. Damit findet eine sinnvolle Bewertung der Loschanlage in allen Teilen dieser Richtlinie statt.

Im Punkt 3.5.4 erfolgt lediglich der Hinweis zur sinngemafen Anwendung des Punktes 3.8.4, damit
fur Offnungen in Brandabschnitten von unterirdischen GeschoRen die gleichen Anforderungen gel-
ten wie fir solche in Brandwé&nden.

Zu Punkt 3.6: Fluchtwege

Grundsatzlich wird das Zuriicklegen der ersten 40 m Gehweglange eines Fluchtweges entsprechend
den meisten bisherigen Regelungen der Bundeslander und in grundsétzlicher Ubereinstimmung mit
der Arbeitsstattenverordnung fir Personen als akzeptierbares Risiko angenommen. Es wird namlich
davon ausgegangen, dass bei einem rechtzeitig erkannten Brandereignis diese Wegstrecke unter
Berticksichtigung einer normalen Gehgeschwindigkeit noch zu bewaéltigen ist, bevor die Eigenrettung
infolge kritischer Sichtbehinderungen und toxischer Rauchgaskonzentrationen unmaglich wird. Dies
kommt im Punkt 3.6.1 insofern zum Ausdruck, als nach der angeflihrten Gehweglange entweder ein
direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geldndes im Freien oder ein gesicherter
Fluchtbereich erreichbar sein muss. Als Ausgangspunkt fiir die Berechnung der Gehwegléange wird
die ungunstigste Stelle jedes Raumes festgelegt.

Bei Betriebsbauten tritt — anders als im Wohnbereich — in der Regel kein ,Schlafrisiko” auf und es
kann den anwesenden Personen erhdohte Aufmerksamkeit sowie in den Uberwiegenden Fallen zu-
mindest durchschnittliche kérperliche und geistige Fitness unterstellt werden. Dadurch werden Per-
sonen in die Lage versetzt, einen Entstehungsbrand rasch zu erkennen, aus eigener Kraft die Flucht
anzutreten und den Brandraum bei noch guten Sichtverhaltnissen und geringer — fur die kurze Auf-
enthaltsdauer wahrend der Flucht relativ ungeféhrlichen — Rauchgaskonzentrationen ziigig zu ver-
lassen. Bei langsamem Gehen kann eine gesunde Person ohne weiteres 1 Meter pro Sekunde
zurlicklegen. Dies entspricht 40 Sekunden fur eine Gehwegléange von 40 m. In der Praxis wird diese
Zeit mit Sicherheit in den meisten Fallen erheblich unterschritten. Im Punkt 3.6.2 wird — wenn keine
anderen Gefahrdungen als jene durch Brandeinwirkung vorliegen — unter gewissen Voraussetzun-
gen eine Verlangerung des Fluchtweges ermdglicht. Eine Verlangerung des zulassigen Fluchtwe-
ges um 10 m entspricht also einer Verlangerung der Fluchtzeit um ca. 10 Sekunden. Die meiste
Zeit verstreicht erfahrungsgemald zwischen der Branderkennung und dem Entschluss zum Antreten
der Flucht, wobei Schwankungen von 10 Sekunden um einen Durchschnittswert (gebildet aus dem
Verhalten vieler Personen) durchaus realistisch sind. Die zuséatzlichen 10 Sekunden bei 10 m lan-
gerem Fluchtweg liegen also innerhalb der Unschérfe des Verhaltensmusters von Personen. Durch
die grolRere Raumhohe tritt aber ohnehin ein Zeitgewinn bis zum Absinken der Rauchgase in Bo-
dennahe auf. Dieser Zeitgewinn liegt beispielsweise fir Entstehungsbrande mit einer Brandflache
von ca. 1,50 m x 1,50 m in einem Raum mit einer Grundflache von 1.000 m2 und einer Raumhéhe
von 10 m je nach Liftungsverhéaltnissen normalerweise im Minutenbereich, und selbst bei ungiins-
tigsten Verhéltnissen mit der Ausbildung von Rauchwalzen jedenfalls weit tber 10 Sekunden.
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Gleiches gilt — wenn auch mit weniger Zeitgewinn — ebenfalls fir Raumhéhen bis 5,00 m. Der ge-
ringere Zeitgewinn wird durch automatische Alarmierung mittels einer Brandmeldeanlage kompen-
siert, da dadurch die Zeit bis zum Antreten der Flucht verkirzt wird. Dies trifft in verstarktem MaR3
dann zu, wenn durch eine Rauch- und Warmeabzugsanlage die Ausbildung einer Rauchwalze ver-
hindert und eine rauchfreie Schicht in Boden- bis Uberkopfhohe erzielt wird. Die Nichtberiicksichti-
gung von Ebenen mit einer Netto-Grundflache von nicht mehr als 400 m2 oder von untergeordneten
Raumen bei der Ermittlung der mittleren lichten Raumhdohe sind vertretbar, da der zusatzliche Zeit-
aufwand zum Verlassen dieser kleinen Bereiche mit sehr kurzen Fluchtwegstreckenabschnitten in-
nerhalb der gesamten zulassigen Fluchtweglange in der Regel vernachlassigbar ist.

In Punkt 3.6.3 wird gefordert, dass bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen Geschof3en
ein durchgehendes Treppenhaus vorhanden sein muss. Zwecks leichterer Lesbarkeit werden die
brandschutztechnischen Anforderungen an Treppenhduser in Abhangigkeit von der Anzahl der
oberirdischen GescholRRe in Tabellenform (Tabelle 2) anstelle von verbalen Festlegungen darge-
stellt. In Zeile 6 dieser Tabelle werden die Anforderungen an Rauchabzugseinrichtungen prazisiert.
Die Unterstitzung des Feuerwehreinsatzes durch Rauchabzugseinrichtungen beruht hauptséachlich
darauf, dass an oberster Stelle des Treppenhauses eine Offnung fiir den Rauchabzug freigegeben
wird und die Feuerwehr beim Zugang zum Treppenhaus mittels mobiler Beliftungsgerate durch
Einbringen von AuRenluft einen Uberdruck erzeugt, durch den Rauch und Warme aus dem Trep-
penhaus verdréangt wird. Wird Rauch und Wé&rme nicht ausreichend abgefuhrt, kann das Treppen-
haus wegen eines allfélligen Warmestaus auch fur Feuerwehrkrafte unbenutzbar werden. Weisen
Betriebsbauten nicht mehr als zwei oberirdische Gescholie auf, kann die Rauchabzugseinrichtung
bei Vorhandensein von ins Freie mindenden Fenstern im Treppenhaus entfallen. Bei Betriebsbau-
ten mit mehr als vier oberirdischen Geschof3en ist wegen der noch groReren Wegdistanz vom Zu-
gang zum Treppenhaus bis zur Rauchabzugséffnung an der obersten Stelle des Treppenhauses
eine mdglichst unverzigliche Rauchentfernung und Rauchverdiinnung durch nachstrémende
Frischluft erforderlich, weshalb zusétzlich eine automatische Auslésung der Rauchabzugseinrich-
tungen Uber rauchempfindliche Elemente gefordert wird.

Zu Punkt 3.7: Rauch- und Warmeabzug

Bei Netto-Grundflache je Geschol? von mehr als 200 m2 und nicht mehr als 1.200 m2 ist gemaf
Punkt 3.7.1 zur Aufrechterhaltung eines vergleichbaren Luftwechsels wie bei kleineren RAumen eine
Rauchableitung notwendig, da der Druck im Raum nicht beliebig gesteigert werden kann und wegen
der groReren Gesamtleckage bei gréReren Raumen in der Regel auch weniger Uberdruck zur Be-
wegung der Luft durch die Abstréméffnungen aus dem Raum heraus zur Verfiigung steht. Die Ab-
zugsflachen lassen sich mit dem angegebenen Prozentsatz von mindestens 2 % der Netto-Grund-
flache des jeweiligen Raumes einfach berechnen. Bei dieser Gré3enordnung von Produktions- und
Lagerraumen gibt es keine Anforderungen beziiglich Anordnung der Offnungen in AuRenwanden. In
diesen Fallen wird davon ausgegangen, dass die Feuerwehr Hochleistungslifter zur Rauchableitung
einsetzt. Deren Funktion wird durch Anordnung und Lage der Wanddéffnungen nur unwesentlich be-
einflusst.

Fir groRere Raume wird eine Rauch- und Wéarmeabzugsanlage (RWA) gefordert, die eine rauchfreie
Schicht in Bodenné&he bewirken soll. Da bei grof3eren R&umen auch das Auffinden des Brandherdes
in einem vollig verrauchten Raum nur erschwert moglich ist, hat die RWA vor allem die Durchfiihrung
eines wirkungsvollen Feuerwehreinsatzes unter vertretbaren Risiken sicherzustellen. Bei Raumgro-
Ben nach Punkt 3.7.2 wird eine zumeist durch thermische Einzelauslosung erfolgte automatische
Auslésung zusammen mit der zentralen manuellen Auslésung durch die Feuerwehr als ausreichend
angesehen, zumal beim Eintreffen der Feuerwehr der zwar bereits teilweise verrauchte Raum auf-
grund seines begrenzten Volumens nach Offnung ausreichend dimensionierter Rauchabzugs- und
Zuluftéffnungen noch in einer einsatztechnisch vertretbaren Zeit in Bodennahe wieder rauchfrei sein
wird, sodass der Brandherd relativ rasch lokalisiert und bekampft werden kann. Ein allenfalls auftre-
tender gefahrlicher Warmestau unterhalb der Decke bzw. des Daches wird durch thermische Auslo-
seelemente, die Bestandteil der RWA sind und diese ab einer Grenztemperatur zwischen 70 °C und
80 °C automatisch 6ffnen, auch ohne Intervention von Personen abgebaut.

Bei den unter Punkt 3.7.3 angegebenen Raumgrof3en ist eine automatische Auslésung der RWA
bereits vor dem Eintreffen der Feuerwehr erforderlich, da ansonsten die Halle bzw. der Raum total
verraucht ist. Bei dieser Raumgrdfe kann bei einer erst durch die Feuerwehr ausgeldsten RWA eine
rauchfreie Schicht in Bodennéhe in der Regel nicht mehr in jener Zeitspanne hergestellt werden, die
unter vertretbaren Risiken fir einen wirkungsvollen Feuerwehreinsatz notwendig ware.
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Zu Punkt 3.8: Brandwéande

Betriebsbauten mit Brandabschnitten von jeweils nicht mehr als 1.200 m2 Netto-Grundflache benéti-
gen geman Punkt 3.8.1 anstelle von Brandwanden nur brandabschnittshildende Wéande in REI 90
und A2 bzw. EI 90 und A2. Dadurch sollen Erleichterungen fur haufig vorkommende kleinere Be-
triebsbauten geschaffen werden.

Brandwande muissen die Brandausbreitung auf andere Hauptbrandabschnitte behindern, was durch
die Forderungen in den Punkten 3.8.2 bis 3.8.6 zum Ausdruck kommen soll. Die Anforderungen an
die Brandwéande bei Betriebsbauten (z.B. H6he Uber Dach, Feuerliberschlagsweg im Bereich der
Fassade) sind hoher als die in der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* an brandabschnittshildende Wéande
bei anderen Gebauden gestellten Anforderungen. Dies ist vor allem durch die gro3eren Flachen der
Hauptbrandabschnitte und die zu erwartende starkere Brandintensitat begriindet. Die Grof3e der Ab-
schliisse von Offnungen mit einer geringeren Feuerwiderstandsdauer als fiir die Brandwand selbst
wurde flachenmalig begrenzt.

Zu Punkt 3.9: AuRenwande und AuRenwandbekleidungen

Eine besondere Bedeutung hinsichtlich der Brandausbreitung kommt bei ausgedehnten Betriebs-
bauten den groR3flachigen Wanden bzw. Wandteilen zu. Die erhobenen Forderungen bilden die Vo-
raussetzungen fiir einen wirkungsvollen Feuerwehreinsatz. Es missen daher laut Punkt 3.9.1 bei
Betriebsbauten mit einer AuRenwandhéhe von nicht mehr als 14 m die Komponenten bzw. das Ge-
samtsystem von nichttragenden AuRenwanden aus Baustoffen der Klasse C bestehen. Es werden
auch Baustoffe aus Holz und Holzwerkstoffen der Klasse D als ausreichend erachtet, wenn allfallige
Dammstoffe der Klasse A2 entsprechen.

Im Hinblick auf zunehmende Probleme der Feuerwehr bei der Brandbekédmpfung missen geman
Punkt 3.9.2 bei hoheren — jedoch noch eingeschoRRigen — Betriebsbauten die Baustoffe der Klasse B,
bei mehrgescholRigen Betriebsbauten gem&anR Punkt 3.9.3 der Klasse A2 bestehen.

Um bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschol? und mit hinterlifteten Auf3enwan-
den sowie mit Doppelfassade im Brandfalle einen ,Kamineffekt® zu vermeiden, werden geméan
Punkt 3.9.4 entsprechende Malinahmen verlangt. Dadurch soll eine Brandausbreitung tiber die Zwi-
schenraume wirksam eingeschrankt werden.

Um dasselbe brandschutztechnische Niveau wie bei nichttragenden AuRenwénden zu erreichen,
missen tragende AulRenwande gemal Punkt 3.9.5 ebenfalls die Anforderungen der Punkte 3.9.1
bis 3.9.4 erfiillen, wenn sie gemaR Tabelle 1 nicht aus Baustoffen der Klasse A2 bestehen missen.

Durch Punkt 3.9.6 wurde einem Wunsch der Praxis Rechnung getragen und die Mdéglichkeit geschaf-
fen, in Sockelbereichen von Auf3enwéanden auch Dammestoffe der Klasse E verwenden zu kdnnen.

Zu Punkt 3.11: Sonstige Brandschutzmafnahmen

Die Mittel der ersten Loschhilfe gem&R Punkt 3.11.1 stellen einen wesentlichen Teil des Brandschut-
zes dar. Derartige Loscheinrichtungen mussen so beschaffen sein, dass sie wirksam und jederzeit
betriebsbereit sind. Als Mittel der ersten Loschhilfe werden hauptséchlich tragbare Feuerléscher ein-
gesetzt, mit denen LoschmalRnahmen vor Eintreffen der Feuerwehr tblicherweise von jedermann
durchgefiihrt werden kdnnen. Dabei richten sich Zahl, Art und Anordnung der erforderlichen Mittel
der ersten Loschhilfe insbesondere nach Bauart, Lage, Ausdehnung und Nutzung der Gebaude. Die
Notwendigkeit von Wandhydranten, die ebenfalls durch Betriebsangehdorige bedienbar sind, ergibt
sich bei Netto-Grundflachen von Produktions- oder Lagerrdumen je Geschol3 von jeweils mehr als
1.800m=.

Entsprechend Punkt 3.11.2 wird bei einer Netto-Grundflache von mehr als 3.000 m2? zunéchst die
Bestellung eines geeigneten und nachweislich ausgebildeten Brandschutzbeauftragten (BSB) gefor-
dert, dessen Aufgaben umfassen:

Ausarbeitung und Umsetzung der Brandschutzordnung,

Durchflihrung von Brandschutz-Eigenkontrollen,

Veranlassung der Ausarbeitung von Brandschutzplanen,

Ausbildung und regelméaRige Brandschutzunterweisung der sich im Gebaude standig aufhal-
tenden Personen,
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Fuhrung eines Brandschutzbuches,
Veranlassung der periodischen Wartungen, Uberpriifungen und Revisionen samtlicher vor-
handener brandschutzrelevanten Sicherheitseinrichtungen,

e Durchfiihrung von Brandalarm- und Raumungstbungen.

Bei Uberschreitung der angegebenen Netto-Grundflache werden zudem Brandschutzpliane gefor-
dert, die als Orientierungshilfe fiir die Feuerwehr dienen. Der Einsatzleiter benétigt diese Unterlagen
besonders bei gréReren oder uniibersichtlichen Objekten zur Beurteilung der Lage und zum Erken-
nen von besonderen Gefahren. Sie beinhalten u.a. Informationen Giber Hauptbrandabschnitte bzw.
Brandabschnitte, Fluchtwege, technische Brandschutzeinrichtungen und spezielle Gefahrensituati-
onen.

In den Punkten 3.11.3 bis 3.11.5 wird festgelegt, dass automatische Brandmeldeanlagen, erweiterte
automatische Ldschhilfeanlagen bzw. automatische Feuerléschanlagen entsprechend einer aner-
kannten Richtlinie ausgefiihrt werden miissen, was den bisherigen Gepflogenheiten entspricht.

Zu Punkt 4: Anforderungen an Lagergebaude und Gebaude mit Lagerbereichen in Produktionsraumen

In Punkt 4.1 wird festgelegt, dass Lagergebaude wie Betriebsbauten ausgefiihrt werden kénnen,
wenn die Lagerungen gewisse Randparameter erfiillen. Diese sind so gewahlt, dass durch die La-
gerungen kein wesentlich gréReres Brandrisiko verursacht wird als durch die Produktion. Gleiches
gilt gemaf Punkt 4.2 auch fir Lagerbereiche in ProduktionsrAumen, vorausgesetzt diese erfullen die
festgelegten Einschrankungen.

Erfallen Lagerungen in Lagergebauden bzw. in Gebauden mit Lagerbereichen in Produktionsrdumen
die Bedingungen gemal Punkt 4.1 bzw. 4.2 nicht, sind im Punkt 4.3 abweichend zu den Anforde-
rungen gemaf Tabelle 1 die Anforderungen an die Brennbarkeit bzw. Feuerwiderstandsklasse der
Tragkonstruktion formuliert, welche aufgrund der hier im Regelfall zu erwartenden héheren Brand-
lasten von jenen der Produktionsrdume abweichen.

In Tabelle 3 sind die technischen Brandschutzmaflinahmen in Abhéngigkeit der Lagerabschnittsfla-
chen, Kategorie und Lagerguthohe festgeschrieben. Die Lagerguthdhe ist deshalb ein wichtiger Pa-
rameter, da diese mit der Brandausbreitungsgeschwindigkeit und mit der Bekampfbarkeit von Bran-
den durch Einsatzkréafte unmittelbar in Zusammenhang steht. Die Grol3e der Lagerabschnittsflachen
stellt die gelibte Praxis dar. Dabei wurde im Anhang A die Einstufung der Lagergiiter entsprechend
ONORM EN 12845, Ausgabe 2009-10-01 vorgenommen.

Da gemé&R Tabelle 3 Anforderungen an eine wirksame Rauchableitung erst ab einer Lagerabschnitts-
flache von mehr als 600 m? enthalten sind, war es notwendig, in Punkt 4.4 analoge Anforderungen
wie in Punkt 3.7.1 festzulegen.

Zu Punkt 5: Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Hier werden jene Betriebsbauten angefiihrt, fiir die jedenfalls ein Brandschutzkonzept erforderlich
ist, das dem OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte® zu entspre-
chen hat. Danach handelt es sich unter Punkt 5.2 (a) um Regallager mit Lagerguthéhen von mehr
als 9,00 m (Oberkante Lagergut), die Ublicherweise auch als Hochregallager bezeichnet werden.
Wie Erfahrungen im Zusammenhang mit Hochregallagerbranden zeigen, sind dort — vor allem auch
fur die Einsatzkrafte der Feuerwehr — besondere Risiken gegeben. Um zielorientierte und auf den
Einzelfall angepasste Losungen fur derartige Lager verwirklichen zu kénnen, bedarf es der Ausar-
beitung eines Brandschutzkonzeptes. Weiters bendtigen jene Betriebsbauten unter Punkt 5.2 (b) ein
Brandschutzkonzept, deren hdchster Punkt des Daches mehr als 25 m Gber dem tiefsten Punkt des
an das Gebaude angrenzenden Gelandes nach Fertigstellung liegt. Betriebsbauten mit derartigen
Hohen weisen Eigenarten wie lange Fluchtwege fur Personen und schwierige Einsatzverhdltnisse
fur die Feuerwehr einschlief3lich spezieller Rettungsvorkehrungen bzw. Brandbekampfungseinrich-
tungen auf, denen im Einzelfall durch besondere Brandschutzmalinahmen gegebenenfalls Rech-
nung getragen werden muss. Daneben soll unter Punkt 5.2 (c) fur jene Lagergebaude bzw. Gebaude
mit Lagerbereichen mit jeweils wechselnder Kategorie der Lagergtter und ungewinschter Zuord-
nung der brandschutztechnischen Einrichtungen in die héchste zu erwartende Kategorie eine Ein-
zelbeurteilung ermdglicht werden. Gleiches gilt gemal? Punkt 5.2 (d) auch flr Betriebsbauten mit
Hauptbrandabschnitten von mehr als den zulédssigen Netto-Grundflachen je Sicherheitskategorie.
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Oi2-Richtlinie 2.2

Brandschutz bei Garagen, tberdachten
Stellplatzen und Parkdecks

Ausgabe: Marz 2015

0 VOTDEMEITKUNGEN ... oottt et et e e e et e et e e et e e e e e e ena s 2
1 BegriffSDeStIMMUNGEN ... ettt 2
2 Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzfliche von jeweils nicht mehr als 50 m2 ............. 2
3 Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzflache von jeweils mehr als 50 m2 und

NICHE MENI AlS 250 M2 ... et et e ettt e et e e et et e e e e e e e eaaees 3
4 Uberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von mehr als 250 M2..............coovvvivviiiiiiiiiiiiiiiiiiieieiae, 3
5 Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 M2 ... ..o 4

Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von nicht mehr als 22 m Uber dem tiefsten Punkt

des an das Bauwerk angrenzenden Gelandes im Freien nach Fertigstellung............ccooeevviiiineenneen, 5

Zuséatzliche Anforderungen an Garagen fiir erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge ...............coooooin, 6

Zuséatzliche Anforderungen an Garagen und Parkdecks fir flissiggasbetriebene Kraftfahrzeuge...... 6
9 Erfordernis eines BrandSChULZKONZEPLES .......cvuuiiiiiiiiiii e e 6

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlages
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefiihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaf § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1

211

2.1.2

2.2
2.2.1

2.2.2

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-Richt-
linien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke” angefiihrten Fassung.

Werden in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anfor-
derungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt, gilt dies auch als erfiillt, wenn

« die fir die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 und

« die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.

RaumabschlieBende Bauteile missen zusétzlich—wenn ein Durchbrand nicht ausgeschlossen wer-
den kann — beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Fur Uberdachte Stellplatze und Garagen mit jeweils hochstens 15 m? Nutzflache, die auf eigenem
Grund oder wvon Verkehrsflachen fiir die Brandbekampfung zuganglich sind, werden keine Anforde-
rungen hinsichtlich des Brandschutzes gestellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zu den Bestimmungen dieser Richtlinie gegebenenfalls
einzelne Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* zu beriicksichtigen sind.

Von den Anforderungen dieser OIB-Richtlinie kann entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen abgewichen werden, wenn vom Bauwerber nachgewiesen wird, dass das gleiche
Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinie erreicht wird. Hierbei ist der OIB-Leitfaden ,Abwei-
chungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* anzuwenden.

Bei Anderungen an bestehenden iiberdachten Stellplatzen, Garagen und Parkdecks sind im Einzel-
fall gegebenenfalls Erleichterungen entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen
zulassig.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzflache von jeweils nicht
mehr als 50 m2

Uberdachte Stellplatze

Sind Uberdachte Stellplatze nicht mindestens 2,00 m wvon der Nachbargrundstucks- bzw. Bauplatz-

grenze entfernt, muss eine der jeweiligen Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte

Wand Uber die gesamte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 30 bzw. EI 30 errichtet werden.

Dies ist nicht erforderlich,

(&) wenn das angrenzende Nachbargrundstiick bzw. der Bauplatz aufgrund tats&chlicher oder
rechtlicher Umstande von einer kinftigen Bebauung ausgeschlossen ist (z.B. Verkehrsflachen
im Sinne der raumordnungsrechtlichen Bestimmungen, offentliche Parkanlagen oder Gewas-
ser), oder

(b) wenn aufgrund der baulichen Umgebung eine Brandibertragung auf Bauwerke der Nachbar-
grundstiicke nicht zu erwarten ist.

Uberdachte Stellplatze, die an mehr als zwei Seiten durch Wande bzw. sonstige Bauteile umschlos-
sen sind, fallen nicht unter Punkt 2.2, sondern unter Punkt 2.1.1, wenn sie zumindest an einer Seite
nicht durch eine Wand bzw. sonstige Bauteile (z.B. Tor, Gitter) umschlossen sind.

Garagen
Wande, Decken bzw. Dachkonstruktionen missen aus Baustoffen D bestehen.

Sind Garagen nicht mindestens 2,00 m von der Nachbargrundsticks- bzw. Bauplatzgrenze entfernt,
muss eine der jeweiligen Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand tber die ge-
samte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 30 bzw. EI 30 errichtet werden.
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2.2.3

2.2.4

2.2.5

2.2.6

2.2.7

2.2.8

4.1

4.2
421

4.2.2

4.2.3

4.2.4

4.2.5

4.2.6

Sind Garagen nicht mindestens 4,00 m von Gebauden auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz
entfernt, muss eine dem jeweiligen Gebéude zugekehrte Wand Uber die gesamte Lange und bis zur
Dacheindeckung der Garage in REI 30 bzw. El 30 errichtet werden. Sind Garagen an ein Gebéude
auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz angebaut und weisen keine eigene Wand zum Gebaude
auf, gilt diese Anforderung sinngemaf auch fur den gemeinsamen Wandanteil.

Werden Garagen in Gebaude der Gebaudeklasse 1 bzw. in Reihenhausern der Gebaudeklasse 2
eingebaut, missen angrenzende Wande und Decken REI 30 bzw. EI 30 entsprechen.

Werden Garagen in Gebaude der Geb&audeklasse 2 bis 5 — ausgenommen Reihenhéuser der Ge-
baudeklasse 2 — eingebaut, miissen angrenzende Wande und Decken die Anforderungen an ,Trenn-
wande" bzw. an ,Trenndecken* gemaf Tabelle 1b der OIB-Richtlinie 2 erfillen.

Die Turen von Garagen ins Gebaudeinnere missen El2 30-C entsprechen. Bei Gebauden der Ge-
béaudeklasse 1 und bei Reihenhausern der Gebaudeklasse 2 gentgt El2 30.

Wandbekleidungen und Deckenbeldge miuissen aus Baustoffen C bestehen, wobei Holz und Holz-
werkstoffe D zulassig sind. Bodenbelage mussen aus Baustoffen Dsl bestehen.

Die Aufstellung von Feuerstatten und die Anordnung wvon Reinigungsoéffnungen won Abgasanlagen
sind unzuléssig. Ausgenommen sind Feuerstétten und Reinigungsoffnungen, die nach einschlagigen
Richtlinien fir die Aufstellung in Garagen geeignet sind.

Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzflache von jeweils mehr als
50 m2 und nicht mehr als 250 m2

Es gelten die Anforderungen gemaf Tabelle 1.

Uberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von mehr als 250 m?2
Uberdachte Stellplatze ohne iiberdachte Fahrgassen

Es gelten die Anforderungen der Tabelle 1 fir ,Uberdachte Stellplatze > 50 m2? und < 250 m#* sinn-
gemal3, wobei eine Langsausdehnung won 60 m nicht Gberschritten werden darf.

Uberdachte Stellplatze mit iberdachten Fahrgassen
Alle Bauteile, einschlieRlich Ausfachungen und Uberdachungen, miissen A2 entsprechen.

Ist die Uberdachung nicht mindestens 2,00 m von Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen ent-
fernt, muss eine der jeweiligen Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand Uber
die gesamte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 90 bzw. EI 90 errichtet werden. In jenem
Bereich, in dem die jeweiligen Mindestabstande unterschritten werden, ist die Uberdachung in
REI 90 auszufuhren.

Ist die Uberdachung nicht mindestens 4,00 m von Gebauden auf demselben Grundstiick bzw. Bau-
platz entfernt, muss eine dem jeweiligen Gebaude zugekehrte Wand Uber die gesamte Lange und
bis zur Dacheindeckung in REI 90 bzw. EI 90 errichtet werden. Sofern keine eigene Wand zum
Gebaude wvorhanden ist, gilt diese Anforderung sinngemafd auch fiir den gemeinsamen Wandanteil.
In jenem Bereich, in dem die jeweiligen Mindestabstande unterschritten werden, istdie Uberdachung
in REI 90 auszufihren.

Ragen Stellplatze ganzlich oder teilweise unter Geb&udeteile hinein, darf eine Nutzflache wvon
1.600 m2 nicht Uberschritten werden und mussen die angrenzenden Wande bzw. Decken REI 90
und A2 bzw. EI 90 und A2 entsprechen. Sofern Tiren und Fenster in das Geb&udeinnere fihren,
missen Turen Elz2 30-C und Fenster EI 30 entsprechen.

Bodenbeldage mussen Bt entsprechen.

Fur die erste Loschhilfe sind geeignete tragbare Feuerldscher bereitzuhalten.
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51

51.1

51.2

51.3

514

5.2

521

5.2.2

523

5.3

53.1

5.3.2

54

54.1

54.2

5.4.3

54.4

Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2
Wande, Stitzen, Decken und Déacher

Tragende Wande und Stitzen von Garagen sowie brandabschnittsbildende Wande innerhalb von
Garagen bzw. zwischen Garagen und anderen Raumen missen REI 90 und A2 bzw. R 90 und A2
bzw. EI 90 und A2 entsprechen.

Nichttragende Wénde bzw. Wandteile von Garagen sind in A2 herzustellen.

Decken zwischen GaragengescholRen, von befahrbaren Flachdachern und als Abschluss zu dariiber
liegenden Aufenthaltsraumen missen REI 90 und A2 entsprechen. Bei nicht befahrbaren Déchern
genlgt fur die Tragkonstruktion R 60 und A2.

Bei nicht Uberbauten, eingeschofRigen oberirdischen Garagen mit einer Nutzflache von nicht mehr
als 1.600 m? durfen tragende Wande, Stitzen und Decken in R 30 und nichttragende Wéande in C
oder aus Holz- und Holzwerkstoffen in D hergestellt werden, wenn der Abstand der Garagen zur
Nachbargrundsticks- bzw. Bauplatzgrenze mindestens 4,00 m und zu Gebauden auf demselben
Grundstiick bzw. Bauplatz mindestens 6,00 m betragt.

Werden diese Abstande unterschritten, missen die der Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze
oder dem Gebaude auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz zugekehrten Wande tber die gesamte
Lange und Hohe der Garage sowie die Decke bis zum Abstand von 4,00 m bzw. 6,00 m REI 90 und
A2 bzw. EI 90 und A2 entsprechen.

Wandbekleidungen, Bodenbelédge und Konstruktionen unter der Rohdecke
Wandbekleidungen missen B-s1 entsprechen.

Bodenbelage mussen Bii entsprechen.

Konstruktionen unter der Rohdecke missen B-s1, dO entsprechen.

Turen und Tore

Taren und Tore in brandabschnittsbildenden Wé&nden missen El2 30-C und A2 entsprechen. Diese
diurfen nicht gréRer sein als fur den Verschluss der Wandoffnung zur Durchfihrung der Fahrgassen
erforderlich ist, wobei Tiren im Verlauf von Fluchtwegen unberiicksichtigt bleiben.

Turen zwischen Garagen und Gangen bzw. Treppenhdausern mussen El2 30-C entsprechen.
Verbindung zwischen Garagengeschof3en bzw. zwischen Garage und anderen Raumen

Aufziige und Treppen, die Garagengeschof3e miteinander verbinden, missen in eigenen Fahr-
schéachten bzw. Treppenhausern mit Wanden REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 liegen.

Ladestellen von Personenaufziigen, die zu Garagen fiihren, missen direkt mit einem Gang verbun-
den sein, der — ohne durch die Garage zu fiihren — einen direkten Ausgang zu einem sicheren Ort
des angrenzenden Geléndes im Freien oder in ein Treppenhaus bzw. eine Au3entreppe mit jeweils
einem Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien aufweist.

Garagen mit einer Nutzflache von insgesamt mehr als 600 m2 durfen mit Gangen bzw. Treppenh&u-
sern nur Uber Schleusen verbunden sein, die folgende Anforderungen zu erfilllen haben:

(@ Wande und Decken missen REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 entsprechen.

(b) Turen zwischen Garagen und Schleusen mussen El2 30-C entsprechen.

(c) Turen zwischen Schleusen und Treppenhaus miussen E 30-C oder Sm-C entsprechen.

(d) Eine wirksame Liftung muss vorhanden sein.

Bei AuRentreppen kann die Anordnung einer Schleuse gemaR Punkt 5.4.3 entfallen, wenn im Brand-
fall keine Beeintrachtigung durch Flammeneinwirkung, Strahlungswarme und/oder Verrauchung zu
erwarten ist.
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5.5

551

55.2

5.5.3

5.6

5.6.1

5.6.2

5.6.3

5.7

5.8

5.8.1

5.8.2

5.8.3

Fluchtwege

Von jeder Stelle einer Garage mussen in héchstens 40 m Gehweglange erreichbar sein:
(@) ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien oder
(b) ein Treppenhaus oder eine Auf3entreppe.

Im Falle von Punkt 5.5.1 (b) muss in jedem Geschol3 ein zusatzlicher unabhangiger Fluchtweg vor-

handen sein, der

(@ zueinem weiteren Treppenhaus oder einer weiteren Auf3entreppe oder

(b) in einen benachbarten Brandabschnitt oder

(c) imersten unterirdischen sowie im ersten und zweiten oberirdischen Geschol3 Uber die Fahrver-
bindung der Ein- bzw. Ausfahrtsrampe, wobei diese eine Neigung von mehr als 10 % aufweisen
darf,

fihrt. Die beiden Fluchtwege dirfen lber hochstens 25 m Gehweglange gemeinsam verlaufen.

In Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 1.000 m2 ist eine Sicherheitsbeleuchtung erforderlich.
In eingescholRigen Garagen mit festem Benutzerkreis sowie in Garagen mit einer Nutzflache von
nicht mehr als 1.000 m2 ist eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung zu installieren.

Brandabschnitte, Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie Brandschutzeinrichtungen

Fur die maximal zulassigen Brandabschnittsflichen gelten die Anforderungen gemaR Tabelle 2 in
Abhangigkeit wvon den worhandenen Rauch- und Wé&rmeabzugseinrichtungen sowie den Brand-
schutzeinrichtungen.

Unabhangig won der GréRe des Brandabschnittes darf eine Langsausdehnung von 80 m nicht Uber-
schritten werden. Dies gilt nicht bei Vorhandensein einer erweiterten automatischen Ldschhilfean-
lage oder einer Sprinkleranlage.

Bei mehrgeschof3igen Garagen mit einer Nutzflache von insgesamt mehr als 600 m? ist jedes Ge-
schol} als eigener Brandabschnitt auszubilden.

Feuerstatten und Abgasanlagen

Die Aufstellung von Feuerstéatten und die Anordnung wvon Reinigungsoffnungen won Abgasanlagen
sind unzuléssig.

Erste und erweiterte Loschhilfe

Fur die erste Loschhilfe ist je angefangene 200 m2 Nutzflache an leicht erreichbarer Stelle ein geeig-
neter tragbarer Feuerldscher bereitzuhalten.

Fur die erweiterte Ldschhilfe missen

(@) in Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 1.600 m2, oder

(b) in Garagen mit mehr als zwei unterirdischen, oder

(c) in Garagen mit mehr als drei oberirdischen Geschol3en

Wandhydranten mit formbestandigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussmaéglichkeit fir die Feu-
erwehr zur Brandbekampfung wvorhanden sein und so erteilt werden, dass jede Stelle der Garage
mit Loschwasser erreicht wird.

Abweichend von Punkt 5.8.2 (a) genugt fur eingeschol3ige Garagen eine trockene Steigleitung, wo-
bei die Schlauchanschlisse in der Garage anzuordnen sind.

Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von nicht mehr als 22 m Uber
dem tiefsten Punkt des an das Bauwerk angrenzenden Gelandes im Freien
nach Fertigstellung

Es gelten die Anforderungen gemafd Tabelle 3.
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7 Zusatzliche Anforderungen an Garagen fir erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge

In Garagen, in denen erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge (CNG) abgestellt werden, sind bei Ausstat-
tung mit einer entsprechenden Liftung gemafl Punkt 8.3 der OIB-Richtlinie 3 grundséatzlich keine
dartiber hinausgehenden luftungstechnischen MaflRnahmen erforderlich. Fir Garagen mit einer Nutz-
flache von nicht mehr als 250 mzist die Halfte der sténdig freien Querschnittsfliche unmittelbar unter
der Decke anzuordnen.

8 Zusatzliche Anforderungen an Garagen und Parkdecks fur flissiggasbetrie-
bene Kraftfahrzeuge

8.1 Fur Garagen und Parkdecks, in denen flissiggasbetriebene Kraftfahrzeuge (LPG) abgestellt werden,
gelten folgende zusétzliche Anforderungen:
(@ Uber diesen Garagen und Parkdecks dirfen sich keine Aufenthaltsraume befinden.
(b) Die tiefste Abstell- und Fahrflache darf nicht unter dem angrenzenden Gelande nach Fertigstel-
lung liegen.
(c) Fur Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 50 m2 und fur Parkdecks ist Uberdies ein Brand-
schutzkonzept gemal Punkt 9 zu erstellen.

8.2 An den Einfahrten von Garagen und Parkdecks, die den Anforderungen gemaR Punkt 8.1 nicht ent-
sprechen, ist die Bezeichnung ,keine Autogasfahrzeuge — no LPG-wehicles! anzubringen.

9 Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Fur folgende Garagen, Parkdecks und Garagensonderformen ist jedenfalls ein Brandschutzkonzept

erforderlich, das dem OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte® zu

entsprechen hat:

(@ Garagen mit Brandabschnitten von mehr als 10.000 m2

(b) Parkdecks, bei denen die oberste Stellplatzebene mehr als 22 m (ber dem tiefsten Punkt des
an das Parkdeck angrenzenden Gelandes nach Fertigstellung liegt,

(c) Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 50 m2 und Parkdecks, in denen jeweils fllissiggas-
betriebene Kraftfahrzeuge (LPG, Autogas) abgestellt werden,

(d) Garagensonderformen, wie Rampengaragen, befahrbare Parkwendel oder Garagen mit zwei
oder mehreren horizontalen Fu3bodenniveaus innerhalb eines Brandabschnittes mit Nutzfla-
chen von jeweils mehr als 250 m2 sowie fiir Garagen mit automatischen Parksystemen.
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Tabelle 1: Anforderungen an Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer
Nutzflachevon jeweils mehr als 50 m2 und nicht mehr als 250 m?

Gegenstand

Uberdachte Stellplatze
>50 m2und < 250 m?2

Garagen
>50 m2und < 250 m?2

1 Mindestabstande

11

zu Nachbargrundstuicks- bzw.

Bauplatzgrenzen 2,00m 2,00m
1.2  zuGebauden auf demselben
Grundstiick bzw . Bauplatz 2,00m 4,00m
2 Wande, Stiitzen, Deckenbzw. Uberdachung
2.1  allgemein D R 30 oder A2
2.2 beiUnterschreitung der « Wand in REI 60 bzw . E1 60 erforderlich, die] + Decke REl 90 und A2 und
Mindestabstande zu Nachbar- der Nachbargrundsticks- bzw. Bauplatz- |« der Nachbargrundstticks- bzw. Bauplatz-
grundstlicks- bzw . Bauplatzgren- grenze zugekehrtist, tber die gesamte grenze zugekehrte Wand tber die ge-
zen Léange und bis zur Dacheindeckung samte Lange und bis zur Dacheindeckung
Wenn aufgrund der baulichen Umgebung REl 90 und A2 bzw . E1 90 und A2
eine Brandubertragung auf Bauw erke der | erforderlich
Nachbargrundstiicke nicht zu erwarten ist,
w erden keine Anforderungen gestellt
2.3 beiUnterschreitung der zuGK 1undCGK 2: D » Decke RE 90 und
Mindestabstande zu Gebauden zu GK 3 bis GK 5: « dem Gebaude zugekehrte Wand oder der
auf demselben Grundstiickbzw. |« Uberdachungin REl 30 oder A2 und gemeinsame Wandanteil tber die gesamte
Bauplatz « Wand in REl 30 bzw . El 30 erforderlich, die| Lé&ange und bis zur Dacheindeckung REl 90
dem Gebéaude zugekehrtist, Uber die ge- bzw . E1 90 und
samte Lange und bis zur Dacheindeckung | bei GK 5 jew eils zusétzlich A2 erforderlich
oder gemeinsamer Wandanteil mit dem
Gebaude bis zur Dacheindeckung des
Uberdachten Stellplatzes in El 30, bei
GK 5 zusatzlich A2
2.4 Dbei Stellplatzen, die in ein Ge- angrenzende Wande und Decken als angrenzende Wande und Decken als sons-
b&ude hineinragen, und bei einge- | Trennw ande bzw. Trenndecken gemaf Ta- | tige brandabschnittsbildende Wande oder
bauten Garagen belle 1b der OIB-Richtlinie 2, mindestens Decken gemaf Tabelle 1b der OIB-Richtli-
jedoch REl 30 bzw . El 30 nie 2, mindestens jedoch REl 60 bzw . El 60
2.5 HEnbauten zur Unterteilung der
R - A2
Stellplatze
. . u . bei GK 1und GK 2: keine Anforderungen
3 Tirenins Gebaudeinnere bei GK 3 bis GK 5: El, 30-C E, 30-C
4 Wandbekleidungen, Bodenbeldge und Konstruktionenunter der Rohdecke
4.1  Wandbekleidungen D B-s1
4.2  Bodenbelage - By
43  Konstruktionen unter der Rohde- | D; B-s1.do
’ cke einschlieBlich Deckenbelage bei Stellplatzen gemaf Zeile 2.4: B -s1, dO ’
5 Fuchtweg - Von jeder Stelle hochstens 40 m Gehw eg-

lange zu einem sicheren Ortdes angren-
zenden Gelandes im Freien oder zu einem
Treppenhaus mit Ausgang zu einem siche-
ren Ort des angrenzenden Gelandes im
Freien

6 FErste Ldschhilfe

geeigneter tragbarer Feuerldscher

7 Feuerstdttenund Abgasanlagen

Die Aufstellung von Feuerstétten und die
Anordnung von Reinigungséffnungen von
Abgasanlagen sind unzulassig. Davon aus-
genommen sind Feuerstéatten und Reini-
gungsoffnungen, die nach einschlagigen
Richtlinien fur die Aufstellung in Garagen
geeignet sind.
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Tabelle 2: Rauch-und Warmeabzugseinrichtungen sowie Brandschutzeinrichtun-
gen bei Garagen mit Brandabschnitten von mehr als 250 m2 und nicht
mehr als 10.000 m?

Gegenstand

Anforderungen

Brandab-
schnittsflache

Rauch-und Wérm eabzugseinrichtung (RWE)

Brandschutzeinrichtung

1 | >250 nm? und
<1.600 m?

Natirliche Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

Zuluftéffnungen in Bodennahe (Summe der stéandig freien Quer-
schnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

Abluftoéffnungen in Deckenndhe (Summe der sténdig freien Quer-
schnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

Die Offnungen mit einer MindestgroRe je Offnung von 1,00 n? sind
so anzuordnen, dass eine Querdurchliftung gew ahrleistetist

Ein- und Ausfahrten (sténdig freie Querschnitte) kdnnen herange-
zogenw erden oder

nicht erforderlich

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

12-facher stiindlicher Luftwechsel, mindestens jedoch Volumen-
strom > 36.000 m?/h

Abluftventilator, Leitungen, Aufhangungen miissen 400 °C tber
90 Minuten standhalten

pro 200 nm? Deckenflache ein rauchempfindliches Ausléseelement
mit Ein- und Ausschalter an zentraler Stelle im Feuerw ehran-
griffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jew eils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung

nicht erforderlich

2 | >1.600 m? und
<4.800 n?

Naturliche Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

Zuluftéffnungen in Bodennahe (Summe der stéandig freien Quer-
schnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

Abluftéffnungen in Deckennahe (Summe der sténdig freien Quer-
schnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

Die Offnungen mit einer MindestgroRe je Offnung von 1,00 m2 sind
so anzuordnen, dass eine Querdurchliftung gewahrleistetist

Ein- und Ausfahrten (standig freie Querschnitte) kénnen herange-
zogenw erden oder

Automatische Brandm eldeanlage
(BMA) mit automatischer Alarmw ei-
terleitung

oder

Erw eiterte automatische L6sch-
hilfeanlage (EAL) mit automati-
scher Alarmw eiterleitung

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

12-facher stundlicher Luftwechsel,

Abluftventilator, Leitungen, Aufhdngungen missen 400 °C uber
90 Minuten standhalten

Ansteuerung uber BMA sow ie durch Ein- und Ausschalter an
zentraler Stelle im Feuerw ehrangriffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jew eils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung oder

Automatische Brandm eldeanlage
(BMA) mit automatischer Alarmw ei-
terleitung

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

3-facher stiindlicher Luftwechsel,

Abluftventilator, Leitungen, Aufhdngungen miissen 400 °C tber
90 Minuten standhalten

pro 200 m? Deckenflache ein rauchempfindliches Ausldseelement
mit Ein- und Ausschalter an zentraler Stelle im Feuerw ehran-
griffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jew eils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung

Erw eiterte automatische Lésch-
hilfeanlage (EAL) mit automati-
scher Alarmw eiterleitung

3 [ >4.800 n? und
<10.000 m?

Natirliche Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

Zuluftéffnungen in Bodennahe (Summe der stéandig freien Quer-
schnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

Abluftéffnungen in Deckennéhe (Summe der sténdig freien Quer-
schnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

Die Offnungen mit einer MindestgréRe je Offnung von 1,00 n? sind
so anzuordnen, dass eine Querdurchliftung gewahrleistetist

Ein- und Ausfahrten (sténdig freie Querschnitte) kbnnen herange-
zogenw erden oder

Sprinkleranlage (SPA) mit automa-
tischer Alarmw eiterleitung

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

3-facher stiindlicher Luftwechsel,

Abluftventilator, Leitungen, Aufhangungen miissen 400 °C Uiber
90 Minuten standhalten

pro 200 m? Deckenflache ein rauchempfindliches Ausléseelement
mit Ein- und Ausschalter an zentraler Stelle im Feuerw ehran-
griffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jew eils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung

Sprinkleranlage (SPA) mit automa-
tischer Alarmw eiterleitung

erforderlich.

(1) Bei Garagen mit mehreren Brandabschnitten, deren Flachen in Summe mehr als 10.000 n¥? betragen, oder bei Garagen mit
mehr als zw eiunterirdischen Geschol3en ist eine automatische Brandmeldeanlage (BMA) mit automatischer Alarmw eiterleitung
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Tabelle 3: Anforderungen an Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von nicht

sten Punktdes an das Bauwerkangrenzenden

Gelandes im Freien nach Fertigstellung

Gegenstand

Anforderungen

1 Mindestabstande

11 Mindestabstande zu Nachbargrundstiicks- bzw.
Bauplatzgrenzen 4,00 m
1.2 Mindestabstande zu Gebauden auf demselben
6,00 m

Grundstlick bzw . Bauplatz

2 Anforderungenbei Unterschreitung der Mindestabstande gemaf Punkt 1

21 zu Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen | den Nachbargrundstiicks-bzw. Bauplatzgrenzen zugekehrten Wande
Uber die gesamte Lange und Hohe sow ie die Decke bis zum Abstand
von 4,00 m jew eils in REl 90 und A2 bzw . EI 90 und A2 erforderlich

2.2 zu Gebauden auf demselben Grundstuck bzw. | den Gebauden auf demselben Grundstuck- bzw. Bauplatz zugekehrten

Bauplatz Wande Uber die gesamte Léange und Hohe sow ie die Decke bis zum
Abstand von 6,00 m jew eils in REl 90 und A2 bzw .El 90 und A2 erfor-
derlich

3 Tragwerk R 30 und A2 oder
Stahlkonstruktion mit Decken als Verbundtragwerk aus Stahlund Be-
ton, w enn nachgewiesenwerdenkann, dass es beim zu erw artenden
Realbrand innerhalb des Zeitraumes von 30 Minuten zu keinem Ein-
sturz einer Stellplatzebene oder von Teilen einer Stellplatzebene
kommt

4 nichttragende Wande A2

5 Wandbekleidungen, Bodenbeldge und Konstruktionenunter der Rohdecke

5.1 Wandbekleidungen B-sl

5.2 Bodenbelage Br

53 Konstruktionen unter der Rohdecke B-s1,dO

einschliel3lich Deckenbelage
6 TurenzwischenParkdecks und Gangen Eh, 30-C

oder Parkdecksund Treppenh&usern

7 Verbindungzwischen Parkdeckebenenbzw. zwis

chen Parkdeck und anderen Raumen

7.1 zu Aufzugschéchten, Treppenhausem

Wande und Decken in REl 90 bzw . EI90und A2

7.2 zu Ladestellen von Personenaufzugen

direkt mt dem Treppenhaus oder einem Gang, der — ohne durch die
Parkdeckebene zu fuhren—ins Freie oder in ein Treppenhaus mit Aus-
gang ins Freie fuhrt, verbunden

8 Fuchtwege

8.1 Fluchtw egléange nicht mehr als 40 m von jeder Stelle zu
einem direktem Ausgang ins Freie oder
ein Treppenhaus oder eine AulRentreppe, wobeiin jedem Geschol
ein zusatzlicher unabhangiger Fluchtw eg vorhanden sein muss, der
- zueinem w eiteren Treppenhaus oder einer w eiteren Aul3en-
treppe oder
- in einen benachbarten Brandabschnitt oder
- im ersten unterirdischen sowie imersten und zw eiten oberirdi-
schen Geschol uber die Fahrverbindung der Ein- bzw . Aus-
fahrtsrampe, w obei diese eine Neigung von mehr als 10 % auf-
w eisen darf,
fuhrt; die beiden Fluchtw ege diirfen Giber hochstens 25 m Gehw eg-
lange gemeinsam verlaufen
8.2 Beleuchtungim Verlauf der Fluchtwege
8.2.1 Nutzflache von nicht mehr als 1.000 n? Fluchtw eg-Orientierungsbeleuchtung
8.2.2 Nutzflache von mehr als 1.000 m? Sicherheitsbeleuchtung;

Bei eingeschof3igen Parkdecks mit festemBenutzerkreis sowie in der
obersten Ebene eines Parkdecks ohne Uberdachung geniigt eine
Fluchtw eg-Orientierungsbeleuchtung.

9 Luftungsoéffnungen

in jeder Parkebene in mindestens zw ei Umfassungsw andflachen auf
die Lange verteilt,

50 % der Luftungsoffnungsflachen in der oberen
Umfassungswandflache,

Luftungsoffnungen missen standig offen sein und ins Freie fuhren.
Abstand zu Liftungs6ffnungen nicht mehr als 40 m

10 Erste und erweiterte Loschhilfe

ausreichende und geeignete Mittel der ersten Loschhilfe
mehr als 3 Stellplatzebenen: trockene Steigleitungen im Bereich der
Zugange zu den Stellplatzebenen
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2.2
.Brandschutz bei Garagen,
uberdachten Stellplatzen und Parkdecks*

Ausgabe: Mérz 2015

Allgemeines

Bei der Evaluierung der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen, Uberdachten Stellplatzen
und Parkdecks", Ausgabe 2011 wurde die Grundstruktur der Richtlinie beibehalten. Die
wesentlichsten Anderungen kénnen wie folgt zusammengefasst werden:

e Erleichterungen bei Uberdachten Stellplatzen und Garagen mit einer Nutzflache von nicht
mehr als 50 m2,

e Zulassigkeit von Bodenbeldagen in Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 50 m2 und in
Parkdecks in B,

o Ausfuhrung einer trockenen Steigleitung anstelle einer nassen Steigleitung bei
eingeschofRigen Garagen,

e Entfall der Mindestanzahl von Zu- und Abluftéffnungen fir Rauch- und
Warmeabzugseinrichtungen bei Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2,

e Entfall von Anforderungen hinsichtlich der Léschwasserversorgung.

Die brandschutztechnische Beurteilung von Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks ist
im Vergleich zu anderen Nutzungen unterschiedlich durchzufiihren, da die Brandentwicklung
innerhalb von (berdachten Stellplatzen bzw. Parkdecks sowie eines Brandabschnittes einer
Garage nicht bis zur Erfassung der gesamten Brandbelastung in progressivem Maf3e zunimmt.
Vielmehr erfolgt die Brandausbreitung nur eingeschrankt, weil sich der Brand zumeist nur von
einem brennenden Kraftfahrzeug auf unmittelbar benachbarte Kraftfahrzeuge ausbreitet. In der
Regel werden nur wenige Kraftfahrzeuge vom Brand erfasst.

Hinsichtlich der Schutzziele wurde in dieser Richtlinie insbesondere die Vermeidung einer
Gefahrdung des Lebens und der Gesundheit von Menschen berticksichtigt. Bei der Beurteilung des
Gefahrdungspotenzials bzw. der zu treffenden Sicherheitsvorkehrungen wurde auf Lage, Bauart,
Umfang und Art der Benltzung von Garagen, Uberdachten Stellplatzen bzw. Parkdecks Bedacht
genommen.

Im Brandfall ist das Gefahrdungspotenzial im Wesentlichen von der Gro3e des Raumes, in dem
Rauch und Wérme freigesetzt wird, und von der Méglichkeit der Abfuhr von Rauch bzw. Wéarme
abhéngig. Der Brandverlauf in einer geschlossenen Garage bzw. einem Brandabschnitt und die
davon ausgehende Gefahrdung innerhalb des Brandraumes sind gleich, unabhéngig davon, ob
sich die Garage unterhalb oder oberhalb des angrenzenden Gelandes befindet.

Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Wird in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen, erfolgt — um gleitende
Verweise zu vermeiden — die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer
Anderung der zitierten Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfiihren
lasst, werden die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-
Richtlinie ,Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke* zusammengefasst.

Aufgrund der europaischen Normung werden die europédischen Begriffe und Klassen im Bereich
des Brandschutzes verwendet. Dabei wird den Klassifizierungen die ONORMEN-Serie EN 13501
.Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten* zugrunde gelegt.
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In bestimmten Fallen werden in der Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse mit
Anforderungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknipft. Fur den in der Richtlinie am
haufigsten vorkommenden Fall, namlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird
dies bereits in den Vorbemerkungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen.

In Analogie zur OIB-Richtlinie 2 werden auch fiir freistehende Garagen und Uberdachte Stellplatze
mit einer Nutzflache von jeweils nicht mehr als 15 m2 keine Brandschutzanforderungen gestellt.

In den Punkten2 bis 6 der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz® werden die Anforderungen im
Wesentlichen fir Gebaude mit Wohn- und/oder Bironutzung festgelegt. Es ist zu beachten, dass
zusatzlich zu den Bestimmungen der Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen, Uberdachten
Stellplatzen und Parkdecks® auch einige Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant sein kdnnen.
Beispiele daflur konnen Punkt 3.4 ,Schachte, Kanale, Leitungen und sonstige Einbauten®; Punkt 3.9
-Raume mit erhohter Brandgefahr und Tabelle 3 ,Anforderungen an Treppenhduser bzw.
AulRentreppen” sein. Hingegen ist die Einteilung von Garagen und Parkdecks in Geb&udeklassen
wegen des besonderen Verwendungszweckes nicht relevant.

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument
.Begriffsbestimmungen” zusammengefasst. In der Folge werden die wichtigsten fur die Richtlinie
2.2 relevanten Begriffe erlautert.

Gemal den Begriffsbestimmungen werden Garagen als Gebaude oder Teile eines Gebédudes zum
Einstellen von Kraftfahrzeugen definiert. Dies schliel3t jedenfalls nicht aus, dass auch Fahrrader
darin abgestellt werden dirfen.

Garagen konnen ober- und unterirdische Gebaude oder Gebaudeteile sein.

Die Nutzflache von Garagen bezieht sich auf Stell- und Fahrflachen, da nur deren Groéfe
brandschutztechnisch relevant ist; eine etwa geforderte Einbeziehung von Zu- und Abfahrten im
Freien wirde eine unverhéltnisméafige Harte darstellen.

Um eine Abgrenzung zum klassischen Begriff der Garage vorzunehmen und aufgrund der
brandschutztechnisch anderen Betrachtungsweise wurde der Begriff des Parkdecks eingefiihrt.
Ein Parkdeck ist eine ein- oder mehrgeschoRige Garage, die fiir den Rauch- und Warmeabzug ein
MindestmaR an geeigneten Offnungen in den Umfassungswanden aufweist. Dieser besondere
Umstand rechtfertigt die gesonderte Regelung dieses Garagentyps. Das angegebene
Mindestausmaf der Offnungen von einem Drittel der gesamten gedachten Umfassungswandflache
ist ein im Ausland und auch in einigen 6sterreichischen Landern verwendeter gangiger Wert.

Im Gegensatz dazu stellt der Begriff (iberdachter Stellplatz insofern die Uberleitung von der
(geschlossenen) Garage zum Parkdeck dar, als davon ausgegangen wird, dass einerseits nur eine
Ebene fur Stellplatze vorhanden ist, und andererseits die Umfassungsbauteile sich an héchstens
zwei Seiten befinden.

Zu Punkt 2: Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzflache von jeweils nicht mehr als 50 m2
Zu Punkt 2.1: Uberdachte Stellplatze

Nach eingehender Diskussion sowie aufgrund der Tatsache, dass auf einer Nutzflache von nicht
mehr als 50 m2 in der Regel nicht mehr als drei Stellplatze untergebracht werden kdnnen, wurde
diese GroRenordnung als akzeptiertes Risiko angesehen. Die durch das Dach zuséatzlich
vorhandene Brandlast wird im Vergleich zu den abgestellten PKW’s und deren mdglichen Inhalt
oder sonstigen maoglichen brennbaren Lagerungen in diesem Bereich nicht als eine wesentliche
zusatzliche Gefahrdung angesehen; zudem durfte auch ein erfolgreicher Loschangriff in kurzer Zeit
mit relativ geringem Aufwand erfolgen. Derartige Verhaltnisse sind hauptsachlich bei Gebauden
der Gebaudeklassen 1 und 2 anzutreffen.

Entsprechend Punkt 2.1.2 werden Erleichterungen gewahrt, da &hnliche Verhéltnisse wie bei
Uberdachten Stellplatzen dieser GréRenordnung vorliegen.
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Zu Punkt 2.2: Garagen

Die Flachenbegrenzung zielt auf praktische Gegebenheiten ab, um brandschutztechnische
Erfordernisse bei kleineren Garagen anwenderfreundlich ableiten zu kénnen. Bis zu einer
Nutzflache von hdchstens 50 m2 umfassen die Regelungen jene Garagen, die hauptsachlich bei
Gebéuden der Gebaudeklassen 1 und 2 vorkommen. Bei Garagen dieser GrofRenordnung sind
sowohl Mindestabstdnde zu Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen als auch zu Gebauden
auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz einzuhalten bzw. sind bei Unterschreitung der
geforderten Abstédnde entsprechende Brandschutzmaf3nahmen insbesondere hinsichtlich des
Feuerwiderstandes von Bauteilen zu treffen.

Zu Punkt 3: Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzflache von jeweils mehr als 50 m2 und
nicht mehr als 250 m2

Die Flachenbegrenzung zielt auf praktische Gegebenheiten ab, um brandschutztechnische
Erfordernisse bei mittleren Uberdachten Stellplatzen und Garagen anhand einer tabellenartigen
Darstellung anwenderfreundlich ableiten zu kénnen. Dabei wurden die gleichen Uberlegungen
hinsichtlich der Abstande zur Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze und zu Gebauden auf
demselben Grundstick bzw. Bauplatz wie in der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* vorgenommen.

Die Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen bzw. an die Feuerwiderstandsklasse
von Bauteilen zielen auf die in der Praxis haufig vorkommenden baulichen Gegebenheiten ab und
berticksichtigen hinsichtlich der zugehdrigen Gebaude auch deren jeweilige Gebaudeklasse.

Zu Punkt 4: Uberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von mehr als 250 m?2
Zu Punkt 4.1: Uberdachte Stellplatze ohne liberdachte Fahrgassen

In den Fallen ohne Uberdachte Fahrgassen wird brandschutztechnisch eine vergleichbare Situation
wie bei Uberdachten Stellplatzen von mehr als 50 m? und nicht mehr als 250 m? angenommen,
weshalb die zutreffenden Anforderungen gemaf Tabelle 1 zu erfillen sind. Um allerdings eine
allfallige Brandausbreitung entlang der Uberdachten Stellplatze einzugrenzen, wurde die
Langsausdehnung unter Heranziehung des Malles fur die L&ngsausdehnung eines
Brandabschnittes gemaf OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz” mit hdchstens 60 m begrenzt.

Zu Punkt 4.2: Uberdachte Stellplatze mit tiberdachten Fahrgassen

Bei Stellplatzen mit Uberdachten Fahrgassen sind aufgrund des komplexeren Ldschangriffes der
Feuerwehr sowie der eingeschrankten thermischen Entlastung gréRere zusammenhangende
Brandflachen zu erwarten. Deshalb werden generell hohere Anforderungen an die Bauteile sowohl
im Hinblick auf das Brandverhalten als auch bei Unterschreitung der Mindestabstande zur
Nachbargrundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze und zu Gebauden auf demselben Grundstick bzw.
Bauplatz an den Feuerwiderstand gestellt.

Die Anforderungen gemafR Punkt4.2.4 entsprechen aufgrund der &hnlichen baulichen
Gegebenheiten im Wesentlichen jenen an Garagen mit einer Nutzfliche von nicht mehr als
1.600 m2.

Zu Punkt 5: Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2
Zu Punkt 5.1: Wande, Stiitzen, Decken und Déacher

Da im Brandfall eine Gefahr fiir unter-, ober- bzw. auBerhalb einer Garage bzw. eines
Garagenbrandabschnittes gelegenen Bereiches ausgeht und der Feuerwehreinsatz durchaus
einen langeren Zeitraum beanspruchen kann, wird fur die zitierten Bauteile in Punkt5.1.1
grundsétzlich — ungeachtet an spaterer Stelle gewahrter Erleichterungen — REI 90 bzw. El 90 unter
Verwendung von Baustoffen der Klasse A2 gefordert.

Bei nicht befahrbaren Decken von Garagen, die gleichzeitig das Dach bilden, wird gemaf
Punkt 5.1.3 R 60 als ausreichend angesehen, jedoch bleibt die Forderung nach Verwendung von
Baustoffen der Klasse A2 aufrecht. Dies wird damit begriindet, dass im Brandfall die betroffenen
Personen rechtzeitig in Sicherheit sind und ein erfolgreicher Léschangriff durch die Feuerwehr
innerhalb dieser Feuerwiderstandsdauer zu erwarten ist.
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Gemal Punkt 5.1.4 wird akzeptiert, dass unter gewissen Bedingungen tragende Wande, Stitzen
und Decken von nicht Uberbauten eingeschofligen oberirdischen Garagen nur in R 30 und
nichttragende AuBRenwande aus Baustoffen der Klasse C bzw. Holz- und Holzwerkstoffe in D
ausgefuhrt werden. Dabei wird vorausgesetzt, dass die entsprechenden Abstande zu
Nachbargebduden und Nachbargrenzen eingehalten werden oder eine brandabschnittshildende
Wand sowie Deckenbereich gebildet wird. Dies wird damit begriindet, dass im Brandfall die
betroffenen Personen rechtzeitig in Sicherheit sind und notwendige LOschaktionen durch die
Feuerwehr gegebenenfalls auch von auRen durchgefiihrt werden kdnnen.

Zu Punkt 5.3: Turen und Tore

In diesem Punkt wird der Praxis entsprechend festgelegt, dass Tiren und Tore in
brandabschnittsbildenden Wanden nur EI230-C entsprechen mussen. Allerdings wird deren Grol3e
auf die Breite der Fahrgassen und der Tiren im Verlauf von Fluchtwegen begrenzt. Dadurch soll
vermieden werden, dass brandabschnittsbildende Waénde weitgehend durch grof3flachige
Feuerschutzabschliisse mit einer geringeren Feuerwiderstandsdauer ersetzt werden.

Zu Punkt 5.4: Verbindung zwischen Garagengeschof3en bzw. zwischen Garage und anderen Rdumen

In Punkt 5.4.2 wird sichergestellt, dass Ladestellen von Personenaufzligen an einen gesicherten
Fluchtweg angebunden sein missen und nicht unmittelbar bzw. nur durch eine Schleuse getrennt
in die Garage miinden.

Im Brandfall kbnnen sowohl durch ausgeldste Tirbewegungen der fliichtenden Personen als auch
im Rahmen des Feuerwehreinsatzes nicht unerhebliche Mengen von Brandrauch von der Garage
in angrenzende Gange und Treppenhduser gelangen. Dies soll bei Garagen mit einer Nutzflache
von insgesamt mehr als 600 m2 durch Schleusen gemafR Punkt5.4.3 weitgehend verhindert
werden.

Bei AuRentreppen wird bei geeigneter Ausbildung infolge der Rauchabfuhr ins Freie mit einer
wesentlich geringeren Beeintrachtigung gerechnet, sodass gemafl Punkt5.4.4 die Schleuse
entfallen kann.

Zu Punkt 5.5: Fluchtwege

Wird nicht innerhalb von 40 m tatséchlicher Fluchtwegléange ein sicherer Ort des angrenzenden
Gelandes im Freien erreicht, werden gemdafR Punkt 5.5.1 (b) in Verbindung mit Punkt5.5.2
jedenfalls zwei voneinander unabhangige Fluchtwege gefordert. Dies soll sicherstellen, dass
einerseits die tatsachlich vorhandenen Fluchtwege zu den Ausgéangen nicht zu lange werden und
andererseits genlgend Zeit bleibt, um erforderlichenfalls einen anderen sicheren Ausgang zu
erreichen, bevor man von Rauch und Feuer eingeschlossen wird. Fihrt der Fluchtweg Uber die
Ein- bzw. Ausfahrtsrampe, stellt diese einen ErschlieBungsweg fur Personen dar. Daher sind die
Bestimmungen gemdafl OIB-Richtlinie 4 ,Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit* anzuwenden,
wonach u.a. die Neigung einer Rampe mit hochstens 10 % begrenzt ist. Die Neigung der Ein- bzw.
Ausfahrtsrampe fir die zweite Fluchtrichtung darf mehr als 10 % betragen, wobei die
Bestimmungen der OIB-Richtlinie 4 ,Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit® zu beachten sind.
Dabei darf die maximale Neigung von nicht Uberdeckten Rampen 15 %, von Uberdeckten oder
beheizten Rampen 18 % nicht Uberschreiten. Dies soll inshesondere fur kleinere und mittelgrol3e
Garagen eine wirtschaftliche Ausgestaltung ermdglichen, ohne das Schutzziel des
Personenschutzes zu vernachlassigen.

Bei Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 1.000 m2 wird eine Sicherheitsbeleuchtung fir
erforderlich erachtet. Bei eingeschoBigen Garagen mit festem Benutzerkreis (z.B.
Wohnhausgaragen) sowie bei Garagen mit einer Nutzflache von nicht mehr als 1.000 m2 wird
gemafl Punkt5.5.3 eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung als ausreichend angesehen. Bei
Brandereignissen ist mit dem Ausfall der Raumbeleuchtung zu rechnen, weshalb fur die
Selbstrettung von Personen auch bei Garagen dieser GréRenordnung zumindest der Verlauf der
Fluchtwege erkennbar sein muss.

OIB-Richtlinie 2.2 — Erlauterungen Ausgabe Mérz 2015 Seite 4 von 7



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-017/15 OIB-Richtlinie 2.2 - Erlauterungen

Zu Punkt 5.6: Brandabschnitte, Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie Brandschutzeinrichtungen

Zwecks Ubersichtlichkeit werden gemafR Punkt 5.6.1 in Abh&ngigkeit der Brandabschnittsflachen
die Anforderungen an Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie die anlagentechnischen
Brandschutzeinrichtungen in der Tabelle 2 zusammengefasst.

Der Rauch- und Warmeabzug in Garagen kann prinzipiell durch naturliche oder mechanische
Rauch- und Wéarmeabzugseinrichtungen erfolgen. Diese Maflinahmen gegen eine Verrauchung
sind erforderlich, da wegen der grof3eren Ausdehnung der Garage bzw. des Brandabschnittes das
Erkennen des Brandes — insbesondere aber die realistische Einschatzung der Gefahrdung — durch
Garagenbenutzer erschwert wird. Die MalBnahmen gegen die Verrauchung dienen vorwiegend
dem Erhalt der Ubersichtlichkeit in der Fluchtphase ohne Intervention einer Feuerwehr. Das
Schutzziel Personenschutz wird so durch Eigenrettung weitgehend erreicht. Eine Fremdrettung ist
nur bei rechtzeitiger Alarmierung von Hilfskraften mdglich, wobei MalRnahmen gegen die
Verrauchung unterstiitzend wirken. Bei einer natirlichen Rauch- und Warmeabzugseinrichtung
kann mit mobilen Feuerwehrventilatoren ein Léschangriff der Feuerwehr unterstitzt werden.

Die erforderlichen brandschutztechnischen MalRRnahmen sind von der GréRe und den
Laftungsverhéltnissen der Garage bzw. des Brandabschnittes abhéngig. Es wurden MalRnahmen
fur verschiedene Garagen- bzw. Brandabschnittsgrof3en und Ventilationsverhaltnisse aufgrund der
dort moéglichen Rauch- und Warmeausbreitung festgelegt. Dabei werden vor allem physikalische
Tatsachen und feuerwehrtaktische Uberlegungen beriicksichtigt.

Fur Garagen bzw. Brandabschnitte mit einer Nutzflache von nicht mehr als 1.600 m2 sind gemaf
Zeile 1 der Tabelle 2 grundséatzlich keine automatischen Brandmelde- bzw. Ldschanlagen
erforderlich. Diese Begrenzung wurde gewahlt, da bei dieser GréRenordnung i.d.R. in Verbindung
mit den vorgesehenen Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen eine ausreichende
Ubersichtlichkeit fiir die Flucht von Personen noch gegeben ist. Zudem ist das Auffinden von
brennenden Kraftfahrzeugen bzw. verungliickten Personen fur die Einsatzkrafte der Feuerwehr bei
dieser Gro3enordnung normalerweise weniger problematisch als bei gréReren Nutzflachen. Die im
Brandfall auftretende Rauchgasmenge ist unabhangig von der Brandabschnittsflache der Garage.
Daher tritt in kleineren Raumvolumina bei Freisetzung der Rauchmenge eines Pkw-Brandes eine
gefahrliche Rauchkonzentration friher auf als in gréReren. Deshalb wird unabhéngig von der
Flache des Brandabschnittes ein abzusaugender Volumenstrom von mindestens 36.000 m3/h
gefordert. Bei Garagen mit mehreren Brandabschnitten, deren Flachen in Summe mehr als
10.000 m2 betragen, sowie bei Garagen mit mehr als zwei unterirdischen Geschossen sind
dagegen erschwerte Verhaltnisse insbesondere im Hinblick auf den Feuerwehreinsatz gegeben,
weshalb in diesen Fallen eine frihzeitige Alarmierung durch eine automatische Brandmeldeanlage
gefordert wird.

Wegen der fehlenden Ubersichtlichkeit ist fiir Brandabschnitte mit einer Flache von mehr als
1.600 m2, aber nicht mehr als 4.800 m2 der Personenschutz (Selbstrettung, Flucht) nur durch die in
Zeile 2 der Tabelle 2 vorgesehenen Brandschutzmalnahmen - insbesondere durch die
automatische Brandfriherkennung — gegeben. Durch diese und die fir diese Garagen- bzw.
BrandabschnittsgréBen  vorgesehenen natirlichen oder mechanischen Rauch- und
Warmeabzugseinrichtungen wird ein effektiver Feuerwehreinsatz massiv unterstiitzt. Dadurch soll
die Entrauchung bereits ab der Anfangsphase eines Brandes eintreten, was die Fluchtmdglichkeit
der Personen erleichtert. Durch eine automatische Ldscheinrichtung wird die freigesetzte
Rauchgasmenge begrenzt, weshalb fir die Rauchverdinnung durch eine mechanische Rauch-
und Wéarmeabzugseinrichtung ein geringerer Luftwechsel ausreichend ist.

Durch den Einsatz von Sprinkleranlagen wird davon ausgegangen, dass ein Brand praktisch auf
ein bis zwei Kraftfahrzeuge beschrankt wird. Dadurch soll aufgrund der in Zeile 3 der Tabelle 2
vorgesehenen Malinahmen in Verbindung mit den fir diese GroRenordnung vorgesehenen
Entrauchungsmafnahmen der Personenschutz und ein effektiver Feuerwehreinsatz sichergestellt
werden.

Die Langsausdehnung eines Brandabschnittes wurde gemafl Punkt 5.6.2 mit 80 m begrenzt, da
Simulationsberechnungen ergaben, dass bei gréRerer Langsausdehnung infolge Abkihlung der
Rauchgase an der Decke ein Absinken der Rauchschicht wahrscheinlich wird. Dadurch kann durch
Ansaugen von Verbrennungsluft auch Rauch zum Brandherd riickgesaugt werden, was eine
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frihzeitige Totalverrauchung des Raumes zur Folge haben kann, wodurch die Brandbekampfung
erheblich erschwert wird. Bei Vorhandensein einer Ldschanlage wird die Rauchentwicklung
eingeschrankt und somit die Totalverrauchung des Raumes hintan gehalten, sodass eine
Begrenzung der Langsausdehnung eines Brandabschnittes nicht erforderlich ist.

Zu Punkt 5.7: Feuerstatten und Abgasanlagen

Aufgrund der haufig gestellten Fragen wird festgelegt, dass die Aufstellung von Feuerstétten und
die Anordnung von Reinigungséffnungen von Abgasanlagen im Hinblick auf eine mdogliche
Entstehung eines ziindfahigen Gemisches unzulassig sind.

Zu Punkt 5.8: Erste und erweiterte Léschhilfe

Gemal Punkt 5.8.2 sind in Abhangigkeit der GréRe der Garage und der Lage der GescholRe fiir die
erweiterte Loschhilfe Wandhydranten erforderlich, da sonst die Angriffswege fir einen Loschangriff
zu lang werden (Lange der erforderlichen Loschleitungen).

Zu Punkt 6: Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von nicht mehr als 22 m Uber dem tiefsten
Punkt des an das Bauwerk angrenzenden Gelandes nach Fertigstellung

Zwecks Ubersichtlichkeit werden die Anforderungen an Parkdecks mit einer obersten
Stellplatzebene von nicht mehr als 22 m Uber dem tiefsten Punkt des an das Bauwerk
angrenzenden Geléandes nach Fertigstellung in der Tabelle 3 zusammengefasst.

Hinsichtlich der Anforderungen an Turen zwischen Parkdecks und Gangen oder Treppenhausern,
an die Verbindung zwischen Parkdeckebenen bzw. Parkdeck und anderen Raumen sowie der
Fluchtwege wurden die allgemeinen Anforderungen fur Garagen mit einer Nutzflache von mehr als
250 m2 sinngemal herangezogen. Der definitionsgemaR hohe Offnungsanteil der
Umfassungswéande beginstigt im Brandfall auRerordentlich den Abzug von Rauch und Warme und
das hiefur erforderliche Nachstromen von Umgebungsluft. Aufgrund dieses Umstandes wurde —
wie vielfach im Ausland bereits praktiziert — auch auf eine Begrenzung der Grol3e bzw. der
Langsausdehnung der Brandabschnitte und auf technische Einrichtungen wie z.B.
Brandmeldeanlagen verzichtet.

Hinsichtlich des Abstandes von Parkdecks zur Grundsticks- bzw. Bauplatzgrenze und zu
Gebauden auf demselben Grundstick bzw. Bauplatz werden in den Zeilen 1 und 2 der Tabelle 3
die Regelungen des Punktes 4.2 (Uberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von mehr als
250 m?2) sinngemaf tbernommen.

Wie bereits im Punkt | ,Allgemeines” der Erlauternden Bemerkungen festgestellt wurde, sind bei
Branden in Garagen bzw. Parkdecks in der Regel nur wenige Kraftfahrzeuge beteiligt. Aufgrund
dieses Umstandes wird in Zeile 3 der Tabelle 3 fir das Tragwerk nur R 30 und A2 verlangt. Die
Ausfiihrung von Stahlkonstruktionen mit Decken als Verbundtragwerk aus Stahl und Beton wird
aufgrund ihres haufigen Vorkommens explizit genannt.

Um die Rauchabfuhr im Brandfall im gewiunschten Umfang sicherzustellen, wird in Zeile 9 der
Tabelle 3 verlangt, dass die erforderlichen Offnungen mindestens zur Halfte in der oberen
Umfassungswandflache gleichmafig verteilt sein missen. Simulationen haben ergeben, dass fir
die Wirksamkeit der Entrauchung kein Punkt eines Parkdecks mehr als etwa 40 m von einer
Rauchabzugséffnung entfernt sein soll.

Da Parkdecks (blicherweise nicht beheizt sind und die Wandhydranten durch Frostgefahr im
Bedarfsfall unbenutzbar werden kénnen, wird in Zeile 10 der Tabelle 3 fir Parkdecks mit mehr als
drei Stellplatzebenen zur Unterstitzung der Brandbek@&mpfung im Bereich der Zugénge zu den
Stellplatzebenen nur eine trockene Steigleitung gefordert.

Zu Punkt 7: Zusatzliche Anforderungen an Garagen fir erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge

Die Anforderungen der Punkte 2 bis 6 dieser Richtlinie beziehen sich auf das Einstellen von
benzin- und dieselbetriebenen Kraftfahrzeugen. Das sicherheitstechnische Risiko fiir das Einstellen
von erdgasbetriebenen Kraftfahrzeugen erscheint mit dem Risiko von benzin- und
dieselbetriebenen Kraftfahrzeugen grundsétzlich vergleichbar. Bei Garagen mit einer Nutzflache
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von mehr als 250 m2 kann davon ausgegangen werden, dass aufgrund der vorhandenen
Luftungs6ffnungen bzw. der mechanischen Liftungsanlage gemaf Punkt 8.3 der OIB-Richtlinie 3
fir das Einstellen von erdgasbetriebenen Kraftfahrzeugen keine zusatzlichen Anforderungen
notwendig sind. Lediglich fir Garagen mit einer Nutzflache von nicht mehr als 250 m2 wird infolge
der fehlenden Konvektion zumindest eine der Luftungséffnungen in Deckennahe gefordert.

Zu Punkt 8: Zusétzliche Anforderungen an Garagen und Parkdecks fiur flussiggasbetriebene Kraft-
fahrzeuge

Die Anforderungen der Punkte 2 bis 6 dieser Richtlinie beziehen sich auf das Einstellen von
benzin- und dieselbetriebenen Kraftfahrzeugen. Aufgrund des spezifischen Gefahrdungspotenzials
von flussiggasbetriebenen  Kraftfahrzeugen wurden ergédnzende Festlegungen  bzw.
Einschrankungen getroffen, die in Punkt 8.1 zusammengefasst sind. In Garagen mit einer
Nutzflache von nicht mehr als 50 m?, die die Anforderungen gema lit. (a) und (b) erfillen, ist das
Einstellen von flissiggasbetriebenen Kraftfahrzeugen auch ohne Brandschutzkonzept zuldssig. Fur
Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 50 m? und fir Parkdecks ist Uberdies ein
Brandschutzkonzept notwendig.

Zu Punkt 9: Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Um eine einheitliche Vorgangsweise zur Erstellung von Brandschutzkonzepten sicherzustellen, ist
der OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandfall und Brandschutzkonzepte" heranzuziehen.

Da entsprechend Tabelle 2 die Brandabschnittsflache mit 10.000 m2 begrenzt wird, ist bei
Uberschreitung dieser Flache aufgrund des erhéhten Gefahrdungspotenziales gemaf Punkt (a) ein
Brandschutzkonzept erforderlich.

Fur Parkdecks, deren oberste Stellplatzebene mehr als 22 m Uiber dem tiefsten Punkt des an das
Parkdeck anschlieBenden Geléndes liegt, wird gem&nR Punkt (b) ebenfalls ein Brandschutzkonzept
verlangt. Der gewahlte Wert von 22 m stellt — &hnlich wie bei Geb&duden mit einem Fluchtniveau
von mehr als 22m - jenes MalRl dar, ab dem sich das Gefahrdungshild sowie die
Einsatzmoglichkeiten und Einsatzschwierigkeiten fur die Feuerwehr qualitativ &ndern.

In einem Brandschutzkonzept gemaf Punkt (c) ist auf das spezifische Gefahrdungspotenzial von
flussiggasbetriebenen Kraftfahrzeugen einzugehen, wobei insbesondere jene Malinahmen
aufgelistet werden sollten, die erforderlich sind, damit durch austretendes Gas eine Geféhrdung fir
das Leben oder die Gesundheit von Personen, einschlie3lich Einsatzkréfte, wirksam eingeschrankt
wird. Dies umfasst z.B.:

e Malnahmen, die sicherstellen, dass durch die natlrliche oder mechanische Luftung ein
zundfahiges Fllssiggas-Luft-Gemisch ab einer bestimmten Entfernung von der
Flussiggasaustrittsstelle nicht auftritt,

¢ MaRnahmen hinsichtlich der Ausgestaltung von Verbindungen zu allseits unter dem Niveau
des angrenzenden Gelandes liegenden Raumen, zu Offnungen von Liftungsanlagen, zu
Heizeinrichtungen oder Klimaanlagen, um eine Ausbreitung des Gases wirksam
einzuschréanken,

e Ausgestaltung der natirlichen bzw. mechanischen Luftung, insbesondere im Hinblick auf
Grolie, Anordnung, Wirksamkeit und Explosionsschutz,

e Ausgestaltung der Ablaufe der Abstell- und Fahrflachen.

Weiters wird gemaR Punkt (d) fir Garagensonderformen ein Brandschutzkonzept gefordert, da
aufgrund der Raumgeometrie und allenfalls vorhandener technischer Einrichtungen zum Einstellen
der Kraftfahrzeuge gegenuber den nicht unter den Begriff ,Garagensonderform” fallende Garagen
andere Rauch- und Brandausbreitungsverhaltnisse herrschen; insbesondere bei Rampengaragen
und Garagen mit automatischen Parksystemen ist eine wirkungsvolle Brandbekampfung durch die
Feuerwehr ohne zusatzliche Malnahmen in der Regel nicht maoglich.
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Oi2-Richtlinie 2.3

Brandschutz bei Gebauden mit einem
Fluchtniveau von mehr als 22 m

Ausgabe: Marz 2015

0 VOTDEMEITKUNGEN ... oottt et et e e e et e et e e et e e e e e e ena s 2
1 BegriffSDeStIMMUNGEN ... ettt 2
2 AllgemMEINE ANTOIAEIUNGEN ... ..u ettt et e et e e eee s 2
3 Gebé&ude mit einem Fluchtniveau von nicht mehrals 32 M ..., 6
4 Gebé&ude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehrals 90 m ..........cc.cooiiiiiinen, 7
5 Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 M ... ... 9

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlages
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fir bautechnische Richtlinien fortgefuhrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemal § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1
211

2.1.2

2.2

221

2.2.2

2.2.3

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-Richt-
linien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke” angefiihrten Fassung.

Werden in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anfor-
derungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt, gilt dies auch als erfilllt, wenn

o die fur die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 entsprechen und
¢ die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.

Raumabschlielende Bauteile missen zusatzlich — wenn ein Durchbrand nicht ausgeschlossen wer-
den kann — beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zu den Bestimmungen dieser Richtlinie gegebenenfalls
einzelne Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* zu beriicksichtigen sind.

Von den Anforderungen dieser OIB-Richtlinie kann entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen abgewichen werden, wenn vom Bauwerber nachgewiesen wird, dass das gleiche
Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinie erreicht wird. Hierbei ist der OIB-Leitfaden ,Abwei-
chungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* anzuwenden.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken sind im Einzelfall gegebenenfalls Erleichterungen ent-
sprechend den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen zul&ssig.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Allgemeine Anforderungen

Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)
Es gelten — sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt ist — die Anforderungen der Tabelle 1.

Werden in Gangen aufRerhalb von Wohnungen oberhalb von abgehangten Decken Leitungen bzw.
Kabel nicht unter Putz verlegt oder nicht mit einer Bekleidung gleichwertig geschitzt, missen die
abgehangten Decken dicht schlieBen und bei einer aus den Leitungen und Kabel resultierenden
Brandbelastung wvon mehr als 25 MJ/m2 Uberdies EI 30 (a—b) entsprechen. Dies gilt nicht bei Vor-
handensein einer geeigneten Ldschanlage.

Feuerwiderstand von Bauteilen

Tragende und aussteifende Bauteile sowie Laufe und Podeste von Sicherheitstreppenhdusern mus-
sen R 90 und A2 entsprechen.

Folgende Bauteile missen REI 90 und A2 entsprechen:

(&) tragende Trennwande,

(b) brandabschnittsbildende Wande und Decken,

(c) Decken von Loggien und Balkonen,

(d) Decken und Dachschragen mit einer Neigung zur Horizontalen von nicht mehr als 60 Grad,

(e) Wande von Sicherheitstreppenhausern; die Anforderungen an den Feuerwiderstand sind nicht
erforderlich fir AuBenwénde von Sicherheitstreppenhdusern, die aus Baustoffen A2 bestehen
und die durch andere an diese AulRenwéande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht
gefahrdet werden kdnnen,

(f) Decken Uber Sicherheitstreppenhausern; von den Anforderungen an den Feuerwiderstand kann
abgewichen werden, wenn eine Brandubertragung won den angrenzenden Bauwerksteilen auf
das Sicherheitstreppenhaus durch geeignete MaRnahmen verhindert wird,

(g) tragende Wande und Decken von Schleusen sowie von offenen Gangen gemafR Punkt 4.2.2.

Nichttragende Trennwande sowie nichttragende Wande won Schleusen und von offenen Géngen
gemal Punkt 4.2.2 missen EI 90 und A2 entsprechen.
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2.3

2.3.1

2.3.2

2.3.3

2.3.4

2.4

24.1

2.4.2

2.5

2.6

Wenn Loggien und Balkone mindestens 1,50 m tief sind sowie eine entsprechende Bristung in EI 30
und A2 mit einer Mindesthéhe von 1,10 m aufweisen, sind in den hinter Loggien und Balkonen ge-
legenen Teilen der AuRenwand keine Fensterbristungen erforderlich.

Fassaden

Fassaden (z.B. AuRenwand-Warmedammverbundsysteme, wvorgehangte hinterliftete, bellftete oder
nicht hinterluftete Fassaden) sind so auszufihren, dass eine Brandweiterleitung Uber die Fassade
auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Geschof3 und das Herabfallen groRer Fassadenteile
wirksam eingeschrénkt wird.

Doppelfassaden sind so auszufiihren, dass

(@) eine Brandweiterleitung Uber die Fassade auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Ge-
schol3, das Herabfallen grol3er Fassadenteile und

(b) eine Brandausbreitung Uber die Zwischenrdume im Bereich von Trenndecken bzw. brandab-
schnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrénkt werden.

Vorhangfassaden sind so auszufilhren, dass

(@) eine Brandweiterleitung Uber die Fassade auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Ge-
schol3, das Herabfallen grof3er Fassadenteile und

(b) eine Brandausbreitung Uber Anschlussfugen und Hohlrdume innerhalb der Vorhangfassade im
Bereich wvon Trenndecken bzw. brandabschnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrankt werden.

In Sockelbereichen ist die Verwendung von Dammstoffen der Klasse E zul&ssig.
Brandabschnitte

In den untersten vier oberirdischen Geschof3en darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache wvon
1.200 m2, in sonstigen Geschol3en eine Netto-Grundflache von 800 m2 nicht Gberschreiten. In Ge-
bauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m ist bei Vorhandensein einer Sprinkleranlage
in oberirdischen GescholRen eine Brandabschnittsflache wvon 1.200 m2 zuldssig. Brandabschnitte
sind durch brandabschnittshildende Bauteile (z.B. Wande, Decken) gegeneinander abzugrenzen.

In jedem oberirdischen Geschol3 muss ein deckenibergreifender Auf3enwandstreifen von mindes-
tens 1,20 m Hohe in El 90 und A2 worhanden sein oder die brandabschnittsbildende Decke muss
mit einem mindestens 0,80 m horizontal auskragenden Bauteil gleicher Feuerwiderstandsklasse ver-
langert werden. Die Anforderung an den Feuerwiderstand gilt nicht, wenn eine geeignete Léschan-
lage zur Verhinderung der vertikalen Brandausbreitung oder eine automatische Sprinkleranlage vor-
handen ist.

Sicherheitstreppenhéauser

Fur Sicherheitstreppenhduser gelten — unbeschadet der Punkte 3 und 4 — folgende Anforderungen:

(@) Sicherheitstreppenhauser missen jedenfalls einen unmittelbaren Ausgang zu einem sicheren
Ort des angrenzenden Gelandes im Freien haben. Fihrt dieser Ausgang nicht unmittelbar ins
Freie, so gelten fur den Bereich zwischen Treppenhaus und Ausgang ins Freie, der mdglichst
kurz sein muss, dieselben brandschutztechnischen Anforderungen wie fir dieses Treppenhaus.

(b) Sind die Ausgéange von Sicherheitstreppenhéusern nicht unmittelbar an einer offentlichen Ver-
kehrsflache situiert, ist zu ihnen eine Feuerwehrzufahrt herzustellen.

(c) Treppenlaufe won Sicherheitstreppenhdusern sind baulich so zu gestalten, dass aus den Ge-
schoRen flichtende Personen nicht versehentlich in die Geschol3e unterhalb des Ausgangsge-
schoRes gelangen kdnnen.

Interne Treppen

Fur interne Treppen gelten folgende Anforderungen:

(@) Interne Treppen, die mehrere Geschol3e miteinander verbinden, sind nur innerhalb einer Woh-
nung bzw. Betriebseinheit zuldssig und dirfen sich Uber nicht mehr als drei Geschol3e erstre-
cken.
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2.7.5

2.7.6

2.7.7

2.7.8

2.8

2.9
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2.10.1

2.10.2

(b) In jedem Geschol3 muss unabhéngig von internen Treppen der Zugang zu den Sicherheitstrep-
penhdusern und im Brandfall der Zugang won den Sicherheitstreppenhdusern in Wohnungen
bzw. Betriebseinheiten sichergestellt sein.

Personenaufziige

Fir Schachte von Personenaufziigen gelten folgende Anforderungen:

(@) Personenaufziige mussen in Schachten mit Wanden in REI 90 und A2 bzw. EIl 90 und A2 ge-
fuhrt werden. Es durfen hochstens drei Personenaufziige in einem gemeinsamen Schacht ein-
gebaut werden.

(b) Bei Personenaufziigen, die an der Auf3enseite des Geb&dudes angeordnet sind, missen jeden-
falls die dem Gebaude zugewandten Schachtwande REI 90 bzw. EI 90 und A2 entsprechen.

(c) Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen Schacht mit Wanden in REI 90 und A2 zu fiihren.

Falls die Ladestellen von Personenaufziigen nicht in Treppenhduser oder Schleusen minden, muss
vor ihnen ein Vorraum geschaffen werden, der als Rauchabschnitt auszubilden ist.

Schachttiiren von Personenaufziigen miissen derart ausgestaltet sein, dass eine Ubertragung von
Feuer und Rauch wirksam eingeschrankt wird.

Personenaufziige — ausgenommen Feuerwehraufziige — sind mit einer Brandfallsteuerung auszu-
statten, die nach dem Gebaudeevakuierungskonzept bei Anliegen eines Branderkennungssignals
den Fahrkorb in die jeweilige Bestimmungshaltestelle (Evakuierungsebene) bewegt, die Tiren offnet
und den Antrieb stillsetzt.

Bei Personenaufziigen, die Uber mehrere GeschoRe hindurch keine Haltestellen haben, missen in
entsprechenden Abstéanden Nottiren fur die Notbefreiung von im Fahrkorb eingeschlossenen Per-
sonen angeordnet werden.

Die Wande und Decken von Triebwerksrdumen muissen REI 90 und A2 bzw. El 90 und A2 entspre-
chen. Die Decke zwischen Schacht und darlber liegendem Triebwerksraum muss R 90 und A2 ent-
sprechen. Der Zugang muss innerhalb der Baulichkeit liegen und darf nur tber Treppen erfolgen.

Bei Personenaufzigen ohne gesonderten Triebwerksraum sind die Notbefreiungseinrichtungen
(Tableau fir den Notbetrieb) in Schleusen oder in als Rauchabschnitt ausgebildeten Raumen anzu-
ordnen.

Fir jeden Brandabschnitt ist mindestens ein Feuerwehraufzug worzusehen. Ein Feuerwehraufzug
darf mehreren Brandabschnitten zugeordnet werden, falls der Zugang unmittelbar aus den angren-
zenden Brandabschnitten erfolgt. Fir die Beurteilung des Erfordernisses eines Feuerwehraufzuges
ist die Hohendifferenz zwischen der FuRbodenoberkante des hdchstgelegenen oberirdischen Ge-
schoRes und der Feuerwehrangriffsebene mafgebend.

Abfallsammelraume, Transformatorenrdume, Niederspannungs-Hauptverteilungsraume

Zwischen dem Gebaudeinneren und den Abfallsammelrdumen, TransformatorenrGumen oder Nie-
derspannungs-Hauptverteilungsrdumen missen ausreichend be- und entliftete Schleusen mit Tu-
ren in El2 30-C vorgesehen werden.

Installationen

Installationsschachte sind im Abstand von zwolf Geschof3en durch eine horizontale Abschottung zu
teilen, die einen Feuerwiderstand von 90 Minuten sicherstellt.

Erste und erweiterte Loschhilfe

Es sind ausreichende und geeignete Mittel der ersten Loschhilfe (z.B. tragbare Feuerléscher) bereit-
zuhalten.

Es missen in jedem Geschol3 Wandhydranten mit formbestandigem D-Schlauch und zuséatzlicher
geeigneter Anschlussmoglichkeit fir die Feuerwehr zur Brandbekdmpfung worhanden sein. Die An-
zahl und Anordnung der Wandhydranten ist so festzulegen, dass mit dem formbestandigem D-
Schlauch jeder Punkt eines Brandabschnittes erreicht werden kann, wobei jedenfalls in unmittelbarer
Nahe jedes Sicherheitstreppenhauses ein Wandhydrant vorhanden sein muss.
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2.10.3

2.11

2.11.1

2.11.2

2.11.3

2.12

2.12.1

2.12.2

2.12.3

2.12.4

2.12.5

2.12.6

2.13

2.13.1

2.13.2

2.13.3

2.14

Abweichend von Punkt 2.10.2 ist in Geb&uden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m mit
ausschlie8licher Wohnnutzung die Errichtung einer trockenen Steigleitung ausreichend.

Anlagentechnische Brandschutzeinrichtungen

Automatische Brandmeldeanlagen (BMA) mussen nach einer anerkannten Richtlinie ausgefuhrt wer-
den.

Automatische Léschanlagen (z.B. Sprinkleranlage SPA) mussen nach einer anerkannten Richtlinie
ausgefiihrt werden.

Automatische Loschanlagen mit dem Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen Flammenubertragung*“
mussen hinsichtlich der anlagentechnischen Anforderungen sinngemald einer automatischen Lésch-
anlage gemanR Punkt 2.11.2 entsprechen.

Luftungstechnische Anlagen und Klimaanlagen

Die luftungstechnischen Anlagen fir Sicherheitstreppenhduser einschlie3lich der zugehérigen
Schleusen sowie die raumlufttechnischen Anlagen sind von den sonstigen liftungstechnischen An-
lagen getrennt auszufiihren.

Das Gebaude ist — mit Ausnahme der Liftung der Sicherheitstreppenhauser samt Schleusen — Iuf-
tungstechnisch in Abschnitte von héchstens 12 GescholRen zu unterteilen, wobei jeder Abschnitt
eine eigene liftungstechnische Anlage erhalten muss, wobei ein gemeinsames Liftungszentralgerat
fir zwei Abschnitte zulassig ist.

Die unterirdischen Geschol3e missen eine eigene luftungstechnische Anlage erhalten.
Die liftungstechnischen Anlagen missen an zentraler Stelle ein- und ausgeschaltet werden kdnnen.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m sind motorgesteuerte Brandschutzklappen
zu verwenden. Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m dirfen auch thermisch
gesteuerte Brandschutzklappen verwendet werden.

Fur Klimaanlagen gelten die Anforderungen gemaR den Punkten 2.12.1 bis 2.12.5 sinngemaR.
Sicherheitsstromversorgung

Es ist eine vom allgemeinen Stromnetz unabhéangige Stromquelle vorzusehen. Diese Stromquelle
muss sich bei Netzausfall selbsttatig einschalten und an gesicherter Stelle von Hand aus einschalt-
bar sein.

Abweichend von Punkt 2.13.1 geniigt bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m

fur die Feuerwehraufz ige, die Drucksteigerungsanlage, fur die Wandhydranten und die Anlagen zur

Rauchfreihaltung (DBA) ein direkter Anschluss an den Niederspannungs-Hauptverteiler des jeweili-

gen Objektes, wobei zusétzlich folgende Anforderungen einzuhalten sind:

(@) Wande und Decken des Niederspannungs-Hauptverteilers werden als brandabschnittsbildende
Wande und Decken ausgefuhrt, Turen in El2 30-C.

(b) Die zur Stromwersorgung dienenden elektrischen Leitungen werden mit Funktionserhalt E 90
ausgefihrt.

(c) Zur Sicherstellung der elektrischen Versorgungssicherheit missen die zugehdrigen Leitungs-
schutzeinrichtungen kurzschluss-selektiv ausgefiihrt werden.

Im Bereich jedes Wandhydranten oder in den Stockwerksverteilern ist eine an die Anlage der Sicher-
heitsstromversorgung angeschlossene CEE-Drehstrom-Steckdose mit 16 A anzubringen. Bei Instal-
lation in einem Stockwerksverteiler ist dieser mit dem Feuerwehr-Einheitsschliissel sperrbar einzu-
richten. Fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m gilt Punkt 2.13.2 sinngemali.

Alarmeinrichtungen

Es ist eine Alarmeinrichtung zu installieren, durch die Personen im Geb&aude durch Licht- und/oder
Schallzeichen bzw. Rundspruch-Durchsagen gewarnt werden kdnnen.
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2.15

2.16

2.16.1

2.16.2

3.1

3.11

3.1.2

3.2

3.21

3.2.2

3.2.3

3.3

3.3.1

3.3.2

Funkeinrichtungen

Im Gebaude ist eine gesicherte Funkkommunikation fiir die Feuerwehr sicherzustellen; gegebenen-
falls ist eine Objektfunkanlage zu installieren.

Verantwortliche Personen

Fur das Gebaude ist ein geeigneter und nachweislich ausgebildeter Brandschutzbeauftragter (BSB)
zu bestellen und sind im Einvernehmen mit der 6rtlich zustandigen Feuerwehr Brandschutzplane
anzufertigen sowie der Feuerwehr zur Verfiigung zu stellen.

Fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m ist eine Person zu bestellen, die folgende

Aufgaben zu Ubernehmen hat:

e Veranlassung wvon Stérungsbehebungen,

o Hilfestellung bei erforderlichen Eingriffen in die Haustechnik im Zuge von Feuerwehreinséatzen,

o Hilfestellung bei der Wiederinbetriebnahme won brandfallgesteuert abgeschalteten Einrichtun-
gen.

Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m

Fur Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m gelten erganzend zu Punkt 2 folgende
Anforderungen.

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes muss in héchstens 40 m Gehweglange ein Sicherheitstreppenhaus
der Stufe 1 gemaR Punkt 3.2 erreichbar sein. Bei Wohnungen wird die Gehweglange ab der Woh-
nungseingangstire gemessen. Dabei dirfen sich die Wohnungen Uber héchstens zwei Geschol3e
erstrecken.

Jeder Brandabschnitt in den oberirdischen Geschof3en ist mindestens an ein Sicherheitstreppen-
haus der Stufe 1 anzuschliel3en.

Sicherheitstreppenhéauser der Stufe 1

Bei Gebauden mit Wohnungen und jenen, bei denen durch eine kleinrdumige Brandabschnittsbil-
dung nur wenige Personen durch einen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus mit einer Druck-
beluftungsanlage derart auszustatten, dass wahrend der Fluchtphase einzelner Personen das Trep-
penhaus mdglichst rauchfrei gehalten wird.

Bei Gebauden mit Biros und jenen, bei denen durch eine groRere Brandabschnittsbildung mehrere
Personen durch einen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus mit einer Druckbellftungsanlage
derart auszustatten, dass wahrend der Fluchtphase mehrerer Personen das Treppenhaus mdoglichst
rauchfrei gehalten wird.

Wohnungen bzw. Betriebseinheiten durfen nur tUber einen Gang oder einen Vorraum an das Trep-
penhaus angebunden werden. Dieser ist in die Druckbelliftungsanlage derart einzubeziehen, dass
eine Durchspilung mit einem 30-fachen stiindlichen Luftwechsel erfolgt, wenn alle in diesen Gang
oder Vorraum miindenden Turen geschlossen sind.

Brandmeldeanlagen (BMA)

Das Gebaude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage im Schutzumfang Vollschutz auszu-
statten, die tiber das jeweils hochwertigste zur Verfigung stehende Ubertragungssystem an die
Brandmelde-Auswertezentrale einer offentlichen Feuerwehr anzuschliel3en ist. Im Fall einer Auslo-
sung ist der Zutritt zu allen Gberwachten Bereichen sicherzustellen.

Abweichend von Punkt 3.3.1 kénnen Wohnungen vom Schutzumfang der automatischen Brandmel-

deanlage ausgenommen werden, wenn

(&) inallen Aufenthaltsraumen —ausgenommen in Kiichen — sowie in Gangen, tber die Fluchtwege
won Aufenthaltsrdumen fiihren, jeweils mindestens ein unwvernetzter Rauchwarnmelder ange-
ordnet wird; die Rauchwarnmelder missen so eingebaut werden, dass Brandrauch friihzeitig
erkannt und gemeldet wird, und
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3.4

4.1

4.1.1

4.1.2

4.1.3

41.4

4.1.5

4.1.6

4.2

4.2.1

(b) die Uberwiegende Anzahl der Fenster jeder Wohnung so angeordnet ist, dass eine Identifizie-
rung der vom Brand betroffenen Wohnung durch die Einsatzkrafte der Feuerwehr won aufl3en
moglich ist.

MaRnahmen zur wirksamen Einschrankung einer vertikalen Brandibertragung

Ist ein Loschangriff von auRen nicht moglich, ist abweichend zu Punkt 2.4.2 eine der folgenden Malf3-

nahmen erforderlich:

(a) eine geeignete Loschanlage, die mindestens das Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen Flam-
menubertragung” sicherstellt, oder

(b) alle Offnungen in der betreffenden AuRenwand sind mit nicht 6ffenbaren Abschliissen in E 90
und A2 herzustellen, oder

(c) es mussen Fensterstirze in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 worhanden sein, die mindestens
20 cm won der fertigen Deckenuntersicht herabreichen mussen. Der Abstand zwischen dieser
Sturzunterkante und der Parapetoberkante des nachsten darlber liegenden Fensters muss
mindestens 4,40 m betragen; der dazwischen liegende Bereich muss in REI 90 und A2 bzw.
El 90 und A2 hergestellt werden. Dieser Abstand reduziert sich auf maximal 1,50 m, wenn der
Abstand eines Fensters zu darlber liegenden Fenstern — horizontal von Laibung zu Laibung
gemessen — mindestens 2,00 m betragt.

Die Anforderungen gemaf (b) und (c) gelten nicht fir Loggien und Balkone, die gemafR Punkt 2.2.4

ausgefuhrt werden.

Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m

Fur Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m gelten ergéanzend
zu Punkt 2 folgende Anforderungen:

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes muss in héchstens 40 m Gehweglange ein Sicherheitstreppenhaus

der Stufe 2 gemall Punkt 4.2 mit jeweils einem Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden

Gelandes im Freien erreichbar sein, wobei ohne Begrenzung der Gehweglange zusatzlich

(@ in jedem Geschol? mit mindestens einem Aufenthaltsraum ein unabhéngiger Fluchtweg zu ei-
nem weiteren Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 gemaf3 Punkt 4.2, oder

(b) ein unabhéangiger Fluchtweg zu einem benachbarten Brandabschnitt mit Zugang zu einem Si-
cherheitstreppenhaus der Stufe 2 gemald Punkt 4.2

erreichbar sein muss.

Bei Wohnungen wird abweichend won Punkt 4.1.1 die Gehweglange ab der Wohnungseingangstiire
gemessen. Dabei dirfen sich die Wohnungen (ber héchstens zwei Geschol3e erstrecken.

Die Fluchtwege geméal Punkt 4.1.1 (a) bzw. (b) diirffen bei Wohnungen auf eine Lange wvon hochs-
tens 15 m bzw. bei Betriebseinheiten auf eine Lange von héchstens 25 m gemeinsam verlaufen (z.B.
Stichgang).

Jeder Brandabschnitt ist mindestens an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 anzuschlie3en.

Bei Gebduden mit einem Fluchtniveau von mehr als 60 m muss fur flichtende Personen zumindest
alle sechs Geschof3e innerhalb bzw. im unmittelbar angrenzenden Bereich des Sicherheitstreppen-
hauses eine Flache geschaffen werden, die ein Ausweichen vom Fluchtstrom ermdglicht.

Fur die Feuerwehr missen im Brandfall samtliche Geschof3e vom Sicherheitstreppenhaus aus zu-
ganglich sein.

Sicherheitstreppenhé&user der Stufe 2

Fur innenliegende Sicherheitstreppenhauser der Stufe 2 gelten folgende Anforderungen:

(@) Die Treppenhauser missen in jedem GeschoR3 liber eine unmittelbar davor liegende Schleuse
erreichbar sein.

(b) Das Treppenhaus einschliel3lich der zugehorigen Schleusen ist mit einer Druckbellftungsan-
lage (DBA) derart auszustatten, dass das Treppenhaus wahrend der Fluchtphase und der
Brandbekampfungsphase rauchfrei gehalten wird.
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4.2.2

4.3

4.3.1

4.3.2

4.4

44.1

4.4.2

() Wohnungen bzw. Betriebseinheiten durfen nur Gber eine Schleuse an das Treppenhaus ange-
bunden werden.

(d) Die Turen der Schleuse sind in El2 30-C auszufuhren; fur die Ture zwischen Schleuse und
Treppenhaus genugt eine Ausfiihrung in Sm-C, sofern die Lange der Schleuse mehr als 3,00 m
betragt.

(e) In der nutzungsseitigen Schleusentire ist eine Sichtverbindung wvorzusehen.

Fur auRenliegende Sicherheitstreppenhauser der Stufe 2 gelten folgende Anforderungen:

(@) Die Treppenhauser dirfen in jedem Geschold nur Uber einen unmittelbar davor liegenden offe-
nen Gang erreichbar sein.

(b) Dieser offene Gang ist so anzuordnen, dass eindringender Rauch ungehindert — und ohne in
das Treppenhaus zu gelangen — ins Freie entweichen kann. Der offene Gang muss mindestens
so breit wie die erforderliche Treppenbreite des Treppenhauses, mindestens so lang wie die
doppelte erforderliche Treppenbreite und mindestens auf einer Langsseite offen sein. Er darf
an seinen/seiner offenen Seite(n) nur durch eine geschlossene, 1,10 m hohe Brustung in EI 90
und A2 sowie durch einen Sturz eingeschrankt sein. Die Unterkante des Sturzes darf héchstens
20 cm unter der Unterkante der anschlieRenden Decke und muss mindestens 30 cm Uber der
Oberkante der Treppenhaustir liegen.

(c) Wande, die den offenen Gang begrenzen, dirfen au3er den erforderlichen Tiren und den ge-
forderten Rauchabzugséffnungen keine Offnungen haben.

(d) Die Turen des offenen Ganges muissen El2 30-C entsprechen. Fir die Tire zwischen dem of-
fenen Gang und dem Treppenhaus genugt eine Ausfiihrung in Sm-C. Die Turen, die in das Trep-
penhaus munden, missen von Turen zwischen dem offenen Gang und dem Geb&udeinneren
mindestens 3,00 m entfernt sein; bei dreiseitig offenen Géngen ist ein Abstand von mindestens
1,50 m ausreichend. Der seitliche Abstand zwischen Fenstern bzw. Offnungen anderer Raume
und den Tiren und Fenstern des Treppenhauses sowie den Turen des offenen Ganges muss
mindestens 5,00 m betragen, falls diese Fenster bzw. Offnungen nicht in El 90 ausgefiihrt wer-
den.

(e) Ander obersten Stelle des Treppenhauses isteine Rauchabzugséffnung mit einem geometrisch
freien Querschnitt von 1,00 m2 zu errichten, die in der Angriffsebene der Feuerwehr wvon Stand
aus ohne fremde Hilfe gedffnet werden kann. Eine automatische Ansteuerung durch die Brand-
meldeanlage ist unzulassig.

(f) Eine Ausgangstiire des Treppenhauses ist mit einer Turfeststelleinrichtung zu versehen.

Brandmeldeanlagen (BMA)

Das Gebaude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage im Schutzumfang Vollschutz auszu-
statten, die liber das jeweils hochwertigste zur Verfuigung stehende Ubertragungssystem an die
Brandmelde-Auswertezentrale einer offentlichen Feuerwehr anzuschlie3en ist. Im Fall einer Auslé-
sung ist der Zutritt zu allen tGberwachten Bereichen sicherzustellen.

Abweichend won Punkt 4.3.1 ist die Anordnung von Brandmeldern innerhalb von Wohnungen dann

nicht erforderlich, wenn sichergestellt wird, dass

(@ inallen Aufenthaltsraumen —ausgenommen in Kichen — sowie in Gangen, Uber die Fluchtwege
won Aufenthaltsraumen filhren, jeweils mindestens ein unwernetzter Rauchwarnmelder ange-
ordnet wird; die Rauchwarnmelder muissen so eingebaut werden, dass Brandrauch friihzeitig
erkannt und gemeldet wird, und

(b) entweder bei Auslosung einer automatischen Ldschanlage mit dem Schutzziel ,Verhinderung
der \ertikalen Flammenubertragung“ die betroffene Wohnung eindeutig identifiziert werden
kann, oder

(c) bei Auslosung einer automatischen Loschanlage im Schutzumfang Vollschutz der betroffene
Brandabschnitt eindeutig identifiziert werden kann.

MaRnahmen zur wirksamen Einschrankung einer vertikalen Brandubertragung
Es ist eine automatische Loschanlage im Schutzumfang Vollschutz zu errichten.

Bei Wohnungen ist abweichend won Punkt 4.4.1 die Errichtung einer automatischen Léschanlage
mit dem Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen Flammenibertragung” ausreichend.
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5 Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m

Fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m ist ein Brandschutzkonzept erforderlich,
das dem OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* zu entsprechen
hat. Dabei ist ergénzend zu den Punkten 2 und 3 insbesondere zu berticksichtigen:

e Personenanzahl bei der Flucht

e Evakuierungszeiten

¢ Angrifisbedingungen der Feuerwehr

e Art der Nutzung

¢ Umgebungssituation
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Tabelle 1: Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten

1 Fassaden
11 AuRenwand-Warmedammverbundsysteme | A2-d1
1.2 Fassadensysteme, vorgehangte hinterliftete, beliiftete oder nicht hinterluftete
121 Gesamtsystem  oder [A2-d1
122 Einzelkomponenten
- AuRenschicht A2-d1
- Unterkonstruktion stabférmig / punktférmig A2/ A2
- Dammschicht bzw . Warmedammung A2
1.3 sonstige AulRenwandbekleidungen oder -belage A2-d1
14 nichttragende AufRenwandbauteile A2-d1
15 Gebaudetrennfugenmaterial A2
1.6 Gelénderfullungen bei Balkonen, Loggien u. dgl. A2

2 Treppenhauserund Gange au3erhalb von Wohnungen:

Bekleidungen und Belage sowie abgehangte Decken

2.1 Wandbekleidungen )
211 Gesamtsystem  oder Q\ezn (Ijslt-: Oberflachen miissen geschlossen sein, wenn kein Belag vorhan-
2.1.2 Einzelkomponenten
- AuRRenschicht A2
- Unterkonstruktion A2
- Dammschicht bzw . Warmedammung A2; bei Mantelbeton sind Dammschichten der Klasse B zulassig
2.2 abgehéangte Decken A2-s1,d0
2.3 Wand- und Deckenbelage A2-s1,d0
A2,
24 Bodenbelage Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m genigt bei
Gangen By.
25 Gelanderfillungen A2
3 Dacher mit einer Neigung < 60°
Broor (t1);

Dacheindeckung, Lattung, Konterlattung und Schalung miissen der
Klasse A2 entsprechen; abweichend davon sind fur Lattung, Konterlattung

in der Dachkonstruktion

31 Dacheindeckung bzw . Bedachung und Schalung auch Holz und Holzw erkstoffe der Klasse D zuléssig;
Bei Dachern mit einer Neigung < 20° gentigt als oberste Schichtauch
5 cmKies oder Gleichw ertiges;
. . N u A2;
3.2 Dammschicht bzw . Warmedammung Auf allenin REl 90 und A2 hergestellten Dachern mit einer Neigung < 20°

sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E zulassig.

4 nicht ausgebaute Dachraume

4.1 Bekleidung (FuBbodenkonstruktion)
411 Gesamtsystem  oder B
4.1.2 Einzelkomponenten
- AuRBenschicht A2
A2;
- Dammschicht bzw . Warmedammung auf allen in REl 90 und A2 hergesteliten Dachern mit einer Neigung < 20°
sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E zuldssig.
A2
4.0 Bodenbelige Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m genigt

Bi-s1; es sind auch Bodenbelége in Dy zuléssig, w enn die Warmedam-
mung bzw . DAmmschichtin A2 ausgefihrtw ird.

(1) Fehlen in Gangen und Treppenhausern Wand- bzw. Deckenbelage, gelten fur die Bekleidung (als Gesamtsystem) bzw . die AuRen-
schicht der Bekleidung die Anforderungen fur Wand- bzw. Deckenbelage geméaR Zeile 2.3.
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2.3
,Brandschutz bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr
als 22 m*

Ausgabe: Méarz 2015

Allgemeines

Bei der Evaluierung der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz”, Ausgabe 2011 wurde die Grundstruktur der
Richtlinie beibehalten. Die wesentlichsten Anderungen kénnen wie folgt zusammengefasst werden:

e Anpassung der Fluchtweg-Bestimmungen an den modifizierten Punkt 5.1.2 der
OIB-Richtlinien 2,

e Anpassung der Tabelle 1 an die modifizierte Tabelle 1a der OIB-Richtlinie 2.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Richtlinie fir Betriebsbauten gemafr OIB-Richtlinie 2.1 mit
einem Fluchtniveau von mehr als 22m (z.B. groBe Kesselhduser, Hochregallager) nicht
anwendbar ist.

I. Zu den einzelnen Bestimmungen
Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Falls in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen wird, erfolgt — um
gleitende Verweise zu vermeiden — die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer
Anderung der zitierten Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfiihren
lasst, werden die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-
Richtlinie ,Zitierte Normen und sonstige technischen Regelwerke" zusammengefasst.

In den meisten Fallen werden in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse
mit Anforderungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknipft. FUr den in der Richtlinie am
haufigsten vorkommenden Fall, némlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird
dies bereits in den Vorbemerkungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen.

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument
.Begriffsbestimmungen” zusammengefasst.

Zu Punkt 2: Allgemeine Anforderungen

In diesem Punkt sind alle jene baulichen Manahmen zusammengefasst, die fir alle Gebaude mit
einem Fluchtniveau von mehr als 22 m gelten.

Zu Punkt 2.1: Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)

Der Aufbau der Tabelle 1 in Punkt 2.1.1 orientiert sich an jenem der Tabelle 1a der OIB-Richtlinie 2
,Brandschutz".

Da insbesondere in Nicht-Wohngebauden (Bilros, Beherbergungsstéatten etc.) immer wieder
Leitungen und Kabel oberhalb von abgehangten Decken in Gangen verlaufen, war es notwendig,
Anforderungen geman Punkt 2.1.2 zu formulieren.
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Zu Punkt 2.2: Feuerwiderstand von Bauteilen

Es werden die Anforderungen des Feuerwiderstandes der einzelnen Bauteile zusammengefasst,
wobei grundsatzlich eine Feuerwiderstandsdauer von 90 Minuten unter Verwendung von
Baustoffen der Klasse A als ausreichend erachtet werden. Falls das Geb&ude ein Fluchtniveau von
mehr als 90 m aufweist, kann gegebenenfalls eine hthere Feuerwiderstandsdauer erforderlich
werden (siehe hiezu Punkt 6 dieser Richtlinie).

Zu Punkt 2.3: Fassaden

Zwecks Ubersichtlichkeit und besserer Lesbarkeit wurden die relevanten Anforderungen an
Fassaden gemaf Punkt 3.5 der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz" in diese Richtlinie ibernommen.

Zu Punkt 2.4: Brandabschnitte

Punkt 2.4.1 regelt die Grof3en der Brandabschnittsflachen unter Bedachtnahme auf das akzeptierte
Risiko sowie die fur die Feuerwehr zu bewdltigenden Einsatzverhaltnisse.

In Punkt 2.4.2 wird gefordert, dass in allen GeschoRR3en ein 1,20 m hoher deckentibergreifender
AulRenwandstreifen in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 vorhanden sein muss; im Hinblick auf das
erhohte Gefahrdungspotenzial darf daher im Gegensatz zu Punkt 3.1 der OIB-Richtlinie 2
.Brandschutz" ein Brandabschnitt nicht Gber mehrere Geschol3e fihren.

Zu Punkt 2.5: Sicherheitstreppenhauser

In diesem Punkt sind all jene Anforderungen zusammengefasst, die allgemeine Regelungen flr die
Sicherheitstreppenhauser der Stufe 1 und der Stufe 2 darstellen.

Die Anforderungen Uber Feuerwehrzufahrten bzw. Aufstellflachen fur die Feuerwehr kénnen der
TRVB F 134, Ausgabe 1987 entnommen werden. Zu beachten ist, dass die Bestimmungen gemalf
Punkt 6.1 (Zuganglichkeit fur die Feuerwehr) der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz" einzuhalten sind,
wonach die Aufstellflache fir Fahrzeuge der Feuerwehr nicht mehr als 80 m vom Geb&udeeingang
entfernt sein darf.

Zu Punkt 2.6: Interne Treppen

Im Gegensatz zu Punkt3 (Brandabschnitte) der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz" wird davon
ausgegangen, dass sich in Gebduden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m Brandabschnitte
nur horizontal, nicht aber tUber mehrere Geschol3e, erstrecken. Lediglich Treppen innerhalb von
Wohnungen oder innerhalb von Betriebseinheiten zur internen ErschlieRung sind mdglich. Dies soll
eine begrenzte Brandausbreitung in vertikaler Richtung innerhalb des Gebé&udes sicherstellen. Zur
Sicherung der flichtenden Personen im Brandfall sowie zur Durchfiihrung eines wirksamen
Ldscheinsatzes ist eine Zugangsmaoglichkeit in allen Ebenen (Geschol3en) erforderlich.

Zu Punkt 2.7: Personenaufzige

In diesem Punkt werden die fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m wesentlichen
Anforderungen an Personenaufziige zusammengefasst.

Neben den brandschutztechnischen Anforderungen an die Schachtwande der Personenaufziige
wird in Punkt 2.7.1 festgehalten, dass Feuerwehraufziige jedenfalls in einem eigenen Schacht mit
Wanden in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 zu fuhren sind. Unter gewissen Voraussetzungen ist
es jedoch zulédssig, dass mehrere Feuerwehraufziige in einem gemeinsamen Schacht gefihrt
werden dirfen; die entsprechenden Bestimmungen sind in TRVB A 150, Ausgabe 2011 enthalten.

Aus Dbetrieblichen Griinden werden oftmals mehrere Personenaufziige zu einer Gruppe
zusammengefasst, sodass eine Anordnung unmittelbar im Treppenhaus bzw. der an das
Treppenhaus anschlieRenden Schleuse nicht sinnvoll bzw. mdglich ist. Deshalb wird in Punkt 2.7.2
festgelegt, dass in diesen Fallen vor den Ladestellen der Aufziige ein Vorraum als Rauchabschnitt
auszubilden ist. Ein Rauchabschnitt liegt dann vor, wenn die Wéande in El 90 und A2 und die Turen
in E 30-C ausgefihrt werden.
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Fur die Erfiillung der Anforderungen geman Punkt 2.7.3 kann die ONORM B 2473, Ausgabe 2008-
05-01 herangezogen werden.

Durch die Anforderung gemaR Punkt2.7.4 wird sichergestellt, dass bei Auslésen der
automatischen Brandmeldeanlage die Personenaufziige durch eine Brandfallsteuerung geman
ONORM EN 81-73, Ausgabe 2005-08-01 in ihre Bestimmungshaltestelle fahren; bei Eintreffen der
Feuerwehr ist fur diese sichtbar, dass alle Personenaufziuge die Bestimmungshaltestelle erreicht
haben und durch sonstige Personen nicht mehr benitzt werden kénnen.

Insbesondere bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m gibt es in der Regel
sogenannte ,low rise" und ,high rise" Aufzlige; bei Letzteren werden mehrere GescholRe ohne
Haltestelle durchfahren. Um jedoch eine Notbefreiung im Gefahrenfall durchfiihren zu kénnen,
bedarf es Nottlren (siehe Punkt 2.7.5); die Anzahl und Ausgestaltung dieser Ttren ergibt sich aus
der ONORM EN 81-1 bzw. -2, Ausgaben 2010-08-15.

Da insbesondere bei Geb&uden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32m
triebwerksraumlose Personenaufziige (auch Feuerwehraufziige) zum Einsatz kommen, sind in
Punkt 2.7.7 konkrete Anforderungen an die Lage der Notbefreiungseinrichtungen, die bei
Vorhandensein eines Triebwerksraumes in diesem angeordnet sind, festgelegt.

Damit bei Gebauden mit groReren Hohen die Feuerwehr im Brandfall die oberen Ebenen
(GescholR3e) rasch erreichen kann, bedarf es Personenaufziige, die auch im Brandfall benitzt
werden  konnen, namlich Feuerwehraufziige (Punkt2.7.8). Die Anforderungen fur
Feuerwehraufziige aus maschinentechnischer Sicht sind in der ONORM EN 81-72, Ausgabe 2003-
11-01 enthalten, die erganzenden baulichen Anforderungen, die durch die Mitgliedgliedstaaten zu
regeln sind, insbesondere die Ausgestaltung der brandgeschiitzten Vorrdume im Hinblick auf die
erforderliche Rauchfreihaltung (z.B. durch eine Druckbeliiftungsanlage) in der TRVB A 150,
Ausgabe 2012. Aufgrund einer Hanglage eines Gebaudes oder unterschiedlicher Niveaus
zwischen der Feuerwehrangriffsebene und dem tiefsten Punkt des an das Geb&aude angrenzenden
Gelandes wird prazisiert, dass fur das Erfordernis eines Feuerwehraufzuges die Hohendifferenz
zwischen der FuRBbodenoberkante des hdchstgelegenen oberirdischen Gescholes und
Feuerwehrangriffsebene maf3gebend ist.

Zu Punkt 2.8: Abfallsammelraume, Transformatorenraume, Niederspannungs-Hauptverteilungsraume

Da Abfallsammelrdume, Transformatorenrdume und Niederspannungs-Hauptverteilungsraume
einerseits ein erhdhtes Gefahrdungspotenzial darstellen, und andererseits fur die
anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen des Gebaudes von erhdhter Bedeutung sind, ist die
Errichtung einer Schleuse zwischen diesen Raumen und dem Gebaudeinneren erforderlich.

Zu Punkt 2.9: Installationen

Da ein Brandereignis in einem Installationsschacht, der Uber mehrere GescholRe fiihrt,
grundsatzlich fir die Feuerwehr nur erschwert beherrschbar ist, ist eine horizontale
brandschutztechnische Abschottung langstens alle 12 Geschol3e erforderlich.

Zu Punkt 2.10: Erste und erweiterte Léschhilfe

Da die zahl, Art und Anordnung der erforderlichen Mittel der ersten und erweiterten Ldschhilfe
insbesondere von der Lage, Ausdehnung und Nutzung der Gebaude abhangig sind, wurden in
Punkt 2.10.1 und Punkt 2.10.2 lediglich zielorientierte Anforderungen festgelegt.

Als Erfullung der Anforderungen gemald Punkt2.10.1 kann die TRVB F 124, Ausgabe 1997
herangezogen werden.

Als Wandhydranten mit formbestdndigen D-Schlauch und zusatzlicher geeigneter
Anschlussmadglichkeit fur die Feuerwehr zur Brandbekampfung gemafR Punkt 2.10.2 gelten nasse
Steigleitungen gemall TRVB 128 S, Ausgabe 2012 in der auch die Lage der Wandhydranten
enthalten ist.
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Im Hinblick auf die zellenartige Bauweise von Wohngebauden wird gemal Punkt2.10.3 fir
Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m die Errichtung einer trockenen
Steigleitung als ausreichend erachtet. Regelungen betreffend der Ausfiihrung und Anordnung sind
in TRVB 128 S, Ausgabe 2012 enthalten.

Zu Punkt 2.11: Anlagentechnische Brandschutzeinrichtungen

In Punkt2.11 wird festgelegt, dass die anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen, wie
Brandmeldeanlage und automatische Ldschanlage nach einer anerkannten Richtlinie ausgefihrt
werden mussen.

Fur automatische Brandmeldeanlagen (Punkt 2.11.1) ist als Regelwerk die TRVB 123 S, Ausgabe
2011 Stand 20.04.2013 heranzuziehen, wobei in dieser die Anforderungen hinsichtlich der
Brandfallsteuerungen enthalten sind. Folgende Steuerungen kdénnen dabei betroffen sein:

(a) Aktivierung der Alarmeinrichtungen,

(b) Aktivierung von Druckbeluftungsanlagen,

(c) Schlief3en der motorgesteuerten Brandschutzklappen und Abschaltung von Liftungen des der
Melderauslésung zugeordneten Brandabschnittes,

(d) Umschaltung auf Dauerbetrieb der Liftungen bei thermisch gesteuerten Brandschutzklappen
des der Melderauslésung zugeordneten Brandabschnittes,

(e) SchlieRen von brandabschnittshildenden Abschliissen ausgenommen thermisch gesteuerte
Brandschutzklappen von Liftungen,

() Bewegen von Aufziigen (ausgenommen Feuerwehraufzige), in die Bestimmungshaltestelle
(Brandfall-Haltestelle),

(g) Schaltung von Feuerwehraufziigen in den Brandfall-Modus,

(h) Entriegelung von Sperren im Zuge von Fluchtwegen und/oder Feuerwehrzugangen,

(i) Aktivierung des Objektfunks.

Fur automatische Léschanlagen (Punkt 2.11.2) ist als Regelwerk die TRVB 127 S, Ausgabe 2011
heranzuziehen.

Da fur automatische Loschanlagen mit dem Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen
Flammenibertragung” (Punkt2.11.3) kein eigenes Regelwerk vorliegt, ist hinsichtlich der
anlagentechnischen Anforderungen sinngemaR die TRVB 127 S, Ausgabe 2011 einzuhalten.

Zu Punkt 2.12: Liftungstechnische Anlagen und Klimaanlagen

In Punkt 2.12.1 wird festgelegt, dass fir Sicherheitstreppenh&user einschliel3lich der zugehtérenden
Schleusen jedenfalls eine gesonderte Luftungsanlage erforderlich ist. Dazu gehdrt je nach
Ausfiihrung auch die Luftungsanlage fur den Feuerwehraufzug; dies wird jedoch gesondert in der
TRVB A 150, Ausgabe 2011 geregelt.

Zwecks Unterbindung einer eventuellen Rauchverschleppung lber eine groRe Geschol3anzahl,
sind gemaR Punkt 2.12.2 Geb&ude in entsprechende Luftungsabschnitte zu unterteilen.

Da die unterirdischen Geschol3e von Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m in der
Regel Garagen enthalten oder entsprechend gréRere Lagerrdume vorhanden sein kdnnen, ist in
Punkt 2.12.3 festgehalten, dass fir die unterirdischen GeschoRRe gesonderte Luftungsanlagen
vorhanden sein missen.

Aus einsatztaktischen Grinden kann es erforderlich sein, die Liftungsanlage an zentraler Stelle
ein- oder auszuschalten (siehe Punkt 2.12.4).

Um eine Kaltrauchausbreitung noch vor Auslésung der thermisch gesteuerten Brandschutzklappen
in liftungstechnischen Anlagen wirksam einzuschranken, ist bei Gebauden mit einem Fluchtniveau
von mehr als 32 m der Einsatz von motorgesteuerten Brandschutzklappen gemaR Punkt 2.12.5
erforderlich.
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Zu Punkt 2.13: Sicherheitsstromversorgung

Bei einem Stromausfall, aus welcher Ursache auch immer, miussen die sicherheitstechnischen
Einrichtungen des Geb&udes, insbesondere die anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen
(z.B. BMA, DBA, SPA, FWA) weiter funktionieren, sodass eine Sicherheitsstromversorgung
erforderlich ist (siehe Punkt 2.13.1). Hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen wird auf die
OVE/ONORM E 8002, Ausgabe 2002-11-01, die in der ONORM EN 1838, Ausgabe 1999-07-01
angefiihrten Anforderungen an die lichttechnische Auslegung (z.B. Werte fir die
Mindestbeleuchtungsstérke) und Positionierung der Leuchten sowie fiir die Feuerwehraufziige auf
die Erganzungen zu Punkt 3.9.1 der TRVB A 150, Ausgabe 2012 Stand 01/2015 hingewiesen.

Bei Gebduden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m wird es in Punkt 2.13.2 als
ausreichend erachtet, wenn fir die Feuerwehraufziige, die Drucksteigerungsanlage, die
Wandhydranten und die Anlagen zur Rauchfreihaltung (DBA) ein direkter Anschluss an den
Niederspannungs-Hauptverteiler des jeweiligen Objektes vorhanden ist, wobei zusétzliche
Anforderungen einzuhalten sind.

Im Zuge der Brandbekdmpfung kann es notwendig sein, fur Geréte rasch einem Stromanschluss
zu Verfugung zu haben; so wird in Punkt 2.13.3 festgelegt, dass dieser in Form einer CEE-
Drehstrom-Steckdose mit 16 A zu erfolgen hat.

Zu Punkt 2.14: Alarmeinrichtungen

Aufgrund der Komplexitat von Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m muissen
Personen Uber ein Brandereignis oder einen sonstigen Vorfall im Gebaude rasch gewarnt werden
kénnen; dies kann durch Licht- und/oder Schallzeichen bzw. Rundspruch-Durchsagen erfolgen,
wobei als technische Regelwerke die ONORM EN ISO 7731, Ausgabe 2009-01-01 bzw.
ONORM EN 842, Ausgabe 2009-02-01 herangezogen werden kénnen.

Zu Punkt 2.15: Funkeinrichtungen

Da die Funkkommunikation der Feuerwehr bei komplexen und ausgedehnten Gebaudestrukturen
nicht immer sichergestellt ist, muss dies gegebenenfalls mit entsprechenden technischen Anlagen
(z.B. durch eine Objektfunkanlage) kompensiert werden.

Zu Punkt 2.16: Verantwortliche Personen

Da Gebdude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22m durch eine bauliche und
anlagentechnische Komplexitat, unterschiedliche Nutzungsarten und eine grof3e Anzahl von
Personen gekennzeichnet ist, ist gemaR Punkt2.16.1 einerseits die Bestellung eines
Brandschutzbeauftragten erforderlich, und andererseits die Anfertigung von Brandschutzplanen.

Erganzend wird in Punkt 2.16.2 festgehalten, dass bei Gebduden mit einem Fluchtniveau von mehr
als 32 m diese Person jedenfalls zusatzliche Aufgaben zu Gbernehmen hat.

Zu Punkt 3: Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m

Zwecks Vermeidung von Wiederholungen wurden all jene Bestimmungen, die fir alle Geb&ude mit
einem Fluchtniveau von mehr als 22m und nicht mehr als 90m gelten, in Punkt 2
zusammengefasst. Die in Punkt 3 enthaltenen Anforderungen sind daher zusétzlich einzuhalten.

Grundsatzlich wurde bei der Festlegung der Anforderungen gemaf der Punkte 3.1 bis 3.4 davon
ausgegangen, dass fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m und nicht mehr als
32 m zwar ein Rettungsweg Uber die Drehleiter in der Regel nicht mehr sichergestellt werden kann,
jedoch der Loschangriff von au3en bei entsprechender Zuganglichkeit fir die Feuerwehr noch
maglich ist.
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Zu Punkt 3.1: Fluchtwege

Grundsatzlich wird auch bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m und nicht mehr
als 32 m das Zuriicklegen der ersten 40 m Gehweglange eines Fluchtweges entsprechend der
meisten  bisherigen Regelungen der Bundeslander in  Ubereinstimmung mit der
Arbeitsstattenverordnung fir Personen als akzeptierbares Risiko angenommen. Nach
Uberschreitung dieser Gehweglange ist es jedoch gemaR Punkt 3.1.1 zwingend erforderlich, ein
Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 zu erreichen.

Infolge der abschéatzbaren Personenanzahl in Wohngebduden sowie der in der Regel
geschoRweise erfolgenden Evakuierung bei Nicht-Wohngebduden kann mit einem
Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 das Auslangen gefunden werden. Jedoch ist es gemafl Punkt
3.1.2 erforderlich, dass unabhéngig von der Einhaltung der tatsachlichen Fluchtweglange von nicht
mehr als 40 m, jeder Brandabschnitt (bezogen auf eine Brandabschnittsflache von 800 m2 bzw.
1200 m?) an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 angebunden ist.

Zu Punkt 3.2: Sicherheitstreppenhuser der Stufe 1

Im Hinblick auf das Vorhandensein lediglich eines Treppenhauses muss dieses derart ausgestaltet
sein, dass im Brandfall sowohl fur die flichtenden Personen als auch fiir die Feuerwehr im Zuge
des Loschangriffs mit einem maoglichst rauchfreien Treppenhaus gerechnet werden kann. Dies wird
nach dem Stand der Technik dann als sichergestellt angesehen, wenn das Treppenhaus mit einer
Druckbeliftungsanlage gemafll TRVB S 112, Ausgabe 2004 ausgestattet ist. Bemerkt wird, dass
auch ein aullenliegendes Sicherheitstreppenhaus gemafR Punkt 4.2.2 dieser Richtlinie die
Anforderungen an ein moglichst rauchfreies Treppenhaus erfullt.

Aufgrund der in der TRVB S 112, Ausgabe 2004 beschriebenen unterschiedlichen Konzepten
entspricht der in Punkt 3.2.1 formulierten Anforderung das ,Aufenthaltskonzept"; dieses wurde
insbesondere fur Wohngeb&ude als ausreichend erachtet, da definierte Abstrémdéffnungen in den
Wohnungen nicht oder nur mit unverhaltnismaRig groRem Aufwand sichergestellt werden kénnen.

Der in Punkt 3.2.2 formulierten Anforderung entspricht das ,Raumungsalarmkonzept” geman
TRVB S 112 , Ausgabe 2004, da bei Gebauden mit Biros und sonstigen Nicht-Wohngebauden
(z.B. Beherbergungsstéatten) damit gerechnet werden muss, dass im Brandfall eine grof3ere Anzahl
von Personen gleichzeitig das Treppenhaus beniitzt und damit die Turen zum Treppenhaus langer
und héaufiger offen sind.

In Punkt 3.2.3 wird préazisiert, dass Wohnungen bzw. Betriebseinheiten nur tGber einen Vorraum
bzw. Gang an das Sicherheitstreppenhaus angeschlossen sein dirfen, d.h. Tiren von Wohnungen
bzw. Betriebseinheiten dirfen nicht unmittelbar in das Sicherheitstreppenhaus minden. Diese
zuséatzliche SicherheitsmalRnahme ist erforderlich, damit fur Geb&ude mit einem Fluchtniveau von
mehr als 22m und nicht mehr als 32 m mit einem Sicherheitstreppenhaus das Auslangen
gefunden werden kann.

Zu Punkt 3.3: Brandmeldeanlagen (BMA)

Im Hinblick auf die Hohe des Geb&dudes in Verbindung mit einer erhdhten Personenanzahl,
langeren vertikalen Fluchtweglangen und damit erschwerten Bedingungen fur einen Léschangriff
durch die Feuerwehr ist eine Brandfriherkennung in Form einer automatischen Brandmeldeanlage,
deren Schutzumfang sich auf das ganze Gebaude erstreckt, gemaR Punkt 3.3.1 unbedingt
erforderlich. Um ein rasches Eintreffen der Feuerwehr sicherzustellen, ist eine Alarmweiterleitung
zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten 6ffentlichen Alarmannahmestelle notwendig.
AulRerdem wird extra darauf hingewiesen, dass im Falle einer Auslosung durch die
Brandmeldeanlage der Feuerwehr zu allen Uberwachten Bereichen der Zutritt zu erméglichen ist,
z.B. in Form eines Schlusselsafes oder eines Multi-Schlisselsafes.
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Da in letzter Zeit in vermehrtem Ausmall Wohngebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
32 m errichtet wurden, wurden insofern Abweichungen in Punkt 3.3.2 festgelegt, als unter
gewissen Voraussetzungen Wohnungen vom Schutzumfang der Brandmeldeanlage
ausgenommen werden. Dies kann u.a. damit gerechtfertigt werden, dass in der Regel eine
zellenartige Bauweise (Wohnungen sind von Trennwanden und Trenndecken jeweils in REI 90 und
A2 bzw. EIl 90 und A2 umgeben) vorliegt sowie die durchschnittliche Wohnungsgrof3e in der Regel
mit 80 m2 bis 150 m2 begrenzt ist.

Zu Punkt 3.4: MaRBnahmen zur wirksamen Einschrankung einer vertikalen Brandiibertragung

In der Regel wird bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m ein Léschangriff
von auf3en madglich sein, sodass neben den in Punkt 2.4.2 festgelegten Anforderungen keine
zuséatzlichen Malznahmen notwendig sind.

Sofern jedoch ein Ldschangriff von aufRen nicht mdglich ist und auch keine automatische
Léschanlage vorhanden ist, sind bauliche MaRnahmen erforderlich, die eine wirksame
Einschréankung einer vertikalen Brandubertragung sicherstellen. Die Abbildung im Anhang | soll die
unter a) und b) angeflihrten MaRnahmen erlautern:

Zu Punkt 4: Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m

Zwecks Vermeidung von Wiederholungen wurden all jene Bestimmungen, die fir alle Gebaude mit
einem Fluchtniveau von mehr als 22m und nicht mehr als 90m gelten, in Punkt 2
zusammengefasst. Die in Punkt 4 enthaltenen Anforderungen sind daher zusatzlich einzuhalten.

Grundsatzlich wurde bei der Festlegung der Anforderungen gemaf der Punkte 4.1 bis 4.4 davon
ausgegangen, dass fur Gebdude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m weder ein
Rettungsweg Uber die Drehleiter noch ein Loschangriff von auf3en mdglich ist.

Zu Punkt 4.1: Fluchtwege

Grundsatzlich wird auch bei Gebduden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m das
Zurlcklegen der ersten 40 m Gehwegléange eines Fluchtweges entsprechend der meisten
bisherigen Regelungen der Bundeslander in Ubereinstimmung mit der Arbeitsstattenverordnung fiir
Personen als akzeptierbares Risiko angenommen. Nach Uberschreitung dieser Gehweglénge ist
es jedoch gemal Punkt 4.1.1 zwingend erforderlich, zwei Sicherheitstreppenhauser der Stufe 2 zu
erreichen, wobei in Punkt 4.1.2 und Punkt 4.1.3 erganzende Regelungen wie in Punkt 5.1 der OIB-
Richtlinie 2 ,Brandschutz" enthalten sind. Insbesondere soll dadurch sichergestellt werden, dass
einerseits Fluchtmdglichkeiten in unterschiedliche Richtungen zu zwei unterschiedlichen
Sicherheitstreppenhausern der Stufe 2 vorhanden sind (Punkt4.1.2), und andererseits der
gemeinsame Fluchtweg nicht mehr als 25 m betragen darf (Punkt 4.1.3).

Unabhangig von der Einhaltung der tatsachlichen Fluchtweglédnge von nicht mehr als 40 m ist es
gemall Punkt4.1.4 erforderlich, dass jeder Brandabschnitt (bezogen auf eine
Brandabschnittsflache von 800 m2 bzw. 1200 m2) an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2
angebunden ist.

Im Hinblick darauf, dass die Sicherheitstreppenhauser sowohl den flichtenden Personen als auch
der Feuerwehr als Angriffsweg dienen, wurde in Punkt 4.1.5 festgelegt, dass bei Geb&auden mit
einem Fluchtniveau von mehr als 60 m alle sechs GeschoRRe ein ,Ausweichen" vom Fluchtstrom
mdglich sein muss. Dies kann in Form einer Erweiterung des Sicherheitstreppenhauses oder eines
unmittelbar an dieses anschlieRenden Raumes, der als ,Verweilbereich" gekennzeichnet ist,
erfolgen. AuRerdem ermdglichen diese Bereiche ein Innehalten bzw. kurzzeitiges Ausruhen von
flichtenden Personen.

In Punkt 4.1.6 wird festgehalten, dass unabhéngig von betriebsinternen Zugangsregelungen (z.B.

Betriebseinheit Uber Sicherheitstreppenhaus nicht zugénglich) im Brandfall fur die Feuerwehr alle
Geschol3e vom Sicherheitstreppenhaus aus zuganglich sein missen.
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Zu Punkt 4.2: Sicherheitstreppenhduser der Stufe 2

Im Hinblick auf das Nichtvorhandensein von Rettungswegen sowie der groRen Gebaudehohe
mussen die Treppenhéuser derart ausgestaltet sein, dass im Brandfall sowohl fir die flichtenden
Personen als auch fur die Feuerwehr im Zuge des Loschangriffs mit einem maoglichst rauchfreien
Treppenhaus gerechnet werden kann. Dies kann dann als erfillt angesehen werden, wenn die
Treppenhauser als Sicherheitstreppenhauser der Stufe 2 ausgefuhrt werden, wobei zwei Typen
unterschieden werden.

In Punkt4.2.1 werden die Anforderungen an das innenliegende Sicherheitstreppenhaus
zusammengefasst, wobei dieser Typ durch das Vorhandensein einer dem Sicherheitstreppenhaus
vorgelagerten Schleuse charakterisiert ist. Der in lit b) formulierten Anforderung entspricht das
~Brandbekampfungskonzept“ gemal TRVB S 112, Ausgabe 2004. Infolge der Hohe des Gebaudes
ist mit einer groReren Personenzahl zu rechnen, sodass einerseits die Evakuierungszeit einen
langeren Zeitraum in Anspruch nimmt, und andererseits bereits die Brandbekdmpfungsphase
eingesetzt hat.

In Punkt4.2.2 werden die Anforderungen an das in der Regel seltener vorkommende
aulRenliegende Sicherheitstreppenhaus zusammengefasst. Bei diesem Typ wird die Schleuse
durch einen offenen Gang oder eine offene Loggia ersetzt, die im Freien unmittelbar vor dem
Sicherheitstreppenhaus liegt. Die eigentliche Lage des Treppenhauses (im Gebaudeinneren oder
an der Gebaudeaulienseite) ist dabei nicht relevant.

Zu Punkt 4.3: Brandmeldeanlagen (BMA)

Im Hinblick auf die Hohe des Gebaudes in Verbindung mit einer erhfhten Personenanzahl,
langeren vertikalen Fluchtweglangen und damit erschwerten Bedingungen fur einen Léschangriff
durch die Feuerwehr ist eine Brandfriherkennung in Form einer automatischen Brandmeldeanlage,
deren Schutzumfang sich auf das ganze Gebaude erstreckt, gemal Punkt4.3.1 unbedingt
erforderlich. Um ein rasches Eintreffen der Feuerwehr sicherzustellen, ist eine Alarmweiterleitung
zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten 6ffentlichen Alarmannahmestelle notwendig.
AuRerdem wird extra darauf hingewiesen, dass im Falle einer Auslésung durch die
Brandmeldeanlage der Feuerwehr zu allen Gberwachten Bereichen der Zutritt zu ermdglichen ist,
z.B. in Form eines Schllsselsafes oder eines Multi-Schlusselsafes.

In Analogie zu Punkt 3.3.2 wurden in Punkt 4.3.2 insofern Abweichungen festgelegt, als unter
gewissen  Voraussetzungen Wohnungen vom Schutzumfang der Brandmeldeanlage
ausgenommen werden. Dies kann u.a. damit gerechtfertigt werden, dass in der Regel eine
zellenartige Bauweise (Wohnungen sind von Trennwanden und Trenndecken jeweils in REI 90 und
A2 bzw. El 90 und A2 umgeben) vorliegt sowie die durchschnittliche Wohnungsgrof3e in der Regel
mit 80 m2 bis 150 m2 begrenzt ist.

Zu Punkt 4.4: MaBnahmen zur wirksamen Einschrénkung einer vertikalen Brandiibertragung

Da bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m ein Loschangriff von auf3en zur
wirksamen Einschrankung einer vertikalen Brandibertragung nicht mehr durchgefiihrt werden
kann, sind MaBnahmen innerhalb des Gebaudes erforderlich. In der Regel (Punkt 4.4.1) erfolgt
dies durch eine automatische Loschanlage, z.B. eine Sprinkleranlage. Bei Wohnungen
(Punkt 4.4.2) wird infolge der zellenartigen Bauweise eine Ausfihrung in Form einer automatischen
Léschanlage mit dem Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen Flammenibertragung" als
ausreichend erachtet.

Zu Punkt 6: Geb&aude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m

Nach eingehender Diskussion wurde festgestellt, dass durch die in den Punkten 2 bis 5 dieser
Richtlinie  angefuihrten  Anforderungen bei sehr hohen Gebduden die in der
Bauproduktenverordnung enthaltenen Schutzziele nicht ausreichend berlcksichtigt werden. Es
sind daher aufgrund der zu erwartenden Personenanzahl, der Art der Nutzung und der
Umgebungssituation  verbunden mit langeren  Evakuierungszeiten und erschwerten
Angriffsbedingungen fir die Feuerwehr gegebenenfalls zusatzliche Mal3nhahmen erforderlich.
Infolge der Komplexitét derartiger Gebaude kdnnen keine allgemein giltigen Anforderungen mehr
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festgelegt werden, sodass die Erstellung eines Brandschutzkonzeptes unter Berlicksichtigung der
in Punkt 6 angefuhrten Kriterien erforderlich ist. Diese kénnen beispielsweise durch folgende
MalRnahmen erreicht werden:

Erhéhung des Feuerwiderstandes der Bauteile,

eigenes Sicherheitstreppenhaus fiur die Einsatzkréfte,

zusatzlicher Feuerwehraufzug,

zusatzliche Redundanzen der anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen,
organisatorische Brandschutzmaf3nahmen,

Fluchtwegekonzept auf Basis von Personenstromanalysen.

Die Grenze von 90 m wurde auf Basis einer Einteilung der Gebaude gemafl dem ,Neuen Wiener
Hochhauskonzept" festgelegt.
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Oi2-Richtlinie 3

Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz

Ausgabe: Marz 2015

0 Y05 o= 0 1 T= 3 QU T = o 2
1 BegriffSDeStIMMUNGEN ... ettt 2
2 SANITArEINTICAIUNGEIN ... ettt et et e e e e e e e e enas 2
3 Niederschlagswéasser, Abwasser und sonstige ADIUSSE ..........viiiiiiiiiiiii e, 2
4 ADTAI e e 3
5 ADQASE VON FEUEBISTAIIEN ......eeiiiii ettt e e e e eae s 3
6 SCHULZ VOr FEUCHLIGKEIL ...uuitiiit i e e e e e e e e e e e e e et e e et e e e aaaas 5
7 THNKWASSEr UNG NULZWASSE ...ttt ettt e e e et e e e e e e 5
8 Schutz vor gefahrlichen IMMISSIONEN ... ..o e e 6
9 Belichtung Und BeIEUCHIUNG ... .. couii e e e e e e e e e e e e e ees 6
10 [0 {0 T To W T o I ==Y =T 4 U o o 7
11 Niveau und HOhe der RAUME ...t enees 8
12 Lagerung gefahrlicher STOffe ... e 8
13 SONAEIGEDAUE ...ttt ettt 8

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschla-
ges zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB
in Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und
im Sachverstandigenbeirat fur bautechnische Richtlinien fortgefihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaR 8 8 Z. 12 der
Statuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1

2.2

2.3

3.1

3.1.1

3.1.2

Vorbemerkungen

Die zitieten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitiete Normen und sonstige technische Regelwerke® angefiihrten Fassung.

Alle in dieser Richtlinie angefiihrten MalRe verstehen sich als Fertigmal3e nach Vollendung der
Baufihrung. Konnen entsprechend dem Stand der Technik gemafl3 den einschlagigen Regelwer-
ken Toleranzen angewendet werden, so ist deren Berlcksichtigung nur fur die Ausfihrung, nicht
jedoch fur die Planung zuléssig.

Von den Anforderungen dieser OIB-Richtlinie kann entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen abgewichen werden, wenn vom Bauwerber nachgewiesen wird, dass das gleiche
Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinie erreicht wird.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken sind im Einzelfall gegebenenfalls Erleichterungen
entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen zul&ssig.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Sanitareinrichtungen
Allgemeine Anforderungen

FuRbtden und Wande won Sanitarrdumen (Toiletten, Bader und sonstige Nassrdume) missen
entsprechend den hygienischen Erfordernissen leicht zu reinigen sein. Toiletten missen in der Re-
gel Uber eine Wasserspulung verfugen.

Sanitareinrichtungen in Wohnungen

Jede Wohnung muss im Wohnungswverband uUber eine Toilette, ein Waschbecken und eine Dusche
oder Badewanne in zumindest einem Sanitarraum verfigen.

Sanitareinrichtungen in Bauwerken, die nicht Wohnzwecken dienen

Fur Bauwerke, die nicht Wohnzwecken dienen, ist, sofern der Verwendungszweck dies erfordert,
eine ausreichende Anzahl won nach Geschlechtern getrennten Toiletten zu errichten. Dabei sind zu
berucksichtigen:

e der Verwendungszweck,

o die geschlechtsbezogene Aufteilung der Benutzer,

o die zu erwartende Gleichzeitigkeit der Toilettenbenttzung.

Toilettenraume in Gastronomiebetrieben dirfen nicht direkt von Gastraumen zuganglich sein. Aus-
genommen won der Verpflichtung zur Errichtung von Toiletten sind Gastronomiebetriebe mit nicht
mehr als acht Verabreichungsplatzen.

Niederschlagswasser, Abwasser und sonstige Abflisse
Sammlung und Ableitung von Niederschlagswassern

Niederschlagswasser, die nicht als Nutzwasser verwendet werden, sind technisch einwandfrei zu
versickern, abzuleiten oder zu entsorgen.

Einrichtungen zur technisch einwandfreien Sammlung und Ableitung von Niederschlagswéassern
bei Bauwerken sind dann erforderlich, wenn
o die beim Bauwerk anfallenden Niederschlagswasser auf Verkehrsflachen oder Nachbar-
grundstiicke gelangen kdnnen oder
e eine gesammelte Ableitung zur Vermeidung won Beeintrachtigungen (z.B. Durchfeuchtung
wvon Mauerwerk, Rutschungen) erforderlich ist.
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3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.24

4.1

4.2

4.3

51
51.1

51.2

5.1.3

Dabei konnen Flachen geringen Ausmales (z.B. Gesimse, Vorspringe, Balkone) auf3er Betracht
gelassen werden.

Sammlung und Entsorgung von Abwassern und sonstigen Abfllissen

Alle Bauwerke,

o die Uber eine Versorgung mit Trink- oder Nutzwasser verfiigen,

« die Anlagen aufweisen, bei denen sich Kondensate bilden oder

» bei denen sonst Abwasser anfallen,
sind mit Anlagen zur Sammlung von Abwéassern auszustatten. Die gesammelten Abwésser sind
ordnungsgemal zu entsorgen.

Anlagen zur Sammlung und Entsorgung von Abwassern sind so zu planen und auszufiihren, dass
weder die Gesundheit von Menschen noch die Umwelt beeintrachtigt werden, wie insbesondere
durch:

e Ruckstau von Abwasser ins Bauwerk,

o Austreten von Kanalgasen ins Bauwerk,

o Verunreinigung der Trinkwasseranlage.

Die B6den und Wande won Senkgruben sind dauerhaft flissigkeitsdicht, sulfat- und chloridbestan-
dig auszufiihren. Die Gruben sind tagwasserdicht abzudecken, zu entliften und mit im Freien lie-
genden Einstiegsoéffnungen zu versehen.

Diungersammelanlagen, Silos fur Nass-Silagen, Stallbdden und sonstige Bauteile, in deren Bereich
Stalldinger oder Jauche anféllt oder abgeleitet wird, mlssen flissigkeitsdicht sein. Die Abflisse
sind in flussigkeitsdichte Sammelgruben zu leiten, die keinen Uberlauf aufweisen.

Abfalle

Bauwerke mussen Uber Abfallsammelstellen oder Abfallsammelraume verfligen, die dem Verwen-
dungszweck entsprechen. Diese muissen so situiert und ausgestaltet sein, dass durch die Beniit-
zung der Abfallsammelbehélter keine unzumutbare Belastigung durch Staub, Geruch oder Larm
entsteht, und dass die jeweils worgesehene Art der Sammlung und Abholung leicht durchfihrbar
ist.

Abfallsammelraume missen be- und entliftet sein. Die Liftungsoffnungen sind so zu situieren,
dass es zu keiner unzumutbaren Geruchsbelastigung kommt. Die FuBbdden und Wéande von Ab-
fallsammelraumen mussen leicht zu reinigen sein. Die Abholung der Abfélle muss auf kurzen, még-
lichst stufenlosen Wegen mdglich sein.

Abfallabwurfschachte sind unzulassig.

Abgase von Feuerstatten
Allgemeine Anforderungen an Abgasanlagen
Alle Feuerstatten sind an Abgasanlagen anzuschlie3en, die Gber Dach fuhren.

Die Mindungen won Abgasanlagen sind so zu situieren, dass eine Beeintrachtigung von Personen
durch Abgase vermieden wird und einwandfreie Zugwerhaltnisse gewahrleistet sind.

Betragt der horizontale Abstand zwischen Mindungen von Abgasanlagen und LUftungséffnungen
won AufenthaltsrAumen (z.B. Fenster, Turen, Zuluftéffnungen von Liftungsanlagen) weniger als 10 m,
sind die folgenden \ertikalen Abstande einzuhalten:

e 3,00 m, wenn die Mindung vor Fenstern, Turen oder Zuluftéffnungen liegt,

e ansonsten 1,00 m.
Dabei muss sich die Mindung der Abgasanlagen oberhalb der Fenster, Tiren oder Zuluftoéffnun-
gen befinden. Es ist der vertikale Abstand zwischen Oberkante der Mindung und Sturzunterkante
bzw. Oberkante der Luftungsoffnung zu messen.

OIB- Richtlinie 3 Ausgabe Marz 2015 Seite 3von 8



Osterreichisches Institut fir Bautechnik OIB-330.3-009/15 OIB-Richtlinie 3

51.4

5.1.5

5.2

521

5.2.2

523

5.3

531

5.3.2

5.3.3

54

54.1

54.2

55

55.1

Die Mindung muss den First um mindestens 40 cm Uberragen, oder es missen folgende Mindest-
abstande von der Dachflache, normal zu dieser gemessen, eingehalten werden:
« 60 cm bei mit Gas oder Ol betriebenen Feuerstétten, bei denen die Temperatur der Abgase
unter den Taupunkt abgesenkt wird (Brennwertkessel),
e ansonsten 1,00 m.
Bei Flachdachern ist die Mundung 40 cm Uber die Oberkante der Attika und zumindest 1,00 m Uber
die Dachflache zu fuhren.

Abweichend zu diesen Bestimmungen sind Mindungen wvon Abgasanlagen fur raumluftunabhangi-
ge mit Gas betriebene Feuerstatten, bei denen die Temperatur der Abgase unter den Taupunkt
abgesenkt wird (Brennwertkessel), in AulRenwanden bestehender Bauwerke zuldssig, wenn der
Anschluss an eine bestehende Abgasanlage oder die nachtragliche Errichtung einer tber Dach
fuhrenden Abgasanlage nur mit unverhéltnismaiigem Aufwand mdglich ist.

Widerstandsfahige Ausbildung und wirksame Ableitung

Abgasanlagen sind aus Baustoffen herzustellen, die gegenuber den Einwirkungen der Warme und
der chemischen Beschaffenheit der Abgase und etwaiger Kondensate ausreichend widerstandsfa-
hig sind.

Abgasanlagen missen betriebsdicht sein und sind so anzulegen, dass eine wirksame Ableitung
der Abgase gewahrleistet ist und dabei keine Gefahrdung der Sicherheit und Gesundheit von Per-
sonen und keine unzumutbare Belastigung eintritt.

Fur Verbindungsstiicke, die nicht Teil der Feuerstatte sind, gelten die Anforderungen der Punkte
5.2.1 und 5.2.2 sinngemalfs.

Reinigungsoéffnungen

Jede Abgasanlage muss zur leichten Reinigung und Uberpriifung Uber Reinigungsoffnungen ver-
fugen, die zumindest am unteren (Putzéffnung) und am oberen Ende (Kehroffnung) der Abgasan-
lage angeordnet sind. Eine Kehroffnung ist nicht erforderlich, wenn die Abgasanlage Uber einen
gesicherten Zugang wvon der Mindung aus gekehrt und Uberprift werden kann. Eine Putzoffnung
ist nicht erforderlich, wenn Abgasanlage und Feuerstatte samt allfalligem Verbindungsstiick nach-
weislich so konstruiert sind, dass die RuBentnahme ohne Demontagearbeiten leicht Uber die Feu-
erstatte erfolgen kann.

Die GroRRe der Reinigungsoffnungen muss jeweils der Querschnittsflache der Abgasanlage ange-
passt sein.

Reinigungsoffnungen dirfen nicht in anderen Wohn- oder Betriebseinheiten liegen. Der Zugang zu
Reinigungsoffnungen darf nicht Gber andere Wohn- oder Betriebseinheiten erfolgen. Reinigungs-
offnungen sind so zu kennzeichnen, dass die Wohn- und Betriebseinheit eindeutig zuordenbar ist.

Abzughemmende Vorrichtungen

Vorrichtungen, die den Abzug der Abgase hemmen oder hindern, diirfen nicht eingebaut werden.
Drosselklappen vor der Einmindung in die Abgasanlage sind jedoch zulédssig, wenn im oberen Teil
der Klappe eine Offnung von einem Viertel des Querschnittes, mindestens aber eine Offnung von
25 cm2 offen verbleibt und nur Feuerstatten fur feste Brennstoffe angeschlossen sind.

Die Bestimmungen won Punkt 5.4.1 gelten nicht fir automatisch gesteuerte Drosselklappen mit
ausreichender Sicherheitseinrichtung.

Bemessung

Die lichte Querschnittsflache des abgasfihrenden Teils der Abgasanlage ist so zu bemessen und
auszubilden, dass geeignete Stromungsverhdltnisse gewahrleistet sind. Dabei sind insbesondere
die Art der Abgasanlage, die technische Einrichtung und jeweilige Brennstoffwarmeleistung der
worgesehenen Feuerstéatte, die Temperatur der Abgase und die wirksame Hohe der Abgasanlage
einschliel3lich der 6rtlichen Verhéltnisse zu beachten.
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55.2

5.5.3

5.6

56.1

5.6.2

5.6.3

6.1

6.2

6.3

6.4

7.1

7.2

7.3

Der lichte Querschnitt des abgasfihrenden Teils der Abgasanlage oberhalb der untersten Reini-
gungsoffnung ist bis zur Mindung konstant zu halten. Ein Wechsel der Querschnittsform und
-flache in strémungstechnisch gleichwertiger Form ist zul&ssig.

Werden Abgase bei bestimmungsgemaRem Betrieb der Feuerstatte unter Uberdruck abgeleitet, so
sind die Abgase in einem hinterlifteten Innenrohr zu fihren.

Einleitung in dasselbe Innenrohr einer Abgasanlage

In denselben abgasfiihrenden Teil einer Abgasanlage dirfen nur die Abgase aus Feuerstatten
desselben Geschol3es und derselben Wohn- oder Betriebseinheit eingeleitet werden.

Wenn mehrere Feuerstatten fir feste, flissige oder gasformige Brennstoffe an denselben abgas-
fuhrenden Teil einer Abgasanlage angeschlossen werden, missen die Oberkante der unteren und
die Unterkante der oberen Einmindung einen Abstand won mindestens 30 cm aufweisen, wobei
Abgase won festen Brennstoffen in die unterste Einmindung einzuleiten sind.

Abweichend zu Punkt 5.6.1 sind Einleitungen von Abgasen, die aus mehreren Wohn- oder Be-
triebseinheiten desselben oder werschiedener GescholRe in dieselbe Abgasanlage (z.B. Luft-
Abgas-Systeme) einmiinden, zulassig, wenn nur raumluftunabhangige Feuerstatten daran ange-
schlossen werden und ein Nachweis Uber die Eignung der Abgasanlage und der Feuerstatten vor-
liegt.

Schutz vor Feuchtigkeit

Schutz vor Feuchtigkeit aus dem Boden

Bauwerke mit Aufenthaltsraumen sowie sonstige Bauwerke, deren Verwendungszweck dies erfor-
dert, mussen in all ihren Teilen gegen das Eindringen und Aufsteigen von Wasser und Feuchtigkeit
aus dem Boden geschutzt werden.

Schutz gegen Niederschlagswasser

Die Hulle von Bauwerken mit Aufenthaltsrdumen sowie wvon sonstigen Bauwerken, deren Verwen-
dungszweck dies erfordert, muss so ausgefihrt sein, dass das Eindringen von Niederschlagswas-
sern in die Konstruktion der AuRenbauteile und ins Innere des Bauwerkes verhindert wird.

Vorsorge vor Uberflutungen

Falls das FuRbodenniveau won Aufenthaltsrdumen nicht Uber dem Niveau des hundertjahrlichen
Hochwasserereignisses liegt, muss Vorsorge fiir einen gleichwertigen Schutz gegen Uberflutung
getroffen werden.

Vermeidung von Schaden durch Wasserdampfkondensation

Raumbegrenzende Bauteile von Bauwerken mit AufenthaltsrAumen sowie won sonstigen Bauwer-
ken, deren Verwendungszweck dies erfordert, missen so aufgebaut sein, dass Schéden durch
Wasserdampfkondensation weder in den Bauteilen noch an deren Oberflachen bei Ublicher Nut-
zung entstehen. Bei AufRenbauteilen mit geringer Speicherfahigkeit (wie Fenster- und Turelemente)
ist durch geeignete MafRnahmen sicherzustellen, dass angrenzende Bauteile nicht durchfeuchtet
werden.

Trinkwasser und Nutzwasser

Alle Bauwerke mit Aufenthaltsrdumen muissen Uber eine Trinkwasserversorgung aus dem 6ffentli-
chen Trinkwassernetz oder aus geeigneten Eigenwassernersorgungsanlagen (z.B. Quellfassung
oder Brunnen) verfugen.

Eine Verbindung zwischen Trinkwasserleitungen und Nutzwasserleitungen ist unzulassig.

Bei Verwechslungsgefahr von Trinkwasser und Nutzwasser sind die Entnahmestellen zu kenn-
zeichnen.
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9.1

9.1.1

Schutz vor gefahrlichen Immissionen
Schadstoffkonzentration

Aufenthaltsraume sind so auszufiihren, dass gefahrliche Emissionen aus Baumaterialien und aus
dem Untergrund bei einem dem Verwendungszweck entsprechenden Luftwechsel nicht zu Kon-
zentrationen fiihren, die die Gesundheit der Benltzer beeintréachtigen kdénnen. Dies gilt fir Bauma-
terialien jedenfalls als erfillt, wenn Bauprodukte bestimmungsgemaR verwendet werden, die die
landesrechtlichen Vorschriften Uber Bauprodukte erfillen.

Strahlung

Aufenthaltsraume sind so auszufiihren, dass keine die Gesundheit der Benitzer beeintrachtigende
ionisierende Strahlung aus Baumaterialien und Radonemission aus dem Untergrund auftritt. Hin-
sichtlich der ionisierenden Strahlung aus Baumaterialien gilt dies jedenfalls als erfullt, wenn Bau-
produkte bestimmungsgemafd verwendet werden, die die landesrechtlichen Vorschriften tiber Bau-
produkte erflllen.

Luftung von Garagen

Garagen sind natdrlich oder mechanisch so zu luften, dass im Regelbetrieb ein Halbstundenmittel-
wert fur Kohlenstoffmonoxid (CO) won 50 ppm nicht Uberschritten wird.

Fur Garagen mit nicht mehr als 50 m2 Nutzflache gilt die Anforderung gemal Punkt 8.3.1 als erfiillt,
wenn eine Luftungsoffnung von mindestens 200 cm? Querschnittsflache pro Stellplatz vorhanden
ist.

Fur Garagen mit mehr als 50 m2 und nicht mehr als 250 m2 Nutzflache gilt die Anforderung geman
8.3.1 als erfllt, wenn
e eine naturliche Querdurchliftung Uber Zu- und Abluftéffnungen von insgesamt mindestens
1000 cm? Querschnittsflache pro Stellplatz vorhanden ist oder
e eine mechanische Luftung mit einem mindestens 0,5-fachen stiindlichen Luftwechsel sicher-
gestellt ist oder
e jeder Stellplatz direkt aus dem Freien ohne Fahrgasse anfahrbar ist und Liftungsoffnungen
wvon mindestens 200 cm? Querschnittsflache pro Stellplatz vorhanden sind.

Garagen mit mehr als 250 m2 Nutzflache sind mit adaquaten Messeinrichtungen auszustatten, die
bei Uberschreiten einer CO-Konzentration von 250 ppm uber einen Zeitraum wvon mehr als einer
Minute Alarmsignale auslosen und MaRnahmen zur Reduktion der CO-Konzentration (wie z.B. Ak-
tivierung einer mechanischen Liftungsanlage) einleiten.

Die Anforderung gemafl Punkt 8.3.1 ist fir Garagen mit mehr als 250 m2 Nutzflache fir oberirdi-
sche GeschoRe und das erste unterirdische Gescho3 erfillt, wenn die GescholRe mit natirlichen
Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen gemafl Tabelle 2 der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei
Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks® ausgestattet sind. In diesem Fall sind Einrich-
tungen gemaR Punkt 8.3.4 nicht erforderlich. Diese Offnungen miissen so situiert sein, dass eine
Querdurchluftung gewahrleistet ist.

Abluftéffnungen von mechanischen Liftungen aus Garagen mit mehr als 250 m2 Nutzflache mus-
sen zu offenbaren Fenstern und Tiren won Aufenthaltsraumen sowie von Zuluftéffnungen von Luf-
tungsanlagen so situiert sein, dass es zu keiner Beeintrachtigung von Personen kommt.

Belichtung und Beleuchtung
Anforderungen an die Belichtung

Bei Aufenthaltsraumen muss die gesamte Lichteintrittsfliche (Architekturlichte von Fenstern, Licht-
kuppeln, Oberlichtbandern etc.) mindestens 12 % der Bodenflache dieses Raumes betragen. Die-
ses Mal} ergroRert sich ab einer Raumtiefe von mehr als 5,00 m um jeweils 1 % der gesamten
Bodenflache des Raumes pro angefangenen Meter zuséatzlicher Raumtiefe.
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Es muss fur die gemal 9.1.1 notwendigen Lichteintrittsflachen ein zur Belichtung ausreichender
freier Lichteinfall gewahrleistet sein. Dies gilt fur die notwendigen Lichteintrittsflachen als erfullt,
wenn ein freier Lichteinfallswinkel von 45 Grad zur Horizontalen, gemessen won der Fassaden-
flucht bzw. von der Ebene der Dachhaut, eingehalten wird. Dieser freie Lichteinfall darf dabei seit-
lich um nicht mehr als 30 Grad verschwenkt werden.

Ragen Bauteile wie Balkone, Dachvorspriinge etc. desselben Bauwerkes mehr als 50 cm horizon-
tal gemessen in den erforderlichen freien Lichteinfall hinein, so muss die Lichteintrittsflache pro an-
gefangenem Meter, gemessen vom Eintritt des wvorspringenden Bauteils in den freien Lichteinfall
bis zur Vorderkante des Bauteils, um jeweils 2 % der Bodenflache des Raumes erhtht werden.

Die Anforderungen der Punkte 9.1.1 bis 9.1.3 gelten nicht fir RAume, bei denen die spezielle Nut-
zung eine geringere oder keine natlrliche Belichtung erfordert.

Anforderungen beziglich der Sichtverbindung nach aul3en

In Aufenthaltsrdumen won Wohnungen missen alle zur Belichtung notwendigen Lichteintrittsflié-
chen eine freie Sicht von nicht weniger als 2,00 m, gemessen von der Fassadenflucht und normal
auf die Lichteintrittsflaiche, aufweisen. Zumindest in einem Aufenthaltsraum jeder Wohnung muss
mindestens eine notwendige Lichteintrittsflache eine freie waagrechte Sicht in 1,20 m Héhe wvon
nicht weniger als 6,00 m, gemessen wn der Fassadenflucht und normal auf die Lichteintrittsflache,
gewahrleisten. Fur Lichteintrittsflichen in geneigten Bauteilen (z.B. Dachflachenfenster) gelten die-
se Bestimmungen sinngemal3.

Beleuchtung

Alle Raume und allgemein zuganglichen Bereiche in Bauwerken missen ihrem Verwendungs-
zweck entsprechend beleuchtbar sein.

Luftung und Beheizung

Luftung

Aufenthaltsrdaume und Sanitarradume missen durch unmittelbar ins Freie fihrende Fenster, Tiren
und dergleichen ausreichend gelliftet werden kdénnen. Davon kann ganz oder teilweise abgesehen
werden, wenn eine mechanische Luftung vorhanden ist, die eine fur den Verwendungszweck aus-
reichende Luftwechselrate zuldsst. Bei sonstigen innen liegenden R&dumen, ausgenommen Géange,
ist fur eine Luftungsmoglichkeit zu sorgen.

Ist bei Aufenthaltsrdumen eine natirliche Luftung zur Gewahrleistung eines gesunden Raumklimas
nicht ausreichend oder nicht méglich, muss eine fiir den Verwendungszweck bemessene mechani-
sche Luftung errichtet werden. In Raumen, deren Verwendungszweck eine erhebliche Erhdhung
der Luftfeuchtigkeit erwarten lasst (insbesondere in Kichen, Badern, Nassraumen etc.), ist eine
natUrliche oder mechanische Be- oder Entliftung einzurichten.

Bei der Aufstellung von Feuerstatten ist darauf zu achten, dass die entsprechend der Auslegung
bendtigte Luftmenge zustromen kann. Heizrdume fur raumluftabhéngige Feuerungsanlagen mis-
sen (Uber eine Zuluftfihrung aus dem Freien verfligen, wobei eine Mindestquerschnittsflache von
400 cm? netto nicht unterschritten werden darf:

o bei Feuerstatten fir gasformige Brennstoffe mit atmospharischem Brenner sowie Feuerstat-

ten fir feste Brennstoffe: 4 cm2 pro kW Nennwarmeleistung,

o bei sonstigen Feuerstatten: 2 cm? pro kW Nennwéarmeleistung.
Bei sonstigen Aufstellungsraumen kann die Verbrennungsluftzufuhr auch aus anderen Raumen er-
folgen, wenn nachweislich beim Betrieb aller mechanischen und naturlichen Be- und Entluftungs-
anlagen ausreichende Verbrennungsluft nachstromen kann.

Beheizung

Aufenthaltsraume und Bader missen derart beheizbar sein, dass eine fur den Verwendungszweck
ausreichende Raumtemperatur erreicht werden kann. Ausgenommen dawvon sind Aufenthaltsrau-
me, deren Verwendungszweck eine Beheizung ausschliet, oder die nicht fir eine Benutzung in
der Heizperiode gedacht sind.
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Niveau und Hohe der Raume
FuBbodenniveau von Raumen

Das FuBRbodenniveau von Aufenthaltsraumen von Wohnungen muss wenigstens an einer Fenster-
seite Uber dem an den Aufenthaltsraum angrenzenden Geldnde nach der Baufiihrung liegen.

Raumhohe von Aufenthaltsraumen

Die lichte Raumhthe muss entsprechend dem Verwendungszweck, der Raumflache sowie der
Anzahl der aufzunehmenden Personen so festgelegt werden, dass ein ausreichend groRes Luftvo-
lumen gewahrleistet ist.

Fiur Aufenthaltsriume won Wohnungen sowie Arbeitsraume, in denen nur Arbeiten mit geringer
korperlicher Belastung durchgefuhrt werden und keine erschwerenden Bedingungen worliegen, gilt
diese Anforderung als erfillt, wenn die lichte Raumhdhe mindestens 2,50 m betrégt.

Fur Aufenthaltsrdume von Wohnungen bei Gebauden oder Gebaudeteilen mit nicht mehr als drei
Wohnungen und bei Reihenhdusern gilt diese Anforderung als erfillt, wenn die lichte Raumhohe
mindestens 2,40 m betragt.

Bei Aufenthaltsrdumen, die zumindest teilweise von Dachflaichen begrenzt werden, missen diese
Mindestraumhdhen zumindest Uber der Halfte der FuRbodenflache eingehalten werden, wobei bei
der Berechnung dieser Flache FuRRbodenflachen mit einer Raumhohe von weniger als 1,50 m un-
berlicksichtigt bleiben.

Ortlich begrenzte Unterschreitungen (z.B. Unterziige, Treppenlaufe) bleiben bei der Bemessung
der Mindestraumhdohe unberticksichtigt.

Raumhohe von anderen Raumen als Aufenthaltsraumen

Die lichte Raumhothe muss mindestens 2,10 m betragen. Dies gilt nicht fur Technikraume, die nur
zu Senicezwecken betreten werden.

In R&umen, die zumindest teilweise von Dachflachen begrenzt werden, muss die Mindestraumho-
he von 2,10 m zumindest Uber der Halfte der FulRbodenflache eingehalten werden, wobei bei der
Berechnung dieser Flache Ful3bodenflachen mit einer Raumhdhe von weniger als 1,50 m unbe-
ricksichtigt bleiben.

Lagerung gefahrlicher Stoffe

Verunreinigungen von Wasser oder Boden durch Austreten gelagerter gefahrlicher Stoffe sind
durch technische MafRnahmen, wie Auffangwannen oder doppelwandige Ausfihrung von Behéltern
und Leitungen zu vermeiden, sodass keine Gefahrdungen von Menschen oder Umweltbelastungen
verursacht werden.

Bei Lagerung gefahrlicher Stoffe in Bereichen, die bei hundertjahrlichen Hochwéassern Uberflutet
werden, ist sicherzustellen, dass bei Uberflutung ein Austritt dieser Stoffe verhindert wird (z.B.
Schutz der Lagerrdume gegen eindringendes und driickendes Wasser, Sicherung der Lagerbehal-
ter gegen Aufschwimmen, Auendruck und Wassereintritt).

Zur Verhinderung der Ansammlung fllichtiger Stoffe in der Raumluft ist eine ausreichende Be- und
Entliftung zu gewahrleisten.

Sondergebaude

Die Bestimmungen der Punkte 2, 7, 9 und 11 gelten nicht fir Schutzhitten in Extremlage.
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 3
»Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz*

Ausgabe: Marz 2015

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

In einschlagigen Regelwerken sind dem Stand der Technik entsprechende Toleranzen fir die
Ausfiihrung beschrieben. Wird in der Ausfiihrung im Rahmen dieser Toleranzen von den in der
OIB-Richtlinie 3 festgelegten MalRen abgewichen, wird das in der OIB-Richtlinie 3 festgelegte
Schutzniveau trotzdem erflllt.

Toleranzen betreffen immer nur die zuldssigen Abweichungen bei der Ausfiihrung. Fir das
Planmalf3 gibt es keine Toleranzen, d.h. Planungsfehler kénnen nicht mit Toleranzen aufgefangen
werden. PlanmalRe sind FertigmalRe der Bauteile, d.h. alle Bauteilschichten sind darin zu
bertcksichtigen. Spachtelungen, Belage, etc. kdnnen nicht in die Toleranzen eingerechnet werden.

Bei Einhaltung der in der OIB-Richtlinie 3 festgelegten Anforderungen wird das jeweilige Schutzziel
ohne weiteren Nachweis erreicht. Um Raum fiir die Planungs- und Baufreiheit zu schaffen, und um
innovative Lésungen zu fordern, wird jedoch auf die jeweiligen landesrechtlichen Méglichkeiten des
»gleichwertigen Abweichens" hingewiesen. Die Nachweisfuhrung tber die Einhaltung des gleichen
Schutzniveaus liegt in solchen Féllen beim Bauwerber.

Davon unabhangig sind im Einzelfall aufgrund der jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen
Erleichterungen bei Anderungen an bestehenden Bauwerken zuléssig. In diesen Féllen ist der
Nachweis des ,gleichwertigen Abweichens" nicht erforderlich.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Planung von Bauvorhaben im Einzelfall auch
Anforderungen, die in anderen Rechtsmaterien begriindet sind, beachtet werden mussen (z.B.
Arbeitsstattenverordnung, Gewerbeordnung).

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,,OIB-Richtlinien —
Begriffsbestimmungen” zusammengefasst.

Zu Punkt 2: Sanitareinrichtungen
Zu Punkt 2.1: Allgemeine Anforderungen

Als leicht zu reinigen kénnen jedenfalls Oberflachen betrachtet werden, die abwaschbar und nicht
saugfahig sind. Bezlglich der hygienischen Erfordernisse ist von der Nutzung des Bauwerkes und
von der Frequenz der Benutzung auszugehen. Bei speziellen Nutzungen wie Krankenhauser u.
dgl., kénnen diese Anforderungen strenger sein als bei anderen Nutzungen.

Die Forderung, dass Toiletten Uber eine Wasserspulung verfigen mussen, kann durch andere
hygienisch gleichwertige Malinahmen ersetzt werden.

Zu Punkt 2.3: Sanitéreinrichtungen in Bauwerken, die nicht Wohnzwecken dienen

Die nach Art der Nutzung des Bauwerkes notwendige Anzahl an Toiletten divergiert in der Literatur,
in anderen gesetzlichen Bestimmungen wie z.B. Arbeithehmerinnenschutz und insbesondere in
der Baupraxis stark. Daher wurden in der OIB-Richtlinie 3 keine konkreten Anzahlen von Toiletten
festgelegt, sondern zielorientiert formuliert.

Aufgrund des Verwendungszweckes sind Toiletten jedenfalls herzustellen, wenn mit einem langer
dauernden Aufenthalt von Besuchern und Kunden zu rechnen ist, wie z.B. Einkaufszentren,
Veranstaltungszentren, Verkaufsstétten grof3er 1.000 mz.
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Als Richtschnur kann die folgende Tabelle dienen, wobei davon ausgegangen wird, dass gleich
viele Manner und Frauen gleichzeitig im Bauwerk anwesend sind und die Toiletten kontinuierlich
benutzt werden:

Gesamtpersonenzahl Sltzgtgllen S|t_;ste!len Urinalstande
weiblich mannlich
bis 10 1,0 1,0
bis 30 1,0 1,0 1,0
bis 50 2,0 1,0 1,0
bis 100 4.0 2,0 2,0
je weitere 100 2,0 1,0 1,0

Fur Veranstaltungen, bei denen mit einer Toilettenbenitzung hauptsachlich in den Pausen zu
rechnen ist, sollte die Aufteilung zugunsten der Sitzstellen weiblich entsprechend vorgenommen
werden.

Als Richtschnur fir Bauwerke und sonstige Einrichtungen fir gréRere Menschenansammlungen
kann die nachstehende Tabelle A des OIB-Leitfadens ,Harmonisierte Anforderungen an Bauwerke
und sonstige Einrichtungen fir gréRere Menschenansammlungen® herangezogen werden (Entwurf
Stand  2013-07-09, verfugbar unter www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/oib-leitfaden-
menschenansammlung.pdf).

Tabelle A: Anzahl und Art von Sanitareinrichtungen in Abhéngigkeit von der Gesamtpersonenanzahl

Gesamtpersonenzahl S|tz§te_llen S|t_;ste!len Urinalstande
weiblich mannlich
bis 1.000 je 100 2,0 0,8 1,2
Uber 1.000 je weitere 100 1,0 0,4 0,6
Uber 20.000 je weitere 100 0,9 0,3 0,6

Die Ausnahme von der Verpflichtung zur Errichtung von Toiletten fir Gastronomiebetriebe mit nicht
mehr als acht Verabreichungspldtzen wurde in Abstimmung mit der Gewerbeordnung 1994
festgelegt.

Zu Punkt 3: Niederschlagswéasser, Abwasser und sonstige Abflisse

Fur die Entscheidung, ob eine Vesickerung, Ableitung oder Entsorgung mdglich ist, sind
gegebenenfalls auch Bestimmungen anderer Rechtsvorschriften (z.B. Wasserecht, Kanalgesetz)
maf3geblich.

Zu Punkt 3.2: Sammlung und Entsorgung von Abwassern und sonstigen Abflissen
Zu Punkt 3.2.3
Die Zulassigkeit von Senkgruben ergibt sich aus den landesrechtlichen Bestimmungen.

Tagwasserdicht ist ein Begriff aus dem Bauwesen. Er bezeichnet die Undurchlassigkeit von
Abdeckungen und Baumaterialien (z.B. Beton), die verhindert, dass Tagwasser beispielsweise in
einen Schacht oder einen Baukdrper eindringen kann.

Mit Tagwasser wird dabei das unmittelbar von den atmosphérischen Niederschlagen herriihrende
und an der Oberflache stehenbleibende, versickernde oder frei abflieRende Oberflachenwasser
bezeichnet. Das heil3t, die Tagwasserdichte bezieht sich auf diese natirlichen Wassereinflisse,
nicht aber auf die Dichtheit gegen gezieltes Bespriihen, gegen Einfluss von Druckwasser oder
kunstlicher Sogeinwirkung.

Die geforderte Entliftung kann in der Regel Uber die Strangentliftung gewahrleistet werden.
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Zu Punkt 5: Abgase von Feuerstatten
Zu Punkt 5.1 Allgemeine Anforderungen an Abgasanlagen
Zu den Punkten 5.1.2 bis 5.1.5

Fir Gasfeuerstatten gibt es in der OVGW TR-Gas, G 1, Teil 4 ,Technische Richtlinien fur
Einrichtung, Anderung, Betrieb und Instandhaltung von Niederdruck-Gasanlagen -
Abgasabfiihrung von Gasfeuerstatten, Ausgabe 2009-11 detaillierte Einzelregelungen fir
Mundungen im Bereich von Fenstern.

Zu Punkt 5.1.3

Dieser Punkt regelt das Uberragen der Fangmiindung im Bezug auf die Unterkante des Sturzes
offenbarer Fenster und Tiren von Aufenthaltsraumen sowie die Oberkante von Zuluftéffnungen
von Liftungsanlagen im Bezug auf die Lage der Fangmiindung (vor oder hinter dem Fenster, der
Ture bzw. der Zuluftéffung). Dabei ist zu beachten, dass sowohl der horizontale Abstand von 10 m
als auch der vertikale von 1,00 m bzw. 3,00 m zwischen der Oberkante der Fangmindung
einerseits und der Unterkante des Sturzes 6ffenbarer Fenster und Tiren von Aufenthaltsraumen
bzw. der Oberkante von Zuluftéffnungen von Luftungsanlagen andererseits gilt.

Siehe dazu Anhang A, Abbildung 1.

Bei Dachflachenfenstern ist fir die Bestimmung des horizontalen Abstandes entweder von der
Oberkante oder von der Unterkante der Fenstertffnung auszugehen, je nachdem, welche der
betrachteten Fangmiindung néher liegt. Fir die Bestimmung des vertikalen Abstandes ist immer
die Oberkante maf3gebend.

Siehe dazu Anhang A, Abbildung 2.
Zu Punkt 5.1.5

Die Mdglichkeit der Abgasableitung durch die Aulenwand ist auf raumluftunabhéngige Gas-
Feuerstatten bei denen die Temperatur der Abgase unter den Taupunkt abgesenkt wird
(Brennwertkessel) begrenzt, da fir die bauliche Ausfiihrung technische Regelungen zum Schutz
der Umgebung und der Bewohner vorliegen. Auf folgende OVGW Regelwerke wird fur die
Ausfiihrung hingewiesen:

e G 1, Teil 4 ,Technische Richtlinien fiir Einrichtung, Anderung, Betrieb und Instandhaltung
von Niederdruck-Gasanlagen — Abgasabfiihrung von Gasfeuerstatten“, Ausgabe 2009-11,

e G 41 ,Gas- Brennwertgerate — Abgasfuhrung und Kondensatableitung“, Ausgabe 2005-10,

e G 45 ,Mechanische Abfuihrung der Abgase von Gasfeuerstatten“, Ausgabe 1999-06.

Bei Einzelgeraten mit Abgasabfuhr durch die AuBenwand tritt an Ort und Stelle und auch vor
offenbaren Fenstern und Zuluftéffungen eine Emmission von Stickoxiden und Kohlenstoffmonoxid
(CO) auf. Daher ist diese Losung auf bestehende Bauwerke, bei denen ein Anschluss an eine
bestehende Abgasanlage oder die nachtragliche Errichtung einer Uber Dach fiihrenden
Abgasanlage nur mit unverhaltnisméaRigem Aufwand maoglich ist, eingeschrankt. Die Einschrankung
auf Brennwertgerate ist damit zu begrinden, dass Brennwertgerdte einen héheren Wirkungsgrad
und schadstoffarmere Abgase aufweisen.

Zu Punkt 5.3: Reinigungsoffnungen
Zu Punkt 5.3.1

Leitern und Stege fur die Durchfiihrung der Reinigung und Uberprifung von Fangen werden
beispielsweise in der ONORM B 8207, Ausgabe 1996-06-01 geregelt. Da es in einem Abgasfang
unabhangig von der Beheizungsart zu Verlegungen durch Laub, Tiere etc. kommen kann, muss die
Kehrung auch bei Gasheizungen mdoglich sein.
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Zu Punkt 5.5: Bemessung
Zu Punkt5.5.1

Einschlagige Berechnungsverfahren finden sich beispielsweise in der ONORM EN 13384, Teil 1 —
Ausgabe 2008-08-01, Teil 2 — Ausgabe 2009-05-15, Teil 3 — Ausgabe 2006-03-01.

Zu Punkt 5.6: Einleitung in dasselbe Innenrohr einer Abgasanlage
Zu Punkt 5.6.2

Berechnungsverfahren fiir das Einleiten mehrerer Abgase aus Feuerstatten gibt es beispielsweise
in der ONORM EN 13384, Teil 2 — Ausgabe 2009-05-15.

Zu Punkt 5.6.3

Die Abgasfiuihrung aus Feuerstétten verschiedener Wohn- oder Betriebseinheiten aus demselben
oder anderen GescholR3en im selben Fang ist bei Luft-Abgas-Systemen deshalb zulassig, weil die
Zufuhr der erforderlichen Verbrennungsluft durch den raumluftunabhangigen Betrieb der
Feuerstatten immer gewahrleistet ist.

Zu Punkt 6: Schutz vor Feuchtigkeit
Zu Punkt 6.1: Schutz vor Feuchtigkeit aus dem Boden

Durch die Begriffe ,Eindringen” und ,Aufsteigen” ist eine zielorientierte Anforderung definiert, die
sowohl kapillare Prozesse als auch die Lage des Gebédudes im Grundwasser an sich
bertcksichtigt.

Zu Punkt 6.2: Schutz gegen Niederschlagswasser

Unter Niederschlagswasser ist auch oberflachlich abflieBendes Niederschlagswasser, z.B. von
Hangen oder versiegelten Flachen, zu verstehen. Das Eindringen und Aufsteigen von Wasser und
Feuchtigkeit muss hierbei Giber die Bestandsdauer des Bauwerkes verhindert werden, erforderliche
Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten missen im Sinne der Erhaltungspflicht durchgefuhrt
werden.

Zu Punkt 6.3: Vorsorge vor Uberflutungen

Das Niveau des hundertjahrlichen Hochwassers ist beim zustandigen Hydrographischen Dienst
des jeweiligen Bundeslandes zu erfragen.

Ein gleichwertiger Schutz wird beispielsweise erreicht, wenn die vom Hochwasser geféhrdeten
Raume in einer wasserdichten Wanne liegen und allfallige Offnungen ins Freie tber dem
Hochwasserniveau liegen. Das Eindringen von Wasser und Feuchtigkeit muss hierbei Gber die
Bestandsdauer des Bauwerkes verhindert werden, erforderliche Instandhaltungs- und
Instandsetzungsarbeiten missen im Sinne der Erhaltungspflicht durchgefiihrt werden.

Zu Punkt 6.4: Vermeidung von Schaden durch Wasserdampfkondensation

Ein entsprechendes Regelwerk zur Verhinderung von Schaden durch Wasserdampfkondensation
ist beispielsweise die ONORM B 8110 Teil 2 Beiblatt 4, Ausgabe 2003-09-01. Dazu wird
klargestellt, dass es nur um Schéaden am Bauwerk geht, nicht aber um Schaden an gelagerten
Gutern.

Zu Punkt 7: Trinkwasser und Nutzwasser
Zu Punkt 7.2

Solche Verbindungen sind unzuléssig, da mikrobielle Verunreinigungen auch durch geschlossene
Absperrvorrichtung tibertragen werden kénnen und weiters die potenzielle Gefahr des Offnens der
Verbindung besteht. Eine ,Trinkwasser-Nachspeisung” in eine Nutzwasserleitung mittels eines
Jfreien Auslaufs* gem. ONORM B 2572, Ausgabe 2005-11-01, Punkt 5.4 ist nicht als ,Verbindung
zwischen Trinkwasserleitung und Nutzwasserleitung“ anzusehen und daher zulassig.
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Zu Punkt 8: Schutz vor geféhrlichen Immissionen
Zu Punkt 8.1: Schadstoffkonzentration

Immissionen kénnen prinzipiell auf zweierlei Art auf ein vertretbares Mal3 reduziert werden: Durch
Reduktion der Quellstarke oder durch Erhéhung der Frischluftzufuhr.

Eine ausreichend hohe Luftwechselrate widerspricht allerdings dem Ziel eines mdglichst niedrigen
Luftwechsels im Sinne der Energieeffizienz. Als Richtwert fur die Frischluftzufuhr zu Wohnradumen
gilt 25 m3 pro Person und Stunde, was ausreicht, wenn nicht geraucht wird, offene Flammen (z.B.
Durchlauferhitzer) einen eigenen Abzug besitzen, keine flichtigen Ldsungsmittel von
Bauprodukten abgegeben werden und auch auf geruchsintensive Haushalts- und
Hobbychemikalien verzichtet wird.

Wegen der Unsicherheit hinsichtlich der Vorausberechnung der CO:2-Konzentrationen in der
Planungsphase wurde auf die Angabe eines Richtwertes verzichtet. Eine differenzierte Beurteilung
der COz-Konzentration in der Raumluft kann auf Basis der ,Richtlinie zur Bewertung der
Innenraumluft®, Ausgabe 2011 herausgegeben vom Bundesministerium fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der Osterreichischen Akademie der
Wissenschaften erfolgen.

Hinsichtlich zuldssiger Schadstoffkonzentrationen wurde wegen der Schwierigkeit der Festlegung
von Grenzwerten verzichtet. Es wird daher lediglich auf die landesrechtlichen Vorschriften tber
Bauprodukte verwiesen. Zur Bewertung von Immissionskonzentrationen kann die ,Richtlinie zur
Bewertung der Innenraumluft‘, Ausgabe 2011, herausgegeben vom Bundesministerium fir Land-
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der Osterreichischen Akademie der
Wissenschaften herangezogen werden.

Zu Punkt 8.2: Strahlung

Im Hinblick auf Emissionen aus dem Untergrund durch Radon sind zur Begrenzung der
Radonkonzentration in Aufenthaltsraumen in den Empfehlungen der Strahlenschutzkommission
(1992) Richtwerte mit 200 Bg/m3 fir Neubauten (Planungsrichtwert) und 400 Bg/m? fir bestehende
Gebéaude (Eingreifrichtwert) festgelegt. Bei Neubauten kann auf die ONORM S 5280-2, Ausgabe
2012-07-15 Bezug genommen werden. Vorsorgemalnahmen sind wesentlich einfacher, effektiver
und langfristig kostengulnstiger als eine nachtragliche Radonsanierung. Grundséatzlich gilt: Je
dichter die Gebaudehille gegen das Erdreich ausgefihrt ist, desto geringer das Radonrisiko.

Bei bestehenden Gebauden kann bei Uberschreitung des Eingreifrichtwertes zur Reduktion der
Radonkonzentration auf die ONORM S 5280-3, Ausgabe 2005-06-01 Bezug genommen werden.

Weitere Informationen dazu finden sich auf der Radon-Informationsseite des Bundesministeriums
fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft:
http://www.bmlfuw.gv.at/lumwelt/strahlen-atom/strahlenschutz/radon.html

Im Hinblick auf die Begrenzung ionisierender Strahlung und Emission von Radon aus
Baumaterialien wird auf die ONORM S 5200, Ausgabe 2009-04-01 verwiesen.

Zu Punkt 8.3: Luftung von Garagen

Die Luftung von Garagen bezieht sich ausschlie3lich auf die Kohlenstoffmonoxid-Konzentration.
Das Abfuhren von Gas aus lecken gasbetriebenen Kraftfahrzeugen (Erdgas bzw. Fliissiggas) wird
in den Punkten 7 und 8 der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei tiberdachten Stellplatzen, Garagen
und Parkdecks" geregelt, da es hierbei um Explosionsschutz geht.

Zu Punkt 8.3.1

Der geforderte Halbstundenmittelwert fir Kohlenstoffmonoxid von 50 ppm ergibt sich aus der
ONORM H 6003, Ausgabe 2012-11-01. Hierbei handelt es sich um die Basisanforderung.
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Zu Punkt 8.3.3

Im Punkt 8.3.3 werden die Bedingungen aufgezahlt, unter welchen bei Garagen mit mehr als 50 m2
und nicht mehr als 250 m2 Nutzflache die Anforderung geman 8.3.1 als erfiillt gelten. Im Anhang B
findet sich die Abbildung 3, welche erlautert, was unter ,direkt aus dem Freien ohne Fahrgasse
anfahrbar” zu verstehen ist.

Zu Punkt 8.3.4

Der Wert von 250 ppm fiir mehr als eine Minute ergibt sich aus der ONORM M 9419, Ausgabe
2001-06-01.

Zu Punkt 8.3.5

Werden Offnungen fir den natirlichen Rauch- und Warmeabzug gemaR der OIB-Richtlinie 2.2
.Brandschutz bei Garagen, uberdachten Stellplatzen und Parkdecks" angeordnet, gilt fir Garagen
Uber 250 m2 die Basisanforderung ohne weiteren Nachweis als erfillt und sind keine
Messeinrichtungen und mechanische Einrichtungen gemafd Punkt 8.3.4 der OIB-Richtlinie 3
erforderlich.

Bei ausschlie8licher Anordnung entsprechend dimensionierter natirlicher Abzugseinrichtungen
(Offnungen) koénnen diese sowohl fiir den Rauchabzug im Brandfall als auch zur Sicherstellung
hygienischer Luftverhaltnisse betreffend Kohlenstoffmonoxid (CO) angerechnet werden, sofern
sichergestellt ist, dass keine nicht luftdurchstrémten Bereiche vorhanden sind.

Zu Punkt 8.3.6

Der urspringlich geforderte Mindestabstand von 5,00 m wurde gestrichen, da die planerischen
Aufgabestellungen zu vielfaltig sind, um konkrete und allseits anwendbare Mindestanforderungen
an den Abstand zu formulieren. Daher wurde eine zielorientierte Anforderung gewahilt.

Zu Punkt 9: Belichtung und Beleuchtung
Zu Punkt 9.1: Anforderungen an die Belichtung
Zu Punkt9.1.1

Die erforderliche GroRRe der Lichteintrittsflache von Fenstern, Lichtkuppeln, Oberlichtbdndern etc.
wird als Prozentsatz der FuRBbodenflache festgelegt.

Unter ,Lichteintrittsflache” ist hierbei die Architekturlichte zu verstehen. Der Begriff Architekturlichte
wurde aus den Begriffsbestimmungen der ONORM A 6240 ,Technische Zeichnungen fur das
Bauwesen — Teil 2: Kennzeichnung, Bemafung und Darstellung, Ausgabe 2009-08-01
Ubernommen und in die Begriffsbestimmungen zu den OIB-Richtlinien aufgenommen. Als
gleichwertig hierzu kann ein Nachweis der Nettoglasflache erbracht werden, wobei in diesem Fall
die gesamte notwendige Nettoglasflache mindestens 10 % der Bodenflache des Raumes betragen
muss. Dies entspricht auch der Arbeitstattenverordnung (vgl. Erlass GZ: BMASK-461.304/0006-
[11/2/2009 vom 08.04.2009).

Zu Punkt 9.1.2

Als Nachweis fur den ausreichend freien Lichteinfall ist unter 45 Grad zur Horizontalen auf die
notwendige Lichteintrittsflache ein Lichtprisma zu konstruieren. Dieses Lichtprisma darf um
maximal 30 Grad seitlich nach beiden Seiten verschwenkt werden. Inwiefern hierbei der Lichteinfall
als ,frei* zu betrachten ist, ist entsprechend den landesrechtlichen Vorschriften
(Raumordungsrecht, Baurecht) zu beurteilen.

Siehe dazu Anhang C, Abbildung 4.
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Zu Punkt 9.1.3

Da Bauteile (z.B. Balkone, Loggien, Dachvorspriinge), die in das Lichtprisma hineinragen, den
freien Lichteinfall durch Abschattung beeintrachtigen, muss in solchen Fallen die Lichteintrittsflache
vergréRert werden, allerdings nur, wenn der Bauteil um mehr als 50 cm in das Lichtprisma
hineinragt. Die VergroRerung der Lichteintrittsflache héangt vom Maf3 ab Eintritt in das Lichtprisma
bis zum auReren Ende der Auskragung ab.

Siehe dazu Anhang C, Abbildung 5.

Bei verglasten Loggien ist der Nachweis (ber die Einhaltung der notwendigen Lichteintrittsflache
und den freien Lichteinfall fir die Verglasung, die den Raumabschluss bildet, in Abh&angigkeit von
der FulRbodenflache des Raumes und der Auskragung der Loggia zu erbringen. Durch die
Verglasung der Loggia mussen jedoch die Mindestanforderungen fir den hinter der Loggia
liegenden Aufenthaltsraum erfillt bleiben.

Zu Punkt9.1.4

Raume, bei denen der Verwendungszweck eine natlrliche Belichtung ausschlie3t, sind
beispielsweise Dunkelkammern von Fotolaboratorien.

Siehe hierzu auch 8 25 Abs. 2 der Arbeitsstattenverordnung (BGBI. 11 Nr. 368/1998, zuletzt
geéandert durch BGBI. Il Nr. 324/2014):

1. Raume, deren Nutzungsart der Eintritt von Tageslicht entgegensteht;
2. Raume, die ausschlie3lich zwischen 18.00 und 6.00 Uhr als Arbeitsrdume genutzt werden;
3. Raume in Untergeschol3en, sofern es sich handelt um

(a) Tiefgaragen oder ahnliche Einrichtungen,

(b) kulturelle Einrichtungen,

(c) Verkaufsstellen in dicht verbauten Ortskernen oder

(d) Gastgewerbebetriebe (Kellerlokale).

Zu Punkt 9.2: Anforderungen bezuglich der Sichtverbindung nach aufRen

Die Anforderung, dass alle fur die Belichtung notwendigen Lichteintrittsflachen eine freie Sicht von
mindestens 2,00 m aufweisen mussen, soll verhindern, dass bei Aufenthaltsrdumen in Wohnungen
die Sicht nach AufRen durch direkt vor die Lichteintrittflache gesetzte Bauteile beeintrachtigt wird.
Die freie Sicht von 2,00 m wird von der Fassadenflucht und normal auf die Lichteintrittsflache
gemessen und stellt ein Prisma dar, das eine Reichweite von 2,00 m aufweist. Ein Verschwenken
des Prismas ist dabei nicht zulassig.

Siehe dazu Anhang D, Abbildung 6 und Abbildung 7.

Mit der Bestimmung hinsichtlich 6,00 m waagrechter Sicht nach Auf3en in 1,20 m Hohe fir
mindestens ein Fenster eines Aufenthaltsraumes einer Wohnung soll insbesondere vermieden
werden, dass in Wohnrdumen durch ausschlie3lich hoch angebrachte Dachflachenfenster nur ein
Blick zum Himmel mdoglich ist. Der Abstand von 6,00 m ist generell von der Fassenflucht zu
messen. Bei Dachflachenfenstern ist in Analogie zur Fassadenflucht die Flucht der Dachhaut als
Bezugsebene fiir die Bemessung des Abstandes von 6,00 m zu wahlen. Die Bestimmung, dass der
Abstand normal auf die Lichteintrittsflache zu gewahrleisten ist, soll verhindern, dass der Abstand
von 6,00 m in einem frei gewahlten Winkel ,verschwenkt* gemessen wird.

Siehe dazu Anhang D, Abbildung 6 und Abbildung 7.

Zu Punkt 10: Luftung und Beheizung

Zu Punkt 10.1: Luftung

Zu Punkt 10.1.1
Immer ,dichtere* Gebaude reduzieren den Luftaustausch durch ,undichte” Fenster und Turen. Die
Folge ist ein Ansteigen der Luftfeuchtigkeit, des Kohlenstoffdioxidgehaltes und der Konzentration

von leichtflichtigen Schadstoffen. Wenn in Innenrdumen die Luft als ,verbraucht* empfunden wird,
liegt dies in erster Linie neben Tabakrauch und Geriichen an von Menschen abgegebenen
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fluchtigen Stoffen, dargestellt durch den Kohlenstoffdioxidgehalt. Eine regelmafRlige Bellftung
solcher Raume ist somit eine wichtige Voraussetzung fir ein gutes Wohn- und Arbeitsklima.

Die Liftung von Aufenthaltsrdumen und Sanitdrrdumen durch unmittelbar ins Freie filhrende
Fenster und Turen ist ebenfalls gewahrleistet, wenn vor diese verglaste Loggien oder Wintergarten
vorgesetzt sind, die ihrerseits wiederum Uber 6éffenbare Fenster und Tiren verfiigen.

Der Begriff ,mechanische Luftung”“ umfasst nicht nur die kontrollierte Be- und Entfiiftung, sondern
z.B. auch Abluftéffnungen mit Zustromoéffnungen, sofern diese ausreichend dimensioniert sind. In
kleinen Raumen koénnen auch Luiftungsschlitze oder gegebenenfalls Tirschlitze als
Zustrémoffnung ausreichend sein.

Zu Punkt 10.1.2

Ein Beispiel bei dem eine natirliche Luftung gegebenenfalls nicht ausreicht, ist ein
Veranstaltungssaal, mit einer hohen Anzahl gleichzeitig anwesender Personen.

Ein Beispiel fur eine nicht mégliche naturliche Liftung von AufenthaltsrAumen wére ein Schlafraum,
bei dem ein maf3geblicher AuRenlarmpegel von mehr als 45 dB in der Nacht vor dem Fenster des
Schlafraumes gegeben ist, sodass das Fenster zu Luftungszwecken nicht gedffnet werden kann.
Im geschlossenen Zustand ist jedoch eine ausreichende Bellftung zu gewéhrleisten. Diese kann
beispielsweise Uber andere mit geringerem Aul3enlarmpegel belastete Fenster, eine mechanische
Laftungsanlage oder schallgedammte Fensterlifter u. dgl. erfolgen.

Fir die Beurteilung der Raumluftqualitat kdnnen beispielsweise die ,Richtlinie zur Bewertung der
Innenraumluft: CO» als Liftungsparameter”, Ausgabe 2011, herausgegeben vom
Bundesministerium fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der
Osterreichischen Akademie der Wissenschaften sowie ONORM H 6038, Ausgabe 2014-02-15 oder
die ONORM EN 13779, Ausgabe 2008-01-01 herangezogen werden.

Zu Punkt 11: Niveau und Hohe der Raume
Zu Punkt 11.2: Raumhdohe von Aufenthaltsraumen
Zu Punkt 11.2.1

Aus der Literatur wird vom Mindest-Luftvolumen fiir Schlafraume von 6,00 m3 pro anwesender
Person angegeben. Dieses Volumen muss auf 10 m3 pro anwesender Person erweitert werden,
wenn eine korperliche Tatigkeit oder eine manuelle Arbeit durchgefiihrt wird. Je nach Nutzungen
eines Aufenthaltsraumes kann sich daher das bendtigte Luftvolumen pro Person erhdhen. Zur
Gewadhrleistung des benétigten Luftvolumens ist dann entweder eine gréRere Raumflache oder
eine gréRere Raumhohe zu realisieren.

Die Arbeitsstattenverordnung (AStV) sieht differenzierte Raumhohen bzw. einen Mindestluftraum
von 12 m3 pro Person bei geringer kérperlicher Arbeit, bis zu 18 m3 bei hoher korperlicher Arbeit
vor.

Zur Bestimmung des ,ausreichend groRen Luftvolumens” sind z.B. ONORM EN 13465, Ausgabe
2004-05-01 und ONORM EN 13779, Ausgabe 2008-01-01 heranzuziehen.

Zu den Punkten 11.2.2 und 11.2.3

Die Notwendigkeit zur Festlegung einer Mindestraumhohe fur Aufenthaltsraume von Wohnungen
und Arbeitsraumen fur Arbeiten mit nur geringer korperlicher Belastung ergibt sich nicht nur zur
Gewahrleistung des bendtigten Mindest-Luftvolumens, sondern auch aus psychohygienischen
Griunden. Daher kann fehlende Raumhohe nicht durch mechanische Liftungsanlagen kompensiert
werden.

In Teilbereichen eines Aufenthaltsraumes darf die geforderte Mindesraumhéhe unterschritten
werden, wenn daflr zum Ausgleich im restlichen Raum eine héhere Raumhdohe beaufschlagt wird
und dabei das Luftvolumen, welches sich aufgrund der geforderten Mindestraumhdohe ergibt, nicht
unterschritten wird.
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Zu Punkt 11.2.4

Da es beim Ausbau von Dachgeschol3en in der Regel nicht méglich ist, die Mindesraumhohe tber
die gesamte Flache der Aufenthaltsraume zu gewahrleisten, wird, um den Ausbau von
Dachgeschol3en zu ermdglichen, bei Aufenthaltsrdumen die Mindesraumhéhe nur Uber die Halfte
der FuBbodenflache gefordert.

Siehe dazu Anhang E, Abbildung 8.
Zu Punkt 11.2.5

Bei ortlich begrenzten Unterschreitungen (z.B. Unterziige, Treppenlaufe) ist es nicht notwendig,
das eingeschrankte Luftvolumen durch Teile mit einer héheren Raumhdhe zu kompensieren.

Zu Punkt 11.3: Raumhohe von anderen Raumen als Aufenthaltsraumen
Zu Punkt 11.3.2

In Analogie zu Punkt 11.2.4 der OIB-Richtlinie 3, der die Raumhohe von AufenthaltsrAdumen in
Dachgeschol3en regelt, ist hier eine Regelung fir andere Raume als Aufenthaltsrdume getroffen.

Zu Punkt 12: Lagerung geféhrlicher Stoffe
Zu Punkt 12.1

Gefahrliche Stoffe sind Stoffe mit gefahrlichen Eigenschaften im Sinne des 8 3 Abs 1 des
Chemikaliengesetzes 1996 (BGBI. | Nr. 53/1997, zuletzt ge&ndert durch BGBI. | Nr. 14/2015).

Zu Punkt 12.3

Eine Lagerung fluchtiger Stoffe ist nur in Raumen zulassig, die ausreichend be- und entluftet
werden, um beispielsweise eine Explosionsgefahr oder gesundheitliche Schaden von Personen zu
verhindern. Als Stand der Technik sind beispielsweise die Inhalte der Verordnung Uber brennbare
Flussigkeiten (VbF) oder der Flissiggasverordnung (FGV) sowie die einschlagigen technischen
Regelwerke anzusehen. Als Lagerung gilt hierbei im Sinne der FGV auch das Einstellen von
Fahrzeugen, bei denen Flussiggasversandbehélter zum Betrieb von Heizung, Herd, Kihlschrank
etc. dienen (wie beispielsweise bei Campingbussen).
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ANHANG A
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Abbildung 1
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Abbildung 3
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ANHANG C
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EINSCHRANKUNG DES LICHTEINFALLS
DURCH VORSPRINGENDE BAUTEILE

bis 50 cm des Hineinragens
kein Zuschlag

Fir jeden angefangenen

Meter des Hineinragens plus 2 %
der Bodenfléche

Beispiel: 1,21 m daher 4% Zuschlag

Abbildung 5
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Abbildung 6
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ANFORDERUNGEN BEZUGLICH DER
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschla-
ges zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB
in Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und
im Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaR § 8 Z. 12 der
Statuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1

2.1.1

2.1.2

2.1.3

2.1.4

2.15

2.2

2.2.1

Vorbemerkungen

Die zitieten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitiete Normen und sonstige technische Regelwerke® angefiihrten Fassung.

Diese Richtlinie gilt fir Gebaude. Fur sonstige Bauwerke sind die Bestimmungen der Richtlinie
sinngemald anzuwenden.

Alle in dieser Richtlinie angefiihrten MalRe verstehen sich als FertigmaRe nach Vollendung der
Baufilhrung. Kdnnen entsprechend dem Stand der Technik gemafl den einschlagigen Regelwer-
ken Toleranzen angewendet werden, so ist deren Berlcksichtigung nur fir die Ausfiihrung, nicht
jedoch fur die Planung zuléssig.

Die Personenzahlen bei Gangen, Treppen und Turen beziehen sich auf die hdchstméglich zu er-
wartende Anzahl gleichzeitig anwesender Personen, die im Gefahrenfall auf den jeweiligen Gang,
die jeweilige Treppe oder die jeweilige Tire angewiesen sind. Verbindet der Fluchtweg mehr als
drei GescholRe, bezieht sich diese Anzahl auf jeweils drei unmittelbar Ubereinanderliegende Ge-
schole.

Von den Anforderungen dieser OIB-Richtlinie kann entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen abgewichen werden, wenn vom Bauwerber nachgewiesen wird, dass das gleiche
Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinie erreicht wird.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken sind im Einzelfall gegebenenfalls Erleichterungen
entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen zulassig.

Welche Gebaude oder Gebaudeteile barrierefrei zu gestalten sind, wird in den jeweiligen landes-
rechtlichen Bestimmungen geregelt.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

ErschlieBung und Fluchtwege
Allgemeines

Bei Gebauden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, muss mindestens ein Ein-
gang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nahe, stufenlos er-
reichbar sein.

Zur vertikalen ErschlieBung sind Treppen oder Rampen herzustellen. Fur den Zugang zu nicht
ausgebauten Dachrdumen sind auch einschiebbare Treppen oder Leitern zuldssig.

Treppen und Gange im Verlauf von Fluchtwegen muissen die gleichen Anforderungen dieser Richt-
linie erfullen, wie die zur ErschlieBung erforderlichen Treppen und Géange.

Treppen im Verlauf von Fluchtwegen, ausgenommen Wohnungstreppen, sind bis zum Ausgangs-
niveau durchgehend auszubilden.

In Gebauden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, miissen zur Uberwindung von
Niveauunterschieden Rampen oder zusatzlich zu Treppen Personenaufziige errichtet werden.

Wenn nicht mehr als ein Geschol3 tUberwunden werden muss, sind anstelle von Personenaufziigen
auch vertikale Hebeeinrichtungen zulassig.

Rampen

Das Langsgefalle darf héchstens 10 % betragen.
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2.2.2

2.3

2.3.1

2.3.2

2.3.3

2.3.4

2.4

24.1

2.4.2

In Gebduden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, gelten folgende Anforderun-

gen:

o Das Langsgefalle darf hochstens 6 % betragen;

o Ein Quergefélle ist nicht zul&ssig;

¢ Rampen mussen beidseits Uber Handlaufe und Radabweiser verflgen;

¢ Handlaufe sind am Anfang und am Ende der Rampe um 30 cm, ggf. auch seitlich um die Ecke,
weiterzufuhren;

¢ Am Anfang und am Ende der Rampe sind horizontale Bewegungsflachen mit einer Lange wvon
mindestens 1,20 m anzuordnen;

« Rampen sind in Abstanden von hochstens 10 m sowie bei Richtungséanderungen um mehr als
45 Grad mit Zwischenpodesten mit einer Lange von mindestens 1,20 m und einem Langsgefal-
le von héchstens 2 % zu unterbrechen;

« Rampen missen an allen Knickpunkten des Gefélles kontrastierend gekennzeichnet werden;

o Die lichte Durchgangsbreite muss mindestens 1,20 m betragen, wobei Einengungen durch
Handlaufe um nicht mehr als 10 cm je Seite zul&ssig sind.

Personenaufziige und vertikale Hebeeinrichtungen

Sind Personenaufziige erforderlich, missen

- alle GeschoR3e, einschliel3lich Eingangsniveau, Keller- und Garagengeschol3e, miteinander ver-
bunden werden. Bei Wohnungen, die sich Gber mehrere Ebenen erstrecken, muss zumindest
die Eingangsebene angefahren werden,

o die Abmessungen der Grundflaiche des Fahrkorbes mindestens 1,10 m breit und mindestens
1,40 m tief sein, wobei die Tiir an der Schmalseite anzuordnen ist (fiir Aufziige mit Ubereckbe-
ladung ist eine MindestgréRe von 1,50 m x 1,50 m erforderlich),

o die Fahrkorb- und Schachttiren als waagrecht bewegte selbsttatig kraftbetatigte Schiebetiren
mit einer lichten Durchgangsbreite von mindestens 90 cm ausgefiihrt werden.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m ist zumindest ein Personenaufzug erfor-
derlich, der eine Fahrkorbgrundflache won mindestens 1,10 m Breite x 2,10 m Tiefe aufweist.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m sind zumindest zwei Personenaufziige
erforderlich, wobei einer davon eine Fahrkorbgrundfliche wvon mindestens 1,10 m Breite x 2,10 m
Tiefe aufweisen muss.

Werden vertikale Hebeeinrichtungen fur Personen errichtet, missen

o die Abmessungen der Grundflaiche des Lasttrdgers mindestens 1,10 m breit und mindestens
1,40 m tief sein, wobei die Tiir an der Schmalseite anzuordnen ist. Bei Ubereckbeladung ist ei-
ne MindestgréRe von 1,50 m x 1,50 m erforderlich,

o die Lasttrager- und Schachttiiren als waagrecht bewegte selbsttatig kraftbetatigte Schiebetliren
mit einer lichten Durchgangsbreite von mindestens 90 cm ausgefiihrt werden.

Durchgangsbreiten von Gangen und Treppen

Hauptgdnge missen eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 1,20 m aufweisen. Eine lichte

Durchgangsbreite von 1,00 m geniigt

o bei Gebauden oder Gebaudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen,

o bei Reihenhausern,

e in Wohnungen von nicht barrierefrei zu gestaltenden Gebauden oder Gebaudeteilen,

e in anpassbaren Wohnungen gemafl Punkt 7.4.2, wenn sichergestellt ist, dass bei Bedarf eine
lichte Durchgangsbreite won 1,20 m herstellbar ist,

e in anpassbaren Wohnungen gemaf® Punkt 7.4.2, die sich tUber mehr als eine Ebene erstrecken,
fur jenen Teil, der gemafd Punkt 2.4.2 nicht barrierefrei erreichbar sein muss,

o bei Schutzhitten in Extremlage sowie

¢ bei Nebengangen.

Bei Treppen darf die lichte Treppenlaufbreite die Mindestmaf3e der folgenden Tabelle 1 nicht un-
terschreiten. Diese Anforderungen gelten sinngemal auch fir Podeste und Rampen.
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Tabelle 1: Lichte Treppenlaufbreite

Treppenarten Lichte Trei[:]pﬁqnlaufbreite
Haupttreppen
Haupttreppen, ausgenommen Wohnungstreppen 1,20
Wohnungstreppen 0.90
Nebentreppen 0.60

Abweichend zu Tabelle 1 mussen Wohnungstreppen in anpassbaren Wohnungen gemaf Punkt
7.4.2, die sich uber mehr als eine Ebene erstrecken und bei denen die Funktionen Wohnen, Schla-
fen, Kochen und die Sanitareinrichtungen nicht in der barrierefrei zuganglichen Wohnungsebene
wvorhanden sind, eine lichte Treppenlaufbreite aufweisen, die eine Nachriistung eines Treppen-
schragaufzuges mit Rollstuhlplattform ermdglicht. Hierbei missen auch die erforderlichen Anfahr-
und Bewegungsflachen berticksichtigt werden.

2.4.3 Bei Géngen und Treppen im Verlauf von Fluchtwegen fur mehr als 120 Personen muss die lichte
Breite fir jeweils weitere angefangene zehn Personen um jeweils 10 cm erhdht werden.

2.4.4 Die Mindestbreite von Gangen und Treppen darf durch Einbauten oder vorstehende Bauteile nicht

eingeengt werden. Zulassig sind jedoch:

o Einengungen durch Treppenschragaufziige in nicht betriebsbereitem Zustand (Parkstellung) um
nicht mehr als 30 cm,

o stellenweise Einengungen in Géangen um nicht mehr als 10 cm auf eine Lange wvon maximal
1,20 m (z.B. Pfeiler, Verzierungen, Beschlage von Tiren, Tiren in gedffnetem Zustand),

e Einengungen durch Handlaufe um nicht mehr als 10 cm je Seite bei Haupttreppen, ausgenom-
men Wohnungstreppen.

2.4.5 In Treppenhdusern ist im Verlauf von Fluchtwegen eine lichte Treppenlaufbreite wvon héchstens
2,40 m zulassig. Bei sonstigen Treppen im Verlauf von Fluchtwegen sind zusétzliche Handlaufe
zur Unterteilung der Treppenlaufbreite erforderlich, wenn diese 2,40 m Uberschreitet.

2.5 Durchgangshéhe von Treppen, Rampen und Gangen

Die lichte Durchgangshéhe von Treppen, gemessen an der Stufenvorderkante, sowie von Rampen
und Gangen muss mindestens 2,10 m betragen.

2.6 Vermeidung des Unterlaufens von Podesten, Treppenlaufen und Rampen

In allgemein zuganglichen Bereichen sind Flachen vor und unter Podesten, Treppenlaufen, Ram-
pen, schragen Bauteilen und dergleichen mit einer Durchgangshoéhe von weniger als 2,10 m so zu
sichern, dass eine Verletzungsgefahr durch unbeabsichtigtes Unterlaufen vermieden wird.

2.7 Allgemeine Anforderungen an Tiren

2.7.1 Die Breite der nutzbaren Durchgangslichte von Turen hat mindestens 80 cm zu betragen, bei zwei-
fligeligen Turen gilt dies fir den Gehfligel. In barrierefreien Wohngebduden gemal Punkt 7.4
muissen Tidren im Verlauf vom Haupteingang bis einschlieBlich der Wohnungseingangstiren eine
Breite der nutzbaren Durchgangslichte von mindestens 90 cm aufweisen.

2.7.2 Die Hohe der nutzbaren Durchgangslichte von Turen hat mindestens 2,00 m zu betragen.

2.7.3 Tldren von Toiletten mit einer RaumgréRe unter 1,80 m2 dirfen nicht nach innen 6ffnend ausgefihrt
sein.

2.8 Taren im Verlauf von Fluchtwegen

2.8.1 Taren im Verlauf von Fluchtwegen missen mindestens folgende nutzbare Breite der Durchgangs-
lichte aufweisen:

o fur hochstens 40 Personen: 80 cm,
o flir héchstens 80 Personen: 90 cm,
o fur hochstens 120 Personen: 1,00 m.
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2.8.2

2.8.3

2.8.4

2.8.5

2.9

2.9.1

2.9.2

2.9.3

2.10

2.10.1

2.10.2

2.10.3

Liegen zwei Turen im Abstand von maximal 20 cm nebeneinander, gelten sie als eine Tur. Bei Tu-
ren im Verlauf von Fluchtwegen fir mehr als 120 Personen muss die nutzbare Breite der Durch-
gangslichte fur jeweils weitere angefangene zehn Personen um jeweils 10 cm erhdht werden.

Taren im Verlauf von Fluchtwegen missen als Drehfligeltiren oder sicherheitstechnisch gleich-
wertig ausgefiihrt werden. Davon ausgenommen sind Tiren innerhalb von Wohnungen sowie Ti-
ren von Raumen, in denen nicht mehr als 15 Personen gleichzeitig anwesend sind.

Aus einem Raum, der zum Aufenthalt fir mehr als 120 Personen bestimmt ist, missen mindestens
zwei ausreichend weit voneinander entfernte Ausgange direkt auf einen Fluchtweg fuhren.

Tlren aus allgemein zuganglichen Bereichen sowie Turen, auf die im Fluchtfall mehr als 15 Perso-
nen angewiesen sind, missen in Fluchtrichtung 6ffnend ausgefuhrt werden und jederzeit leicht und
ohne fremde Hilfsmittel getffnet werden kdnnen. Dawon ausgenommen sind Wohnungseingangs-
taren.

In Geb&auden oder Geb&udeteilen, bei denen die Benutzer in der Regel ortsunkundig sind (z.B. in
Versammlungsstatten, Ausstellungshallen, Verkaufsstatten, Einkaufszentren, Behorden und sons-
tigen offentliche Einrichtungen mit starkem Publikumswverkehr), missen Turen im Verlauf von
Fluchtwegen mit einem Paniktlrnerschluss ausgestattet sein, wenn sie aus allgemein zugéanglichen
Bereichen fuhren und 120 oder mehr Personen auf diese Tiiren angewiesen sind.

Zusatzliche Anforderungen an barrierefreie Tlren

In Gebauden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, missen an beiden Seiten von
Taren Anfahrbereiche wvorhanden sein, die es insbesondere Rollstuhlbenutzern ermdéglichen, den
Tardrlcker leicht zu erreichen und die Tire zu 6ffnen bzw. zu schlieBen. Bei Wohnungen sind die
Anfahrbereiche nur bei der Wohnungseingangstiire sowie innerhalb der Wohnung bei den Tiren
zu Sanitarrdumen sowie zu einem Aufenthaltsraum erforderlich.

Fur Anfahrbereiche gelten folgende Anforderungen:

e Der Anfahrbereich muss an der Seite des Turdriickers bzw. Turgriffs um mindestens 50 cm
Uber die Durchgangslichte hinausragen;

e MindestgroRe bei Drehfliigeltiren, ausgenommen innerhalb von Wohnungen, an der Seite des
Turbandes 3,00 m2 und an der dem Turband abgewandten Seite 1,80 m?,

e Mindestgrof3e in allen anderen Fallen beidseits der Tur 1,80 m2.

Turen missen im Regelbetrieb auch fir Menschen mit Behinderungen leicht bedienbar sein (z.B.
Bugelgriffe, Einhaltung der nach dem Stand der Technik zuldssigen Bedienkrafte, motorische Un-
terstiitzung, FreilauftirschlieBer oder Brandfallsteuerung).

Karusselltiren und Drehkreuze mussen barrierefrei umgehbar und umfahrbar sein. Automatische
Taren missen frihzeitig 6ffnen und verzogert schlieBen. Vor dem Schwenkbereich automatischer
Tlren ist ein taktiles Aufmerksamkeitsfeld anzuordnen.

Stellplatze fur Kraftfahrzeuge in Gebauden und im Freien

Garagen, Uberdachte Stellplatze und Parkdecks missen so angelegt sein, dass eine sichere Zu-
und Abfahrt gewéahrleistet ist, wobei die Fahrbahnbreite mindestens 3,00 m betragen muss. Im Be-
reich von Garagentoren oder technischen Einrichtungen (z.B. Schrankenanlagen, Kartengeber) ist
eine Einschrankung zuldssig, wobei eine lichte Breite von mindestens 2,50 m verbleiben muss.

GrolRere Fahrbahnbreiten oder Schrammborde sind anzuordnen, wenn dies im Interesse der Si-
cherheit und Leichtigkeit der Zu- und Abfahrt erforderlich ist. Schrammborde zahlen mit einer Breite
bis zu insgesamt 30 cm zur Fahrbahnbreite. Ab einer Nutzflache von mehr als 1.600 m2 sind jeden-
falls getrennte ErschlieBungsflachen fir FuRganger und eigene Fahrspuren fir Zu- und Abfahrten
zu errichten und zu kennzeichnen.

Die maximale Neigung von nicht Gberdeckten Rampen darf 15 %, von Uberdeckten oder beheizten
Rampen 18 % nicht Uberschreiten. Im Bereich von 5,00 m ab der éffentlichen Verkehrsflache darf
die Neigung der Rampen nicht mehr als 5 % betragen.
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2.10.4

2.10.5

2.10.6

3.1

3.11

3.1.2

3.1.3

3.2

3.21

Die Flache won Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und die Breite der Fahrgassen sind nach der Art und
Anordnung der abzustellenden Kraftfahrzeuge zu bemessen. Fiur Stellplatze fur Personenkraftwa-
gen gelten die Mindestwerte von Tabelle 2.

Tabelle 2: Mindestwerte fir Stellplatze

Schréag- Langs-
Senkrechtaufstellung aufstellung aufstellung

Winkel des Stellplatzes zur 90° 60° 45° 0°
Fahrgasse
Steliplatzgroge fur 2,50 m X 5,00 m 250mx500m | 230mx600m
Personenkraftwagen
Barrierefreie Stellplatzgrofe 3,50 m X 5,00 m 350mx500m | 3,50mx650m
fir Personenkraftwagen
Fahrgassenbreite 6,00 m 4,50 m 3,50m 3,00m

Die Breite barrierefreier Stellplatze setzt sich aus einem 2,30 m breiten Bereich fir den Stellplatz
und einem 1,20 m breiten Bereich zum Ein- und Aussteigen zusammen. Bei zwei nebeneinander
angeordneten barrierefreien Stellplatzen geniigt ein gemeinsamer Bereich zum Ein- und Ausstei-
gen. Barrierefreie Stellplatze sind moglichst horizontal anzuordnen sowie zu kennzeichnen.

Bei Nutzflachen von mehr als 250 m? sind die Stellplatze fur Kraftfahrzeuge dauerhaft zu kenn-
zeichnen.

Die lichte Hohe muss Uber die gesamte Flache der Fahrgassen und Rampen sowie der Stellplatze
fur Kraftfahrzeuge nach der Art der Fahrzeuge bemessen werden, jedoch mindestens 2,10 m be-
tragen. Entlang der Rickwand von senkrechten oder schragen Stellplatzen ist bis zu einer Tiefe
won 70 cm eine Einschrankung der lichten Hohe auf 1,80 m durch Einbauten zuléassig, sofern diese
so gesichert oder gekennzeichnet sind, dass eine Verletzungsgefahr vermieden wird.

Schutz vor Rutsch-und Stolperunféallen
Allgemeine Anforderungen

Bauwerkszugéange sowie Gange, Treppen und Rampen in allgemein zuganglichen Bereichen mis-
sen eben, befestigt und trittsicher sein und Uber eine dem Verwendungszweck entsprechend aus-
reichend rutschhemmende Oberflache verfligen.

Im Verlauf von Gangen in allgemein zuganglichen Bereichen sowie bei Treppenpodesten sind Ein-
zelstufen und sonstige einzelne Niveauspriinge unzuldssig.

Schwellen und Turanschlage sind zu vermeiden. Erforderliche Schwellen und Tiranschlage durfen

2 cm nicht Ubersteigen. Bei Tiren, an die Anforderungen an den Schall- bzw. Warmeschutz ge-

stellt werden, dirfen Schwellen und Turanschlage 3 cm nicht Ubersteigen. Abweichend davon dur-

fen folgende Turen hohere Schwellen und Turanschlage aufweisen:

e« Turen zu Freibereichen wie Balkone, Terrassen, Loggien etc., wenn keine Anforderungen an
die barrierefreie Gestaltung gestellt werden;

e Turen zu Technikraumen (z.B. Ollagerraume).

Treppen

In einem Treppenlauf missen die Stufen in dessen gesamten Verlauf gleich hoch und in der Lauf-
linie gleich tief sein. Die Stufenhdhe und der Stufenauftritt von Treppen mussen der Tabelle 3 ent-
sprechen.

Tabelle 3: Stufenhdhe und Stufenauftritt

Treppenarten Stufeﬂnhdhe incm Stufe_nauftritt incm
Hochstmal Mindestmaf
Haupttreppen
Haupttreppen, ausgenommen Wohnungstreppen 18 27
Wohnungstreppen 20 24
Nebentreppen 21 21
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3.2.2

3.2.3

3.24

3.25

3.2.6

4.1

4.1.1

4.1.2

4.1.3

4.2

4.2.1

4.2.2

Bei Haupttreppen ist nach maximal 20 Stufen ein Podest zu errichten. Bei Podesten mit Rich-
tungsanderung muss die Podesttiefe zumindest der lichten Treppenlaufbreite entsprechen.

Haupttreppen mit gekrimmter Lauflinie missen im Abstand von 20 cm wvon der inneren Begren-
zung des Treppenlaufes (Absturzsicherung oder Wand ohne Beriicksichtigung der Handlaufe) ei-
nen Stufenauftritt von mindestens 15 cm aufweisen, bei Wohnungstreppen geniigen 12 cm. In Ge-
bduden oder Gebé&udeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, mussen Haupttreppen (ausgenom-
men Wohnungstreppen) geradlaufig sein.

In Gebauden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, missen zumindest die An- und
die Austrittstufe eines Treppenlaufes in der ganzen Treppenbreite an der Vorderkante auf der Tritt-
stufe kontrastierend gekennzeichnet werden. Vor abwartsfiihrenden Treppen, ausgenommen in
Treppenhausern, muss ein taktiles Aufmerksamkeitsfeld angeordnet werden.

Bei Treppen mit zwei oder mehr Stufen muissen in einer Hohe von 85 cm bis 1,10 m auf beiden
Seiten formstabile, durchgangig gut greifbare Handlaufe angebracht werden. Bei folgenden Trep-
pen genugt ein Handlauf auf einer Seite:

o Treppen in Gebauden oder Gebaudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen,

o Treppen in Reihenh&usern,

« Nebentreppen sowie

o Wohnungstreppen, wenn diese nicht barrierefrei zu gestalten sind.

In Gebauden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, sind die Handlaufe bei Trep-
penantritt und -austritt um 30 cm Uber die Stufenkante, ggf. auch seitlich um die Ecke, weiterzufiih-
ren. Ist der Handlauf in mehr als 1,00 m Hohe angebracht, ist ein zweiter Handlauf in einer Héhe
von 75 cm anzuordnen.

Fur AuBBentreppen, die der ErschlieBung des Gebaudes oder anderer allgemein zuganglicher Be-
reiche dienen, gelten die Bestimmungen der Punkte 3.2.1 bis 3.2.5 sinngemaf.

Schutz vor Absturzunfallen
Erfordernis von Absturzsicherungen

Alle im gewohnlichen Gebrauch zugénglichen Stellen eines Gebaudes mit einer Fallhdhe won
60 cm oder mehr, bei denen die Gefahr eines Absturzes besteht, jedenfalls aber ab einer Fallhthe
won 1,00 m, sind mit einer Absturzsicherung zu sichern. Eine Absturzsicherung ist nicht notwendig,
wenn diese dem Verwendungszweck (z.B. bei Laderampen, Schwimmbecken) widerspricht.

In Kindergéarten, Schulen und &hnlichen Einrichtungen fir Kinder bis zehn Jahren sind Fenster bei
einer Absturzhéhe von mehr als 2,00 m mit einer Kindersicherung auszustatten.

Schachte, Ausstiege, Einbringdffnungen und dergleichen muissen trag- und verkehrssicher abge-
deckt werden. Abdeckungen in allgemein zuganglichen Bereichen sind, sofern ein unbefugtes Off-
nen nicht schon durch bloBes Eigengewicht der Abdeckung ausgeschlossen werden kann, durch
andere MafRnahmen (z.B. Absperreinrichtungen) zu sichern.

Anforderungen an Absturzsicherungen

Die Hohe der Absturzsicherung hat mindestens 1,00 m, ab einer Absturzhéhe von mehr als 12 m,
gemessen wn der Standflache, mindestens 1,10 m zu betragen. Abweichend davon gentigt bei
Wohnungstreppen eine Hohe der Absturzsicherung von 90 cm. Bei Absturzsicherungen mit einer
oberen Tiefe von mindestens 20 cm (z.B. Briistungen, Fensterparapete) darf die erforderliche Ho-
he um die halbe Bristungstiefe abgemindert, jedoch ein Mindestmald wvon 85 cm nicht unterschrit-
ten werden.

Offnungen in Absturzsicherungen diirffen zumindest in einer Richtung nicht groRer als 12 cm sein.
Im Bereich wvon 15 cm bis 60 cm uber fertiger Stufenvorderkante oder Standflache dirfen keine ho-
rizontalen oder schragen Umwehrungsteile angeordnet sein, es sei denn, die Offnungen sind in der
Vertikalen nicht gro3er als 2 cm oder ein Hochklettern wird auf andere Weise erschwert.
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Bei Gelandern Uber einem Treppenlauf ist der untere Abschluss so auszubilden, dass zwischen
Gelanderunterkante und den Stufen ein Warfel mit einer Kantenlange von héchstens 12 cm durch-
geschoben werden kann. Bei Gelandern neben einem Treppenlauf ist der untere Abschluss so
auszubilden, dass zwischen der Gelénderunterkante und den Stufen ein Wurfel mit einer Kanten-
lange won hochstens 7,5 cm durchgeschoben werden kann. Dabei darf der lichte Horizontalab-
stand zwischen Umwehrung und Treppenlauf nicht mehr als 3 cm betragen. Bei Setzstufen darf
der offene lichte Abstand hdchstens 12 cm betragen. Fir Absturzsicherungen in horizontalen Be-
reichen gelten diese Anforderungen sinngemaf.

Die Anforderungen der Punkte 4.2.2 und 4.2.3 gelten nicht, wenn aufgrund des Verwendungszwe-
ckes des Gebaudes die Anwesenheit von Kindern nicht zu erwarten ist (z.B. in Bereichen von Ge-
b&auden, die ausschlief3lich Arbeitnehmern oder Betriebsangehorigen zuganglich sind). In diesem
Fall ist zumindest eine Absturzsicherung mit Brust- und Mittelwehr zu errichten.

Verglasungen, die als Absturzsicherungen dienen, miussen unbeschadet der Bestimmungen ge-
mal Punkt 5.1 aus geeignetem Verbund-Sicherheitsglas bestehen. Bei Mehrscheiben-Isolierglas
und Verglasungen mit mehreren Scheiben (z.B. Verbundwerglasungen) gilt dies zumindest fur eine
Scheibe.

Schutz vor Aufprallunfallen und herabstirzenden Gegenstanden
Glastiiren und Verglasungen ohne absturzsichernde Funktion

Folgende Glaselemente missen aus Sicherheitsglas (Einscheibensicherheitsglas oder Verbund-

Sicherheitsglas) hergestellt sein:

e Ganzglastiren, Verglasungen in Turen und in Fenstertiren bis 1,50 m Hohe Uber der Standfla-
che,

o \ertikale Verglasungen (wie z.B. Glaswande, Fixverglasungen) entlang begehbarer Flachen bis
85 cm Hohe Uber der Standflache,

o \ertikale Verglasungen (wie z.B. Glaswénde, Fixverglasungen) entlang begehbarer Flachen in
Gebauden mit moglichem Menschengedrange bis 1,50 m Hohe Uber der Standflache.

Anstelle der Verwendung wvon Sicherheitsglas gemafR Punkt 5.1.1 kénnen auch Schutzvorrichtun-
gen angebracht werden, die den Anprall von Personen verhindern.

Wenn bei Mehrscheiben-Isolierglas die Scheiben an der Seite oder den Seiten der Einwirkung aus
Verbund-Sicherheitsglas bestehen, sind weitere, durch Abstandhalter getrennte Scheiben von den
Anforderungen gemafd Punkt 5.1.1 ausgenommen. Gleiches gilt, wenn die Scheiben an der Seite
oder den Seiten der Einwirkung aus Einscheibensicherheitsglas bestehen und so bemessen sind,
dass ein DurchstoRen beim Anprall von Personen verhindert wird.

In allgemein zuganglichen Bereichen sind transparente Flachen, bei denen Aufprallunfalle zu er-
warten sind, kontrastierend zu kennzeichnen. Dabei sind die unterschiedlichen Licht- bzw. Be-
leuchtungsverhaltnisse (z.B. Tag und Nacht, beidseitige Betrachtung) zu berlicksichtigen.

Eine Kennzeichnung ist nicht erforderlich bei:
e Glastiren mit einer Rahmenbreite des Turfligels von mindestens 10 cm oder
o Glasflachen mit kontrastierenden Sockelbereichen mit mindestens 30 cm Hohe.

Werden \ertikale Verglasungen aus Einscheibensicherheitsglas mit einer Splitterfallhdhe von mehr
als 4,00 m hergestellt, missen sie Uber Schutzvorrichtungen verfiigen oder konstruktive MaR nah-
men aufweisen, sodass bei Bruch der Verglasung durch Herabfallen von Glasstiicken eine Gefahr-
dung von darunter befindlichen Personen vermieden wird.

Dies gilt nicht fur heiRgelagertes thermisch worgespanntes Kalknatron-Einscheibensicherheitsglas

nach ONORM EN 14179-2 und folgenden konstruktiven Ausfilhrungen:

« 4-seitig linienformige Lagerung nach ONORM B 3716-2,

» 4-seitig geklebte Lagerung nach ONORM EN 13022-1,

o 4-seitig gelagerte Verglasung mit entsprechender Bautechnischer Zulassung oder Européischer
Technischer Bewertung oder

o 2-seitig linienformige Lagerung nach ONORM B 3716-2, wenn die Verglasungen im Inneren von
Verkaufsstatten bis zu einer Splitterfallhéhe von 6,00 m oder bei Balkon- und Loggiaverglasun-
gen von Wohngebduden verwendet werden.
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Abrutschen von Schnee und Eis

Bei geneigten Dachern sind bauliche MalRnahmen gegen das Abrutschen wvon Schnee und Eis auf
Nachbargrundstiicke und allgemein zugangliche Bereiche zu treffen.

Horizontalverglasungen

Einfachverglasungen und untere Scheiben won Isolierverglasungen missen bei Horizontalvergla-
sungen mit einer Neigung zur Vertikalen von mehr als 15 Grad, wie z.B. bei Glasdachern, Oberlich-
ten und Dachflachenfenstern, aus geeignetem Verbund-Sicherheitsglas bestehen oder mit Schutz-
wvorrichtungen gegen das Herabfallen von Glasteilen ausgestattet sein. Davon ausgenommen sind
Glashauser bis zu 20 m2 Nutzflache, die keine Aufenthaltsraume sind.

Bei Glashausern, die gartnerischen oder landwirtschaftlichen Zwecken dienen, gelten die Anforde-
rungen gemafll Punkt 5.3.1 zumindest Uber Verkehrswegen und tber Kundenbereichen.

Vor- und abgehangte Bau- und Fassadenteile

Vor- und abgehéngte Bauteile und Fassadensysteme sind gegen Herabfallen zu sichern. Dies gilt
jedenfalls als erfillt, wenn diese Bauteile und Fassadensysteme entsprechend einer Bautechni-
schen Zulassung, einer Europaischen Technischen Bewertung oder einer harmonisierten Europai-
schen Norm ausgefiihrt sind.

Blitzschutz

Gebaude sind mit Blitzschutzanlagen auszustatten, wenn sie wegen ihrer Lage, Gro3e oder Bau-
weise durch Blitzschlag gefahrdet sind, oder wenn der Verwendungszweck oder die kulturhistori-
sche Bedeutung des Bauwerks dies erfordern. Von der Verpflichtung zur Errichtung einer Blitz-
schutzanlage sind Gebaude ausgenommen, bei denen sich aufgrund einer Risikoanalyse ergibt,
dass ein Blitzschutz nicht erforderlich ist, sowie Geb&ude mit nicht mehr als 400 m?2 Brutto-
Grundflache der oberirdischen Geschol3e.

Zusatzliche Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung von Gebauden
Barrierefreie Toilettenrdume

Die MindestgréRe von barrierefreien Toilettenrdumen betragt 2,15 m x 1,65 m. Tiren dirfen nicht
nach innen 6ffnend ausgefuhrt werden und missen im Notfall von auf3en entriegelbar sein.

Es ist ein unterfahrbares Handwaschbecken mit einer Tiefe von 35 cm bis 45 cm anzuordnen, das
héchstens 20 cm in die Bewegungsflache (Wendekreis) ragen darf.

Im Bereich der WC-Schale muss eine Bewegungsflache (Wendekreis) mit einem Durchmesser von
mindestens 1,50 m worhanden sein. Der Abstand zwischen der WC-Schale und einer der seitlich
dazu angeordneten Wande muss mindestens 90 cm betragen. Der Toilettensitz muss so angeord-
net sein, dass die Benltzung fur Rollstuhlbenutzer méglichst einfach ist. Die erforderlichen Halte-
und Stitzgriffe sind anzuordnen.

In offentlich zugénglichen Gebauden missen barrierefreie Toilettenrdume mit einer Notrufanlage
ausgestattet sein.

Sonstige barrierefreie Sanitarraume

Sonstige barrierefreie Sanitarraume sind hinsichtlich RaumgréRe und Ausstattung (z.B. Dusche,
Badewanne, Waschtisch) so zu gestalten, dass die Benttzung fir Rollstuhlbenutzer moglichst ein-
fach ist. Fur die Benitzung der Funktionen des Sanitarraums muss die erforderliche Bewegungs-
flache (Wendekreis) mit einem Durchmesser von mindestens 1,50 m vorhanden sein. Waschtische
mussen unterfahrbar sein und dirfen héchstens 20 cm in die Bewegungsflache (Wendekreis) ra-
gen. Die erforderlichen Halte- und Stitzgriffe sind anzuordnen. Tiren dirfen nicht nach innen off-
nend ausgefiihrt werden und missen im Notfall von au3en entriegelbar sein.
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Wird in einem sonstigen barrierefreien Sanitarraum auch ein Toilettensitz angeordnet, sind dafur
die Anforderungen geméafl Punkt 7.1.3 einzuhalten. Die Mindestgro3e eines kombinierten barriere-
freien Sanitarraums mit Toilette, Waschbecken und Dusche betragt 5,00 m2.

Barrierefreie Freibereiche (Balkon, Terrasse, Loggia u. dgl.)

Bei Freibereichen wie Balkonen, Terrassen oder Loggien muss eine Bewegungsflache (Wende-
kreis) mit einem Durchmesser von mindestens 1,50 m vorhanden sein. Bei zumindest einer Tur zu
jedem Freibereich darf die Schwelle bzw. der Turanschlag beidseits 3 cm nicht Ubersteigen.

Barrierefreie Wohngebaude

Allgemein zugangliche Bereiche wvon barrierefreien Wohngebauden oder Teilen davon missen
barrierefrei und die Wohnungen anpassbar ausgefiihrt werden.

Anpassbare Wohnungen mussen so errichtet werden, dass die Anforderungen an die Barrierefrei-
heit (z.B. Raumeinteilung und Ausstattung der Sanitarrdume, Breite der Gange, Anfahrbereiche,
Errichtung eines Treppenschragaufzuges mit Rollstuhlplattform in mehrgeschoRRigen Wohnungen,
Zugang zu Freibereichen) bei Bedarf durch bauliche Anderungen leicht erfullt werden konnen. Tra-
gende Bauteile sowie Absturzsicherungen bei Freibereichen sind so auszufiihren, dass diese bei
einer Anpassung nicht verandert werden miissen. Eine Anderung der Elektro- und Sanitéarinstallati-
onen darf nur in einem geringfligigen Ausmald erforderlich sein.

Barrierefreie Nicht-Wohngeb&ude

Nach MaRgabe der GroRRe und des Verwendungszweckes des Gebaudes sind bei Toiletten-
Gruppen barrierefreie Toiletten anzuordnen. Wird jeweils nur eine Damen- und eine Herren-Toilette
errichtet, muss mindestens eine Toilette (vorzugsweise die Damen-Toilette) barrierefrei ausgefihrt
werden. Ist nur eine geschlechtsneutrale Toilette vorhanden, ist diese barrierefrei auszugestalten.

Nach MafRRgabe der GroRe und des Verwendungszweckes des Gebaudes mussen Erschliel3ungs-
flachen im Gebaude und die dem Gebaude zugeordneten AuRenerschlielRungsflachen zuséatzlich
zu einem visuellen auch mit einem taktilen oder akustischen Leitsystem ausgestattet werden, das
wesentliche Informationen und Orientierungshilfen fiir Besucher und Kunden anbietet.

Bei Kultur-, Freizeit-, Sport- und Versammlungsstatten u. dgl. muss nach Maf3gabe der Grol3e eine
ausreichende Anzahl an Rollstuhlplatzen vorhanden sein.

Kontrastierende Kennzeichnung

In Gebauden und Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, ausgenommen in Wohnungen,
mussen die fur die Orientierung im Gebaude erforderlichen Bauteile sowie sicherheitsrelevante
Elemente wie Handlaufe, Turdricker, Niveauunterschiede, Hindernisse etc. durch kontrastierende
Farbgebung gut erkennbar sein.

Erleichterungen bei bestehenden Gebauden

Bei baulichen Veréanderungen an bestehenden Geb&uden wie Zu- und Umbauten sind Erleichte-
rungen gemaf der Punkte 7.7.1 bis 7.7.3 zul&ssig.

Sind aus technischen Griinden Rampen mit 6 % Langsgefalle nicht ausfiihrbar, dirfen diese mit
einem Langsgefalle bis maximal 10 % ausgefiihrt werden. Die Gesamtlange dieser Rampe darf je-
doch 10 m nicht Uberschreiten. Das Weiterfuhren der Handlaufe darf entfallen.

Bei bestehenden Geb&uden, deren barrierefreie ErschlieRung des Haupteinganges nur mit unver-
haltnismaligem Aufwand mdoglich ist, darf alternativ ein barrierefreier Nebeneingang geschaffen
werden. Eine entsprechende Kennzeichnung ist erforderlich. Bei Doppelflligeltiren in Gebauden
mit kulturhistorischer Bedeutung, deren Gehfligel schmaler als 80 cm breit sind, muss zumindest
die Verriegelung des Stehfliigels beidseitig mit einem Tirgriff bedienbar sein.
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7.7.3 Bei Personenaufziigen, bei denen die Grundflache des Fahrkorbes nicht 1,10 m x 1,40 m erreicht,
darf die Grundflache des Fahrkorbes abweichend auf 1,00 m x 1,25 m reduziert werden. Bei dieser
Losung muss der Zugang auf der Kabinenschmalseite mindestens 80 cm bzw. auf der Kabinen-
langsseite mindestens 1,10 m aufweisen. Bei Aufzugsgruppen muss mindestens ein Personenauf-
zug diesen Anforderungen entsprechen.

8 Sondergebaude

Die Bestimmungen der Punkte 2.8.4, 2.8.5 sowie die Anforderungen an die Barrierefreiheit gelten
nicht fur Schutzhitten in Extremlage.
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 4
»Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit*

Ausgabe: Marz 2015

Die OIB-Richtlinie 4 wurde in ihrer Struktur verdndert und Normenverweise gestrichen. Die
Anforderungen zur Erfillung der Schutzziele wurden im unbedingt notwendigen Ausmalfd durch
Zahlenwerte festgelegt. Um Raum fur die Planungs- und Baufreiheit zu lassen und innovative
Lésungen zu ermoglichen, wurden fallweise die Anforderungen verbal beschrieben. Fir konkrete
Lésungsmadglichkeiten kénnen dem Stand der Technik entsprechende Regelwerke herangezogen
werden.

Zu Punkt O: Vorbemerkungen

In einschlagigen Regelwerken sind dem Stand der Technik entsprechende Toleranzen fir die
Ausfuhrung beschrieben. Wird in der Ausfiihrung im Rahmen dieser Toleranzen von den in der
OIB-Richtlinie 4 festgelegten MaRen abgewichen, wird das in der OIB-Richtlinie 4 festgelegte
Schutzniveau trotzdem erfullt.

Toleranzen betreffen immer nur die zuldssigen Abweichungen bei der Ausfihrung. Fir das
Planmalf gibt es keine Toleranzen, d.h. Planungsfehler kénnen nicht mit Toleranzen aufgefangen
werden. PlanmaRe sind Fertigmale der Bauteile, d.h. alle Bauteilschichten sind darin zu
berticksichtigen. Spachtelungen, Belage, etc. kdnnen nicht in die Toleranzen eingerechnet werden.

Bei Einhaltung der in der OIB-Richtlinie 4 festgelegten Anforderungen wird das jeweilige Schutzziel
ohne weiteren Nachweis erreicht. Um Raum fir die Planungs- und Baufreiheit zu schaffen und um
innovative Losungen zu fordern, wird jedoch auf die jeweiligen landesrechtlichen Méglichkeiten des
»gleichwertigen Abweichens" hingewiesen. Die Nachweisfuhrung Uber die Einhaltung des gleichen
Schutzniveaus liegt in solchen Féllen beim Bauwerber.

Davon unabhangig sind im Einzelfall aufgrund der jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen
Erleichterungen bei Anderungen an bestehenden Gebauden zulassig. In diesen Féllen ist der
Nachweis des ,gleichwertigen Abweichens* nicht erforderlich.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Planung von Bauvorhaben im Einzelfall auch
Anforderungen, die in anderen Rechtsmaterien begriindet sind, beachtet werden mussen
(z.B. Arbeitsstattenverordnung, Gewerbeordnung).

Die Ermittlung der gleichzeitig anwesenden Personen, die auf einen gemeinsamen Fluchtweg
angewiesen sind, erfolgt bei mehr als drei GeschoRen in Abstimmung mit dem Erlass des Zentral-
Arbeitsinspektorats BMASK-461.304/0002-VI11/2/2013 vom 20.03.2013.

1. Fur die Bemessung der Fluchtwege in Stiegenhausern in oberirdischen Geschol3en werden alle
GescholRe oberhalb des EGs betrachtet, und jene drei unmittelbar tbereinander liegenden
Geschol3e herangezogen, deren Gesamtanzahl gleichzeitig anwesender Personen das hdchste
Ergebnis liefert.

2. Fur die Bemessung der Fluchtwege in Stiegenhdausern in unterirdischen GeschofRen werden
alle Geschol3e unterhalb des EGs betrachtet, und jene drei unmittelbar Ubereinander liegenden
Geschol3e herangezogen, deren Gesamtanzahl gleichzeitig anwesender Personen das hdchste
Ergebnis liefert.

3. Fir die Bemessung der Fluchtwege und Turen (inkl. Endausgang) in der Ebene mit dem
Endausgang (im Regelfall das ErdgeschoR), die zur Flucht der Personen aus den OG und UG
und des Geschol3es mit dem Endausgang dient, werden alle GeschoRe (vom obersten OG bis
zum untersten UG einschlieR3lich des EG) betrachtet, und jene drei unmittelbar tbereinander
liegenden Geschol3e herangezogen, deren Gesamtanzahl gleichzeitig anwesender Personen
das hdchste Ergebnis liefert.
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Geschol} Personenanzahl

Beispiele:
Geschol? Personenanzahl
4.0G 150
3.0G 100 } 33(0 = Bemessung Stiegenhaus der ObergeschoRe
? gg Sg 350 2 Bemessung Eluchtwege, Notausgange und
EG 180 Endausgang im Erdgeschol}
1. UG 40
2.UG 20 } 70 > Bemessung Stiegenhaus der Untergescholie
3. UG 10
4. UG 15

4.0G 150
3.0G 100 370 - Bemessung Stiegenhaus der ObergeschoRe
2.0G 120 und Bemessung Fluchtwege, Notausgénge und
1. 06 100 Endausgang im Erdgeschof?
EG 40
1. UG 10
2. UG 20
3. UG 10 } 80 - Bemessung Stiegenhaus der UntergescholRe
4. UG 50
Abbildung 1

Im Zusammenhang mit der ,hochstméglich zu erwartenden Anzahl gleichzeitig anwesender
Personen” findet sich auf der Informationsseite der ,Statistik Austria“ unter dem Themenbereich
.Bevolkerung“ beispielsweise fir Haushalte folgende Information:

.m Jahresdurchschnitt 2013 gibt es 3,705 Mio. Privathaushalte. Die durchschnittliche
HaushaltsgréR3e liegt bei 2,26 Personen.".

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,OIB-Richtlinien -
Begriffsbestimmungen” zusammengefasst. Dazu wird erganzend angemerkt:

Geschol

Von dem hier verwendeten Begriff Geschold werden die in den Landern im Zusammenhang mit
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen oder baurechtlichen Abstandsregelungen enthaltenen,
abweichenden Definitionen nicht berihrt.

Im Sinne der ONORM B 1800, Ausgabe 2013-08-01, Punkt 6.5.1 gelten im Zusammenhang mit der
Bemessung des Brutto-Rauminhaltes von GeschoRen jene Hohen als relevant, die den lotrechten
Abstand zwischen den Oberflachen der FuRbodenkonstruktionen der jeweiligen Geschol3e bzw.
bei Dachern den lotrechten Abstand zwischen den Oberflachen der FuBbodenkonstruktionen bis
zur Oberflache der jeweiligen Dachhaut bilden.

Da es hier jedoch nicht um die Ermittlung der Kubatur, sondern bei der Zéhlung der Geschol3e um
solche geht, die eine geforderte Raumhohe zumindest erreichen, wird abweichend von der
ONORM B 1800, Ausgabe 2013-08-01 fiir das oberste GeschoR der lichte Abstand von der
Oberkante des FuBRbodens und der Unterflaiche des Daches in der Geschol3definition
bericksichtigt.
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BEISPIELE FUR DIE GESCHOSSANZAHL
BEI VERSETZTEN GESCHOSSEN

— 1 > HALBEI GS%SCSHOSSH(")HE
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Abbildung 2

Geschol3, oberirdisch und Geschol, unterirdisch
Als anschlieRendes Gelande nach Fertigstellung gilt hier nicht das gewachsene, sondern jenes,
das nach Baufertigstellung an der Schnittlinie mit den Aul3enwandflachen vorhanden sein wird.

Vergleiche dazu beispielsweise auch das hier eingeflossene VWGH Erkenntnis vom 19. Februar
1991, ZI. 90/05/0096 zur Wiener Bauordnung: ,dies ist nicht das gewachsene Gelande, sondern
jenes Gelande, wie es nach dem Bauvorhaben zum Zeitpunkt der Bauftihrung vorhanden sein
wird.“.

Zu Punkt 2: Erschliefung und Fluchtwege
Zu Punkt 2.1: Allgemeines
Zu Punkt 2.1.3

Fluchtwege kénnen unabhéngig von der zur Erschlielfung eines Gebaudes erforderlichen Treppen
und Géange gefuhrt werden. Die Anforderungen an Treppen und Gange (z.B. hinsichtlich der Breite
der Treppen und des Steigungsverhaltnisses der Treppen) sind jedoch fir beide Anwendungsfélle
gleich.

Zu Punkt 2.1.4

.Durchgehend" heilit, dass im Regelfall die Treppe alle GescholRe miteinander verbindet und nicht
zwischen den einzelnen Treppenlaufen Gange dazwischen geschalten sind.

Zu Punkt 2.1.5

Die Anforderung zur Errichtung von Personenaufziigen bzw. vertikalen Hebeeinrichtungen in
Gebauden oder Gebaudeteilen ergibt sich aus der Verpflichtung zur barrierefreien Gestaltung des
Gebéaudes bzw. Gebaudeteils. Da Gebaude unterschiedliche Nutzungen beinhalten kdnnen, kann
es durchaus sein, dass die Anforderung nach Barrierefreiheit sich nicht auf das ganze Gebaude,
sondern nur auf einen bestimmten Gebéaudeteil erstreckt. Zum Beispiel kdnnten in einem
Betriebsgebaude die Kundenbereiche barrierefrei zu gestalten sein, wahrend der fur die Produktion
genutzte Gebé&udeteil von der Verpflichtung zur Barrierefreiheit ausgenommen sein kdnnte. Ob ein
Gebaude oder ein Gebaudeteil barrierefrei zu gestalten ist, ist den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen zu entnehmen.

Generell sind im Falle von Barrierefreiheit zur Uberwindung von Niveauunterschieden
Personenaufziige zu errichten, sofern der Niveauunterschied nicht (ber Rampen Uberwunden
werden kann. Ist maximal ein Geschol3 zu Uberwinden, durfen anstelle von Personenaufziigen
auch vertikale Hebeeinrichtungen im Sinne der ,Leitlinien fir Vertikale Hebeeinrichtungen fir
Personen' mit einer Nenngeschwindigkeit von bis zu 0,15m/s - Errichtungs- und
Verwendungsbestimmungen in Osterreich*, Ausgabe April 2014 errichtet werden.
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Wird diese vertikale Hebeeinrichtung in allgemein zuganglichen Bereichen errichtet, darf der
Nutzerkreis nicht eingeschrankt werden (z.B. nur Rollstuhlbenutzer). Es ist daher in diesem Fall ein
Lasttrager vom Typ d) (Plattform mit Plattformwanden und -decke und Lasttragertire(n) an allen
Zugangsseiten) gemaR Tabelle 1 dieser Leitlinie in einem Schacht geman Tabelle 2 dieser Leitlinie
auszufuhren.

Die Leitlinien sind unter
http://www.bmwfw.gv.at/Unternehmen/gewerbetechnik/Documents/Hebeeinrichtungen?2.pdf
verfligbar.

Zu Punkt 2.2: Rampen
Zu Punkt 2.2.2

Ein Quergefalle ist bei Rampen nicht zuldssig, da Rollatoren und Rollstiihle infolge des
Quergefalles auslenken. Dadurch wird die Benltzung der Rampen fiir Menschen mit Rollatoren
und fur Rollstuhlbenutzer wesentlich erschwert und das Unfallrisiko erhdht.

Zu Punkt 2.3: Personenaufziige und vertikale Hebeeinrichtungen
Zu Punkt 2.3.1

Die Forderung, dass alle Geschol3e miteinander verbunden werden missen, bedeutet nicht, dass
bei Vorhandensein mehrerer Aufzlige, alle Geschol3e durch ein- und denselben Aufzug verbunden
werden missen, ein Umsteigen ist zuldssig und zumutbar.

Zu Punkt 2.3.2 und 2.3.3

Bei Hochhausern sind MalRnahmen zur Personenbergung mit besonderem Aufwand verbunden.
Mit der Festlegung einer Fahrkorbgrundflache von mindestens 1,10 m Breite x 2,10 m Tiefe ist
gewahrleistet, dass in diesen Aufziuigen auch Personen auf Tragen transportiert werden kdnnen.

Zu Punkt 2.3.4

Siehe Erlauterung zu Punkt 2.1.5.
Zu Punkt 2.4: Durchgangsbreiten von Gangen und Treppen
Zu Punkt 2.4.1

Generell ist eine lichte Durchgangsbreite der Hauptgange von mindestens 1,20 m in allen
Gebauden und Gebaudeteilen erforderlich, ausgenommen Gebaude oder Gebaudeteile mit bis zu
zwei Wohnungen sowie Reihenhauser.

In Wohnungen geniigt eine lichte Durchgangsbreite der Génge von 1,00 m, wenn sich diese
Wohnung in Geb&uden oder Gebaudeteilen befindet, fir die keine Anforderung fur die
Barrierefreiheit besteht. Ebenso genigt 1,00 m in anpassbaren Wohnungen geméaR Punkt 7.4.2,
wenn die Gange bei Bedarf auf 1,20 m verbreitert werden kénnen.

Eine lichte Durchgangsbreite von 1,00 m genigt auch fur jene Ebene von mehrgeschofZigen
anpassbaren Wohnungen gemaR Punkt 7.4.2, fur die eine spatere barrierefreie Adaptierung
(Anpassbarkeit) an den Bedarf von Menschen mit Behinderung nicht vorgesehen ist, da die
Funktionen Wohnen, Schlafen, Kochen und die Sanitareinrichtungen ohnehin in der barrierefrei
zuganglichen Wohnungsebene vorhanden sein missen.

Zu Punkt 2.4.2

Zu beachten ist, dass bei mehrgeschof3igen anpassbaren Wohnungen gemafR Punkt 7.4.2, bei
denen die Funktionen Wohnen, Schlafen, Kochen und die Sanitareinrichtungen nicht in der
barrierefrei zuganglichen Wohnungsebene vorhanden sind, die lichte Treppenlaufbreite so zu
wahlen ist, dass der nachtragliche Einbau eines Treppenschragaufzuges mit Rollstuhlplattform zur
barrierefreien Ebene mdglich ist. Dies ist gegeben, wenn die lichte Treppenlaufbreite bei
geradlaufigen Treppen 1,00 m oder bei Treppen mit gekriimmter Lauflinie 1,10 m betragt.
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Zu Punkt 2.4.3

Diese Bestimmung wurde in dieser Ausgabe der OIB-Richtlinie 4 gewahlt, da ein im europaischen
Raum durchgefiihrter Vergleich ergab, dass die bisher geforderten Breiten deutlich Gber dem fir
die Erfullung des Schutzzieles ,gesicherte Flucht* notwendigen Breiten lagen. Eine Reduktion der
Fluchtwegsbreiten erscheint somit als gerechtfertigt.

Zu Punkt 2.4.4

Die in diesem Punkt maximal zulassige Einengung durch Treppenschragaufziige in nicht
betriebsbereiten Zustand (Parkstellung) schlie3t auch die systembedingten Trag- und
Fuhrungsschienen im unbedingt erforderlichen Ausmalf ein.

Neu aufgenommen wurde die Zulassigkeit von Einengungen bei der Treppenart ,Haupttreppen,
ausgenommen Wohnungstreppen®, durch Handlaufe um nicht mehr als 10 cm je Seite. Da
Wohnungstreppen und Nebentreppen bereits eine geringe lichte Treppenlaufbreite aufweisen, ist
eine weitere Einschrankung durch Handlaufe daher nicht vertretbar.

Da Handlaufe in einer Hohe von 85 cm bis 1,10 m Uber der Standflache anzuordnen sind, kann
davon ausgegangen werden, dass diese den Fluchtstrom nicht negativ beeinflussen. Die fir die
Festlegung der Fluchtwegsbreite relevante Breite eines Menschen befindet sich nicht in Hufthdhe,
sondern in Schulterhthe. Zwei nebeneinander fliehende Personen benétigen in der Regel in
Schulterhdhe ca. 1,20 m, wahrend in Hifthéhe 1,00 m ausreichend sind.

Zu Punkt 2.6: Vermeidung des Unterlaufens von Podesten, Treppenlaufen und Rampen

Da sich die Anforderung, Bereiche unter Podesten und Treppenlaufen abzusichern, auf allgemein
zugangliche Bereiche bezieht, wird klargestellt, dass Bereiche innerhalb von Wohnungen, Ein- und
Zweifamilienhausern sowie Reihenhausern und Bereiche in betrieblich genutzten Raumen, in
denen nicht mehr als 15 Personen gleichzeitig anwesend sind, davon nicht betroffen sind.

Zu Punkt 2.7: Allgemeine Anforderungen an Tiren
Zu Punkt 2.7.1

Hinsichtlich der Bemessung der Breite der nutzbaren Durchgangslichte ist die Begriffsbestimmung
.Durchgangslichte, nutzbare Breite" zu beachten.

Zu Punkt 2.8: Turen im Verlauf von Fluchtwegen
Zu Punkt 2.8.1

Bei Personenzahlen Uber 120 Personen sind die erforderlichen Durchgangsbreiten in Analogie zu
jenen der Génge und Treppen zu ermitteln.

Ein im europaischen Raum durchgefiihrter Vergleich ergab, dass die bisher geforderten Breiten
deutlich tUber dem fur die Erfullung des Schutzzieles ,gesicherte Flucht” notwendigen Breiten
lagen. Eine Reduktion der Mindestbreiten von Tiren im Verlauf von Fluchtwegen erscheint somit
als gerechtfertigt.

Da nunmehr fiir 120 Personen eine nutzbare Breite der Durchgangslichte der Tiren im Verlauf von

Fluchtwegen von 1,00 m genigt, kénnen Gange und Treppen mit 1,20 m Breite leichter realisiert
werden.
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Im Hinblick auf die Zuteilung der Personenzahlen zu den Tiren gilt beispielsweise:

max. 40 Personen max. 40 Personen

80 max. 80 Personen 80

T

max. 180 Personen 100 cm = 120 Personen
+10 cm je 10 Personen
160 cm = 180 Personen

‘_ 160 ’
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Abbildung 3

Zu Punkt 2.8.2

Grundsatzlich sind in Fluchtwegen nur Drehfligeltiren zuldssig. Die Ausnahme bezieht sich auf
andere Turen, die jedoch durch besondere MaBnahmen dennoch eine gleiche Funktionssicherheit
im Fluchtfall gewahrleisten. Bei automatischen Schiebetliiren ware dies beispielsweise dann der
Fall, wenn die einzelnen Fligel bei entsprechender Druckaustibung wie Drehfligel in
Fluchtrichtung ausschwenken, oder durch redundante Antriebstechnik mit entsprechender
Eigensicherheit. Dabei wird Eigensicherheit durch folgende Merkmale sichergestellt:

o Einfehlersicherheit durch 2-Motorentechnik und redundanter Steuerung bzw. mechanischem
Kraftspeicher.

e Programmschalter abschlieRbar. Der Programmschalter darf nur von berechtigten Personen
bedient werden. Die gewahlte Betriebsart muss eindeutig erkennbar sein.

o Selbstiiberwachender Bewegungsmelder in Fluchtrichtung. Die Ansteuerung hat min. 1,50 m
vor den Turfligeln zu erfolgen.

¢ Die Funktionsfahigkeit muss standig Gberwacht werden. Wird ein Defekt diagnostiziert, fahrt
die Tir in Offenstellung und gibt den Fluchtweg frei.

e Hinweis zum Verriegeln von Flucht- und Rettungswegtiren:
Automatische Schiebetiiren fir den Einsatz in Fluchtwegen dirfen verriegelt werden, sofern
fur diesen bestimmten Zeitraum an diese Schiebetur keine Anforderungen als Flucht- und
Rettungsweg bestehen. Dies ist Ublicherweise der Fall, wenn sich keine Personen mehr im
Gebéaude aufhalten, oder wenn fir diese Personen ein anderer Fluchtweg ausgewiesen ist.
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Tiren innerhalb von Wohnungen und Turen von Raumen, in denen nicht mehr als 15 Personen
gleichzeitig anwesend sind, sind von der Anforderung ausgenommen. Es wird davon
ausgegangen, dass in Wohnungen in der Regel nicht mehr als 15 Personen gleichzeitig anwesend
sind und dabei unkontrolliertes Fluchtverhalten nicht zu erwarten ist. Die Ausnahme fir 15
Personen ist in Ubereinstimmung mit der Arbeitsstattenverordnung (AStV) getroffen worden.

Zu Punkt 2.8.4

Die Bestimmung, wonach bei mehr als 15 Personen, Turen im Verlauf von Fluchtwegen in
Fluchtrichtung aufzugehen haben, wurde in Ubereinstimmung mit der Arbeitsstattenverordnung
(AStV) definiert, da davon ausgegangen wird, dass es sich hierbei um eine in der Praxis erprobte
Regelung handelt.

Der Anforderung, dass solche Turen jederzeit leicht und ohne fremde Hilfsmittel gedffnet werden
kénnen missen, wird jedenfalls durch einen Notausgangsverschluss gema ONORM EN 179,
Ausgabe 2008-04-01 entsprochen.

Zu Punkt 2.8.5

Der Anforderung, dass solche Tlren mit einem Paniktrverschluss auszustatten sind, wird durch
einen Panikturverschluss gemall ONORM EN 1125, Ausgabe 2008-04-01 entsprochen.

Zu Punkt 2.9: Zusatzliche Anforderungen an barrierefreie Tlren

Da in dieser Ausgabe der OIB-Richtlinie 4 auf einen Verweis auf die ONORM B 1600 verzichtet
wurde, war es notwendig, die Anforderungen an barrierefreie Turen aufzunehmen.

Zu Punkt 2.9.1

Da innerhalb einer barrierefreien Wohnung Tidren nicht zu allen Raumen notwendig sind,
beschrankt sich der Anfahrbereich nur auf die Wohnungseingangstire, Tlren zu Sanitarrdumen
sowie die Tur zu einem Aufenthaltsraum. Der Platzbedarf fur die Anfahrbereiche wurde durch
Quadratmeterangaben geregelt, um den jeweiligen nutzerspezifischen Anforderungen gerecht
werden zu kénnen.

Zu Punkt 2.9.2

Sofern Turen von Menschen mit Behinderungen nicht leicht gedffnet werden kdnnen, ist eine
motorische  Unterstlitzung, ein  FreilauftirschlieBer oder eine Brandfallsteuerung als
Kompensationsmalinahme zu installieren.

Zu Punkt 2.9.3

Im Sinne der Barrierefreiheit ist vor Schwenkbereichen automatischer Tlren ein taktiles
Aufmerksamkeitsfeld anzuordnen, da blinde Menschen ansonsten von den ausschwenkenden
automatischen Tiren erfasst werden und somit eine Verletzungsgefahr besteht.

Zu Punkt 2.10: Stellplatze fur Kraftfahrzeuge in Gebauden und im Freien

Die Mindestanzahl der Stellplatze fir Personenkraftwagen bei einem Bauvorhaben sowie die
Mindestanzahl an barrierefrei zu errichtenden Stellplatzen fiir Personenkraftwagen wird in den
jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen geregelt. Die OIB-Richtlinie 4 legt lediglich fest, wie
Stellplatze sowie barrierefreie Stellplatze ausgefiihrt werden missen.

Zu Punkt 2.10.3

In der EWG-Richtlinie 71/320/EWG idF 2002/78/EG Anhang Il Bremsprifungen und
Bremswirkungen wird fur Fahrzeuge der Klassen M und N unter Punkt 2.1.3.1 normiert, dass die
Feststellboremsanlage, auch wenn sie mit einer anderen Bremsanlage kombiniert ist, das beladene
Fahrzeug auf einer Steigung oder einem Gefalle von 18 % im Stillstand halten kénnen muss.
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Im Sinne der EWG Richtlinie 70/156/EWG bedeutet
o Klasse M: fur die Personenbefdrderung ausgelegte und gebaute Kraftfahrzeuge mit
mindestens vier Radern,
o Kilasse N: fur die Guterbeforderung ausgelegte und gebaute Kraftfahrzeuge mit mindestens
vier Radern.

Entsprechende Regelungen sind in der ECE-Regelung Nr. 13, Anhang 4.2.3.1 enthalten. Insofern
entspricht die maximale Rampenneigung von 18 % auch der einschlagigen Prifvorschrift fur
zugelassene Feststellbremsen.

Werden Rampen als ErschlieBungsweg fur FuRganger oder als einziger Fluchtweg verwendet,
durfen diese gemafl Punkt 2.2.1 und Punkt 2.2.2 der OIB-Richtlinie 4 nur eine Neigung von
hochstens 10 % bzw. bei barrierefreier Gestaltung 6 % aufweisen. Zu beachten ist jedoch Punkt
5.5.2 (c) der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen, Uberdachten Stellplatzen und
Parkdecks"; demgemal3 darf bei Rampen, die als zweiter Fluchtweg benitzt werden kdnnen, die
Neigung 10 % Ubersteigen.

Zu Punkt 2.10.4

Die in Tabelle 2 geforderten Mindestwerte gelten ausschlie@lich fir Personenkraftwagen. Der
Platzbedarf fur andere Kraftfahrzeuge (z.B. einspurige Kraftfahrzeuge, Lastkraftwagen und
Omnibusse) sowie fur Fahrrader wird in der OIB-Richtlinie 4 nicht geregelt.

Die in Tabelle 2 geforderten Mindestwerte sind als lichtes Maf3 anzusehen und dirfen nicht durch
Einbauten wie z.B. Saulen, Wandscheiben und Installationen eingeschrankt werden. Bei
Anordnung von zwei nebeneinander liegenden barrierefreien Stellplatzen kann der geforderte
Bereich zum Ein- und Austeigen von 1,20 m gemeinsam genutzt werden.

Siehe dazu Anhang A, Abbildung 5.
Zu Punkt 2.10.6

Mit der Bestimmung, dass die lichte Héhe Uber die gesamte Flache von Fahrgassen und Rampen
einen bestimmten Mindestwert erreichen muss, wird Kklargestellt, dass Unterschreitungen,
beispielsweise durch haustechnische Anlagen, unzulassig sind. Um eine sichere Benitzung
gewahrleisten zu koénnen, ist die lichte Raumhohe bei notwendigen Installationen im
Deckenbereich oder abgehangten Deckenkonstruktionen von vornherein mit der erforderlichen
Konstruktionshtéhe zu beaufschlagen.

Die Grundanforderung einer Raumhohe von 2,10 m fur Raume, die keine Aufenthaltsraume sind,
geht konform mit den Anforderungen der OIB-Richtlinie 3 ,Hygiene, Gesundheit und
Umweltschutz“. Erleichterungen bestehen allerdings im Bereich der Stellplatze fir Kraftfahrzeuge
selbst.

Zu Punkt 3: Schutz vor Rutsch- und Stolperunféllen
Zu 3.1: Allgemeine Anforderungen
Zu Punkt 3.1.1

Die Rutschhemmung eines Bodenbelages hangt insbesondere von dessen Material und
Oberflachenstruktur sowie von der Feuchtigkeit und meteorologischen Einflissen ab.

Bodenbelége, die von einer harmonisierten Europdischen Norm erfasst sind, tragen eine CE-
Kennzeichnung und enthalten in der beigefligten Leistungserklarung — je nach Produktnorm —
Angaben zur Rutschhemmung, zum Gleitverhalten, zum Rutschverhalten oder zur Reibung. Diese
Kennwerte (wesentliche Merkmale) koénnen zur Beurteilung herangezogen werden, ob der
betreffende Bodenbelag die zielorientierte Anforderung des Punktes 3.1.1 erfillt. In den
harmonisierten Produktnormen, die als Basis fir die CE-Kennzeichnung dienen, werden fir
unterschiedliche Bodenbelage verschiedene Prifnormen bzw. Technische Spezifikationen
angewendet, wie z.B.:
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e ONORM EN 14231, Ausgabe 2003-07-01 ,Priifverfahren fiir Naturstein — Bestimmung des
Gleitwiderstandes mit Hilfe des Pendelprufgeréates”,

e ONORM EN 13893, Ausgabe 2003-03-01 ,Elastische, laminierte und textile Bodenbelage —
Messung des Gleitreibungskoeffizienten von trockenen Bodenbelagsoberflachen®,

e ONORM CEN/TS 15676, Ausgabe 2008-01-01 ,HolzfuRbdden — Gleitwiderstand —
Pendelprifung®,

e ONORM EN 13036-4, Ausgabe 2011-11-15 ,Oberflacheneigenschaften von StraRen und
Flugplatzen — Prufverfahren — Teil 4: Verfahren zur Messung der Griffigkeit von Oberflachen:
Der Pendeltest",

e ONR CEN/TS 16165, Ausgabe 2012-11-15 ,Bestimmung der Rutschhemmung von
FuRbdden — Ermittlungsverfahren (CEN/TS 16165:2012)".

Aufgrund der unterschiedlichen Prifnormen ist es derzeit nicht mdoglich, einheitliche, fur alle
Bodenbelage  glltige  quantitative  Anforderungen an die  Rutschhemmung  bzw.
Gleitreibungskoeffizienten von Bodenbeldgen festzulegen, als Orientierungshilfe fir Béden aus
keramischen Material (glasiert und unglasiert), Glas, Natursteinprodukte, Beton und Kunststein
(zement- und reaktionsharzgebunden) kann jedoch z.B. folgende Studie dienen:

e Hirm, G. und Hirm, T.: Messungen des Gleitreib-Koeffizienten zur Beurteilung des p-Wertes
von begehbaren Oberflachen, Version C, Klagenfurt 2014 (www.gleitreibung.eu).

Zu Punkt 3.2: Treppen
Zu Punkt 3.2.1

Verschiedene  GeschofRhéhen innerhalb  eines  Gebaudes  bewirken  verschiedene
Steigungsverhaltnisse bei den jeweiligen Treppenldufen zwischen den einzelnen Geschol3en.
Innerhalb eines einzelnen Treppenlaufes darf das Steigungsverhaltnis nicht gewechselt werden.

Da in Gebauden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, gemaR Punkt 2.1.5 der
OIB-Richtlinie 4, zur Uberwindung von Niveauunterschieden Rampen oder zusétzlich zu Treppen
Personenaufziige bzw. vertikale Hebeeinrichtungen (z.B. Treppenschragaufziige) errichtet werden
missen, entfallt in der Tabelle 3 der OIB-Richtlinie 4 das Steigungsverhaltnis 16 cm / 30 cm.

Treppen mit gekrimmter Lauflinie kdnnen in jenen Fallen als gleichwertig betrachtet werden, wenn
innerhalb eines Abstandes von jeweils 40 cm von beiden seitlichen Begrenzungen des
Treppenlaufes (Absturzsicherung oder Wand, ohne Berlcksichtigung der Handlaufe) die
Steigungsverhaltnisse der Schrittmallregel (2 x Stufenhdhe + Stufenauftritt = 62 cm + 3 cm)
entsprechen.

Zur Vereinfachung wurde auf die Begriffe ,Allgemeine Gebaudetreppen” und ,Treppen im Freien”
verzichtet. Es gibt nur noch die Treppenarten ,Haupttreppe“ und ,Nebentreppe”, wobei bei
Haupttreppen eine Untergliederung in ,Haupttreppen, ausgenommen Wohnungstreppen“ und
~Wohnungstreppen“ vorgenommen wurde.

Eine Haupttreppe fuhrt zu AufenthaltsrAumen, allgemein zuganglichen Bereichen sowie Rdumen
der taglichen Nutzung. Die Wohnungstreppe ist somit eine Haupttreppe.

Wohnungstreppen sind Treppen in Wohnungen sowie Treppen von Gebauden oder Gebaudeteilen
mit nicht mehr als zwei Wohnungen und innerhalb von Reihenhé&usern.

Daher dirfen gemdal3 Tabelle 3 der OIB-Richtlinie 4 Haupttreppen, ausgenommen
Wohnungstreppen mit einem maximalen Steigungsverhéltnis von 18 cm / 27 cm und
Wohnungstreppen mit einem maximalen Steigungsverhaltnis von 20 cm / 24 cm errichtet werden.

Es ergeben sich dabei folgende grundsatzliche Anwendungsbeispiele:
« Wohngebaude mit drei oder mehr Wohnungen
o allgemeine Treppen innerhalb und auRerhalb des Gebaudes: 18 cm / 27 cm
o Treppen innerhalb der Wohnungen: 20 cm / 24 cm
« Einfamilienhaus und Doppelhaus
o allgemeine Treppen innerhalb und auRerhalb des Gebaudes: 20 cm / 24 cm
o Treppen innerhalb der Wohnungen: 20 cm / 24 cm
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« Reihenhaus
o allgemeine Treppen aulRerhalb des Gebdudes: 18 cm /27 cm
o innerhalb des Reihenhauses: 20 cm /24 cm
o Alle anderen Geb&ude
o allgemeine Treppen innerhalb und auRerhalb des Gebaudes: 18 cm / 27 cm

Zu Punkt 3.2.2

Die Regelung, dass die Podesttiefe zumindest der lichten Treppenlaufbreite entsprechen muss gilt
nunmehr auch fur Gebaude oder Gebaudeteile, die barrierefrei zu errichten sind. Die Forderung,
dass die Podesttiefe mindestens 1,50 m betragen muss, wurde aufgehoben, da diese in der Praxis,
speziell bei Richtungsanderungen um 90 Grad, schwer zu realisieren war.

Zu Punkt 3.2.3

Da eine Bergung von Personen mittels Tragen Uber herkdmmliche Spindeltreppen
(Wendeltreppen) oder stark gerundete Treppen in der Praxis oft nur unter schwierigen
Bedingungen oder Uberhaupt nicht mdglich ist (in solchen Fallen kommt manchmal nur noch eine
Bergung durch die Feuerwehr Uber die Fassade in Betracht), sollen jedenfalls die hier genannten
Mindestkriterien beachtet werden.

Haupttreppen mit gekrimmter Gehlinie kénnen demnach bedeuten:

HAUPTTREPPEN MIT GEKRUMMTER GEHLINIE

W @

GEWENDELTE TREPPE GERUNDETE TREPPE SPINDELTREPPE

Abbildung 4

Im Gegensatz zum verwendeten Begriff der lichten Treppenlaufbreite”, der fir die Flucht relevant
ist, wird bei der Ermittlung der gekrimmten Lauflinie aus ergonomischen Grinden von der
snutzbaren Treppenlaufbreite® und somit von der Absturzsicherung oder Wand (jedoch ohne
Berlicksichtigung des Handlaufs) ausgegangen.

In der ONORM B 5371, Ausgabe 2011-08-15, Punkt 7, Bilder 6 und 7 werden weiters die relativ
komplexen Zusammenhange zwischen ,nutzbarer Treppenlaufbreite” und Lage des Gehbereiches
in Abhé&ngigkeit von der Anordnung der Handlaufe bei gewendelten Laufteilen dargestellt.

Die Anforderung, dass in Gebduden oder Gebaudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind,
Haupttreppen geradlaufig sein missen, leitet sich davon ab, dass diese Treppen auch fir
Menschen mit Behinderungen Uber die gesamte Treppenlaufbreite in beiden Richtungen sicher
und bequem begehbar sind.

Zu Punkt 3.2.4

Hinsichtlich der Kennzeichnung von An- und Austrittstufen eines Treppenlaufes ist ein Kontrast
zwischen der Kennzeichnung zu der umgebenden Oberflache von mindestens 50 % zu
gewahrleisten (Differenz des Lichtreflexionsgrades LRV der beiden Oberflachen). Die
Kennzeichnung muss Uber die gesamte Treppenbreite fihren und mindestens 5 cm breit sein.
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Zu Punkt 3.2.5

Die Forderung, dass bereits bei zwei Stufen ein Handlauf zu errichten ist, dient der
Nutzungssicherheit. Handlaufe sind auf beiden Seiten anzubringen, damit die Treppenlaufe
gleichzeitig aus beiden Gehrichtungen und in jeder Richtung gleich sicher benutzt werden kénnen.

Zu Punkt 3.2.6

Dieser Punkt dient der Klarstellung, dass Auf3entreppen denselben Anforderungen unterliegen wie
Treppen innerhalb von Geb&uden.

Zu Punkt 4: Schutz vor Absturzunféallen
Zu Punkt 4.1: Erfordernis von Absturzsicherungen
Zu Punkt 4.1.1

Ab einer Fallhéhe von 1,00 m ist jedenfalls eine Absturzsicherung erforderlich. Bei Fallhéhen von
60 cm bis 1,00 m ist im Einzelfall zu beurteilen, ob eine Absturzsicherung vorgesehen werden
muss. Bei Fallhéhen von weniger als 60 cm kann von einer Absturzsicherung abgesehen werden
(,akzeptiertes Risiko").

Bei der Ermittlung der Gefahr eines Absturzes (im Bereich zwischen 60 cm und 1,00 m) wird
beispielsweise auf die Absturzhéhe unter Beriicksichtigung der seitlichen Neigung der
absturzgefahrlichen Stelle, auf die Art des Untergrundes im Sturzbereich und auf das zu
erwartende spezifische Benutzerverhalten Bedacht zu nehmen sein.

So kann beispielsweise im Zusammenhang mit flach geneigten Bdschungen trotz grof3erer
Niveauunterschiede (= Absturzhdhe) eine Absturzgefahr nur in geringen Ausmalf3en bestehen. Bei
Bauten jedoch, die auch von Kindern, Personen mit Behinderung oder &lteren Personen benutzt
werden, kann eine Absturzhdhe unter einem Meter bereits eine Gefahr darstellen, die erhebliche
Auswirkungen nach sich ziehen kann.

Als Beispiel fir besonders geringe Absturzhéhen mit gefahrlichen Begleitumstanden im Falle eines
~Abstlirzens®, kdnnen Gastgartenpodeste, die auf oder neben Fahrbahnen angeordnet sind,
genannt werden.

Zu Punkt 4.2: Anforderungen an Absturzsicherungen
Zu den Punkten 4.2.1 und 4.2.2

Siehe dazu Anhang B, Abbildung 6 und Abbildung 7.
Zu den Punkten 4.2.2 und 4.2.3

Die Bestimmungen gelten fir Gebaude, die nach ihrem Verwendungszweck auch Kindern
zuganglich sind. Zu solchen Gebauden zahlen beispielsweise neben Kindergarten, Schulen und
Wohngebauden auch 6ffentliche Gebaude, Tourismusbetriebe, Banken, Biiros, Arztpraxen u.A.

Gebaude oder Gebaudeteile, die typischerweise nur fur Betriebsangehérige zuganglich sind, sind
von den Regelungen der Punkte 4.2.2 und 4.2.3 der OIB-Richtlinie 4 ausgenommen (vgl. dazu
auch Punkt 4.2.4 der OIB-Richtlinie 4).

Die Bestimmungen zielen darauf ab, dass Gelander, Bristungen und Treppen in Gebauden, die
nach ihrem Verwendungszweck auch Kindern zuganglich sind, so ausgefiihrt werden, dass sie ein
Hochklettern erschweren, bzw. dass ein Durchschlipfen oder Durchrutschen an
absturzgefahrdeten Stellen vermieden wird.

Zu Punkt 4.2.3

Siehe dazu Anhang B, Abbildung 8.
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Zu Punkt 4.2.5

Bei der Beurteilung, ob ein Verbund-Sicherheitsglas im Sinne dieser Bestimmung geeignet ist, ist
der ONORM B 3716-3, Ausgabe 2015-01-01 zu entnehmen, wobei insbesondere auf Folgendes
Bedacht zu nehmen ist:

Lagerung des Glases (z.B. punkt- oder linienférmig, ein- oder mehrseitig)
Dicke der Glasscheibe(n) und der Folien

Flache der Glasscheibe

Glasart

Verankerung der Tragkonstruktion

Zu Punkt 5: Schutz vor Aufprallunféallen und herabstirzenden Gegenstanden
Zu Punkt 5.1: Glasturen und Verglasungen ohne absturzsichernde Funktion
Zu Punkt 5.1.1

Grundsatzlich ist in Verkehrsbereichen bis zur geforderten Héhe Einscheibensicherheitsglas (ESG)
am zweckmaRigsten, da ESG eine hthere Zugfestigkeit aufweist und ohne scharfe Kantenbildung
bricht. Dabei wird davon ausgegangen, dass das Schutzziel unabhangig von deren Anzahl fur alle
Benutzer gilt, somit auch in Wohnungen und Einfamilienhdusern. Unter Verglasungen entlang
begehbarer Flachen sind Verglasungen im Inneren von Gebauden, aber auch zu Terrassen,
Loggien und Balkonen zu verstehen.

Besondere Anforderungen gelten jedoch zusatzlich fur Flachen mit méglichem Menschengedrénge.
Diese werden insbesondere in der ONORM EN 1991-1-1, Ausgabe 2011-09-01
mit der Nutzungskategorie C5 definiert, wonach beispielsweise Gebaude mit offentlichen
Veranstaltungen, wie Konzertsdle, Sporthallen mit Triblnen, Terrassen und Zugangsbereiche
sowie Bahnsteige darunter fallen.

Zu Punkt 5.1.2

Bei Mehrscheiben-Isolierglas gelten die Anforderungen gem. Punkt 5.1.1 lediglich an die Scheiben
an der Seite oder den Seiten der Einwirkung, sofern sichergestellt ist, dass ein Durchstof3en nicht
madglich ist. Dies kann bei Verbund-Sicherheitsglas (VSG) jedenfalls als gegeben betrachtet
werden, bei Einscheibensicherheitsglas (ESG) muss dieses jedoch so bemessen sein, dass ein
DurchstoRen verhindert wird. Ein Nachweis kann auch mittels Pendelschlagversuchs nach
ONORM EN 12600, Ausgabe 2003-05-01 mit einer Fallhéhe von 450 mm gefihrt werden. Die
weiteren Scheiben, an die somit keine Anforderungen gelten, missen durch Abstandhalter von der
oder den der Einwirkung ausgesetzten Scheibe(n) getrennt werden.

Zu Punkt 5.1.3

Es wird davon ausgegangen, dass ein ausreichender Schutz vor Aufprallunfallen gegeben ist,
wenn Glastiren Uber eine Rahmenbreite von mindestens 10 cm bzw. beidseitig zugéngliche
Glasflachen uber einen kontrastierenden Sockelbereich von mindestens 30 cm Hohe verfigen. Ist
eine Kennzeichnung erforderlich, so ist diese entsprechend dem Stand der Technik mit einem
hellen und einem dunklen, méglichst gleich groRen Flachenanteil auszufiihren, wobei ein Kontrast
zwischen diesen Flachen von mindestens 50 % zu gewahrleisten ist (Differenz des
Lichtreflexionsgrades LRV der beiden Oberfléachen).

Zu Punkt 5.1.4

Dieser Punkt bertcksichtigt, dass berstende ESG-Scheiben (im Gegensatz zu gewéhnlichem
Floatglas oder VSG, wobei bei Letzterem bei Bruch des Glases sogar eine Resttragfahigkeit
angenommen werden kann) ab einer gréReren Splitterfallhéhe problematisch sein kénnen, da
durch splitternde und spontan abstirzende Glasteile Menschen verletzt werden kdénnen. Da bei
heiRgelagertem thermisch vorgespanntem Kalknatron-Einscheibensicherheitsglas nach ONORM
EN 14179-2, Ausgabe 2005-08-01, der Heil3lagerungsprozess (Heat-Soak-Prozess), welcher nach
der ONORM EN 14179-1, Ausgabe 2005-08-01 durchzufiihren ist, ist die Wahrscheinlichkeit von
Spontanbriichen vernachlassigbar klein. Mdégliche Schadensfolgen durch das verbleibende
Restrisiko sollen durch die Ausfiihrungsarten der Lagerungen minimiert werden. Aufgrund der EU-
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Bauproduktenverordnung (305/2011) kénnen Europédische Technische Bewertungen in den
Mitgliedstaaten nicht mehr fur verbindlich erklart werden, nationale Zulassungen jedoch schon. Aus
diesem Grunde wurde zusatzlich auch die Méglichkeit einer Bautechnischen Zulassung fiir diese
Systeme vorgesehen.

Zu Punkt 5.2: Abrutschen von Schnee und Eis

Das Abrutschen von Schnee und Eis bei geneigten Dachern hangt von den klimatischen und
ortlichen Gegebenheiten sowie der Oberflachenbeschaffenheit und der Neigung der Dachflachen
ab. Aus diesem Grund wurde eine zielorientierte Formulierung gewabhlt.

Zu Punkt 5.3: Horizontalverglasungen
Zu Punkt 5.3.1

Generell wird hier klargestellt, dass Horizontalverglasungen (Uberkopfverglasungen), sofern nicht
Erleichterungen im Sinne des Punktes 5.3.2 zur Anwendung gelangen, aus Verbund-
Sicherheitsglas (VSG) zu bestehen haben, um im Bruchfall eine gewisse Resttragféhigkeit
gewahrleisten zu kénnen.

Fur Einfachverglasungen bzw. fir die untere Scheibe von Isolierverglasungen sollte dabei nur
geeignetes VSG verwendet werden. Hier geht es in erster Linie um die Resttragfahigkeit, wobei
ESG oder ein — nur aus ESG hergestelltes — VSG diese Resttragfahigkeit nicht besitzen.

Die Forderung der OIB-Richtlinie 4 orientiert sich an der ONORM B 3716-2, Ausgabe 2013-04-01,
wonach bei Glasdéachern und Oberlichten fir Einfachverglasungen und fur die untere Scheibe bei
Isolierverglasungen VSG aus Floatglas oder geeignetes Glas mit Sicherheitseigenschaften zu
verwenden oder Schutzvorrichtungen gegen das Herabfallen von Glasstlicken vorzusehen sind.

Die Verwendung von teilvorgespanntem Glas (TVG) ist aufgrund des annahernd gleichen
Bruchverhaltens wie Floatglas und somit der im Verbund mit anderen Glasscheiben erhdhten
Resttragfahigkeit (also VSG aus TVG) sowie den gegeniiber Floatglas erhéhten Zugeigenschaften
im Horizontalbereich besonders empfehlenswert.

Zu Punkt 6: Blitzschutz

Die Ausnahme von der Verpflichtung zur Errichtung einer Blitzschutzanlage wurde in Abstimmung
mit der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz” fir Geb&ude mit nicht mehr als 400 m? Brutto-Grundflache
der oberirdischen Geschol3e festgelegt.

Zu Punkt 7: Zusatzliche Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung von Geb&auden

Welche Gebaude oder Gebaudeteile barrierefrei gestaltet werden mussen, wird in den jeweiligen
landesrechtlichen Bestimmungen geregelt. Die OIB-Richtlinie 4 legt lediglich fest, wie diese
Gebaude oder Gebaudeteile ausgefiihrt werden missen, um die Anforderungen an barrierefreie
Gestaltung zu erfillen.

Durch Entfall des Verweises auf die ONORM B 1600 wurden Anforderungen betreffend der
barrierefreien Gestaltung von Gebauden in die OIB-Richtlinie 4 aufgenommen.

Zu Punkt 7.1: Barrierefreie Toilettenrdume
Zu Punkt 7.1.1

Die MindestgroRe von barrierefreien Toilettenrdumen ergibt sich aus der Anforderung, dass
verschiedene Anfahrmoglichkeiten mit dem Rollstuhl zum WC-Sitz — zumindest jedoch eine
seitliche, eine frontale und eine rechtwinkelige Anfahrt — sichergestellt sein mussen.

Zu den Punkten 7.1.2 und 7.1.3

Hier werden die notwendigen Bewegungsflachen und Anfahrflachen fir barrierefreie
Toilettenrdume sowie die fur die Benutzung notwendige Mindestausstattung geregelt.
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Zu Punkt 7.2: Sonstige barrierefreie Sanitarraume
Zu den Punkten 7.2.1 und 7.2.2

Hier werden die notwendigen Bewegungsflachen und Anfahrflaichen fur sonstige barrierefreie
Sanitarrdume sowie die fir die Benutzung notwendige Mindestausstattung geregelt.

Bei Anordnung einer Badewanne anstelle einer Dusche ist, um die notwendigen
Bewegungsflachen zu gewahrleisten, eine entsprechend grol3ere Flache, als die in Punkt 7.2.2
festgelegten 5,00 m2 erforderlich.

Zu Punkt 7.4: Barrierefreie Wohngebaude
Zu Punkt 7.4.1

Die Anpassbarkeit betrifft nur die Wohnungen, nicht jedoch alle sonstigen Geb&udeteile. Letztere
missen von vorneherein die Anforderungen der Barrierefreiheit erfillen und bilden die
Grundvoraussetzung fir anpassbare Wohnungen.

Zu Punkt 7.4.2

Anpassbare Wohnungen sollen leicht durch bauliche Anderungen nachtraglich barrierefrei gestaltet
werden kénnen.

Wird eine Wohnung barrierefrei angepasst, so kann sich das Ausmald der Anpassung nach den
individuellen Bediirfnissen des Benutzers an bauliche Barrierefreiheit richten und muss nicht alle
Aspekte der Barrierefreineit umfassen (z.B. wenn der Benutzer einen Bedarf hat, einen
Sanitarraum zu vergrol3ern, die vorhandenen Gangbreiten jedoch belassen mochte). Die
Maoglichkeit, alle Aspekte der Barrierefreiheit herzustellen, muss jedoch bestehen.

Unter leicht" ist hierbei zu verstehen, dass die Mdoglichkeit der Anpassung innerhalb des
Wohnungsgrundrisses bereits bei der Planung so bertcksichtigt wird, dass notwendige
MafRnahmen (z.B. Versetzen von Tiren und nichttragenden Wanden, Anderungen von Elektro- und
Sanitarinstallationen) ohne erheblichen Aufwand erreicht werden kdnnen.

Wenn der barrierefreie Zugang zum Freibereich einer Wohnung (siehe Punkte 3.1.3 und 7.3 der
OIB-Richtlinie 4) im Sinne des anpassbaren Wohnbaus erst bei Bedarf hergestellt werden soll (z.B.
durch Einbau eines Lattenrostes auf einem Balkon), ist die Absturzsicherung schon bei der
Errichtung der Wohnung so auszufiihren, dass die erforderliche Mindesthdhe der Absturzsicherung
auch nach der Anpassung gewahrleistet ist.

Zu Punkt 7.5: Barrierefreie Nicht-Wohngebaude
Zu Punkt 7.5.2

Fur die ErschlieBung in Gebduden und zugeordneten AuRenflachen sind zur Orientierung fir
Besucher und Kunden immer visuelle Leitsysteme anzubringen. In Umsetzung des 2-Sinne-
Prinzips sind visuelle Informationen ergédnzend wahlweise mit taktilen oder akustischen
Informationen zu erweitern.

Zu Punkt 7.6: Kontrastierende Kennzeichnung
Menschen mit Sehbehinderung bendtigen zur sicheren Orientierung eine kontrastierende
Kennzeichnung (Farbgebung) der wesentlichen Bauteile und Ausstattungselemente.

Beispielsweise sind Bauteile und Ausstattungselemente wie Turdriicker / Tar / Tirrahmen, Wand /
Boden, Handlauf / Wand, Lichtschalter / Wand kontrastierend zu gestalten.
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Zu Punkt 7.7: Erleichterungen bei bestehenden Gebauden

Da in dieser Ausgabe der OIB-Richtlinie 4 auf einen Verweis auf die ONORM B 1600 verzichtet
wurde, war es notwendig, einige Erleichterungen bei Zu- und Umbauten an bestehenden
Gebauden, unabhangig von der in Punkt 0 enthaltenen Bestimmung betreffend der Anwendung der
OIB-Richtlinie 4 an bestehenden Bauwerken, aufzunehmen. Speziell wurden dabei die
Erleichterungen beziglich ,Rampen®, ,ErschlieBung des Haupteingangs“ und ,Personenaufziige“
berucksichtigt, da sich diese in der Praxis als unerlasslich herausgestellt haben.

Zu Punkt 8: Sondergebaude

Die fur Schutzhitten in Extremlage geltenden Ausnahmen ergeben sich aufgrund des in der Regel
zu erwartenden Benutzerkreises sowie der besonderen Gegebenheiten im alpinen Bereich (wie
z.B. Schneeansammlungen im umgebenden AufRenbereich von Schutzhtten).
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ABSTAND GELANDER ZUM TREPPENLAUF

WURFEL max.
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Abbildung 8
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Oi2-Richtlinie 5

Schallschutz

Ausgabe: Marz 2015
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlages
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaf § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1

2.2

2.2.1

2.2.2

2.2.3

Vorbemerkungen

Diese Richtlinie ist fur Gebaude und Gebaudeteile anzuwenden, welche dem léangeren Aufenthalt
won Menschen dienen und deren widmungsgerechte Nutzung einen Ruheanspruch bewirkt. Dazu
zahlen insbesondere Wohngebaude, Wohnheime, Blrogebaude, Beherbergungsstatten, Schulen,
Kindergéarten, Krankenh&user etc.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Baulicher Schallschutz
Anwendungsbereich

Die festgelegten Anforderungen dienen der Sicherstellung eines fir normal empfindende Menschen
ausreichenden Schutzes von Aufenthalts- und Nebenrdumen wvor Schallimmissionen von auf3en und
aus anderen Nutzungseinheiten desselben Gebdudes sowie aus angrenzenden Gebauden.

Anforderungen an den Schallschutz von AuRenbauteilen

Der maf3gebliche standortbezogene und gegebenenfalls bauteillagebezogene Aufl3enlarmpegel ist
nach dem Stand der Technik unter Anwendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel) zu er-
mitteln. Es hat dies getrennt fir Tag (06:00 bis 22:00 Uhr) und Nacht zu erfolgen, wobei der jeweils
unginstigere Wert fur die Ermittlung der Anforderungen heranzuziehen ist.

Sofern sichaus den Punkten 2.2.3 und 2.2.4 keine hdheren Anforderungen ergeben, durfen unab-
hangig vom malgeblichen AuRBenlarmpegel und der Gebadudenutzung die Werte fir das bewertete
resultierende Bauschallddmm-Mald R’res,w der Au3enbauteile gesamt von 33 dB und das bewertete
Schallddmm-Maf} Rw der opaken AulRenbauteile von 43 dB nicht unterschritten werden.

Fir Wohngebaude, -heime, Hotels, Schulen, Kindergarten, Krankenhdauser, Kurgeb&ude u. dgl. dir-
fen fur die Schalldammung der Aul3enbauteile von Aufenthaltsrdumen folgende Werte nicht unter-
schritten werden:

Mindesterforderliche Schalldammung von AuRenbauteilen fir Wohngeb&ude, -heime, Hotels, Schulen, Kindergarten,
Krankenhéauser, Kurgebaude u. dgl.
MaRgeblicher AuBBen- Aullen- Fenster und DeckenundWande | Decken undWande Gebéaude-
AuRenlarmpegel | bauteile | bauteile AuRentlren gegennichtausge- | gegen Durchfahr- | trennwéande
[dB] gesamt opak [dB] baute Dachraume ten und Garagen (je Wand)

[dB] [dB] [dB] [dB] [dB]
Tag Nacht R'resw Ry Ry Rw+Ci R'w R'w Ry
<45 <35 33 43 28 23 42 60 52
46 - 50 36 - 40 33 43 28 23 42 60 52
51 -60 41-50 38 43 33 28 42 60 52
61 51 38,5 43,5 33,5 28,5 a7 60 52
62 52 39 44 34 29 a7 60 52
63 53 39,5 44.5 34,5 29,5 47 60 52
64 54 40 45 35 30 47 60 52
65 55 40,5 45,5 35,5 30,5 47 60 52
66 56 41 46 36 31 47 60 52
67 57 41,5 46,5 36,5 31,5 47 60 52
68 58 42 47 37 32 47 60 52
69 59 42,5 47,5 37,5 32,5 47 60 52
70 60 43 48 38 33 47 60 52
71 61 44 49 39 34 47 60 52
72 62 45 50 40 35 47 60 52
73 63 46 51 41 36 47 60 52
74 64 a7 52 42 37 a7 60 52
75 65 48 53 43 38 a7 60 52
76 66 49 54 44 39 a7 60 52
77 67 50 55 45 40 a7 60 52
78 68 51 56 46 41 a7 60 52
79 69 52 57 47 42 47 60 52
>80 =70 53 58 48 43 47 60 52
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Fir Verwaltungs- und Birogebaude u. dgl. dirfen fur die Schallddmmung der Auf3enbauteile von

Mindesterforderliche Schalldammung von Au3enbauteilen fir Verwaltungs- und Birogebaude u. dgl.

MafRgeblicher Aulen- Aulen- Fenster und Decken undWande | Decken und Wéande Gebéaude-
AuBenlarmpegel bauteile | bauteile AuBentlren gegennichtausge- | gegen Durchfahr- | trennwéande
[dB] gesamt opak [dB] baute Dachraume ten und Garagen (je Wand)
[dB] [dB] [dB] [dB] [dB]
Tag Nacht R resw Rw Ry Ru+Ci R'w R'w Rw
<45 <35 33 43 28 23 42 60 52
46 - 60 36 - 50 33 43 28 23 42 60 52
61 51 33,5 43 28,5 23,5 42 60 52
62 52 34 43 29 24 42 60 52
63 53 34,5 43 29,5 24,5 42 60 52
64 54 35 43 30 25 42 60 52
65 55 35,5 43 30,5 25,5 42 60 52
66 56 36 43 31 26 42 60 52
67 57 36,5 43 31,5 26,5 42 60 52
68 58 37 43 32 27 42 60 52
69 59 37,5 43 32,5 27,5 42 60 52
70 60 38 43 33 28 42 60 52
71 61 39 44 34 29 42 60 52
72 62 40 45 35 30 42 60 52
73 63 41 46 36 31 42 60 52
74 64 42 a7 37 32 42 60 52
75 65 43 48 38 33 42 60 52
76 66 44 49 39 34 42 60 52
7l 67 45 50 40 35 42 60 52
/8 68 46 51 41 36 42 60 52
79 69 47 52 42 37 42 60 52
>80 =70 48 53 43 38 42 60 52
2.2.5 Die Schallddmmung wvon Liftungsdurchfuhrungen wie z.B. Fensterlufter, Einzelraum-Liftungsge-
rate, Zu- und Abluftéffnungen muss so grof3 sein, dass im geschlossenen Zustand das jeweils erfor-
derliche bewertete resultierende Schallddmm-Mal? R'res,wder AuRenbauteile gesamt erfullt bleibt und
im gedffneten Zustand um nicht mehr als 5 dB unterschritten wird.
2.3 Anforderungen an den Luftschallschutz innerhalb von Geb&uden
Wande, Decken und Einbauten zwischen Raumen sind so zu bemessen, dass bedingt durch die
Schallubertragung durch den Trennbauteil und die Schall-Langsleitung z.B. der flankierenden Bau-
teile die folgenden Werte der bewerteten Standard-Schallpegeldifferenz Dn1w nicht unterschritten
werden:
Mindesterforderliche bewertete Standard-Schallpegeldifferenz Datw in Geb&auden
DnT,W [dB]
U aus ohne / mit Verbindung dur_ch
Tlren, Fenster oder sonstige
Offnungen
1 | Aufenthaltsraumen Aufenthaltsraumen anderer Nutzungseinheiten 55 /50
allgemein zuganglichen Bereichen
(zB. Treppenhauser, Gange, Kellerraume, Ge- 55/50
meinschaftsraume)
Nebenraumen anderer Nutzungseinheiten 55/50
2 Hotel-, Klassen-,Kranken- | Raumen gleicher Kategorie 55/50
zimmern, allgemein zuganglichen Bereichen
GruppenraumeninKinder- | (z.B. Treppenhauser, Gange, Kellerraume, Ge- 55/38
garten sowie meinschaftsrdume)
Wohnraumenin Heimen Nebenraumen 50/35
3 | Nebenrdaumen Aufenthaltsrdumen anderer Nutzungseinheiten 50/35
allgemein zuganglichen Bereichen
(z.B. Treppenhauser, Gange, Kellerrdume, Ge- 50/35
meinschaftsraume)
Nebenraumen anderer Nutzungseinheiten 50/35

Als andere Nutzungseinheitsind bei Schulen die einzelnen Klassenzimmer, bei Kindergarten einzelne Gruppenraume,
bei Krankenh&usern einzelne Krankenzimmer, bei Hotels einzelne Hotelzimmer, bei Heimen einzelne Heimzimmer,
beiVerwaltungs-und Blirogebauden aber die fremdgenutzte Betriebseinheitzu sehen.

Bei Gebauden mitgemischter Nutzung sind die Anforderungen entsprechend der speziellen Raumnutzungen anzu-
wenden.
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2.4 Anforderungen an den Luftschallschutz von Tiren innerhalb von Geb&uden

Sofern nicht zur Erfullung der Anforderung an die jeweils erforderliche bewertete Standard-Schall-
pegeldifferenz Dntw gemafl Punkt 2.3 ein hoheres bewertetes Schalldamm-Mald erforderlich ist, darf
das bewertete Schallddmm-Mald Rw von Turen (Turblatt und Zarge) folgende Werte nicht unter-
schreiten:

Mindesterforderliches bewertetes Schallddmm-Mal} Ryvon Tiren (TUrblatt und Zarge)

zwischen und Rw [dB]
AufenthaltsrAumen von Wohnungen ohne akustisch
. R . N . 42
1 allgemein zugénglichen Bereichen abgeschlossene Vorraume oder Dielen
(z.B. Treppenhauser, Gange) Aufenthaltsraumen von Wohnungen mit akustisch 33
abgeschlossenen Vorraumen oder Dielen
R Aufenthaltsraumen anderer Nutzungseinheiten 42
2 | Aufenthaltsraumen — —
Nebenraumen anderer Nutzungseinheiten 33
Raumen derselben Kategorie 42

Hotel-und Krankenzimmern,

3 - : . allgemein zuganglichen Bereichen
Wohnrdumenin Heimen (B. Treppenhéuser, Gange) 33
. Raumen derselben Kategorie 42
Klassenzimmern, . — :
4 allgemein zuganglichen Bereichen

Gruppenrdaumen in Kindergarten

(z.B. Treppenhauser, Gange) 28

Als andere Nutzungseinheitsind bei Schulen die einzelnen Klassenzimmer, bei Kindergarten einzelne Gruppenraume,
bei Krankenhausern einzelne Krankenzimmer, bei Hotels einzelne Hotelzimmer, bei Heimen einzelne Heimzimmer,
bei Verwaltungs-und Birogeb&duden aber die fremdgenutzte Betriebseinheitzu sehen.

Bei Gebauden mitgemischter Nutzung sind die Anforderungen entsprechend der speziellen Raumnutzungen anzu-
wenden.

2.5 Anforderungen an den Trittschallschutz in Geb&uden

Der bewertete Standard-Trittschallpegel L'nT,win RAumen darf folgende Werte nicht tberschreiten:

Hochst zulassiger bewerteter Standard-Trittschallpegel L nrw

in aus L'ntw [dB]

R&aumen anderer Nutzungseinheiten
(Wohnungen, Schulen, Kindergarten, Krankenh&user, Hotels, Heime, 48
Verwaltungs-und Biirogebaude und vergleichbare Nutzungen)

1 | Aufenthaltsraumen | @llgemeinzuganglichen Terrassen, Dachgérten, Balkonen, Loggien und 48
Dachbdden
allgemein zugénglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Laubengange) 50
nutzbaren Terrassen, Dachgéarten, Balkonen, Loggien und Dachb&den 53
Raumen anderer Nutzungseinheiten (Wohnungen, Schulen, Kindergarten,
Krankenh&user, Hotels, Heime, Verwaltungs- und Blrogeb&ude und ver- 53
gleichbare Nutzungen)

2 | Nebenraumen allgemein zuganglichen Terrassen, Dachgarten, Balkonen, Loggien und 53
Dachb6den
allgemein zugénglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Laubengange) 55
nutzbaren Terrassen, Dachgarten, Balkonen, Loggien und Dachbdden 58

Als andere Nutzungseinheitsind bei Schulen die einzelnen Klassenzimmer, bei Kindergarten einzelne Gruppenraume,
bei Krankenh&ausern einzelne Krankenzimmer, bei Hotels einzelne Hotelzimmer, bei Heimen einzelne Heimzimmer,
bei Verwaltungs-und Blirogebauden aber die fremdgenutzte Betriebseinheitzu sehen.

Bel Gebauden mitgemischter Nutzung sind die Anforderungen entsprechend der speziellen Raumnutzungen anzu-
wenden.

Die Anforderungen sind ohne Berlicksichtigung eines den Einrichtungsgegenstanden zuzuordnen-
den Gehbelages (z.B. Teppichbtden, Teppiche, Matten) zu erfillen; in dauerhafter Art und Weise
aufgebrachte Gehbelége (z.B. Estriche, Klebeparkett, Fliesenbelag) kdnnen berlcksichtigt werden.
Fur Beherbergungsstatten sowie bei nicht allgemein zugéanglichen Balkonen ist es zulassig, die An-
forderungen durch standig vorhandene, trittschallddmmende Gehbelage (z.B. Spannteppich, aufge-
klebte Textilbelage, Kunststoffbdden, Linoleum) zu erfillen.
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2.6

2.6.1

2.6.2

2.7

2.7.1

2.7.2

2.7.3

2.8

2.8.1

2.8.2

2.8.3

2.9

Schalltechnische Anforderungen an haustechnische Anlagen

Der durch den Betrieb von haustechnischen Anlagen aus anderen Nutzungseinheiten entstehende
maximale Anlagengerdauschpegel Larmax,nT darf bei gleich bleibenden und intermittierenden Gerau-
schen den Wert von 25 dB, bei kurzzeitigen Gerauschen den Wert von 30 dB nicht Uberschreiten.
Zu Nebenrdumen sind jeweils um 5 dB hdhere Werte zulassig.

Sofern eine mechanische Liftungsanlage in der eigenen Nutzungseinheit vorhanden ist, durfen fir
Aufenthaltsraume mit dem Schutzziel Schlaf (z.B. AufenthaltsrAume in Wohnungen, ausgenommen
Kichen) die Gerdusche dieser Anlage, bezogen auf die lufthygienisch mindesterforderliche Betriebs-
art, einen aquivalenten Anlagengerduschpegel Laegnt vOn 25 dB, fir Aufenthaltsraume mit dem
Schutzziel Konzentration (z.B. Klassenraume) von 30 dB nicht Uberschreiten.

Schalltechnische Anforderungen zwischen Reihenhausern und aneinander angrenzenden
Gebauden

Wande zwischen Reihenhdusern bzw. zwischen angrenzenden Reihenhauseinheiten sowie zwi-
schen aneinander angrenzenden Gebauden sind so auszufihren, dass die bewertete Standard-
Schallpegeldifferenz  DnTw, von 60 dB nicht unterschritten wird. Als Reihenhduser im schalltechni-
schen Sinn gelten auch Gebaude mit bereits zwei statt drei Nutzungseinheiten.

Der bewertete Standard-Trittschallpegel L'ntw von angrenzenden Geb&uden bzw. angrenzenden
Reihenhauseinheiten zu Raumen in Reihenhédusern sowie zwischen aneinander angrenzenden Ge-
bauden darf den Wert von 43 dB nicht Gberschreiten. Als Reihenhauser im schalltechnischen Sinn
gelten auch Gebaude mit bereits zwei statt drei Nutzungseinheiten.

Bezlglich der schalltechnischen Anforderungen an haustechnische Anlagen gelten die Bestimmun-
gen won Punkt 2.6.

Zusatzliche schalltechnische Anforderungen fir Gebaude mit anderer als wohn-, biro- oder
schuléhnlicher Nutzung

Fur Gebaude mit Nutzungseinheiten, deren Emissionsverhalten Uber dem einer wohn- bzw. blro-
ahnlichen Nutzung liegt, gelten erganzend zu den Punkten 2.3 bis 2.6 folgende Anforderungen:

Die fur die Dimensionierung erforderlichen schalltechnischen Kenngroé3en sind nach dem Stand der
Technik zu ermitteln.

Der anzuwendende Planungsbasispegel Lpeim zu schiitzenden Aufenthaltsraum darf durch den Be-
urteilungspegel Lr nicht Uberschritten werden. Kennzeichnende Spitzenpegel La,spdirfen den anzu-
wendenden Planungsbasispegel Lee um nicht mehr als 10 dB Uberschreiten.

Der bewertete Standard-Trittschallpegel L'nt,w zu Aufenthaltsréaumen darf folgende Werte nicht tber-

schreiten:

(a) 38 dB bei nutzungsbedingter Gerauschentwicklung nur zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr,

(b) 33 dB bei nutzungsbedingter Gerauschentwicklung auch zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr und

(c) 60 dB zwischen Aufenthaltsraumen werschiedener Nutzungseinheiten in Verkaufsstatten und in
Gebauden ahnlicher Nutzung.

Gebaude und Raume mit spezieller Nutzung

Fur Gebaude und Raume mit spezieller Nutzung kénnen im Einzelfall abweichende Anforderungen
erforderlich bzw. ausreichend sein. Dabei kénnen (z.B. bei Alten- und Pflegeheimen, Krankenanstal-
ten oder Schutzhitten in Extremlage) auch organisatorische Mafldnahmen zum Schutz vor Larm in
Rechnung gestellt werden.

OIB-Richtlinie 5 Ausgabe Marz 2015 Seite 5 von 6



Osterreichisches Institut fir Bautechnik OIB-330.5-002/15 OIB-Richtlinie 5

3.1

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.24

3.3

3.3.1

3.3.2

4.1

4.2

Raumakustik
Anwendungsbereich

Die Anforderungen an die Raumakustik gelten, wenn MindestmaRnahmen hinsichtlich der Hérsam-
keit oder Larmminderung in Raumen erforderlich sind. Ausgenommen sind Raume mit aul3eror-
dentlich hohen oder spezifischen Anforderungen an die akustischen Verhéltnisse (z.B. Opernhauser,
Konzertséle, Tonaufnahmestudios).

Anforderungen zur Horsamkeit

Fur Raume mit der Nutzung Sprache (Horséle, Vortragsraume) fur Volumen V zwischen 30 m3 und
10.000 m? betragt die Anforderung an die Nachhallzeit T = (0,37 x Ig V) - 0,14 in Sekunden fir die
Oktavbander won 250 Hz bis 2.000 Hz.

Fir Rdume mit Nutzung Kommunikation (Klassenrdume, Medienrdume, Besprechungsrdume,
Raume fur audiovisuelle Darbietung) fir Volumen V zwischen 30 m3 und 1.000 m3 betrégt die Anfor-
derung an die Nachhallzeit T = (0,32 x Ig V) - 0,17 in Sekunden fir die Oktavbander von 250 Hz bis
2.000 Hz.

Abweichungen won £20 % wvon den Anforderungen gemafd der Punkte 3.2.1 und 3.2.2 in den einzel-
nen Oktavbandern sind zulassig.

Die Ermittlung der Nachhallzeit hat nach dem Stand der Technik zu erfolgen.
Anforderungen zur Larmminderung

Fir Raume, an die zum Schutze der Nutzer Anforderungen an die Larmminderung gestellt werden
(z.B. Arbeitsrdume, Werkraume und Génge in Schulen, Kindergartenrdume, Pausenraume, Speise-
rdume, Turnséle, Schwimm- und Sporthallen), ist folgende Mindestanforderung fir die Larmminde-
rung einzuhalten:

(a) Der mittlere Schallabsorptionsgrad der Begrenzungsflachen (leerer Raum, Planungswert) hat in
den Oktavbandern von 250 Hz bis 4000 Hz mindestens am,s = 0,20, fir die Oktavbandmittenfre -
guenzen von 500, 1.000 und 2.000 Hz nach Mdglichkeit am,B = 0,25 zu betragen.

(b) Die Ermittlung des mittleren Schallabsorptionsgrades am,s hat nach dem Stand der Technik zu
erfolgen.

Eine Abweichung wvon den Anforderungen geméafld Punkt 3.3.1 ist zulassig, wenn aus nachwollzieh-
baren betriebstechnischen oder anderen technischen Grinden (z.B. Hygiene) die Anordnung wvon
absorbierenden Oberflaichen nicht im erforderlichen Ausmaf? mdglich ist.

Erschitterungsschutz

Anwendungsbereich

In Geb&auden, Gebaudeteilen und anderen Bauwerken sind MalRnahmen zur Verhinderung der Uber-
tragung von Schwingungen aus technischen Einrichtungen und anderen Schwingungserregern der-
art zu treffen, dass keine unzumutbaren Stérungen durch Erschitterungen fiir Personen in Aufent-
haltsraumen desselben Gebdudes oder in Aufenthaltsrdumen benachbarter Gebdude auftreten.
Diese Richtlinie beinhaltet nicht die Festlegung von Anforderungen an den Schutz vor Erschiitterun-
gen, die aus anderen Bauwerken auf die Gebaude und Gebaudeteile einwirken.

Anforderungen

Hinsichtlich der Zumutbarkeit von Schwingungen und der Erflillung des ausreichenden Erschitter-
schutzes ist der Stand der Technik heranzuziehen
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 5
»Schallschutz*

Ausgabe: Marz 2015

Allgemeines

Ziel der Richtlinie ist es, mdglichst einfach und zuverlassig nach dem Stand der Technik
bauakustische Anforderungen zu definieren.

Im Zuge der Evaluierung der OIB-Richtlinie 5, Ausgabe 2011 wurden wesentliche textlich
formulierte Anforderungen in Tabellenform gebracht sowie zwischenzeitlich aufgetretene Fragen
der Auslegung berlicksichtigt und klargestellt. Dies soll der besseren Lesbarkeit und
Anwendbarkeit dienen. Die Anforderungen an den baulichen Schallschutz sind bei dieser
Uberarbeitung gleich geblieben.

Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 2: Baulicher Schallschutz

Zu Punkt 2.1: Anwendungsbereich

Die Einhaltung der Anforderungen ,fur normal empfindende Menschen” hat zur Konsequenz, dass
fur besonders sensible Personengruppen der Schutz gegebenenfalls nicht ausreichend sein kann
und den Anforderungen lediglich der Charakter eines Mindeststandards gleichkommt.

Wirkungen von Nutzungsaktivitaten in Gebauden, insbesondere von Nutzungen, welche Uber jene
von wohn- bzw. birodhnlichen Nutzungen liegen, ins Freie und in die umliegenden
Nachbarschaftsbereiche werden in dieser Richtlinie nicht behandelt, da dies nicht im
Anwendungsbereich der zielorientierten Anforderungen der urspriinglichen Vereinbarung geman
Art. 15a B-VG Uber die Harmonisierung bautechnischer Vorschriften enthalten ist.

Zu Punkt 2.2: Anforderungen an den Schallschutz von Au3enbauteilen

Zur Ermittlung des maRgeblichen standortbezogenen und gegebenenfalls bauteillagebezogenen
AuRenlarmpegels ist der Stand der Technik heranzuziehen. Dieser wird jedenfalls in der ONORM
B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 abgebildet. Die Verwendung zusatzlicher oder alternativer
Verfahren wird durch diese Formulierung aber nicht eingeschrankt. Die Bestimmung, wonach der
mafgebliche AuBenlarmpegel unter Anwendung von Anpassungswerten zu bilden ist, stellt klar,
dass den besonderen Gerauschcharakteristika in der Ermittlung Rechnung zu tragen ist.

In der Regel werden Anpassungswerte flr folgende Schallquellen herangezogen:

Schienenverkehr auf Durchzugsstrecken -5 dB,
Schienenverkehr in Verschiebebahnhotfen +5 dB,
StraRenverkehr mit flieBendem Verkehr O dB,
Flugverkehr mit Flachenflugzeugen 0 dB,
Flugverkehr mit Hubschrauber +5 dB,

Anlagen sowie Parkplatze +5 dB.

Diese Bestimmung trifft im Besonderen beim Schienenverkehrslarm und bei Gerauschen aus
Anlagen zu. Bei der Verwendung strategischer Larmkarten ist auch der Anpassungswert fir den
Schienenverkehr, der so genannte Schienenbonus, zu bertcksichtigen. Aus strategischen
Larmkarten fur Schienenverkehr wird der fir Dimensionierung maf3gebliche Aul3enlarmpegel aus
dem Lnignt abziiglich 5 dB gebildet. Bei StralR3enverkehr entspricht der Larmindex der allgemeinen
Larmbelastung Lden zahlenwertmaBig dem mafgeblichen AuRenlarmpegel fur den Tag. Bei
Verwendung strategischer Larmkarten zur Bestimmung des maf3geblichen AuRRenlarmpegels (wie
in ON 8115-2 vorgesehen) sind die Anwendungshinweise der OAL 36-2 zu beachten.
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Bei Heranziehung der maligeblichen Auf3enlarmpegel laut Tabelle 1 (Planungsrichtwerte fir
gebietsbezogene Schallimmissionen) der ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 ist davon
auszugehen, dass die genannten Planungsrichtwerte bereits Beurteilungspegel unter
Berlicksichtigung von Anpassungswerten darstellen. Dies ergibt sich im Zusammenhang mit
ONORM S 5021, Ausgabe 2010-04-01.

In Punkt 2.2.2 wird die grundsatzliche Mindestanforderung unabhéngig von Auf3enlarmpegel und
Gebaudenutzung festgelegt, um eindeutig klarzustellen, dass jedenfalls ein Mindestmafd an den
baulichen Schallschutz von Au3enbauteilen besteht.

In den Punkten 2.2.3 und 2.2.4 werden die in der Ausgabe 2011 textlich beschriebenen
Anforderungen in Tabellenform gefasst.

Unter dem in Punkt 2.2.5. beschriebenen ,geschlossenen Zustand® einer Luftungsdurchfiihrung
wird die Unterbindung der Luftstromung in dieser Luftungsdurchfihrung verstanden. Fir das
resultierende Schallddmm-Mal ist neben dem Schallddmm-Malf3 des Einzelraum-LUftungsgerates
auch das Verhaltnis des Luftungsquerschnittes zur Flache der gesamten AufRenbauteile bezogen
auf den zu liftenden Raum mafigebend. Da der notwendige Luftungsquerschnitt eine Funktion des
anschlieBenden Raumvolumens ist, wird diese Anforderung mit Geraten nach dem Stand der
Technik erreicht.

Die Festlegung der Anforderung in der jeweils letzten Spalte der Tabellen unter den Punkten 2.2.3
und 2.2.4 an ein mindesterforderliches, bewertetes Schalldamm-MalRes Rw von 52 dB folgt dem
Gedanken, dass bei einem spateren Anbau tatsachlich der erforderliche Mindestschallschutz von
aneinander grenzenden Geb&uden bzw. Reihenhdusern zu gleichen Teilen realisiert werden kann.
Im Gegensatz zur ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 wird nicht das Bauschalldamm-MaR
R’w, sondern lediglich das erforderliche bewertete Schallddmmmall Rw gefordert, da die
Ermittlungsmethode fir massive zweischalige Trennbauteile ebenfalls nur ein Rw vorsieht und die
Schall-Langsleitung bei spaterem Anbau einer Nutzungseinheit ohnehin durch die
Mindestanforderung fir die bewertete Standard-Schallpegeldifferenz Dnrw beriicksichtigt wird.

Zu Punkt 2.3: Anforderungen an den Luftschallschutz in Gebauden

In Punkt 2.3 werden die in der Ausgabe 2011 textlich beschriebenen Anforderungen in
Tabellenform gefasst.

Zu Punkt 2.4: Anforderungen an den Luftschallschutz von Tiren

In Punkt 2.4 werden die in der Ausgabe 2011 textlich beschriebenen Anforderungen in
Tabellenform gefasst.

Zu Punkt 2.5: Anforderungen an den Trittschallschutz in Gebauden

In Punkt 2.5 werden die in der Ausgabe 2011 textlich beschriebenen Anforderungen in
Tabellenform gefasst.

Zu Punkt 2.6: Schalltechnische Anforderungen an haustechnische Anlagen

In Punkt 2.6.1 erfolgt die Festlegung der Anforderungen unter Beriicksichtigung des zeitlichen
Verlaufes der Gerausche. Eine besondere Berlicksichtigung von tonalen Komponenten erfolgt
nicht, da derartige Einwirkungen, sofern hier markante Tonalitdten auftreten, auf ein schadhaftes
Verhalten hindeuten und derartige Betriebszustédnde nicht Gegenstand der Mindestanforderung
sein sollen.

In Punkt 2.6.2 wird eine Anforderung innerhalb einer Nutzungseinheit formuliert, namlich die
Larmentwicklung bei mechanischen Liftungsanlagen. Dabei ist von jener Betriebsart auszugehen,
die zur Sicherstellung eines hygienisch erforderlichen Luftwechsels notwendig ist. Darunter fallen
insbesondere Luftungseinrichtungen in Schlafrdumen und sonstigen Aufenthaltsraumen, nicht
jedoch Entluftungen von Nassrdumen oder Kichenablufteinrichtungen. Diese Anforderung ist
insbesondere im Zusammenhang mit Passivhausnutzungen und dergleichen oder zur
Sicherstellung des Schallschutzes der Auf3enbauteile in hoch belasteten Gebieten zur Begrenzung
der Gerauschpegel im Raum notwendig.
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Bei Einzelraum-LUftungsgeréaten, welche lediglich unterstitzend zur Raumliftung beitragen und
welche gegebenenfalls zur Energieeffizienz des Gebaudes durch Warmerickgewinnung eingesetzt
werden, gelten diese Anforderungen fir den in diesem Zusammenhang angesetzten Luftwechsel.

Die anzuwendende BeurteilungsgroRe wurde dabei als Laeqnt gewahlt, da dies im Hinblick auf das
Normenwerk fur haustechnische Gerdusche dem Planungswert entspricht. Theoretisch bestehen
bei gleichbleibenden Gerduschen, um solche handelt es sich bei Liftungsanlagen, keine
Abweichungen zwischen dem Larmaxnt Und dem LaegnT; Nach den messtechnischen Erfahrungen ist
die Anforderung bezogen auf den Laeqnt aber geringfligig geringer. Fir Klassenraume und
vergleichbare Raume darf ein Laeqnt von 30 dB nicht Uberschritten werden. Diese abweichende
Anforderung zu anderen AufenthaltsrAumen ist im zu betrachtenden Schutzziel zu sehen. Wahrend
in Aufenthaltsraumen von Wohnungen die Sicherstellung eines ausreichenden Schlafes im
Vordergrund steht, ist als Schutzziel fiir Klassenrdume und vergleichbare Raume die Konzentration
von Bedeutung. Mit dieser Anforderung wird auch dem Schutzziel Kommunikation Rechnung
getragen, da dieses bei einem Laegnt mit 30 dB jedenfalls erreicht wird.

Zu Punkt 2.7: Schalltechnische Anforderungen zwischen Reihenh&usern und aneinander angrenzenden
Gebauden

Die in Punkt 2.7 enthaltenen strengeren Anforderungen im Vergleich zu Wohnungen innerhalb
eines Gebaudes entsprechen den Nutzererwartungen, die insbesondere bei Reihenhausern den
Charakter eines Einfamilienhauses erwarten, d.h. keine Belastigung von ,Nachbarlarm”. Der
Aufwand der baulichen Trennung rechtfertigt auch die Bestimmung, dass die Anforderungen fir
den Schallschutz zu Nebenraumen nicht verringert werden durfen.

Zu Punkt 2.8: Zusatzliche schalltechnische Anforderungen fir Gebaude mit Nutzungseinheiten, deren
Emissionsverhalten Giber dem einer wohn- bzw. biirodhnlichen Nutzung liegt

Hier sind die Anforderungen an den Luftschallschutz und den Trittschallschutz in Gebauden mit
Betriebsstatten nach ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 verbalisiert. Im Gegensatz zu den
Formeln 2 und 3 dieser ONORM lasst die verbale Anforderung das Ermittlungsverfahren fir die
spektralen Eigenschaften der Gerduschquellen und der Luftschallibertragung wie auch die Hohe
des Anpassungswertes fur die Gerduschcharakteristik offen. Bei Einhaltung der Vorgaben der
ONORM mit Heranziehung des Spektrum-Anpassungswertes Cy und des generellen
Anpassungswertes von 5 dB sind die Anforderungen der OIB-Richtlinie 5 jedenfalls eingehalten.
Die Ermittlung des Planungsbasispegels erfolgt nach dem Stand der Technik, wie er z.B. in
ONORM B 8115-2 beschrieben ist, in Abhangigkeit des AuBenlarmpegels.

Zu Punkt 2.9: RAume mit spezifischer Nutzung

Da fur bestimmte Gebaudetypen im Einzelfall Abweichungen von den schalltechnischen
Mindestanforderungen erforderlich bzw. ausreichend sein kdnnen, wird dies in Punkt 2.9
ermoglicht; insbesondere fiir Krankenhauser, Alters- und Pflegeheime oder Schutzhitten in
Extremlage infolge eines erhdhten Grundgerauschpegels im Raum. Dies ist z.B. in
Gesundheitseinrichtungen der Fall, wo der Aufwand von Absenkdichtungen, welche aufgrund der
Barrierefreiheit der Turdurchgénge notwendig waren, vermeidbar ist, da die Nachtruhe ein
niedriges Gerauschniveau sicherstellt.

Zu Punkt 3: Raumakustik

Im Gegensatz zu ONORM B 8115-3, Ausgabe 2005-11-01 werden in Punkt 3.3 fir den mittleren
Schallabsorptionsgrad amgs der Begrenzungsflachen in den Oktavbanden von 250 Hz — 4.000 Hz
mindestens nur 0,2 gefordert. Dies begriindet sich in der verpflichtenden Anwendung der OIB-
Richtlinie 5 auch fur Bereiche wie Pausenrdume etc. Als Schallpegel im betreffenden Raum ist bei
gleicher Gerauschentwicklung diese Erleichterung im Vergleich zur ONORM mit 1dB zu
beschreiben und ist damit vergleichsweise gering. Nach Mdglichkeit soll im eingeschrénkten
Frequenzband von 500 — 2.000 Hz der Normenwert von amps = 0,25 erreicht werden. Diese
Bestimmung ist analog zur Verordnung Uber Larm und Vibrationen am Arbeitsplatz und knipft
damit an das verordnungsrechtliche Schutzziel fur Arbeitsstatten an. Die Ermittlung des
Schallabsorptionsgrades hat nach dem Stand der Technik zu erfolgen. Dieser Stand der Technik
ist jedenfalls in der ONORM B 8115-3, Ausgabe 2005-11-01 realisiert, die Formulierung lasst aber
auch weitere oder alternative Verfahren zu.
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Birordaume sind bei tUblicher GréRe und Nutzung von den Anforderungen zur Larmminderung nicht
berthrt, da nur Anforderungen durch MalRnahmen an die Raumbegrenzungsflachen gestellt
werden. Durch die Einrichtungsgegenstande kann hier eine zufriedenstellende Raumakustik
hergestellt werden.

Im Vergleich zu Ausgabe 2011 wurde in 3.3.2 die Wortfolge ,aus bauphysikalischen Griinden“
gestrichen und im Klammerausdruck der Begriff ,Klimabelastung“ entfernt, da diese fir sich allein
einen Verzicht auf die Anforderung zur L&rmminderung nicht rechtfertigen.

Zu Punkt 4: Erschitterungsschutz
Zu Punkt 4.1: Anwendungsbereich

In diesem Punkt wird insbesondere festgelegt, dass sich der Erschitterungsschutz einerseits nur
auf Aufenthaltsraume bezieht und andererseits die Quelle innerhalb des eigenen Gebaudes
mafgebend ist, wobei die Zumutbarkeit zu betrachten ist. MalRnahmen infolge
Erschitterungsquellen aufRerhalb des Gebaudes (z.B. Eisenbahntrassen, Betriebe), die nach
Errichtung des betroffenen Gebaudes entstehen, sind nicht Gegenstand dieser Richtlinie.

Zu Punkt 4.2: Anforderungen

Aufgrund der Uberlegung, dass die Erfilllung eines entsprechenden Erschitterungsschutzes auf
vielfache Art und Weise erfolgen kann, wird lediglich auf den Stand der Technik verwiesen.
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Oi2-Richtlinie 6

Energieeinsparung und Warmeschutz

Ausgabe: Marz 2015
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlages
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums w urde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 7 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefiihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemal3 § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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0 Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-Richt-
linien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke” angefiihrten Fassung.

1 Allgemeine Bestimmungen

1.1 Anwendungsbereich
Die gegensténdliche Richtlinie gilt fir konditionierte Gebaude.

In Gebauden bendétigte Prozessenergie ist nicht Gegenstand dieser Richtlinie. Unter Prozessenergie
wird jene Energie verstanden, die dazu dient, andere Energiebedirfnisse zu befriedigen als die Kon-
ditionierung von Raumen fir die Nutzung durch Personen (z.B. Konditionierung von Stéallen, Kiihlung
won Technikraumen, Beheizung von Glashausern).

1.2 Ausnahmen

1.2.1 Auf Gebaude und Gebaudeteile, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund ihres be-
sonderen architektonischen oder historischen Wertes offiziell geschiitzt sind, gelten die Anforderun-
gen dieser Richtlinie nicht, soweit die Einhaltung dieser Anforderungen eine unannehmbare Veran-
derung ihrer Eigenart oder ihrer auBeren Erscheinung bedeuten wiirde. Das Erfordernis der Ausstel-
lung eines Energieausweises bleibt davon unberihrt.

1.2.2 Fur folgende Gebaude und Gebaudeteile gelten die Anforderungen gemal Punkt 4 dieser Richtlinie
nicht und ein Energieausweis ist nicht erforderlich:

(@) Gebaude, die nur frostfrei gehalten werden, d.h. mit einer Raumtemperatur von nicht mehr als
+ 5 °C, sowie nicht konditionierte Gebaude,

(b) provisorische Gebaude mit einer Nutzungsdauer bis hdchstens zwei Jahre,

(c) Wohngebaude, die nach ihrer Art nur fir die Benutzung wahrend eines begrenzten Zeitraums je
Kalenderjahr bestimmt sind und deren woraussichtlicher Energiebedarf wegen dieser einge-
schrankten Nutzungszeit unter einem Viertel des Energiebedarfs bei ganzjahriger Benutzung
liegt. Dies gilt jedenfalls als erfillt fir Wohngebaude, die zwischen 1. November und 31. Mérz
an nicht mehr als 31 Tagen genutzt werden,

(d) Gebaude fir Industrieanlagen und Werkstatten sowie landwirtschaftliche Nutzgebéude, bei de-
nen jeweils der Uberwiegende Anteil der Energie fur die Raumheizung und Raumkuhlung durch
Abwéarme abgedeckt wird, die unmittelbar im Gebaude entsteht,

(e) Gebaude, die fur Gottesdienst und religiose Zwecke genutzt werden.

1.2.3 Fur folgende Gebaude und Gebaudeteile gelten nur die Anforderungen gemafl Punkt 4.4 und ein
Energieausweis ist nicht erforderlich:

(a) Gebaude und Gebaudeteile mit einer konditionierten Netto-Grundfliche von weniger als 50 m2,
(b) konditionierte Gebaude, die keiner Gebaudekategorie gemafl Punkt 3 zugeordnet werden kon-
nen.

1.3 Berechnungsmethode
Die Berechnung der Energiekennzahlen hat gemalR OIB-Leitfaden ,Energietechnisches Verhalten

won Gebauden“ zu erfolgen. Die Zahlenformate fiir die einzelnen GroRen sind den Energieausweis-
formularen zu entnehmen.

2 Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.
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4.1

4.2

4.2.1

Gebaudekategorien

Die Zuordnung zu einer der folgenden Gebaudekategorien erfolgt anhand der tberwiegenden Nut-
zung, sofern andere Nutzungen jeweils 250 m2 Netto-Grundflache nicht Uberschreiten. Wenn fur eine
Nutzung 250 m? Netto-Grundflache Uberschritten werden, ist wie folgt vorzugehen:

Es ist entweder eine Teilung des Gebaudes und eine Zuordnung der einzelnen Gebaudeteile zu den
unten angefihrten Gebaudekategorien durchzufihren, oder das gesamte Gebaude ist fur die ver-
schiedenen Kategorien mehrmals zu berechnen. In beiden Féllen erfolgt die Uberpriifung der Anfor-
derung in Abhangigkeit von der Kategorie getrennt.

Es ist zwischen den folgenden Gebaudekategorien zu unterscheiden:
Wohngebaude (WG)
Nicht-Wohngebaude (NWG):
1) Bilrogebaude,
2) Kindergarten und Pflichtschulen,
3) Hohere Schulen und Hochschulen,
4) Krankenhauser,
5) Pflegeheime,
6) Pensionen,
7) Hotels,
8) Gaststatten,
9) Veranstaltungsstatten,
10) Sportstatten,
11) Verkaufsstatten,
12) Hallenbéader.

Anforderungen
Allgemeines

Sowohl fir Wohngebaude als auch fiir Nicht-Wohngebaude erfolgt der Nachweis der Erfillung der
Anforderungen fiir das Referenzklima.

Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder Uber den Endener-
giebedarf oder Uber den Gesamtenergieeffizienz-Faktor gefiuhrt werden.

Wenn bei gréBeren Renovierungen bautechnische oder baurechtliche Griinde einer Erreichung des
Sanierungsziels entgegenstehen, reduzieren sich die Anforderungen in diesem Ausmal3.

Anforderung an Energiekennzahlen bei Neubau und gréRRerer Renovierung
Wohngebaude

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngeb&aude Uber den Heizenergiebedarf
gefuhrt, gelten folgende Hochstwerte:

Neubau GrolRere Renovierung
HWBRef,RK ab Inkraftreten bis 31.12.2016 16 x (1 + 3,0/ L) 23 x (1+25/ %)
in fkwh/nal ab 01.01.2017 14 x (1 + 3,0/ L) 21 x (1+ 2,5/ L)
HW Bmax,Ref ,RK ab Inkraftreten bis 31.12.2016 54,4 1) -
in fkwhinvel ab 01.01.2017 47,6 ® -
HEBRk ab Inkraftreten bis 31.12.2016
in [kWh/mea] b 0L0L20L7 HEBmax,wG,RK HEBmax,wGsan,RK
EEBRrk ab Inkraftreten bis 31.12.2016
in [kWh/mea] b 0L0L20L7 EEBmax,wG,RK EEBmax,wGsan,RK
(@) ... Beim Neubau gilt der HWBax ax fiir Gebéude mit einer konditionierten Brutto-Grundfiache von nicht mehr als 100 n? der Hochswert nicht.
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Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngebaude Uber den Gesamtenergie-
effizienz-Faktor gefiihrt, gelten folgende Hochstwerte:

Neubau

GroRere Renovierung

HWBRef,RK ab Inkrafreten bis 31.12.2016
in [kWhiea] D OLOL20L7 16 x (1 + 3,0/ L) 25 x (1+2,5/ L)
HW Bmax,Ref,RK ab Inkrafreten bis 31.12.2016
In [kiAhira] ab 01.01.2017 s -
feeE ab Inkrafreten bis 31.12.2016 0,90 1,10
ab 01.01.2017 0,85 1,05

(@) ... Beim Neubau gilt HWBya a fiir Gebaude mit einer konditionierten Brutio-Grundflache von nicht mehr als 100 m? der Hichstwert nicht.

4.2.2

Nicht-Wohngebaude

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Nicht-Wohngeb&ude Uber den Heizener-

giebedarf gefuihrt, gelten folgende Hochstwerte:

Neubau GréRere Renovierung
HWBRef Rk 1) ab Inkrafireten bis 31.12.2016 16 x (1 + 3,0/ &) 23 x (1+ 2,5/ %)
in fkwh/nal ab 01.01.2017 14 x (1 + 3,0/ L) 21 x (1+ 2,5/ L)
HWB ab Inkrafireten bis 31.12.2016 54,4 -
max,Ref ,RK ()]
in [\Whiea] ab 01.01.2017 47,6 -
KB*max,RK ab Inkraftreten bis 31.12.2016
in (kwh/na] ab 01.01.2017 Lo 20
HEBRrk ab Inkraftreten bis 31.12.2016
in [kWh/mZa] ab 01012017 HEBmax,WG,RK HEBmax,WGsan,RK
EEBrk M ab Inkraftreten bis 31.12.2016
in [kWh/mZa] ab 01012017 EEBmax,WG,RK EEBmax,WGsan,RK
(@) ... bezogen aufeine GeschoRhshe von3,00 m mit Nutzungsprofil Wohngebaude

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fir Wohngebaude Uber den Gesamtenergie-
effizienz-Faktor gefuihrt, gelten folgende Hochstwerte:

Neubau Grolere Renovierung

HWBRef,Rk 1 ab Inkraftreten bis 31.12.2016
in [kWhiea] b OLoL20L 16 x (1 + 3,0/ L) 25 x (1+ 2,5/ L)
HWBmax,Ref Rk (D) | ab Inkraftreten bis 31.12.2016
in flawn/a] ab 01.01.2017 > B
KB*max,RK ab Inkrafireten bis 31.12.2016
in [kwhimeal ab 01.01.2017 HO 20
feeE ab Inkrafireten bis 31.12.2016 0,90 1,10

ab 01.01.2017 0,85 1,05

(@) ... bezogen aufeine GeschoRhshe von3,00 m mit Nutzungsprofil Wohngebaude
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4.2.3

4.3

Niedrigstenergiegebaude

Nach dem 31. Dezember 2018 miissen neue Gebaude, die von Behodrden als Eigentiimer genutzt werden,
und nach dem 31. Dezember 2020 alle neuen Gebaude Niedrigstenergiegebdude im Sinne des Arti-
kels 2, Ziffer 2 der Richtlinie 2010/31/EU sein. Davon ausgenommen sind neue Gebaude, fir die in
besonderen und begriindeten Fallen eine Kosten-Nutzen-Analyse Uber die wirtschaftliche Lebens-
dauer des betreffenden Gebaudes negativ ausfallt.

In Umsetzung der Richtlinie 2010/31/EU ist ein Niedrigstenergiegebaude ein Gebdude, das die An-
forderungen fir 2020 des ,Nationalen Plans® (OIB-Dokument zur Definition des Niedrigstenergiege-
baudes und zur Festlegung von Zwischenzielen in einem ,Nationalen Plan“ gemafd Artikel 9 (3) zu
2010/31/EU) erfillt.

Anforderungen an den erneuerbaren Anteil

Energie aus erneuerbaren Quellen bezeichnet Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Energiequel-
len, d.h. Wind, Sonne, aerothermische, geothermische, hydrothermische Energie, Meeresenergie,
Wasserkraft, Biomasse, Deponiegas, Klargas, Biogas, Abwarme, Ablauge, Klarschlamm und Tier-
mehl.

Wird Energie aus hocheffizienten alternativen Systemen gemaR Punkt 5.2.2 eingesetzt, gilt diese als
Energie aus erneuerbaren Quellen.

Die Anforderung des MindestmalRes von Energie aus erneuerbaren Quellen bei Neubau und grof3e-
rer Renovierung eines Gebaudes wird erfillt, wenn mindestens einer der folgenden Punkte aus a)
oder b) zur Anwendung kommt:

a) Nutzung erneuerbarer Quellen aul3erhalb der Systemgrenzen ,Gebaude” (bei Anwendung eines
dieser Punkte werden gleichzeitig auch die Anforderungen gemaf 5.2 erfillt):

o Es ist der erforderliche Warmebedarf fur Raumheizung und Warmwasser mindestens zu
50 % durch Biomasse unter Einhaltung der Anforderungen an den hierfur geltenden maximal
zuldssigen Heizenergiebedarf zu decken;

o Es ist der erforderliche Warmebedarf fur Raumheizung und Warmwasser mindestens zu
50 % durch eine Warmepumpe unter Einhaltung der Anforderungen an den hierfir geltenden
maximal zulassigen Heizenergiebedarf zu decken;

o Es ist der erforderliche Warmebedarf fur Raumheizung und Warmwasser mindestens zu
50 % durch Fernwarme auseinem Heizwerk auf Basis erneuerbarer Energietrager (Zeile
6 der Tabelle in Abschnitt 8) unter Einhaltung der Anforderungen an den hierfur geltenden
maximal zulassigen Heizenergiebedarf zu decken;

e Es ist der erforderliche Warmebedarf fir Raumheizung und Warmwasser mindestens zu
50 % durch Fernwarme aus hocheffizienter KWK (Zeile 8 und 9 der Tabelle in Abschnitt 8)
und/oder Abwéarme (Zeile 10 und 11 der Tabelle in Abschnitt 8) unter Einhaltung der Anfor-
derungen an den hierfr geltenden maximal zulassigen Heizenergiebedarf zu decken.

b) Nutzung erneuerbarer Quellen durch Erwirtschaftung von Ertrdgen am Standort oder in der Nahe:

o Essinddurch aktive MalRnahmen, wie beispielsweise durch Solarthermie, Netto-Endenergie-
ertrége am Standort oder in der Nahe won mindestens 10 % des Endenergiebedarfes fur
Warmwasser ohne diese aktiven Ma3nahmen zu erwirtschaften;

e Es sind durch aktive MalRnahmen, wie beispielsweise durch Photovoltaik, Netto-Endenergie-
ertrége am Standort oder in der Nahe von mindestens 10 % des Endenergiebedarfes fur Haus-
haltsstrom bzw. Betriebsstrom ohne diese aktiven MaRnahmen zu erwirtschatten;

e Es sind durch aktive MalRRnahmen, wie beispielsweise durch Warmeruckgewinnung, Netto-
Endenergieertrage am Standort oder in der Ndhe von mindestens 10 % des Endenergiebe-
darfes fir Raumheizung ohne diese aktiven MalRnahmen zu erwirtschaften;

e Gleichwertig zu den drei worgenannten Madglichkeiten gilt die Verringerung des maximal zu-
lassigen Endenergiebedarfes bzw. des maximal zuldssigen Gesamtenergieeffizienz-Faktors
feee gemaf 4.2 fur den Neubau um mindestens 5 % durch eine beliebige Kombination von
MaRnahmen von Solarthermie, Photowltaik, Warmertckgewinnung oder Effizienzsteigerun-
gen.
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4.4 Anforderungen an warmeubertragende Bauteile

44.1 Beim Neubau eines Gebaudes oder Gebéaudeteiles durfen bei konditionierten Raumen folgende
Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) nicht tberschritten werden. Fur Dachschrégen mit einer
Neigung von mehr als 60° gegenuber der Horizontalen gelten die jeweiligen Anforderungen fiir

Wande:
) U-Wert
Bauteil
[W/mZK]
1 | WANDE gegen AuRenluft 0,35
WANDE gegen unbeheizte oder nicht ausgebaute Dachraume 0,35
WANDE gegen unbeheizte, frostfrei zu haltende Gebéaudeteile (ausgenommen 0.60
Dachraume) sowie gegen Garagen '
WANDE erdberiihrt 0,40
5 | WANDE (Trennwande) zwischen Wohn- oder Betriebseinheiten oder konditio- 0.90
nierten Treppenhdusern '
WANDE gegen andere Bauwerke an Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen 0,50
7 | WANDE Kkleinflachig gegen AuBenluft (z.B. bei Gaupen), die 2 % der Wande des
gesamten Gebaudes gegen AuRzenluft nicht Uberschreiten, sofern die 0,70
ONORM B 8110-2 (Kondensatfreiheit) eingehalten wird
WANDE (Zwischenwéande) innerhalb von Wohn- und Betriebseinheiten -
9 | FENSTER, FENSTERTUREN, VERGLASTE TUREN jeweils in Wohngebéuden 140
(WG) gegen AuRenluft () '
10 | FENSTER, FENSTERTUREN, VERGLASTE TUREN jeweils in Nicht-Wohnge- 1.70
bauden (NWG) gegen AuRenluft @) '
11 | sonstige TRANSPARENTE BAUTEILE vertikal gegen AuBenluft @ 1,70
12 | sonstige TRANSPARENTE BAUTEILE horizontal oder in Schragen gegen Au-
2 2,00
Renluft @
13 | sonstige  TRANSPARENTE BAUTEILE wertikal gegen unbeheizte Gebaudeteile @ | 2,50
14 | DACHFLACHENFENSTER gegen AuRenluft ¢ 1,70
15 | TUREN unwerglast, gegen AuRenluft ) 1,70
16 | TUREN unwerglast, gegen unbeheizte Gebaudeteile 2,50
17 | TORE  Rolltore, Sektionaltore u. dgl. gegen AuBenluft ©) 2,50
18 | INNENTUREN -
19 | DECKEN und DACHSCHRAGEN jeweils gegen AuRenluft und gegen Dachraume 0.20
N N 6) ,
(durchliiftet oder ungedammt) ¢
20 | DECKEN gegen unbeheizte Geb&udeteile © 0,40
21 | DECKEN gegen getrennte Wohn- und Betriebseinheiten (©) 0,90
22 | DECKEN innerhalb von Wohn- und Betriebseinheiten © -
23 | DECKEN Uber AuRenluft (z.B. tiber Durchfahrten, Parkdecks) ® 0,20
24 | DECKEN gegen Garagen © 0,30
25 | BODEN erdberiihrt © 0,40
() ... FirFensteristfir den Nachweis des U-Wertes das Priifnormmaf von1,23 m x 1,48 manzuwenden, fir Fenstertiiren und verglaste TUren
das Maf 1,48 m x2,18 m.
@ ... FurgroRfiachige, verglaste Fassadenkonstruktionen sind die Abmessungen durch die Symmetrieebenen zubegrenzen.
() ... FirDachflachenfenster istfiir den Nachweis des U-Wertes das Priifnormmal von 1,23 m x 1,48 m anzuvenden.
@ ... FurTurenistdas Prifiormmaf 1,23 mx 2,18 m anzuvenden.
®) ... FirToreistdas Priifnormmaf 2,00 m x 2,18 m anzuwenden.
®) ... FirDecken und Boden kleinflachig gegen AuRenluft darf fiir 2 % der jew eiligen Flache der U-Wert bis zum Doppelten des Anforderungswer-
tes betragen, sofern die ONORM B 8110-2 (Kondensatfreiheit) eingehalten wird.
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4.4.2

4.5

4.6

4.6.1

4.6.2

4.7

4.8

4.9

Bei erdbertihrten Bauteilen darf der Nachweis auch Uber den maximal zuldssigen Leitwert, das ist
das Produkt aus erdberiihrter Flache und hdchstzuldssigem U-Wert und Temperaturkorrekturfaktor,
gefuhrt werden.

Anforderungen bei EinzelmaflRnahmen

Bei der Renovierung eines Gebaudes oder Geb&udeteiles sowie bei der Erneuerung eines Bauteiles
durfen bei konditionierten Raumen maximale Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte), die nach
einer der beiden folgenden Methoden ermittelt werden, nicht tUberschritten werden:

(@ Vor der Erneuerung eines Bauteiles oder vor der Renovierung eines Gebaudes oder Gebaude-
teiles ist ein Sanierungskonzept zu erstellen, dessen Ziel die Erreichung der Anforderungen
geman 4.2.1 fur die gréRere Renovierung von Wohngebauden bzw. 4.2.2 fiir die groRere Re-
novierung wvon Nicht-Wohngebauden ist. Einzelkomponenten, die erneuert werden oder Schritte
einer grolReren Renovierung durfen nicht einem solchen Sanierungskonzept widersprechen.

(b) Fur Bauteile der (thermischen) Gebaudehille sind die maximalen Warmedurchgangskoeffizien-
ten (U-Werte) gemaf 4.4.1 um mindestens 6 %, ab 01.01.2017 um mindestens 12 % zu unter-
schreiten.

Spezielle Anforderungen an warmeibertragende Bauteile

Bei Wand-, Ful3boden- und Deckenheizungen muss unbeschadet der unter Punkt 4.4 angefiihrten
Anforderungen der Warmedurchlasswiderstand R der Bauteilschichten zwischen der Heizflache und
der AuBenluft mindestens 4,0 m2K/W sowie zwischen der Heizflache und dem Erdreich oder dem
unbeheizten Gebaudeteil mindestens 3,5 m2K/W betragen.

Werden Heizkorper vor au3en liegenden transparenten Bauteilen angeordnet, darf der U-Wert des
Glases 0,7 W/m2K nicht Uberschreiten, es sei denn zur Verringerung der Warmewerluste werden
zwischen Heizkoérper und transparentem Bauteil geeignete, nicht demontierbare oder integrierte Ab-
deckungen mit einem Warmedurchlasswiderstand R wvon mindestens 1 m2K/W angebracht.

Kondensation an der inneren Bauteiloberflache bzw. im Inneren von Bauteilen

Schadliche Kondensation an der inneren Bauteiloberflache bzw. im Inneren von Bauteilen ist zu ver-
meiden. Bei Neubau und groRerer Renovierung von Gebauden ist die ONORM B 8110-2 einzuhal-
ten. Allfallige negative Wirkungen von Warmebriicken sind unter Berticksichtigung technischer und
wirtschatftlicher Mdglichkeiten weitestgehend zu reduzieren.

Sommerlicher Warmeschutz

Der sommerliche Warmeschutz gilt fir Wohngebaude als erfillt, wenn ausreichende Speichermas-
sen im vereinfachten Nachweis gemaR ONORM B 8110-3 — unbeschadet der fiir den Standort gel-
tenden AuRenlufttemperatur mit einer Uberschreitungshaufigkeit von 130 Tagen in zehn Jahren —
wvorhanden sind. Fur Nicht-Wohngebaude ist jedenfalls der aueninduzierte Kihlbedarf KB* gemafd
Punkt 4.2.2 einzuhalten.

Luft- und Winddichtheit

Beim Neubau muss die Gebaudehdlle luft- und winddicht ausgefiihrt sein, wobei die Luftwechselrate
nso — gemessen bei 50 Pascal Druckdifferenz zwischen innen und auf3en, gemittelt tber Unter- und
Uberdruck und bei geschlossenen Ab- und Zuluftéffnungen (Verfahren 1) —den Wert 3 pro Stunde
nicht tGberschreiten darf. Wird eine mechanisch betriebene Liftungsanlage mit oder ohne Warme-
rickgewinnung eingebaut, darf die Luftwechselrate nso den Wert 1,5 pro Stunde nicht Uberschreiten.

Bei Wohngebauden mit einer Brutto-Grundflache wvon nicht mehr als 400 m2, Doppel- und Reihen-
hausern ist dieser Wert flir jedes Haus, bei Wohngebauden mit einer Brutto-Grundflache von mehr
als 400 m2 fur jede Wohnung bzw. Wohneinheit einzuhalten. Ein Mitteln der einzelnen Wohnungen
bzw. Wohneinheiten ist nicht zulassig. Der Wert ist auch fur Treppenhauser, die innerhalb der kon-
ditionierten Geb&udehlle liegen, inklusive der wvon diesen erschlossenen Wohnungen einzuhalten.
Bei Nicht-Wohngebduden der Gebaudekategorien 1 bis 12 gemafl} Punkt 3 bezieht sich die Anforde-
rung auf jeden Brandabschnitt.
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51

5.2

5.2.1

5.2.2

5.2.3

5.3

5.4

Anforderungen an Teile des gebaudetechnischen Systems
Warmerickgewinnung

Raumlufttechnische ,Zu- und Abluftanlagen“ (darunter ist die Kombination aus einer Zu- und einer
Abluftanlage zu verstehen und nicht eine Zu- oder Abluftanlage alleine) sind bei ihrem erstmaligen
Einbau oder bei ihrer Erneuerung mit einer Einrichtung zur Warmeriickgewinnung auszustatten.

Einsatz hocheffizienter alternativer Energiesysteme

Bei Neubau und groRerer Renovierung von Gebauden muss die technische, 6kologische und wirt-
schatftliche Realisierbarkeit des Einsatzes won hocheffizienten alternativen Systemen wie den in
Punkt 5.2.2 angefiihrten, sofern wverfiigbar, in Betracht gezogen, beriicksichtigt und dokumentiert
werden.

Hocheffiziente alternative Energiesysteme sind jedenfalls:

(@) dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage won Energie aus erneuerbaren
Quellen,

(b) Kraft-Warme-Kopplung,

(c) Fern-/Nahwarme oder Fern-/Nahkalte, insbesondere, wenn sie ganz oder teilweise auf Energie
aus erneuerbaren Quellen beruht oder aus hocheffizienten Kraft-Warme-Kopplungsanlagen
stammt,

(d) Warmepumpen.

Wird ein System nach Punkt 4.3.a) gewahlt, kann die Prufung gemafR Punkt 5.2.1 entfallen.
Zentrale Warmebereitstellungsanlage

Beim Neubau von Wohngebauden mit mehr als drei Wohnungen bzw. Wohneinheiten ist eine zent-

rale Warmebereitstellungsanlage zu errichten. Von dieser Bestimmung sind ausgenommen:

() Gebaude, die mit Fernwarme oder Gas beheizt sind,;

(b) Gebéude, deren jahrlicher Referenz-Heizwarmebedarf (RK) nicht mehr als 25 kWh/m2 konditi-
onierter Brutto-Grundflache betragt;

(c) Reihenhauser.

Warmeverteilung

Bei erstmaligem Einbau, bei Erneuerung oder Uberwiegender Instandsetzung wvon Wéarmewertei-
lungssystemen fur Raumheizung istderen Warmeabgabe durch die folgenden technischen MaRRnah-
men zu begrenzen:

Art der Leitungen Mindestdammdicke (A = 0,035 W/mK)

Leitungen in nicht konditionierten Raumen 2/3 des Rohrdurchmessers,
jedoch hoéchstens 100 mm

bei Leitungen in Wand und Deckendurchbriichen, 1/3 des Rohrdurchmessers,
im Kreuzungsbereich von Leitungen, bei zentralen |jedoch hdéchstens 50 mm
Leitungsnetzverteilern

Leitungen in konditionierten Raumen 1/3 des Rohrdurchmessers,
jedoch hoéchstens 50 mm
Leitungen im FulRbodenaufbau 6 mm (kann entfallen bei Verlegung in der

Trittschallddmmung bei Decken gegen kon-
ditionierte Raume, selbstverstandlich ohne
Minderung der Trittschallddmmung)

Stichleitungen keine Anforderungen
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5.5

7.1

7.1.1

7.1.2

Maximal deckbare Strombedarfsanteile
Folgende Strombedarfsanteile gelten als durch Photowltaik deckbare Strombedarfsanteile:

Bestandteile Deckbarer Anteil*)

Raumheizung, Warmebereitstellung 25 %
Raumheizung, Hilfsenergie 75 %
Warmwasser, Warmebereitstellung 50 %
Warmwasser, Hilfsenergie 75 %
Kihlenergiebedarf 25 %
Haushaltsstrombedarf / Betriebsstrombedarf 75 %
Solarthermie, Hilfsenergie 100 %
Beleuchtungsenergiebedarf 0%
Befeuchtungsenergiebedarf 0%
*) ... nur unter der Voraussetzung, dass Photovoltaik-Anlage und Stromverbraucher im selben Stromkreis sind!

Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz (Energieausweis)

Der Energieausweis besteht aus:
e den ersten zwei Seiten gemafl dem in dieser Richtlinie festgelegten Layout und
e einem Anhang.

Die Energieausweise sind wllstandig auszufillen.
Im Anhang sind detailliert anzugeben:
e die verwendeten Normen und Richtlinien,
e die angewendeten normgemalen Vereinfachungen,
e die verwendeten sonstigen Hilfsmittel,
e nachwllziehbare Ermittlung der geometrischen, bauphysikalischen und haustechnischen Ein-
gabedaten sowie
e Empfehlung von MalRnahmen — ausgenommen bei Neubau bzw. unmittelbar nach wollstandig
durchgefiihrter gro3erer Renovierung —, deren Implementierung den Endenergiebedarf des
Gebaudes reduziert und technisch und wirtschaftlich zweckméaRig ist.

Der Energieausweis ist von qualifizierten und befugten Personen auszustellen.

Layout der Energieausweise
Energieausweis fir Wohngebaude und Nicht-Wohngebdude der Gebadudekategorien 1 bis 12
Energieausweise sind entsprechend dem Muster im Anhang zu gestalten und auszufullen.

Fur die Energieeffizienzskala auf der ersten Seite des Energieausweises sind der spezifische Refe-
renz-Heizwarmebedarf (HWB), der Primarenergiebedarf (PEB), die Kohlendioxidemissionen (CO2)
und der Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fcee), jeweils auf das Standortklima (SK) bezogen, heran-
zuziehen.

Fir Wohngebaude sind der Referenz-Heizwarmebedarf, der Heizwarmebedarf und der End-/Liefer-
energiebedarf fir das Referenzklima und der Gesamtenergieeffizienz-Faktor sowie Angaben zum
erneuerbaren Anteil anzufuhren. FUr Indikatoren, an die Anforderungen gestellt werden, ist ,erfullt”
bzw. ,nicht erflllt* anzugeben. Die Werte sind spezifisch in kWh/m2a anzugeben.

Darliber hinaus sind spezifische standortbezogene Werte fir Referenz-Heizwarmebedarf, Heizwar-
mebedarf, Warmwasserwarmebedarf, Heizenergiebedarf, Energieaufwandszahl Heizen, Haushalts-
strombedarf, Endenergiebedarf, Primarenergiebedarf, Primarenergiebedarf nicht erneuerbar, Pri-
marenergiebedarf erneuerbar, Kohlendioxidemissionen (optional), Gesamtenergieeffizienz-Faktor
und Photowltaik-Export und die Geb&udekenndaten Brutto-Grundflache, Bezugs-Grundflache,
Brutto-Volumen, Gebaude-Hullflache, Kompaktheit A/V, charakteristische Lange, Heiztage, Heiz-
gradtage, Klimaregion, Norm-AuRentemperatur, mittlerer U-Wert, LEKT-Wert (optional), Art der Luf-
tung, Bauweise und Soll-lnnentemperatur anzugeben.

OIB- Richtlinie 6 Ausgabe Marz 2015 Seite 9 von 17



Osterreichisches Institut fir Bautechnik OIB-330.6-009/15 OIB-Richtlinie 6

7.1.3

7.1.4

Fur die Energieeffizienzskala auf der ersten Seite des Energieausweises sind der spezifische Refe-
renz-Heizwarmebedarf (HWB), der Primarenergiebedarf (PEB), die Kohlendioxidemissionen (CO2)
und der Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fcee), jeweils auf das Standortklima bezogen, heranzuzie-
hen.

Fur Nicht-Wohngebaude ist der Referenz-Heizwarmebedarf und der auReninduzierte Kuhlbedarf
und der End-/Lieferenergiebedarf fur das Referenzklima und der Gesamtenergieeffizienz-Faktor so-
wie Angaben zum erneuerbaren Anteil anzufuhren. Fir Indikatoren, an die Anforderungen gestellt
werden, ist erfullt" bzw. ,nicht erflllt* anzugeben. Die Werte sind spezifisch in kWh/m?2a anzugeben.

Darliber hinaus sind spezifische standortbezogene Werte fur Referenz-Heizwadrmebedarf, Heizwar-
mebedarf, Warmwasserwarmebedarf, Heizenergiebedarf, Energieaufwandszahl Heizen, Kihlbe-
darf, Kihlenergiebedarf, Energieaufwandszahl Kihlen, Befeuchtungsenergiebedarf, Beleuchtungs-
energiebedarf, Betriebsstrombedarf, Endenergiebedarf, Priméarenergiebedarf, Primarenergiebedarf
nicht erneuerbar, Primarenergiebedarf erneuerbar, Kohlendioxidemissionen (optional), Gesamtener-
gieeffizienz-Faktor und Photowoltaik-Export und die Gebaudekenndaten Brutto-Grundflache, Be-
zugs-Grundflache, Brutto-Volumen, Gebaude-Hullflache, Kompaktheit A/V, charakteristische Lange,
Heiztage, Heizgradtage, Klimaregion, Norm-Au3entemperatur, mittlerer U-Wert, LEKT-Wert (optio-
nal), Art der Luftung, Bauweise und Soll-Innentemperatur anzugeben.

Fur die grafische Darstellung in der Energieeffizienzskala auf der ersten Seite des Energieausweises
werden folgende Klassengrenzen festgelegt:

HW Bret,sk PEBsk CO2sk foee
Klasse [kWh/m?2a] [kWh/m?2a] [kg/m?a] [
A++ 10 60 8 0,55
A+ 15 70 10 0,70
A 25 80 15 0,85
B 50 160 30 1,00
C 100 220 40 1,75
D 150 280 50 2,50
E 200 340 60 3,25
F 250 400 70 4,00
G > 250 > 400 > 70 > 4,00

Konversionsfaktoren

Die Konwersionsfaktoren zur Ermittlung des PEB (fre), des nichterneuerbaren Anteils des PEB
(fre,n.em.), des erneuerbaren Anteils des PEB (fre,em.) sowie von CO:2 (fco2) sind der nachfolgenden
Tabelle zu entnehmen. Im Falle von Einzelnachweisen ist gemal3 OIB-Leitfaden ,Energietechni-
sches Verhalten von Gebauden® wvorzugehen.

S fre frEn.ern. freem. fcoz
Energietrager [] [ (] [g/kWh]
1 Kohle 1,46 1,46 0,00 337
2 Heizal 1,23 1,23 0,01 311
3 Erdgas 1,17 1,16 0,00 236
4 Biomasse 1,08 0,06 1,02 4
5 | Strom-Mix Osterreich (inkl. Neto-Importe) 1,91 1,32 0,59 276
6 Fernwarme aus Heizwerk (erneuerbar) 1,60 0,28 1,32 51
7 Fernwarme aus Heizwerk (nicht erneuerbar) 1,52 1,38 0,14 291
8 | Fernwarme aus hocheffizienter KWK @ (Defaultwert) | 0,94 0,19 0,75 28
9 Fernwarme aus hocheffizienter KWK () (Bestwerf) >0,30 | gemaR Einzelnachweis @ | > 20
10 | Abwarme (Defaultwert) 1,00 1,00 0,00 20
11 | Abwarme (Bestwert) >0,30 | 9emaB Einzenachweis @ | > 20
(@) ...  Als hocheffiziente Kraft-Warme-Kopplung (KWK) werden all jene angesehen, die der Richtlinie 2004/8/EG entsprechen.
(@ ... FirdenFall, dass ein Einzelnachweis gema® EN 15316-4-5durchgefiihrtwird, diirfen keine kleineren Werte als fiir industrielle
Abw drme veiwendet w erden. Die Randbedingungen zum Berechnungsverfahren sind im Dokument , Erlauternde Bemerkun-
gen" festgehalten.
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9 Referenzausstattungen
9.1 Warmeabgabe- und Wéarmeverteilsystem

9.1.1 Objektdaten
e Gebaudezentrale kombinierte Warmebereitstellung (bei Anwendung von Punkt 9.2.11 ist hier-
bei Warmwasser ausgenommen)
e Systemtemperaturen und Warmeabgabe:
o Fur Warmebereitstellung au3er Warmepumpen:
Warmeabgabe: kleinflaichige Warmeabgabe
Fur Gebaude mit BGF < 400 mz Systemtemperaturen: 55 °C/45 °C
Fur Gebaude mit BGF > 400 mz Systemtemperaturen: 60 °C/35 °C
o Fur Warmepumpensysteme:
Warmeabgabe: Flachenheizung
Fur alle Gebaude: Systemtemperaturen: 40 °C/30 °C
0 Warmwasserwarmeabgabe:
Zweigriffarmaturen
e Regelung:
o Fur Radiatorenheizung:
Raumthermostat-Zonenregelung mit Zeitsteuerung
o Fur Flachenheizung:
Einzelraumregelung mit elektronischem Regelgerat mit Optimierungsfunktion
e Warmewerteilung:
o Verteilleitungen im unkonditionierten Gebaudebereich, Verhéaltnis Dammdicke zu Rohr-
durchmesser ist 3/3, Armaturen gedammt
o0 Steigleitungen im konditionierten Gebaudebereich, Verhéltnis Dammdicke zu Rohr-
durchmesser ist 3/3, Armaturen gedammt
o Stichleitungen: im konditionierten Gebaudebereich, Kunststoff, Verhaltnis Dammdicke
zu Rohrdurchmesser ist 1/3
o0 Anbindeleitungen: im konditionierten Gebaudebereich, Verhaltnis Dammdicke zu Rohr-
durchmesser ist 1/3, Armaturen gedammt
0 Fir Gebaude mit BGF < 400 m2 mit gebaudezentraler Warmwasserwarmebereitstel-
lung: Warmwassenerteilung ohne Zirkulationsleitung
0 Fiur Gebaude mit BGF > 400 m2 mit gebdudezentraler Warmwasserwarmebereitstel-
lung: Warmwasseneerteilung mit Zirkulationsleitung

9.2 Wwarmespeicher- und Warmebereitstellungssystem

9.2.1 Energietrager fossil fest
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern Baujahr ab 1994, gedammte Anschluss-
teile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Wéarmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o Speicher fur handisch beschickte Systeme, Verluste von Wéarmespeichern, Baujahr ab
1994, geddmmte Anschlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o0 Heizkessel fur feste Brennstoffe, Kohle, héndisch beschickt, gleitende Betriebsweise,
Baujahr ab 1994, geb&udezentral, Standort im nicht konditionierten Bereich

9.2.2 Energietrager fossil flissig
o Warmwasser-Wéarmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste wvon Warmespeichern, Baujahr ab 1994, gedammte An-
schlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o kein Speicher
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¢ Raumheizung-Warmebereitstellung:
o modulierender Brennwertkessel, Heizdl extra leicht, Baujahr ab 1994, gebaudezentral,
automatisch beschickte bzw. gleitende Betriebsweise, Standort im nicht konditionierten
Bereich

9.2.3 Energietrager fossil gasformig
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste wvon Warmespeichern, Baujahr ab 1994, gedammte An-
schlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
¢ Raumheizung-Warmespeicherung:
o Kkein Speicher
¢ Raumheizung-Warmebereitstellung:
o0 modulierender Brennwertkessel im nicht konditionierten Bereich, Baujahr ab 1994, ge-
baudezentral, gleitende Betriebsweise, Geblaseunterstitzung

9.2.4 Energietradger Biomasse
e Warmwasser-Wéarmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern, Baujahr ab 1994, geddmmte An-
schlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Wéarmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o0 Lastausgleichsspeicher, Verluste von Warmespeichern, Baujahr ab 1994, geddammte
Anschlussteile
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o modulierender Pelletskessel im nicht konditionierten Bereich, gleitender Betrieb, Bau-
jahr ab 2004, gebadudezentral, automatisch beschickt, Geblaseunterstitzung, Forder-
geblase

9.2.5 Energietrdger Fernwarme
e Warmwasser-Wéarmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern, Baujahr ab 1994, gedammte An-
schlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Wéarmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o kein Speicher
¢ Raumheizung-Warmebereitstellung:
0 Warmetauscher warmegedammt, automatisch betrieben, gleitender Betrieb, Standort
im nicht konditionierten Bereich, gebaudezentral

9.2.6 Warmepumpentechnologie Luft/Wasser-Warmepumpe
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeichern, Baujahr ab 1994, gedammte
Anschlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o Luft/Wasser-Warmepumpe ab 2005, nicht modulierend, gleitender Betrieb, Standort im
nicht konditionierten Bereich, gebaudezentral

9.2.7 Warmepumpentechnologie Sole/Wasser-Warmepumpe (Flachkollektor)
e Warmwasser-Wéarmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeichern, Baujahr ab 1994, gedammte
Anschlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
e Warmwasser-Wéarmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
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e Raumheizung-Warmespeicherung:
o kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
0 Sole/Wasser-Warmepumpe Flachkollektor ab 2005, nicht modulierend, gleitender Be-
trieb, Soleumwalzpumpe Standard, Standort im nicht konditionierten Bereich, gebédude-
zentral

9.2.8 Warmepumpentechnologie Sole/Wasser-Warmepumpe (Tiefensonde)
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeichern, Baujahr ab 1994, geddammte
Anschlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
¢ Raumheizung-Warmespeicherung:
o0 Kkein Speicher
¢ Raumheizung-Warmebereitstellung:
0 Sole/Wasser-Warmepumpe Tiefensonde ab 2005, nicht modulierend, gleitender Be-
trieb, Soleumwalzpumpe Standard, Standort im nicht konditionierten Bereich, gebaude-
zentral

9.2.9 Warmepumpentechnologie Grundwasser-Warmepumpe
e Warmwasser-Wéarmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeichern, Baujahr ab 1994, geddammte
Anschlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
o0 kombiniert mit Raumheizung
¢ Raumheizung-Warmespeicherung:
o Kkein Speicher
¢ Raumheizung-Warmebereitstellung:
0 Grundwasser-Warmepumpe ab 2005, nicht modulierend, gleitender Betrieb, Grundwas-
serumwalzpumpe Standard, Standort im nicht konditionierten Bereich, gebaudezentral

9.2.10 Warmepumpentechnologie Direktverdampfer-Warmepumpe
e Warmwasser-Wéarmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeichern, Baujahr ab 1994, geddmmte
Anschlussteile, Standort im nicht konditionierten Bereich
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
0 kombiniert mit Raumheizung
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o Direktverdampfer-warmepumpe ab 2005, nicht modulierend, gleitender Betrieb, Stand-
ort im nicht konditionierten Bereich, gebaudezentral

9.2.11  Strom direkt Warmwasser
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o direkt elektrisch beheizt, dezentral, Verluste von Warmespeichern im konditionierten
Bereich, Baujahr ab 1994, gedammte Anschlussteile, E-Patrone
o Warmwasser-Warmebereitstellung
o0 Stromdirektheizung

9.2.12  Strom direkt Raumheizung
¢ Raumheizung-Warmespeicherung:
o Kkein Speicher
¢ Raumheizung-Warmebereitstellung:
o0 Luft/Wasser-Warmepumpe ab 2005, nicht modulierend, gleitender Betrieb, Standort im
nicht konditionierten Bereich, gebaudezentral
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Energieausweis f
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BEZEICHNUNG
Gebadude (-teil)
Nutzungsprofil
StraRe

PLZ/Ort

Grundstiicksnr.

r Wohngebaude

Baujahr

Letzte Veranderung
Katastralgemeinde
KG-Nr.

Seehdhe

SPEZIFISCHER STANDORT-REFERENZ-HEIZWARMEBEDARF, STANDORT-PRIMARENERGIEBEDARF,
STANDORT-KOHLENDIOXIDEMISSIONEN UND GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR

f ist jene Wi
bereitgestellt werden muss, um diese auf einer normativ geforderten
ohne Beriicksichtigung allfilliger Ertrige aus Wirmeriickgewinnung, zu halten.

Bpeys Der Refi i bed.

HWBg, s PEBgy 025y foee
A ++
A+
(Beispiel)
(Beispiel)
(Beispiel)
(Beispiel)

die in den Riumen

EEB: IJer Endenermehedarf umfasst zusdtzlich zum Heizenergiebedarf den

WWWB: Der drmebedarf ist in A it der Gebd

als flichenbezog Defaultwert f lant

der Wi peicherung und der Wir

gorie

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusiitzlich zum Heiz- und Warmwasser-
warmebedarf die Verluste des gebidudetechnischen Systems beriicksichtigt, dazu
ziihlen insbesondere die Verluste der Warmebereitstellung, der Warmeverteilung,
sowie allfilliger Hilfsenergie.

HHSB: Der Haushal fist als flachenbezog Defaull
Er entspricht in etwa dem durchschnittlichen flic I St

t

eines dsterreichischen Haushalts.

Alle Werte gelten unter der Annahme eines normierten BenutzerInnenverhaltens. Sie geben den Jat

t darf, abziiglich allfilliger Endenergieertrige und zuziiglich eines
dafiir dig Hilf iebedarfs, Der Endenergiebedarf entspricht jener
Energiemenge, die eingekauft werden muss (Lieferenergiebedarf).

fopg: Der Gmmtmrgieefﬂzhﬂz—hldnr ist der Quotient aus dem Endenergiebedarf

und einem R giebedarf (Anforderung 2007).
PEB: Der Primi giebedarf ist der Endenergiebedarf einschlieRlich der Verluste
in allen Der Primi i f weist einen erneuerbaren (PEB,, } und

einen nicht erneuerbaren (PEB, . ) Anteil auf.

€0,: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnende Kohlendioxidemissionen,
einschliefilich jener fiir Vorketten,

Brutto-Grundfliche an.

pro

hutz” des O

Dieser Energieausweis entspricht den \.I'Drgaben del CQIB-Richtlinie 5 -

insp . ,undwar

ischen Innltuts fur Bautechnik in Umsetzung der 1

Richtlinie 2010/31/EU aber die

zes (EAVG). Der fr die K

fiar Pri gie und hlendicxidemissi

van und des E
-sl 2004 2008 (Strom: 2009 2m 3]. und es wurden abllche Allokationsregeln unterstellt.
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GEBAUDEKENNDATEN
Brutto-Grundfliche
Bezugsfliache
Brutto-Volumen
Gebdude-Hiillflache

Kompaktheit (A/V)

Energieausweis f

[ o 1= PR—— OIE-Richtlinie 6

INSTITUT FOR BALTECHSI Ausgabe: Marz 2015

ANFORDERUNGEN (Referenzklima)

hier angegebenen ahwe-(hen

r Wohngebaude

charakteristische Linge
Heiztage

Heizgradtage
Klimaregion

Norm-Aufientemperatur

mittlerer U-Wert
LEK;-Wert
Art der Liiftung

Bauweise

Soll-Innentemperatur

Referenz-Heizwarmebedarf HWBgef ri erfiillt / nicht erfiillt (obligatorisch) / k.A. HWBRef Rk #u#4  kWh/méa

Heizwarmebedarf HWBRg ####  kWh/m2a

End-/Lieferenergiebedarf EEBmax erfiillt / nicht erfiillt (alternativ zu fgee) / kA, E/LEBgg #u###  kWh/mZa

Gesamtenergieeffizienz-Faktor  fgee erfiillt / nicht erfiillt (alternativ zu EEBy,,,) / k.A. foee # 44

Erneuerbarer Anteil Erneuerbarer Anteil erfiillt / nicht erfillt / k.A.

WARME- UND ENERGIEBEDARF (Standortklima)

Referenz-Heizwarmebedarf wiwand  kWh/a HWBgef sk ####  kWh/m?a

Heizwarmebedarf #i#i# - kWh/a HWBsy #### kWh/m2a

Warmwasserwdrmebedarf #wi e kWh/a WWWwB #u#,#  kWh/mea

Heizenergiebedarf it it kWh/a HEBsy #u##  kWh/m2a

Energieaufwandszahl Heizen eAWZH # 44

Haushaltsstrombedarf #wi e kWh/a HHSB #u#,# kWh/mea

i Endenergiebedarf wi. s kWh/a EEBsk # 4 kWh/m2a

) Primarenergiebedarf #i#i# - kWh/a PEBsy #### kWh/m2a

Primarenergiebedarf nicht erneuerbar #wi e kWh/a PEBy ern.,sk #u#,# kWh/mea

Primarenergiebedarf erneuerbar wis. s kWh/a PEBeyn. sk # 4 kWh/m2a

Kohlendioxidemissionen (optional) wii e kg/a C02sy ### 4 kg/m2a

Gesamtenergieeffizienz-Faktor foee #44

Photovoltaik-Export wis s kWh/a PVEport,sk # 4 kWh/m2a

ERSTELLT

GWR-Zahl ErstellerIn

Ausstellungsdatum Unterschrift

Giiltigkeitsdatum

Die Energi dieses Er dlenen ausschlieBlich der Aufgrund der i isierte kénnen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche 2
Abweichungen auft iten unterschiedlicher Lage konnen aus Grinden der Geometne und der Lage hinsichtlich ihrer Energiekennzahlen von den
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Energieausweis fur Nicht-Wohngebaude

OIB-Richtlinie &
Ausgabe: Marz 2015

BEZEICHNUNG
Gebadude (-teil)
Nutzungsprofil
StraRe

PLZ/Ort

Grundstiicksnr.

A ++

HWBpys: Der bedarf ist jene die in den Riumen bereitgestellt
werden muss, um | diese auf einer normativ gefunlelteu Raumtemperatur,

ohne Beri g liger Ertrige aus q g, zu halten.

WWWB: Der bedarf ist in Abhdngigkeit der Gebdudel rie als flichen-
bezogener Defaultwert festgeleqt.

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusitzlich zum Heiz- und Warmwasserwirmebedarf

die Verluste des gebaudetechnischen Systems beriicksichtigt, dazu zihlen insbesondere die Verluste
der Wirmebereitstell der Wa il der Warmespeicherung und der Wirmeabgabe sowie
allfilliger Hilfsenergie.

KB: Der Kiihlbedarf ist jene Warmemenge, welche aus den Riumen abgefiihrt werden muss, um
unter der Solltemperatur zu bleiben. Er errechnet sich aus den nicht nutzbaren inneren und solaren
Gewinnen.

SPEZIFISCHER STANDORT-REFERENZ-HEIZWARMEBEDARF, STANDORT-PRIMARENERGIEBEDARF,
STANDORT-KOHLENDIOXIDEMISSIONEN UND GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR

Baujahr

Letzte Veranderung
Katastralgemeinde
KG-Nr.

Seehdhe

HWBg,f, 5 PEBsy 025y feee
A+
(Beispiel)
(Beispiel)
(Beispiel)
(Beispiel)

BelEB: Der Bel giabedarf ist als flich q faul festgel
und dem g ur fiten Beleuchtung.

BSB: Der ist als flic t gt und

entspricht der Halfte der mittleren inneren Lasten,
EE!. Der End!n!m!bedarf nmfa;sl zusatzlich zum

f den jeweils allfalli
f und Beleuc q f, abzliglich allﬂilllgul

Endenergieertrige und m:ugli:h eines dafiir di Hll[ febedarfs. Der E
bedarf entspricht jener Energiemenge, die eingekauft werden muss (llefzmmrglehedarﬂ
fgEE: Der lilsamt!mlginfﬁden: Faktor ist der Quotient aus dem Endenergiebedarf und
einem R ).
PPEB: Der Primd

Der Pri

fist der g
darf weist einen

einschlieflich der Verluste in allen
{PEByp,) und inen nicht

BefEB: Beim Befeuchtungsenergiebedarf wird der allfllige E 2ur

KEB: Beim Kiihlenergiebedarf werden zusatzlich zum Kilhlbedarf die Verluste des Knhlsyshems
und der Kiltebereitstellung beriicksichtigt.

b {PEB e, }Anlﬂlauf
€03: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnende Kohlendioxidemissionen,
einschlieRlich jener fiir Vorketten,

Alle Werte gelten unter der Annahme eines Sie geben den Jahresbedarf pro Brutto-Grundfliche an.
Dieser Energieausweis entspricht den Vergaben der OIB Rlchthnle 5 o ieginsp g und Wan hutz* des O ischen Innltuts fir Bautechnlk in Umsetzung der Richtlinie 1
2010’31:’&} aber die ffizienz von o i {EAVG), Der Ermittl fir die fiur

ie und Kohlendioxidemissi

F 9

ist 2004 - 2008 (ilrom 2009 2013}, und es wurden abliche Allokationsregeln unterstellt,
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GEBAUDEKENNDATEN

Brutto-Grundfliche charakteristische Linge
Bezugsfliche Heiztage
Brutto-Volumen Heizgradtage
Gebdude-Hiillfliche Klimaregion
Kompaktheit (A/V) Norm-AuRentemperatur

ANFORDERUNGEN (Referenzklima)

Energieausweis fur Nicht-Wohngebaude

mittlerer U-Wert
LEK-Wert
Art der Liiftung

Bauweise

Soll-Innentemperatur

hier angegebenen abwe-(hen

Referenz-Heizwdarmebedarf HWBef sy erfiillt / nicht erfiillt (obligatorisch) / k.A. HWBpgef rk #it# i kWh/maa
AuReninduzierter Kiihlbedarf 1,0 / 2,0 kKWh/m?a erfilllt / nicht erfiillt / k.A. KB*gi #i - kWh/mea
End-/Lieferenergiebedarf EEBmay erfiillt / nicht erfiillt (alternativ zu fgee) / koA, E/LEBgk #ue a8 kWh/m?2a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor  fgee erfiillt / nicht erfiillt (alternativ zu EEBrmay) / k.A. foee #4
Erneuerbarer Anteil Erneuerbarer Anteil erfiillt / nicht erfiillt / k.A.
WARME- UND ENERGIEBEDARF (Standortklima)
Referenz-Heizwarmebedarf #i#i# - kWh/a HWBRef, sk #i#  kWh/maa
Heizwarmebedarf #w e kWh/a HWBsy #u#,#  kWh/mea
Warmwasserwirmebedarf wii#a#  kWh/a WWWB #un s kWh/m2a
Heizenergiebedarf #i#i# - kWh/a HEBsk #i#  kWh/ma
Energieaufwandszahl Heizen BAWZH #,044
Kiihlbedarf wiwand kWh/a KBsy w4 kWh/m2a
Kiihlenergiebedarf #i#i# - kWh/a KEBsy #i# kWh/ma
Energieaufwandszahl Kiihlen BAWZ,K #,44
i Befeuchtungsenergiebedarf wii s kWh/a BefEBgk #iw# kWh/mea
:_ Beleuchtungsenergiebedarf #i#i# - kWh/a BelEB #i#  kWh/maa
Betriebsstrombedarf #wi e kWh/a BSB #u#,#  kWh/mea
Endenergiebedarf wiiand  kWh/a EEBsk #i# kWh/m2a
Primarenergiebedarf #i#i# kWh/a PEBsy ####  kWh/m2a
Primarenergiebedarf nicht erneuerbar #wi e kWh/a PEBy.ern.,sk #u#,#  kWh/mea
Primarenergiebedarf erneuerbar wiwand  kWh/a PEBen. sk #i# kWh/m2a
Kohlendioxidemissionen (optional) wii e kg/a C02sy ### 4 kg/m?a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor foee #,04
Photovoltaik-Export wi s kWh/a PVExport, sk # 4 kWh/m2a
ERSTELLT
GWR-Zahl ErstellerIn
Ausstellungsdatum Unterschrift
Giiltigkeitsdatum
Abweichungen sufreten. Insbosondere Nutzngselnheien unterchiodicher Lage Konnen aus Gronden dor Gaometris und0ér Lage Nnshich Ieer Energiokennashien von deh
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 6
»Energieeinsparung und Warmeschutz*
und zum OIB-Leitfaden
.Energietechnisches Verhalten von Gebauden*

Ausgabe: Méarz 2015

Allgemeines

Grundlage der gegenstandlichen Fassung der OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und
Warmeschutz” sind folgende zwei Dokumente:

e OIB-Dokument zur Definition des Niedrigstenergiegebdudes und zur Festlegung von
Zwischenzielen in einem ,Nationalen Plan“ geméaR Artikel 9 (3) zu 2010/31/EU (28. Mérz
2014)

e OIB-Dokument zum Nachweis der Kostenoptimalitdt der Anforderungen der OIB-Richtlinie 6
bzw. des Nationalen Plans gemaf 2010/31/EU (28. Marz 2014)

Dariiber hinaus wird zum besseren Verstéandnis der komplexen Zusammenhange und der
vollstdéndigen Umsetzung der EPBD 2010/31/EU ein Schirmdokument erstellt:

e OIB-Erlauterung der allgemeinen Zusammenhange zwischen den verschiedenen OIB-
Dokumenten, den Osterreichischen und Européischen Normen zur Umsetzung der Richtlinie
Uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden (EPBD) — Ubergreifendes Dokument

In der gegenstandlichen Fassung der OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und Warmeschutz*
werden die ersten beiden Stufen des oben angeflhrten Nationalen Plans umgesetzt, der auf Basis
des Nachweises der Kostenoptimalitat erstellt wurde. Diese beiden Stufen stellen Zwischenziele fir
die Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz neuer Gebaude dar. In Umsetzung der Richtlinie
2010/31/EU wird dartber hinaus festgelegt, dass ab 31. Dezember 2020 alle neuen Gebaude
Niedrigstenergiegebaude sein mussen.

Ebenso sind die beiden ersten Stufen des Nationalen Plans fir Gebaude, die einer groReren
Renovierung unterzogen werden, Inhalt dieser Fassung. Fur den Fall von Einzelma3nahmen, die
nicht einer groReren Renovierung entsprechen, erfolgt dabei die Anforderungsformulierung derart,
dass sichergestellt ist, dass auch bei etappenweisen Einzelmallnahmen als Endergebnis eine
kostenoptimale Losung aus der Summe der EinzelmaRnahmen resultiert.

Zumal der Nachweis der Kostenoptimalitat ausschlieBlich auf der Grundlage von
Effizienzmallinahmen  gefiihrt wurde, beinhaltet der Nationale Plan eine duale
Anforderungsformulierung, die die Mdglichkeit einrAumt, in begrenztem Mald auch Energieertréage
aus erneuerbaren Quellen, die am Standort oder in der N&he erzeugt werden, zur Erreichung der
Anforderungen heranzuziehen. Damit wird dem Ziel der Begrenzung des nicht erneuerbaren
Primérenergiebedarfes entsprochen. Ebenso wird dadurch der Ver-pflichtung entsprochen,
geeignete MalRnahmen aufzunehmen, um den Anteil aller Arten von Energie aus erneuerbaren
Quellen im Gebé&udebereich zu erhéhen, wobei Mal3nahmen zur Steigerung der Energieef-fizienz
berucksichtigt werden.

Parallel dazu werden einige methodische Verbesserungen bzw. Erganzungen umgesetzt.

Selbstverpflichtungen von Behoérden betreffend Gebaude, die diese als Eigentimer nutzen, sind
nicht Gegenstand dieser Richtlinie (Hierzu sei auf die Artikel 12 ,Mindestanforderungen fir den
Neubau offentlicher Gebaude der Vertragsparteien und 13 ,Mindestanforderungen fir die
Sanierung offentlicher Gebaude der Vertragsparteien“ der Vereinbarung gemanR Art. 15a. B-VG
zwischen dem Bund und den L&andern Uber MaRnahmen im Geb&dudesektor zum Zweck der
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Reduktion des AusstoRes an Treibhausgasen — BUNDESGESETZBLATT FUR DIE REPUBLIK
OSTERREICH vom 30. Juli 2009 verwiesen).

Ebenso sind finanzielle Anreize zur Erhéhung der Zahl der Niedrigstenergiegebaude nicht
Gegenstand dieser Richtlinie (Hierzu sei auf den 2. Abschnitt — MaRnahmen im Bereich der
Wohnbauférderungen der Lander der Vereinbarung gemaR Art. 15a. B-VG zwischen dem Bund
und den Landern Uber MaBnahmen im Gebaudesektor zum Zweck der Reduktion des Ausstol3es
an Treibhausgasen — BUNDESGESETZ-BLATT FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH vom 30. Juli
2009 verwiesen).

Die gegenstandliche Fassung dient einer ersten Anwendung des Nationalen Plans, der auf Basis
des Nachweises der Kostenoptimalitdt der Anforderungen erstellt wurde, und zur Umsetzung
einiger methodischer Verbesserungen bzw. Ergénzungen.

Die Richtlinie definiert Anforderungen an die thermisch-energetische Qualitdt von Gebauden.
Diese sollen folgenden Zielsetzungen dienen:

o Osterreichweite Harmonisierung Bautechnischer Vorschriften
o sowohl hinsichtlich der Methodik, die thermisch-energetische Qualitat von Gebauden
primar ausgedriickt durch Energiekennzahlen zu beschreiben
o als auch Anforderungen an diese Energiekennzahlen zu formulieren

e Umsetzung der Richtlinie 2002/91/EG uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden
(EU-Gebauderichtlinie) und der Richtlinie 2010/31/EU Uber die Gesamtenergieeffizienz von
Gebauden (Neufassung) in nationales Recht, sowie der Richtlinie 2009/28/EG zur
Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 4, und Beriicksichtigung der
Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz

Grundsatzlich kénnen Anforderungen an die thermisch-energetische Qualitdt von Gebauden an
den folgenden Ebenen ansetzen:

e Anforderungen an die thermische Qualitat von Bauteilen wie an die maximalen U-Werte fir
einzelne Bauteile;

¢ Anforderungen an den Nutzenergiebedarf bzw. Anteile davon wie an den Heizwarmebedarf
(HWB) oder an den Kuhlbedarf (KB), bei denen neben der thermischen Qualitat der
Gebéaudehulle auch die Klimagunst und Nutzungseigenschaften des Gebdudes mit
berucksichtigt werden;

o Anforderungen an den Endenergiebedarf bzw. Anteile davon wie an den
Heizenergiebedarf (HEB), der jenen Anteil beschreibt, der fir die Heizungs- und
Warmwasserversorgung aufzubringen ist, oder an den Kihlenergiebedarf (KEB), jeweils
unter Berlcksichtigung von Hilfsenergieanteilen fur Wasser- und Luftférderung und unter
Berlcksichtigung allfalliger Feuchtekonditionierungen, wobei beide Anteile sowohl von der
thermischen Qualitdt des Gebdudes als auch von der energetischen Qualitdt des
Technischen Gebaudesystems abhéngen;

e Anforderungen an den Gesamtenergieeffizienz-Faktor ersetzen die vorgenannten
Nachweisebenen, wobei hinsichtlich Heizwarmebedarf und Kuhlbedarf
Mindestanforderungen beibehalten werden, die ungefdhr den seit 2012 glltigen
Anforderungen entsprechen;

e Anforderungen an den Primérenergiebedarf, der sich aus den Anteilen des
Endenergiebedarfes je Energietrager gewichtet (multipliziert) mit den Konversionsfaktoren
fur die Primarenergie zusammensetzt;

@ In Umsetzung des Art. 13(4) der RED wird nunmehr am Energieausweis auch eine Angabe (iber das
Mindestmal3 des erneuerbaren Anteils angefuhrt. In diesem Anteil wird der erneuerbare Anteil auf
Endenergieebene berlcksichtigt.
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e Anforderungen an die COz-Emissionen, die sich aus den Anteilen des Endenergiebedarfes
je Energietrager gewichtet (multipliziert) mit den Konversionsfaktoren fiir die COq-
Emissionen zusammensetzen.

Die EU-Gebauderichtlinie verlangt Mindest-Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von
Gebauden zumindest auf Ebene des Endenergiebedarfes und obligatorisch einen numerischen
Indikator fur den Primérenergiebedarf. Die Angabe der CO2-Emissionen ist optional.

Des Weiteren schreibt die EU-Gebauderichtlinie die Festlegung von Anforderungen an die
Gesamtenergieeffizienz nicht nur fir den Neubau, sondern auch fir den Fall groRerer
Renovierungen an Geb&aude vor.

In der vorliegenden Form enthalt der Richtlinientext die folgenden Anforderungen, die aufgrund
der Umsetzung der EU-Gebauderichtlinie erforderlich sind:

e Anforderungen an den Gesamtenergieeffizienz-Faktor unter Bericksichtigung eines
Referenz-Heizwarmebedarfes in der Héhe der Anforderungen an den Heizwarmebedarf aus
dem Jahr 2012 oder Anforderungen an den Heizwarmebedarf und den darauf
aufbauenden Endenergiebedarf

e Uberpriifung der Einsetzbarkeit von alternativen Systemen
e Ausnahmen, fiir die die Bestimmungen der Richtlinie nicht gelten

Fur die Festlegung der Mindestanforderungen an den EEB wird die Methodik der
Referenzausstattung verwendet. Die Referenzausstattung ist dabei jene fiktive haustechnische
Anlage, die den aktuellen Stand der Technik représentieren soll. Die Referenzausstattung ist eine
Festlegung von einzelnen, systembezogenen Kriterien des Haustechniksystems (wie z.B.
Dammstandard der Verteilleitungen, Standard der Regelung des Warmeabgabesystems) und ist im
OIB-Leitfaden bzw. in der ONORM H 5056, Ausgabe 2011-03-01 definiert.

AbschlieRend enthalt die Richtlinie

e eine Reihe sonstiger Anforderungen, die im Sinne der thermisch-energetischen Qualitat
eines Gebaudes, insbesondere besonders unerwiinschte Ausfiihrungen, beschranken sollen
(konstruktive Warmebricken, Luft- und Winddichtheit, Vermeidung von
Oberflachenkondensation und Kondensation im Bauteilinneren und Verringerung des
Risikos von Schimmelbildung, Vermeidung der sommerlichen Uberwéarmung, Einschrankung
elektrischer Widerstandsheizungen u.a.) und

e einen Abschnitt iber Umfang und Inhalt des Energieausweises.

Im Folgenden sei der grundséatzliche Zusammenhang einzelner Beitrage zum Endenergiebedarf
bzw. Endenergieverbrauch dargestellt:

EEV = EEBSK,NP X fKomfon/Diskomfort X fNutzung sintensitat < fJahresklim agunst x fS tandortk limagunst
Darin bedeutet:
EEV Endenergieverbrauch in einem bestimmten Jahr

EEBgy np Endenergiebedarf gemaf OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und Warmeschutz*

fkomfort / Diskomfort Faktor, der die Abweichung des bestimmten Komforts/Diskomforts

(z.B. Innentemperatur, Luftungsverhalten ...)
vom unterstellten Nutzungsprofil beschreibt.

fauzungsintensiar~ Faktor, der die Abweichung der bestimmten Nutzungsintensitat

(z.B. Warmwasserverbrauch, Anwesenheit ...)
vom unterstellten Nutzungsprofil beschreibt.
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fJanresklimagunst Faktor, der die Abweichung des Standortklimas des bestimmten Jahres

(z.B. milder Winter, extremer Winter, friiher/spéater Kalteeinbruch ...)
vom unterstellten Klimamodell beschreibt.

S tandortklimagunst Faktor, der die Abweichung des Standortklimas des bestimmten Standortes

(z.B. Nebellage, unvorhergesehene Verschattung, besondere Windexposition ...)
vom unterstellten Klimamodell (Klimaregion) beschreibt.

An dieser Stelle gilt es festzuhalten, dass der Energiebedarfswert am Energieausweis keinesfalls
als Verbrauchsprognose, wie dies in letzter Zeit immer wieder irrtimlich versucht wird, zu werten
ist. Die einfachste Erlauterung dazu ist ein nicht genutztes und daher nicht konditioniertes
Gebaude schlechtester thermisch-energetischer Qualitdt. Ebendort darf keinesfalls aus einem
eventuellen Nullverbrauch die Qualitdt eines Nullenergiegebaudes abgeleitet werden. Ebenso
andern sich vermutlich infolge erhdhter Behaglichkeitseigenschaften von Gebauden mit hohem
thermischem Komfort Ubliche Verhaltensmuster bei der Gebdudenutzung, was unter Umstanden
die objektiv nachgewiesenen Effizienzgewinne durch geé&nderte Randbedingungen verringert. In
diesem Zusammenhang sei ausdriicklich auf den Erwégungsgrund (22) der EPBD:2010 verwiesen.
Dort heiflt es auszugsweise: ,Der Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz sollte potenziellen
Kéufern und Mietern von Gebauden oder Gebaudeteilen zutreffende Informationen Uber die
Gesamtenergieeffizienz des Gebaudes ... liefern.“ Ebenso heiflt es im Art. 11(1) auszugsweise:
.Der Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz muss die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden
und Referenzwerte wie Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz enthalten, um den
Eigentimern oder Mietern von Gebauden oder Gebaudeteilen einen Vergleich und eine
Beurteilung ihrer Gesamtenergieeffizienz zu ermdglichen.”

Dariiber hinaus gibt es noch die Mdéglichkeit, dass einzelne Nutzungseinheiten infolge ihrer Lage
zu Abweichungen vom Gebaudewert fihren kénnen.

Als wesentlichste methodische Neuerung dieser Fassung darf die Neufassung der ONORM H 5050
hervorgehoben werden. Die Inhalte dieser ONORM sind die methodische Darstellung folgender
Punkte:

¢ Ermittlung des Haushaltsstrombedarfes
¢ Ermittlung des Betriebsstrombedarfes . (3)
e Ermittlung des Erneuerbaren Anteils
e Ermittlung von Energieaufwandszahlen
0 Heizfall
o  Kuhlifall

@ Im Rahmen der Ermittlung des BSB auf Basis der Fassung 2011 gab es zahlreiche Diskussionen, warum
der Multiplikator der flachenbezogenen Leistung in Form von 50 % des Mittelwertes der inneren Netto-
Warmegewinne im Heiz- und Kuhlfall 8760 Stunden auch fir NWG betréagt, bei denen die Nutzungszeit von
dieser Zeit abweicht. Dazu ist festzuhalten, dass bei der Festlegung der Fixwerte dieser inneren Netto-
Warmegewinne im Rahmen der Nutzungsprofile stets eine allféllige kirzere Nutzungszeit berlcksichtigt
wurde, aber diese aus Vereinfachungsgriinden auf 8760 Stunden ,verschmiert” wurden. Ebensogut hatte man
die Werte mit einem Faktor gleich 8760 Stunden dividiert durch die Jahresnutzungsstunden
~hochmultiplizieren“ kénnen.

®) An dieser Stelle sei festgehalten, dass sich die Sachverstdndigen des SV-Beirates dariiber bewusst sind,
dass dies nur als erste Naherung angesehen werden kann, zumal es typischerweise ,personenlastige” innere
Netto-Warmegewinne und ,geratelastige” innere Netto-Warmegewinne in Abhangigkeit von den jeweiligen
Nutzungsprofilen gibt. Zumal sich aber alle Beteiligten tUber die Schwierigkeiten einer derartigen Teilung im
Klaren sind, wurde fir die gegensténdliche Fassung noch die bisherige Aufteilung beibehalten. Zukiinftige
Fassungen werden einerseits vermutlich Trennungen von EFH, MFH und GWB hinsichtlich Nutzungsprofile
und daraus resultierend hinsichtlich HHSB, innerer Netto-Warmegewinne und allenfalls Luftwechselzahlen
beinhalten, und andererseits vermutlich Zusammenlegungen verschiedener Nutzungsprofile i.S. der
Unterteilung in der EPBD. Insbesondere ist die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung von Nutzungsprofilen mit
starken Prozessenergieanteilen wie Hallenbader, Sportstatten und Veranstaltungsstatten bei der nachsten
Ausgabe zu prifen.
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e Einfuhrung des Referenz-Heizwarmebedarfes als anforderungsrelevanter HWB; der HW Bres
ersetzt im NWG-Bereich den HWB*

e Einfihrung des maximal zulassigen Transmissions-Leitwertes zur Ermittlung des HEBmax (4

e Einfiihrung des Bezugs-Transmissions-Leitwertes zur Ermittlung des EEB2s und in Folge zur
Ermittlung des Gesamtenergieeffizienz-Faktors fcee (®

e Ermittlung einer modifizierten ,Heizperioden-Lange" im Falle einer RLT+WRG, die die
Laufzeit der RLT fur den Heizfall beschreibt und damit die Hilfsenergie fir die RLT
berechnen lasst

e Weitere Prazisierung der Bilanzierungsregeln fiir Energiekennzahlen
e Ermittlung des maximal zuldssigen Endenergiebedarfes

e Ermittlung des Gesamtenergieeffizienz-Faktors

e Ermittlung des PEB

e Ermittlung der CO2

Neben einigen redaktionellen Uberarbeitungen der ONORM H 5056 sei noch folgende Ergéanzung
Erganzung festgehalten:

e Ermittlung des nutzbaren PV-Ertrages einer PV-Anlage einschlie3lich eines allfalligen PV-
Exportes und eines Deckungsgrades

Die ONORM B 8110-6 hat folgende Anderungen erfahren:

e Ermittlung des wirksamen Wé&rmeriickgewinnungsgrades in Abhé&ngigkeit der Ausfihrung
der Anlage

Jedenfalls sei festgehalten, dass die gegenstandliche Neufassung aus verschiedenen Griinden
bereits die Notwendigkeit einer ndchsten Fassung einschlief3t. Diese Griinde sind:

o Uberpriifung des Nationalen Plans

e Methodische Weiterentwicklung, insbesondere von RLT und KEB und allenfalls
Wiedereinfuhrung einer BelEB-Ermittlung anstelle von Default-Werten

e Beriicksichtigung des Klimawandels und den daraus abzuleitenden Anderungen der
Standort-Klimaten ()

) Diese Nachweisfiihrung der Anforderungserfiillung entspricht der Variante mit den dynamisch verschérften
HWB-Anforderungen (bis hin zur 10er-Linie ab dem Jahr 2020) und der Anwendung der Referenzausstattung.

®) Diese Nachweisfiihrung der Anforderungserfiillung entspricht der Variante mit den dynamisch verscharften
feee-Anforderungen bei gleichbleibenden HWB-Anforderungen.

®) In diesem Zusammenhang darf festgehalten werden, dass die mit dieser Ausgabe getroffene Festlegung
einer generellen RK-abhangigen Anforderung mit 3400 HGT wohl als zukunftsweisend angesehen werden
darf. Andert sich namlich das Standortklima, sind Anforderungen davon nicht oder nur indirekt betroffen und
es konnen wesentliche Elemente der Methodik des Kostenoptimalitdtsnachweises auch fiir zukinftige
Revisionen dieser weiter verwendet werden.
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Erlauterungen zur OIB-Richtlinie 6

Zu Punkt 1: Allgemeine Bestimmungen

In Punkt 1.1 wird klargestellt, dass die OIB-Richtlinie 6 einerseits nur fur konditionierte Gebaude
gilt, andererseits aber nicht fir in Gebaude bendtigte Prozessenergie (siehe auch Punkt 1.2).

In Punkt 1.2 werden die Ausnahmen zusammengefasst, wobei unterschieden wird,

e ob weder Anforderungen einzuhalten sind noch ein Energieausweis erforderlich ist (siehe
Punkt 1.2.2),

e zwar keine Anforderungen einzuhalten sind, aber ein Energieausweis erforderlich ist ()
(siehe Punkt 1.2.1) oder

e nur bestimmte Anforderungen einzuhalten sind (siehe Punkt 1.2.3). Fur die Frage, ob fir ein
durch Zubau vergroRertes Gebaude ein Energieausweis zu erstellen ist, kommt es darauf
an, ob der Zubau eine Gesamtnutzflache von weniger als 50 Quadratmetern hat oder nicht.

Zwecks besserer Lesbarkeit des Richtlinientextes wurde in Punkt 1.3 festgelegt, dass die
Berechnungsmethode grundsétzlich gemafl OIB-Leitfaden ,Energietechnisches Verhalten von
Gebauden" zu erfolgen hat. Alle sonst in der OIB-Richtlinie 6 enthaltenen Angaben (z.B.
Referenzklima, Standortklima, Nutzungsprofil) beziehen sich ebenfalls auf den o.a. OIB-Leitfaden.

Sofern auf Basis landesgesetzlicher Bestimmungen andere oder zusatzliche Energiekennzahlen
verwendet werden, sind zu deren Berechnung die dem Stand der Technik entsprechenden
Methoden heranzuziehen; fur den Transmissions-LEK-Wert ist die Regelung im Abschnitt 10.2 der
ONORM B 8110-6, Ausgabe 2014 enthalten.

Zu Punkt 2: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument
.Begriffsbestimmungen zu den OIB-Richtlinien® zusammengefasst. Die fur die OIB-Richtlinie 6
relevanten Begriffsbestimmungen stimmen hierbei mit den in den entsprechenden ONORMen
verwendeten Begriffen Uberein. Zur Erh6hung der Nachvollziehbarkeit der Umsetzung der
EPBD:2010 wurden gesondert die Begriffe

¢ Niedrigstenergiegebaude — nstEG,
e Energie aus erneuerbaren Quellen und

e Energie aus hocheffizienten alternativen Systemen

aufgenommen. Dabei sei insbesondere die Aquivalenz der Energie aus erneuerbaren Quellen bzw.
aus hocheffizienten alternativen Systemen festgehalten. Kommen derartige Losungen zum Einsatz
entféllt die Notwendigkeit einer Dokumentation der Berlcksichtigung derartiger Systeme vor
Baubeginn.

Zu Punkt 3: Anforderungen an den Nutzenergiebedarf

Zu Punkt 3.1: Zuordnung zu den Gebaudekategorien

Hier wird beschrieben, ob das Gebaude der Kategorie Wohngebaude oder einer
Gebaudekategorie der Nicht-Wohngebaude zugeordnet wird. Dartiber hinaus ist festgelegt, wie
vorzugehen ist, wenn in einem Gebaude mehrere unterschiedliche Nutzungskategorien vorliegen
oder vorgesehen sind. Gegentber den friiheren Fassungen darf hier die Anhebung der Grenze von
50 m2 auf 250 m2 als besondere Vereinfachung hervorgehoben werden ().

() Diese Regelung ist in erster Linie aus Griinden des Konsumentenschutzes getroffen worden, um einer
Mieterin oder Kauferin bzw. einem Mieter oder Kaufer keinesfalls nur aus dem Grund, dass das Gebaude oder
Gebaudeteil irgendwie geschutzt ist, keine Informationen iber die Gesamtenergieeffizienz zu geben.

®) Die Festlegung der Grenze von 250 m2 resultiert aus der Aushang-Verpflichtung fur die Nutzung durch
Behorden (Art. 13(1)).
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Die Zuordnung zur Kategorie Wohngebaude erfolgt dann, wenn der jeweilige Nutzungsbereich
(das ist ein gesamtes Gebaude oder eine abgrenzbare Nutzungszone) zum Uberwiegenden Teil fur
Wohnzwecke genutzt wird. Wenn Teile des Gebaudes nicht fir Wohnzwecke genutzt werden, ist
die Nutzflache fir diese Nutzung zu ermitteln. Falls diese Flache geringer als 250m2 ist, kann das
gesamte Gebaude der Kategorie Wohngebaude zugeordnet werden, womit die Anforderungen fiir
Wohngebaude fir das gesamte Gebaude gelten. Ebenso ist vorzugehen, wenn es mehrere andere
Nutzungen gibt, die jeweils weniger als 250 m2 aufweisen. Andernfalls gelten fiir den Bereich, der
zum Uberwiegenden Teil fir Wohnzwecke genutzt wird, die Anforderungen fir Wohngebaude. Der
Bereich, der nicht fir Wohnzwecke genutzt wird, hat die Anforderungen fur Nicht-Wohngebaude zu
erfullen. Bei den Berechnungsmethoden wird zwischen Wohngeb&uden bis 400 m2 Brutto-
Grundflache und solchen mit mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache unterschieden. Fur
Wohngebaude bis 400 m2 Brutto-Grundflache sind hierbei das Nutzungsprofil fur Einfamilienh&user
gemal’ ONORM B 8110-5 und die Rechenregeln fur Einfamilienhauser gemal’ ONORM B 8110-6
anzuwenden, fur Wohngebaude mit mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache das Nutzungsprofil fir
Mehrfamilienhduser gemal ONORM B 8110-5 und die Rechenregeln fir Mehrfamilienhauser
gemal ONORM B 8110-6.

Die Zuordnung zum Nicht-Wohngebéaude erfolgt dann, wenn der jeweilige Nutzungsbereich (das ist
ein gesamtes Gebaude oder eine abgrenzbare Nutzungszone) zum lberwiegenden Teil nicht fir
Wohnzwecke genutzt wird. Die Einteilung wurde auf Basis der Angaben der EU-Richtlinie und der
in Osterreich gebrauchlichen Gebaudekategorien vorgenommen. Sie stimmt mit den in der
ONORM B 8110-5, Ausgabe 2011-03-01 dafiir definierten Nutzungsprofilen tiberein.

Auch in diesen Féllen ist festzustellen, ob das Gebdude zur Génze oder nur zum Teil in eine der
angefuihrten Nutzungen féllt. Falls Nebennutzungen 250 m2 der Nutzflache nicht Uberschreiten,
wird nur die Hauptnutzung bericksichtigt, d.h. dass auch die Anforderung, die fur die
Gebaudekategorie der Hauptnutzung gilt, einzuhalten ist. Falls die Nebennutzungen 250 m?2
Uberschreiten, muss eine Teilung des Gebéaudes durchgefiihrt werden. In diesem Fall sind die
Anforderungen der OIB-Richtlinie 6 fur die jeweiligen Geb&dudekategorien getrennt zu stellen.

Zu Punkt 4: Anforderungen

Der gesamte Anforderungsteil wurde wesentlich gestrafft und in Entsprechung zum Nationalen
Plan hinsichtlich der ersten beiden Stufen angepasst.

Hinsichtlich der Anforderungen in 4.3 wurde in Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG des
Européischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Férderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der
Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG ein Abschnitt eingefugt, der der Forderung der Aufnahme
geeigneter Mal3nahmen in Bauvorschriften aufzunehmen, um den Anteil aller Arten von Energie
aus erneuerbaren Quellen im Gebaudebereich zu erhdéhen, nachkommt. Dabei sind entweder
aktive MaRnahmen innerhalb der Systemgrenze Gebaude zu setzen oder es gilt diese Forderung
durch Anwendung hocheffizienter alternativer Systeme gemall Richtlinie 2010/31/EU des
Européaischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 tber die Gesamtenergieeffizienz von
Gebauden (Neufassung) in einem Ausmalfd von mindestens 50 % als erfullt.

Derzeit sind in den Methoden zur Ermittlung der Energiekennzahlen folgende erneuerbare Quellen
eingearbeitet:

Solarthermie
Photovoltaik
Biomasse-Kessel
Warmepumpen

Zusatzlich sei angemerkt, dass die passive Nutzung von solarer Einstrahlung und die aktive
Nutzung von Warmerickgewinnung im Rahmen einer raumlufttechnischen Anlage methodisch
bertcksichtigt werden.

Beziglich der Formulierung ,,am Standort oder in der Nahe" sei angemerkt, dass mit ,am Standort*
jedenfalls das Grundstiick bzw. der Bauplatz gemeint ist, mit ,in der Nahe" beispielsweise das
Areal der Wohnhausanlage, ein Ortsverbund oder das Firmengelande.
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Hinsichtlich der Anforderungen in 4.5 seien folgende Erlauterungen gegeben:

e Es wird ein Sanierungskonzept erstellt, bei dessen vollstandiger Umsetzung die
Anforderungen nach 4.2.1 und 4.2.2 erreicht werden und dessen Bestandteile im
Wesentlichen eine Da&mmung der Fassade, eine Erneuerung der Fenster, eine Dammung
der obersten Geschol3decke sowie der Kellerdecke und eine Erneuerung des
gebaudetechnischen Systems unter Berilicksichtigung technischer und rechtlicher
Méglichkeiten durchgefihrt werden.

e Daran anschlie3end werden etappenweise die einzelnen Schritte des Sanierungskonzeptes
umgesetzt, wobei bei keinem Einzelschritt ein folgender Schritt verunmdglicht werden darf
(Werden beispielsweise in einem ersten Schritt Fenster ersetzt, ist dieser Ersatz so zu
planen, dass ein spaterer Anschluss einer entsprechenden Warmedadmmung u.a. jedenfalls
maoglich ist; wird beispielsweise in einem ersten Schritt die Fassade warmegedammt, ist u.a.
jedenfalls auf die Fensteranschlisse und die Dachanschliisse zu achten.).

e Zielsetzung dieser Vorschrift ist ausdricklich die Ermunterung zu thermisch-energetischen
Malinahmen, ohne dabei die abschreckende Wirkung mdglicherweise wirtschaftlich nicht
realisierbarer, gesamthafter ,Gro3erer Renovierungen® zu riskieren.

e Als Ersatz eines Sanierungskonzeptes kdnnen die maximalen U-Wert-Anforderungen an
Bauteile der Geb&audehille um 6 % und ab 1. Janner 2017 um 12 % reduziert werden.
Ausdricklich sei die Méglichkeit der bautechnischen und baurechtlichen Machbarkeit hier als
Voraussetzung der Notwendigkeit der nominalen Einhaltung von Anforderungen angefuhrt.

o Ebenso sei darauf hingewiesen, dass u.U. zu Erreichung des kostenoptimalen Niveaus fir
die gréRere Renovierung nach etappenweisen EinzelmalRnahmen ein Sanierungsschritt mit
der Referenzausstattung des gebaudetechnischen Systems folgen sollte und allfallige
Abweichungen von diesem kostenoptimalen Niveau durch Energie aus erneuerbaren
Quellen kompensiert werden kdnnen.

o Keinesfalls beziehen sich derartige Vorschriften auf Reparatur und Instandhaltung (z.B. nach
Bruch eines Fensters).

Vollig neu ist das Abgehen der Forderung der passiven Vermeidung sommerlicher Uberwarmung.
Dies ist dem Auftrag der Landesamtsdirektoren geschuldet, die Richtlinien unter dem Aspekt von
Kosteneinsparungen zu Uberarbeiten. Die Beibehaltung der Forderung der Vermeidung
sommerlicher Uberwarmung durch passive MaRnahmen ware auf Basis neuester Normen und auf
Grundlage steigender Temperaturen im Sommer unter Umstanden mit erheblichen Mehrkosten
verbunden. Als Mindestforderung eines ,Sommerlichen Warmeschutzes" verbleibt ein dem bisher
vereinfachten Nachweis entsprechender Nachweis mindesterforderlicher speicherwirksamer
Massen bezogen auf die wirksamen Immissionsflachen. Tatsachliche Liftungsmdoglichkeit
(bezogen auf die Offenbarkeit von Fenstern, insbesondere unter den Aspekten von
Einbruchschutz, Witterungsschutz und L&rmschutz) bleiben unbericksichtigt. Allenfalls sind
dartber hinausgehende Anforderungen zivilrechtlich zu vereinbaren.

Hinsichtlich der Anforderung der Luft- und Winddichtheit in Punkt 4.9 ist das ,Verfahren 1" genannt.
Dieses ,Verfahren 1 gemaR ENTWURF ONORM EN ISO 9972, Ausgabe 2013-04-15 ist die
Prifung des Gebaudes im Nutzungszustand, wobei die Offnungen fir die natirliche Liftung
geschlossen und die Offnungen des gesamten Gebaudes fiir die maschinelle Luftung oder
Klimatisierung abgedichtet sind.

Zu Punkt 5: Anforderungen an Teile des geb&dudetechnischen Systems
Dieser Punkt ist im Wesentlichen unverandert geblieben.

Bezugnehmend auf die Verpflichtung zur Warmerickgewinnung im Falle raumlufttechnischer Zu-
und Abluftanlagen wird festgehalten, dass sich dies selbstversténdlich nicht auf derartige Anlagen
von TechnikrAumen bezieht.

Neu ist allerdings in Abstimmung mit der normativen Ermittlung des durch Photovoltaik deckbaren
Strombedarfsanteils die Abgabe der maximal deckbaren Strombedarfsanteile.

Zu Punkt 6: Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz (Energieausweis)

Dieser Punkt ist im Wesentlichen unverandert geblieben.

Allerdings ist die Empfehlung von Mallnahmen darauf beschrankt worden, dass deren
Implementierung technisch und wirtschaftlich zweckmé&Rig ist.
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Zu Punkt 7: Layout der Energieausweise
Dieser Punkt ist im Wesentlichen unverandert geblieben.
Allerdings wird die Mdglichkeit geboten, nur mindestens zwei der vier Labeling-Moglichkeiten auf
der ersten Seite landesgesetzlich festzulegen.

Zu Punkt 8: Konversionsfaktoren

Ausgangspunkt fur die Ermittlung neuer Konversionsfaktoren fiir Strom (Osterreich-Mix und Import-
Mix) sind die Statistiken des European Network of Transmission System Operators for Electricity
(entsoe), abzurufen unter https://www.entsoe.eu .

Fur Osterreich konnten folgende Daten zur Produktion fur die Jahre 2009 bis 2013 am
6. November 2014 abgefragt werden:

AT 1 2009 2.162 2.581 621 1.406 278 616 5.359 362 1261 6.258
AT 2 2009 1.920 2329 599 1334 146 684 4.933 308 1012 5.637
AT 3 2009 3.090 1.844 346 1139 98 798 5.732 269 402 5.865
AT 4 2009 3.917 1.200 134 722 m 836 5.953 305 -639 5.009
AT 5 2009 4.497 1.039 n 584 2 919 6.455 331 -1.099 5.025
AT 6 2009 4.101 948 14 535 58 877 5.926 214 686 4,966
AT 7 2009 4275 972 24 540 47 891 6.138 323 -627 5188
AT 8 2009 3.867 919 115 432 42 813 5.599 328 -280 4.991
AT 9 2009 3.284 1541 454 698 55 782 5.607 314 -82 5211
AT 10 2009 2.843 2.556 607 1536 63 765 6.164 358 -160 5.646
AT 1n 2009 2176 2257 395 1425 3 745 5.178 399 939 5718
AT 12 2009 2495 2.500 367 1679 m 769 5.764 391 748 6.121
AT JAHR 2009 38.627 20.686 3.747 12.030 1120 9.495 68.808 3.962 789 65.635

AT 1 2010 2327 3.023 564 1.901 178 663 6.013 342 677 6.348
AT 2 2010 2.001 2782 564 1705 189 621 5.404 355 703 5.752
AT 3 2010 2.626 2.286 413 1.403 98 782 5.694 412 748 6.030
AT 4 2010 2.264 1.581 20 1134 68 782 4.627 401 1116 5.342
AT 5 2010 3599 1.280 81 761 41 1.037 5.916 429 -186 5.301
AT 6 2010 4.069 1375 288 647 41 1014 6.458 435 759 5.264
AT 7 2010 3.657 1522 464 632 54 920 6.099 473 -233 5393
AT 8 2010 4.094 1.245 311 498 64 783 6.122 384 -495 5.243
AT 9 2010 3.560 1673 486 764 62 801 6.034 291 -344 5.399
AT 10 2010 2.746 2.454 597 1411 3 701 5.901 285 182 5798
AT 1n 2010 2678 2.466 581 1433 87 700 5.844 384 443 5.903
AT 12 2010 2875 2951 555 1726 219 747 6.573 313 351 6.551
AT JAHR 2010 36.496 24.638 4.924 14.015 1234 9551 70.685 4.564 2203 68.324

AT 1 2011 2778 2.888 609 1678 207 623 6.289 389 517 6.417
AT 2 2011 2.341 2490 485 1488 160 546 53717 365 837 5.849
AT 3 2011 2259 2.696 648 1538 97 640 5.595 399 967 6.163
AT 4 2011 2.400 1.822 369 1.005 58 680 4.902 423 869 5.348
AT 5 2011 2.958 1.636 293 898 23 760 5.354 366 435 5.423
AT 6 2011 3.643 1162 285 409 47 843 5.648 419 -36 5193
AT 7 2011 3.395 1213 291 411 67 854 5.462 476 410 5.39%
AT 8 2011 3.555 973 236 213 95 766 5.294 376 465 5.383
AT 9 2011 2875 1546 557 578 59 707 5.128 368 687 5.447
AT 10 2011 3.001 1.897 537 945 67 834 5.732 447 469 5.754
AT 1n 2011 2.280 2.440 639 1340 70 741 5.461 453 982 5.990
AT 12 2011 2178 2.244 464 1309 5 736 5.158 580 1626 6.204
AT JAHR 2011 33.663 23.007 5.413 11.812 1.025 8.730 65.400 5.061 8.228 68.567

AT 1 2012 3.074 2345 410 1.455 62 767 6.186 408 570 6.348
AT 2 2012 2616 2781 544 1724 130 735 6.132 328 549 6.353
AT 3 2012 3371 1912 367 1015 62 756 6.039 498 521 6.062
AT 4 2012 3313 1330 255 582 55 788 5.431 490 503 5.444
AT 5 2012 4.150 822 81 217 60 924 5.896 41 -19 5.406
AT 6 2012 4.496 885 41 336 50 860 6.241 397 -521 5323
AT 7 2012 4431 862 173 186 51 837 6.130 429 -226 5.475
AT 8 2012 3.780 1121 402 225 63 702 5.603 419 213 5.397
AT 9 2012 3.654 1314 538 323 58 807 5.775 499 101 5.377
AT 10 2012 3.557 1.856 543 856 26 769 6.182 434 87 5835
AT 1n 2012 3.326 2175 516 1169 51 787 6.288 523 161 5.926
AT 12 2012 3.058 2338 530 1319 64 719 6.115 666 865 6.314
AT JAHR 2012 42.826 19.741 4.400 9.407 732 9.451 72.018 5562 2.804 69.260
L= L= [ = e o e e lemne | e L e lees ]l od [ es Lo e e [ Lo |
AT 1 2013 3.286 0 2229 546 1.408 63 442 560 6.517 604 628 6.541
AT 2 2013 3.052 0 1721 0 480 1014 53 395 487 5.655 325 644 5.974
AT 3 2013 3.050 0 1572 0 485 809 3 474 573 5.669 504 1104 6.269
AT 4 2013 3576 0 1126 0 376 464 62 31 667 5.746 495 336 5.587
AT 5 2013 4.706 0 569 0 60 221 44 426 872 6.573 415 763 5.3%5
AT 6 2013 4.051 0 398 0 35 124 57 421 850 5.726 441 52 5.337
AT 7 2013 3.908 0 595 0 165 13 56 341 699 5.543 215 246 5514
AT 8 2013 3.070 0 725 0 306 135 51 334 589 4718 411 1033 5.340
AT 9 2013 3.228 0 920 0 439 223 54 389 647 5.184 433 686 5.437
AT 10 2013 3.032 0 1181 0 487 402 63 379 655 5.247 482 1135 5.900
AT 1n 2013 3316 0 1379 0 409 702 51 464 725 5.884 428 595 6.051
AT 12 2013 2.682 0 1499 0 410 805 55 458 603 5.242 561 1583 6.264
AT JAHR 2013 40.957 13914 4.198 6.420 682 4.906 7.921 67.704 5.374 7219 69.609
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Ebenso konnten am 6. November 2014 folgende Daten zu Export und Import fur die Jahre 2009 bis 2013

abgefragt werden:

AT 1 2009 680 3 364 68 116 52 AT 1 2009 3 732 1722 40 0 167
AT 2 2009 677 6 404 52 106 14 AT 2 2009 0 584 1.566 46 0 174
AT 3 2009 723 9 530 174 119 42 AT 3 2009 0 573 1.382 2 0 89
AT 4 2009 70 51 789 97 126 192 AT 4 2009 0 346 985 217 0 5
AT 5 2009 569 84 842 207 101 250 AT 5 2009 1 243 698 3 0 0
AT 6 2009 768 34 936 96 17 210 AT 6 2009 2 467 916 12 0 1
AT 7 2009 535 19 74 143 76 381 AT 7 2009 8 539 766 7 0 1
AT 8 2009 611 19 627 186 70 284 AT 8 2009 3 564 969 5 0 1
AT 9 2009 70 1 461 138 106 380 AT 9 2009 6 557 1.261 28 0 0
AT 10 2009 783 17 643 141 124 305 AT 10 2009 1 593 1310 38 0 5
AT 11 2009 846 3 342 33 126 169 AT 1 2009 0 879 1627 217 0 18
AT 12 2009 921 6 349 58 m 248 AT 12 2009 0 782 1754 5 0 9

AT 1 2010 861 12 510 31 106 127 AT 1 2010 0 735 1.663 15 0 35
AT 2 2010 747 4 419 35 102 146 AT 2 2010 0 718 1513 7 0 36
AT 3 2010 814 5 415 36 119 104 AT 3 2010 0 620 1675 5 0 33
AT 4 2010 703 4 249 42 112 80 AT 4 2010 1 690 1577 69 0 55
AT 5 2010 614 54 596 83 125 1 AT 5 2010 1 367 1.000 60 0 30
AT 6 2010 486 40 804 115 119 204 AT 6 2010 4 323 701 16 0 10
AT 7 2010 461 5 544 201 127 337 AT 7 2010 17 624 853 9 0 0
AT 8 2010 450 27 702 168 93 170 AT 8 2010 14 382 733 14 2 6
AT 9 2010 623 23 617 140 104 233 AT 9 2010 6 449 969 217 0 1
AT 10 2010 615 1 539 13 91 364 AT 10 2010 6 767 1178 65 0 3
AT 1 2010 724 10 562 37 118 130 AT 1 2010 1 585 1376 149 0 2
AT 12 2010 817 67 793 13 12 5 AT 12 2010 3 315 1.467 205 0 303

AT 1 2011 885 15 788 28 97 28 AT 1 2011 1 558 1.589 158 0 169
AT 2 2011 827 0 442 53 8 1 AT 2 2011 1 720 1.653 54 0 27
AT 3 2011 m 3 447 41 102 1 AT 3 2011 2 741 1644 75 0 82
AT 4 2011 596 12 386 48 82 127 AT 4 2011 5 797 1.285 59 0 33
AT 5 2011 357 12 549 68 93 214 AT 5 2011 3 886 820 13 1 6
AT 6 2011 617 20 647 67 109 220 AT 6 2011 1 588 959 103 0 13
AT 7 2011 430 9 382 221 108 344 AT 7 2011 20 850 1.037 14 0 3
AT 8 2011 436 5 514 228 1 185 AT 8 2011 23 795 1.006 1 0 1n
AT 9 2011 215 7 358 321 68 163 AT 9 2011 41 853 1.012 7 8 18
AT 10 2011 745 4 509 178 12 242 AT 10 2011 2 919 1.366 41 0 18
AT 1 2011 720 0 113 191 118 327 AT 1 2011 1 1.066 1.685 23 0 7
AT 12 2011 699 0 222 186 104 249 AT 12 2011 4 1282 1.867 39 1 15

AT 1 2012 861 0 3n 331 90 361 AT 1 2010 0 735 1.663 15 0 35
AT 2 2012 885 3 358 344 98 3n2 AT 2 2010 0 718 1513 7 0 36
AT 3 2012 1.026 1 509 1 89 3n AT 3 2010 0 620 1675 5 0 33
AT 4 2012 628 2 386 235 81 367 AT 4 2010 1 690 1577 69 0 55
AT 5 2012 374 1 507 191 80 564 AT 5 2010 1 367 1.000 60 0 30
AT 6 2012 598 10 729 178 12 453 AT 6 2010 4 323 701 16 0 10
AT 7 2012 385 4 725 206 119 462 AT 7 2010 17 624 853 9 0 0
AT 8 2012 296 3 543 238 57 539 AT 8 2010 14 382 733 14 2 6
AT 9 2012 696 7 475 152 110 332 AT 9 2010 6 449 969 217 0 1
AT 10 2012 869 2 617 114 108 327 AT 10 2010 6 767 1178 65 0 3
AT 11 2012 827 2 637 135 13 251 AT 1 2010 1 585 1376 149 0 2
AT 12 2012 618 6 475 128 88 197 AT 12 2010 3 315 1.467 205 0 303

AT 1 2013 794 12 679 105 150 184 AT 1 2013 2 838 1644 83 0 62
AT 2 2013 870 1 576 48 167 87 AT 2 2013 0 808 1.461 141 0 46
AT 3 2013 857 1 613 217 168 31 AT 3 2013 0 857 1635 145 0 228
AT 4 2013 581 1 718 92 138 37 AT 4 2013 10 554 1077 65 3 224
AT 5 2013 552 38 1152 120 136 104 AT 5 2013 31 421 648 60 2 100
AT 6 2013 429 9 704 136 13 196 AT 6 2013 16 752 693 69 2 54
AT 7 2013 340 1 640 185 122 294 AT 7 2013 37 1017 634 55 0 0
AT 8 2013 217 1 481 173 61 182 AT 8 2013 130 983 924 39 7 17
AT 9 2013 545 8 496 69 n 187 AT 9 2013 4 742 1.146 125 2 15
AT 10 2013 682 0 288 168 118 310 AT 10 2013 3 1.260 1.442 65 1 0
AT 1 2013 766 1 663 90 139 196 AT 1 2013 12 989 1313 106 1 31
AT 12 2013 649 0 330 156 123 312 AT 12 2013 10 1283 1.849 61 1 5
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Aus diesen Daten ist ersichtlich, dass bis auf geringe Beitrdage aus der Schweiz, Ungarn, Italien und
Slowenien ausschlief3lich Tschechien und Deutschland Nettoimporteure nach Osterreich sind. Daher wurden
ebenso wie fur Osterreich die Produktionsdaten von Deutschland...

DE 1 2,009 1.456 12.605 34.472 12.319 5510 3.352 199 0 54.043 676 -2.558 50.809
DE 2 2.009 1316 11152 30.777 11133 5.245 3.203 243 0 48.490 461 -1.767 46.262
DE 3 2.009 1789 11.096 29.427 17119 6.248 3.762 425 0 48.560 47 -808 47.275
DE 4 2.009 2092 10.494 23.882 9.758 4.818 2.180 654 0 41.286 4719 -538 40.269
DE 5 2.009 2229 10.092 21.995 10.203 5.756 2.962 742 0 40.072 566 1.085 40.591
DE 6 2.009 2074 9.49 25.663 9.053 5.567 2.800 759 0 42.800 594 719 41.487
DE 7 2.009 2243 8.941 26.653 8421 5.386 2576 763 0 43.223 685 106 42,644
DE 8 2.009 1848 10.406 23.589 9.531 4.852 1.986 769 0 40.695 662 144 40177
DE 9 2.009 1577 9.830 25.378 8.140 5.383 2675 642 0 42.168 659 -881 40.628
DE 10 2.009 1.469 10.089 29.816 9.614 6.253 3.588 462 0 47.627 645 -1571 45.411
DE 1n 2.009 1528 11410 28.565 11211 7915 5.418 290 0 49.418 598 -3.362 45.458
DE 12 2,009 1832 12.342 30.001 9.612 5814 3310 263 0 49.989 670 -3.473 45.846

21.453 127.953 330.218 120.714 0 0 0 68.747 37.812 6.211 0 548.371 7172 -14.342 526.857

DE 1 2.010 1574 12,546 35.871 12585 5.507 3.114 237 0 55.498 838 -3.564 51.096
DE 2 2.010 1472 11141 33.672 11470 5.960 3.507 448 0 52.245 574 -3.099 48.572
DE 3 2.010 1715 11679 30.940 11.023 7.328 4.345 783 0 51.662 539 -2.438 48.685
DE 4 2.010 1648 10133 27.053 10.528 6.260 2974 1134 0 45.094 544 -2.468 42.082
DE 5 2.010 1787 10.667 25.581 10.813 6.028 2.564 1157 0 44.063 537 738 42.788
DE 6 2.010 2058 9.125 27.520 10775 5.220 1794 12711 0 43.923 557 1370 44,736
DE 7 2.010 1916 10.831 26.802 11.032 5.453 1,650 1670 0 45.002 754 23 44225
DE 8 2.010 2034 11507 23.037 9.567 6.027 2458 13712 0 42,605 740 1.007 42.872
DE 9 2.010 1911 11.392 23224 9.597 6.141 2.884 1.104 0 42.668 720 -649 41.299
DE 10 2.010 1857 9.784 30.482 11.084 7.010 3734 981 0 49.133 784 -1.600 46.749
DE 1n 2.010 11 11566 29.655 9.752 6.504 3.835 443 0 49.502 654 -1.979 46.869
DE 12 2010 1.949 13.002 30.441 11793 6.363 3.806 274 0 51.755 780 -3.526 47.449

21698 133.373 344.278 130.019 0 0 0 73.801 36.665 10.874 0 573.150 8.021 -17.707 547.422

DE 1 2011 1914 13536 33718 12.650 6.061 3724 399 0 55.229 681 -2.792 51.756
DE 2 2,011 1626 12.104 32.300 10912 7181 4.605 761 0 53211 469 -3.223 49,519
DE 3 2,011 17 10.764 31.492 12,018 6.921 3.133 1754 0 50.894 523 -2.079 48.292
DE 4 2011 1433 7.648 26.893 11.009 7.9% 3599 2434 0 43.970 468 -90 43.412
DE 5 2011 1434 4.094 27.876 10.018 7778 3.082 2.600 0 41.182 590 2.237 42.829
DE 6 2011 1653 6.368 26.947 10.263 6.853 2.547 2.366 0 41.821 582 1.854 43.093
DE 7 2,011 1931 7.501 27.619 11.070 5.866 3578 1241 0 42917 638 1.028 43.307
DE 8 2,011 1848 8.004 25.034 11108 6.710 2493 2239 0 41.596 663 982 41915
DE 9 2011 1.446 7.649 25.353 10.465 6.644 2.869 1.887 0 41.092 588 621 41125
DE 10 2011 1757 7.307 30.750 11.553 7.506 3.926 1521 0 47.320 679 973 45.668
DE 1 2011 1.3% 8.005 31.667 11.301 5.843 2.963 810 0 46.911 728 -1.261 44.922
DE 12 2,011 1698 8478 30.807 11688 10.764 8.122 329 0 51.747 738 -2.580 48.429

19.853 101.458 350.456 134,055 0 0 0 86.123 44,641 18.341 0 557.890 7.347 -6.276 544,267

DE 1 2.012 1794 8.808 31.362 11.933 10.220 7.060 540 0 52.184 692 -2.000 49.492
DE 2 2,012 1720 8425 35.651 12,847 8.21m2 4593 1.042 0 54.068 546 -3.491 50.031
DE 3 2012 2,081 8.740 31.265 13.342 9.019 4.029 2337 0 51.105 610 -2.697 47.798
DE 4 2012 1.961 5.810 26.953 11228 8.640 3.401 2570 0 43.364 573 -1.412 41.379
DE 5 2.012 2144 6.743 23811 10.486 9.612 2.900 4.027 0 42310 663 15 41.662
DE 6 2.012 2100 6.724 26.836 11.459 9.216 2.906 3.609 0 44.876 579 -429 43.868
DE 7 2.012 1893 6.663 26.795 11619 9.108 2643 3.748 0 44.459 627 -243 43.589
DE 8 2.012 1624 8575 23.602 11292 8775 2.165 3.876 0 42576 639 -1.367 40.570
DE 9 2,012 1609 8.001 26.045 11157 8.688 3.027 2911 0 44,343 677 -2.224 41.442
DE 10 2.012 2021 8538 30.908 12412 8.306 3.736 1.804 0 49.773 726 -2.920 46.127
DE 1 2.012 2.059 8.648 30.096 12.988 7.506 3912 812 0 48.309 740 -2.691 44.878
DE 12 2012 2421 8.921 33.294 12117 8795 5.642 355 0 53437 70 -3.636 49.031

23433 94,596 346.618 142,880 0 0 0 106.157 46.014 27.631 0 570.804 7.842 -23.095 539.867

DE 1 2.013 1.856 8.922 33.754 13.011 8.469 5.030 347 0 53.001 701 -3.689 48.611
DE 2 2.013 1846 8132 33.414 12.465 6.991 3.233 650 0 50.383 511 -3.447 46.425
DE 3 2013 2161 8.883 33.046 10.397 10.103 4676 2303 0 54.193 609 -4.919 48.665
DE 4 2013 2153 6.961 26.536 11,642 9.630 3331 3.159 0 45.280 601 -2.531 42148
DE 5 2.013 2.440 6.324 23844 11.502 8.458 2.567 126 9.657 3.143 3432 0 42.265 700 190 41.755
DE 6 2.013 2289 6.596 22.828 11.865 7.284 2.451 150 10.672 3518 4.225 0 42.385 644 -945 40.79
DE 7 2.013 1981 6.164 25.663 12.872 9.022 2.389 125 9.945 1.947 5.035 0 43753 543 733 42.477
DE 8 2013 1726 7.074 24.221 11853 8.576 2441 121 10.894 2.558 5.090 0 43.921 582 -1.448 41.891
DE 9 2013 1.960 7729 26.743 12415 9.554 3.490 182 10.492 3.953 3.288 0 46.924 636 -3.591 42.697
DE 10 2.013 2.049 8.238 28.285 13.167 10.002 3719 1 11125 6.020 1.956 0 49.697 665 -4.461 44571
DE 1 2.013 2098 8.346 30.222 13672 10.861 4335 253 9.104 5.202 795 0 49.770 603 -3516 45.651
DE 12 2.013 1879 8.779 27.461 12,501 9.077 4.550 231 12120 817 735 0 50.239 678 -4.690 44,871

24.438 92148 336.023 147,362 72.834 26.002 1.365 119.202 50.782 31.015 0 571.811 7473 -33.780 530.558
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cz 1 2009 160 2.469 4.700 3.556 576 404 22 16 15 1 7.345 63 -999 6.283
cz 2 2009 191 2179 4.475 3441 538 366 21 30 29 1 6.875 61 -1.252 5.562
cz 3 2009 354 2.3% 4.474 3.402 527 390 18 39 36 3 7.262 45 -1.499 5718
cz 4 2009 301 1993 3716 2.8%5 395 310 12 28 18 8 6.038 49 -1.360 4.629
cz 5 2009 220 1949 3.206 2499 267 322 4 30 21 7 5.405 25 781 4599
cz 6 2009 247 1945 3.354 2663 258 314 5 32 24 8 5578 36 -1.043 4.499
cz 7 2009 387 2327 3.007 2.440 255 203 9 32 20 1 5.753 61 -1.209 4.483
cz 8 2009 244 1991 3.186 2603 224 255 10 30 17 13 5.451 67 -874 4510
cz 9 2009 180 1827 3.585 2841 291 336 1 31 19 1 5.623 82 -893 4.648
cz 10 2009 216 1959 4511 3428 530 390 13 41 34 6 6.727 88 -1.282 5.357
cz 1n 2009 237 2191 4.197 3152 472 410 15 37 32 5 6.662 80 -1.103 5.479
cz 12 2009 232 2.440 4572 3317 597 445 13 27 24 3 721 91 -1.349 5831
cz JAHR 2009 2.969 25.665 46.983 36.297 4.930 4.145 153 3713 289 m 75.990 748 -13.644 61.598

cz 1 2010 274 2683 4.896 3.585 724 442 14 19 13 6 7.872 75 -1.520 6.277
cz 2 2010 223 2450 4318 3240 535 413 14 40 23 17 7.031 53 -1.338 5.640
cz 3 2010 314 2.403 4.670 3530 538 451 8 85 41 44 7472 68 -1.598 5.806
cz 4 2010 336 2443 3.697 2772 419 381 7 89 24 65 6.565 76 -1.443 5.046
cz 5 2010 295 1933 3.437 2501 426 376 9 83 30 53 5.748 58 721 4.963
cz 6 2010 346 1927 3.255 2492 213 360 6 106 25 n 5.634 36 911 4,687
cz 7 2010 225 2226 3.770 3.089 299 267 7 104 17 87 6.325 77 -1.680 4568
cz 8 2010 351 1944 32718 2617 247 291 7 114 27 87 5.687 67 -941 4.679
cz 9 2010 257 1750 4.109 3114 482 374 8 98 30 68 6.214 81 -1.273 4.860
cz 10 2010 258 2164 4.438 3336 549 397 13 97 35 62 6.957 66 -1.474 5.417
cz 1n 2010 210 2098 4.326 3220 513 423 12 65 36 29 6.699 50 -1.110 5.539
cz 12 2010 291 2420 4519 3327 553 471 15 48 33 15 7218 90 -934 6.254
cz JAHR 2010 3.380 26.441 48.713 36.823 5.558 4.646 120 948 334 604 79.482 797 -14.949 63.736

cz 1 2011 333 2743 4.632 3.444 580 455 9 68 30 38 7.776 77 -1.539 6.160
cz 2 2011 283 2392 4.222 3128 528 418 8 133 29 104 7.030 75 -1.270 5.685
cz 3 2011 283 2395 4.385 3226 528 463 6 242 32 210 7.305 83 -1.432 5.790
cz 4 2011 260 2352 3528 2.567 411 393 6 214 36 238 6.414 70 -1.378 4.966
cz 5 2011 19 2181 3.863 2797 510 399 8 320 22 298 6.562 34 -1.553 4.975
cz 6 2011 158 1.965 3.563 2,689 356 368 6 290 28 262 5.976 47 -1.246 4,683
cz 7 2011 210 1736 3477 2774 303 213 6 265 36 229 5.688 85 -1.039 4564
cz 8 2011 a7 1.963 3.669 2815 314 392 7 276 20 256 6.125 81 -1.290 4.754
cz 9 2011 186 1674 3.952 2.986 426 381 12 242 20 221 6.054 20 -1.251 4713
cz 10 2011 234 2243 4533 3563 415 404 13 187 39 148 7.197 20 -1.795 5312
cz 1n 2011 211 2447 4616 3548 431 448 9 104 30 74 7378 1 -1.550 5717
cz 12 2011 248 2618 4.558 3.408 461 492 12 99 62 37 7.523 104 -1.702 5717
cz JAHR 2011 2821 26.709 48.998 36.935 5.269 4.886 102 2500 384 2115 81.028 947 -17.045 63.036

cz 1 2012 343 2691 4.743 3581 481 414 10 136 2 65 7.913 116 -1.768 6.029
cz 2 2012 298 2.268 4554 3.350 544 481 1 148 39 110 7.268 106 986 6.176
cz 3 2012 359 2.480 4.478 3.464 367 466 6 246 33 215 7.563 92 -1.876 5.595
cz 4 2012 283 2.403 4.137 3.207 3651 416 2 263 30 235 7.086 9% -1.904 5.088
cz 5 2012 2713 2138 3721 2.880 275 416 2 328 31 299 6.466 82 -1.505 4.879
cz 6 2012 174 2047 3612 2815 281 390 3 285 26 261 6.118 21 -1.445 4,652
cz 7 2012 167 2653 3235 2.462 307 331 1 219 28 253 6.334 20 -1.719 4595
cz 8 2012 202 2,067 3219 2448 334 352 1 293 19 276 5.841 61 -1.097 4,683
cz 9 2012 203 22719 3.243 2.380 289 428 4 239 26 215 5.964 85 -1.166 4713
cz 10 2012 212 2473 3.820 2783 422 450 3 160 30 132 6.665 2 -1212 5.381
cz 1n 2012 234 2578 3915 2816 404 499 1 94 38 58 6.821 1 -1.198 5512
cz 12 2012 266 2525 4217 3.030 445 545 3 85 44 42 7.093 123 -1.245 5725
cz JAHR 2012 3.014 28.602 46.960 35.216 4.500 5.188 47 2.556 416 2.161 81.132 983 -17.121 63.028

cz 1 2013 390 2833 4336 3.143 480 581 2 m 44 34 7.636 107 -1412 6.117
cz 2 2013 400 2343 3.995 2841 473 545 1 100 33 67 6.838 98 -1.223 5517
cz 3 2013 391 2517 4.451 3203 500 586 1 206 47 159 7.565 114 -1.536 5915
cz 4 2013 337 2.361 3.669 2.368 388 507 1 221 30 191 6.588 105 -1.382 5.101
cz 5 2013 315 2133 3723 2716 364 507 1 248 35 213 6.419 85 -1.492 4.842
cz 6 2013 387 2129 3.103 2262 254 469 0 298 34 264 5.917 20 -1.262 4.635
cz 7 2013 262 2318 3.239 2337 404 310 1 348 23 326 6.167 81 -1.530 4,556
cz 8 2013 213 2.066 3.521 2501 386 480 0 308 23 284 6.108 114 -1.326 4,668
cz 9 2013 223 2171 3.176 2.165 3711 4719 0 239 43 19 5.809 101 -893 4.815
cz 10 2013 275 2.802 3.908 2.805 355 602 1 207 49 159 7192 139 -1.734 5319
cz 1 2013 252 2779 4.269 2938 419 746 1 116 54 61 7.416 127 -1716 5573
cz 12 2013 262 2552 4.206 2918 438 690 2 110 60 50 7.130 126 -1.353 5.651
cz JAHR 2013 3.707 29.004 45.596 32197 4.832 6.562 1 2478 475 2.004 80.785 1217 -16.859 62.709

... abgefragt.
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Aus dem ,Durchfiihrungsbeschluss der Kommission vom 19. Dezember 2011 zur Festlegung
harmonisierter Wirkungsgrad-Referenzwerte fir die getrennte Erzeugung von Strom und Wé&rme in
Anwendung der Richtlinie 2004/8/EG des Europaischen Parlaments und des Rates und zur
Aufhebung der Entscheidung 2007/74/EG der Kommission (Bekanntgegeben unter Aktenzeichen
K(2011) 9523) (2011/877/EU)" kénnen Wirkungsgrad-Referenzwerte entnommen werden. Diese
lauten flr die Jahre 2009 bis 2013 wie folgt:

2009 41,8 44,2 52,5 44,2
2010 41,8 44,2 52,5 44,2
2011 41,8 44,2 52,5 44,2
2012 41,8 44,2 52,5 44,2
2013 41,8 44,2 52,5 44,2
MW 41,8% 44.2% 52,5% 44.2%

Aus den Statistikbroschiren der Energie-Control Austria wurden aus den Jahresreihen zur
Elektrizitatsbilanz der Eigenbedarf und die Netzverluste ermittelt, wobei die unklaren Anteile auf die
existierenden Bestandteile aufgeteilt wurden. Unter deren Beriicksichtigung konnte fir den
Osterreichischen Produktionsmix folgendes Quadrupel errechnet werden, wobei fir Strom aus

Wasserkraft 1,0 fir feeot und freem. bzw. 0 g/lkWh angenommen wurden:

. fPE,tot fPE,n.ern. fPE,ern. fCOZ
2009 bis 2013
[KWh/kWh] [KWh/kWh] [KWh/kWh] [g/kWh]
Osterreich
(Produktionsmix) 1.83 1,21 0,62 262

In Analogie lasst sich dieselbe Berechnung fur Tschechien und Deutschland durchfiihren. Dabei

ergeben sich folgende Werte:

: fPE tot fPEn.ern. fpe,ern. fco2
2009 bis 2013
[kWh/kWh] [kKWh/kWh] [kKWh/kWh] [g/kWh]
Tschechien
(Produktionsmix) 319 314 0,05 486
Deutschland 2,84 2,64 0,20 476
(Produktionsmix)

In den Jahren 2009 bis 2013 wurde der &sterreichische Strombedarf zu 93,8 % durch Osterreich
selbst und zu jeweils 3,1 % durch Importe aus Tschechien und Deutschland, gedeckt. Damit ergibt
sich ein Osterreichischer Strommix von:

. fPE,tot fPE,n.ern. fPE,ern. fCOZ
2009 bis 2013
[KWh/kWh] [KWh/kWh] [KWh/kWh] [g/kWh]
Osterreich (Strommix) 1,91 1,32 0,59 276

OIB-Richtlinie 6 — Erlauternde Bemerkungen Ausgabe Méarz 2015

Seite 13 von 19




Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.6-010/15 OIB-Richtlinie 6 - Erlauternde Bemerkungen

Fur die Ermittlung der Emissionen fur Kraft-Warme-Kopplung gemaf der Stromgutschriftsmethode
kann der Verdrangungsmix wie folgt angegeben werden, wobei nur der Eigenbedarf bericksichtigt
wurde, jedoch nicht die Netzverluste:

. fPE,tot fPE,n.ern. fPE,ern. fCOZ
2009 bis 2013
[KWh/kWh] [kWh/kWh] [kWh/kWh] [g9/kWh]
Osterreich
(Verdrangungsmix) 344 344 0,00 776

Basierend auf diesen Werten ergeben sich fiir den Defaultwert fir Fernwarme aus hocheffizienter

KWK folgende Werte:
. fPE,tot fPE,n.ern. fPE,ern. fCOZ
2009 bis 2013
[KWh/kWh] [kWh/kWh] [kWh/kWh] [g9/kWh]
Fernwéarme aus hoch-
effizienter KWK 0,94 0,20 0,74 28
(Defaultwert)

Die uibrigen Konversionsfaktoren wurden unter Zugrundelegung folgender Grundsétze unveréndert
Ubernommen:

1.) Primar wollte man, wenn moglich, Konversionsfaktoren aus Europaischen Normen
verwenden.

(@) Die Quelle dafir stellt die ONORM EN 15603, Ausgabe 2008-07-01 dar.

(b) Die Daten in dieser Norm stammen aus dem Jahr 1996 (Quelle: Okoinventare fur
Energie-systeme — ETH Zirich, 1996).

(c) Infolge des Alters der Daten wurde versucht, diese aus grundsatzlich derselben,
allerdings aktuelleren Quelle (ecoinvent, Version 2.1, 2009) zu entnehmen.

2.) Fur die Energietréager Kohle, Heizdl und Erdgas wurden alle zur Verfiigung stehenden Daten
aus der Datenbank entnommen und danach arithmetisch gemittelt, wobei der erneuerbare
Anteil auf Null gesetzt wurde.

3.) Fur den Energietrager Biomasse wurden alle zur Verfugung stehenden Daten aus der
Datenbank entnommen, danach die Werte fir Stiickholz, Hackschnitzel und Pellets jeweils
arithmetisch gemittelt und daran anschlieRend ein gemaR der Osterreichischen
Brennstoffstatistik gewichteter Mittelwert flir Biomasse errechnet.

4.) Die Berechnung der Konversionsfaktoren fir Fernwarmesysteme kann abweichend von den
angegebenen Werten gemaf ONORM EN 15316-4-5, Ausgabe 2007-10-01 erfolgen, wobei
jedoch die Minimumregel bezilglich des angegebenen Bestwertes zu berlicksichtigen ist.

Zu Punkt 9: Referenzausstattungen

Da fir die Ermittlung des Gesamtenergieeffizienz-Faktors die Referenzausstattung eine
wesentliche Bedeutung hat, wurde diese nunmehr in die OIB-Richtlinie aufgenommen. Erganzt
wurde eine Referenzausstattung fir Stromdirektheizungen bzw. fur die Warmebereitstellung far
Warmwasser mittels Strom.

Haustechnische Ausstattungen, die nicht explizit festgelegt werden, sind in der
Referenzausstattung gleich zu setzen mit der geplanten Ausstattung.
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II. Erlauterungen zum OIB-Leitfaden

Zu Punkt 1: Anwendung des Leitfadens

Dieser Punkt ist véllig unverandert geblieben.
Zu Punkt 2: Allgemeine Bestimmungen

Dieser Punkt ist im Wesentlichen unverandert geblieben.

Allerdings wurde die neue ONORM H 5050 als Bilanzierungsnorm neu aufgenommen.
Zu Punkt 3: Vereinfachtes Verfahren

Das vereinfachte Verfahren wurde entwickelt, um fir bestehende Gebaude beim Verkauf oder der
Vermietung rasch einen Energieausweis ausstellen zu kénnen (Punkt 3.1). Dabei wurde von dem
Prinzip ausgegangen, lediglich bei der Erhebung der Daten Vereinfachungen vorzunehmen, nicht
aber bei der Berechnungsmethode. AuRerdem wurde Wert darauf gelegt, dass die Ergebnisse
jedenfalls auf der ungtinstigen, d.h. sicheren Seite liegen, als bei einer genauen Datenerhebung.

In Punkt 3.2 wird festgelegt, welche Mindestanforderungen bei der Erfassung der
Gebaudegeometrie zu bertcksichtigen sind. Diese basieren auf einem Excel-Programm, das
urspringlich nur zur Nachvollziehbarkeit der Berechnungsmethode entwickelt wurde. Uberall dort,
wo genaue Abmessungen vorhanden sind, kdnnen bzw. sollen diese eingesetzt werden. Konkret
vorliegenden Angaben — auch wenn diese nur fur einen Bauteil vorhanden sind — ist immer der
Vorzug zu geben.

Bei der Festlegung der Bauphysik in Punkt 3.3 wird einerseits in default-méaRig festgelegte
Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) unterschieden, und andererseits in von den einzelnen
Bundeslandern aufgrund der landesgesetzlichen Vorschriften festgelegten U-Werte. Bei der
Festlegung von den in Punkt 3.3.1 angegebenen Werten, die tunlichst nur solange anzuwenden
sind, solange nicht die Werte gemaf Punkt 3.3.2 gelten, wurde von den fir die jeweilige Epoche
bzw. Gebaudetyp géngigen Aufbauten ausgegangen.

In Punkt 3.4 wurden fir die vereinfachte Datenerfassung der Haustechnik jene Systeme bzw.
Konfigurationen angegeben, die h&ufig auftreten. Dabei wurde auf die Begriffe der ONORM
H 5056, Ausgabe 2011-03-01 zuriickgegriffen, da die weitere Berechnung eben nach dieser Norm
zu erfolgen hat.

Zu Punkt 4: Empfehlung von MaRnahmen fir bestehende Gebaude

GemaR EU-Gebauderichtlinie ist es erforderlich, auf Basis der technischen und wirtschaftlichen
Machbarkeit Empfehlungen von Malinahmen im Energieausweis anzufiihren, deren
Implementierung den Endenergiebedarf des Gebaudes reduziert.

Es wird allgemein formuliert, welche Ratschlage und Empfehlungen zu verfassen sind.
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Vorbemerkungen

Das gegenstandliche Dokument stellt die Erweiterung vom Dezember 2012 auf Nicht-
Wohngebéude fiir den ,Nationalen Plan“ in Osterreich gemaR Artikel 9 der Richtlinie 2010/31/EU
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 Uber die Gesamtenergieeffizienz
von Gebaduden (kurz: EPBD:2010) bezuglich zukunftiger Mindestanforderungen an die Gesamte-
nergieeffizienz von Gebduden dar. Diese Mindestanforderungen sollen in zuklnftigen
Ausgaben der OIB-Richtlinie 6 umgesetzt werden. Insbesondere sind Inhalt dieses Dokuments:
¢ Eine ausfihrliche Darlegung der praktischen Umsetzung der 6sterreichischen Definition des
Niedrigstenergiegebaudes unter Berlicksichtigung der Osterreichischen Gegebenheiten auf
Basis des Heizwarmebedarfs (in kWh/m2a) einschlieRlich numerischer Indikatoren fiir den
Primarenergiebedarf (in kWh/m?a) und die Kohlendioxidemissionen (in kg/m?a), ausge-
drickt und festgelegt durch die Anforderungen fir 2020.
e Zwischenziele fir die Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz neuer Gebaude fir 2014
(Inkrafttreten mit 1.1.2015), 2016 (1.1.2017), 2018 (1.1.2019) und 2020 (1.1.2021) fiir den
Neubau und gréRere Renovierungen.
Bei der Festlegung der Mindestanforderungen fiir den Niedrigstenergiehausstandard und der Zwi-
schenziele sind die Lander mehrheitlich ibereingekommen, dass neben den verpflichtend einzufih-
renden Anforderungen an den Primarenergiebedarf auch Anforderungen an die Kohlendioxidemis-
sionen formuliert werden.
Samtliche Anforderungen an den Warmeschutz und die Energieeinsparung — also die Gesamtener-
gieeffizienz — von Gebauden wird in Osterreich durch die vier Indikatoren
e Heizwarmebedarf,
o Gesamtenergieeffizienz-Faktor,
e Primarenergiebedarf und
e Kohlendioxidemissionen
angegeben. Zu beachten ist dabei, dass auch der Strombedarf (Haushaltsstrombedarf fur Wohnge-
baude bzw. Betriebsstrombedarf flr Nicht-Wohngebaude) beriicksichtigt wird. Dieser wird zur Ener-
giemenge, die fur Heizung, Kihlung, Liftung, Warmwasser und Beleuchtung im Rahmen der ubli-
chen Nutzung des Gebaudes benétigt wird, hinzugezahlt.
Als Mindestanforderung fir alle 4 Kennzahlen wird zumindest das Referenzklima herangezogen, es
bleibt den Landern jedoch unbenommen, die Anforderungen auf den Standort abzustellen.
Eine Ergénzung der Werte fir den Gesamtenergieeffizienz-Faktor fur Nicht-Wohngeb&ude erfolgt
nach Fertigstellung der normativen Grundlagen (ONORM H 5050).

Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz —
Neubau (2014 - 2020)

Als OIB-Anforderung fir Wohngebaude gelten bis inklusive 2020:

HWBax EEBmax TEE max PEBmax CO2max
[KWh/m?a] [kWh/m?a] [ [kWh/m?a] [kg/m?a]
2014 16 % (1+3,0/1L) mittels HTEBrer 0,90 190 30
14 x(1+3,0/4) mittels HTEBRges
2016 oder 180 28
16 % (1+3,0/4&) 0,85
12 % (1+3,0/4,) mittels HTEBges
2018 oder 170 26
16 x (1+3,0/4,) 0,80
10 x (1+3,0/14,) mittels HTEBgres
2020 oder 160 24
16 x (1+3,0/4,) 0,75
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Als OIB-Anforderung fur Burogebdude gelten bis inklusive 2020, fur andere Nichtwohngebdude gel-

ten analoge Anforderungen in Abhangigkeit von deren Nutzungsprofilen:

HWBmax EEBmax foEE max PEBmax CO2ax
[KWh/m?a] [kWh/m?a] [ [kWh/m?a] [kg/m?a]
2014 5,50 x (1+3,0/1£) mittels HTEBges 230 36
4,67 x (1+3,0/%) mittels HTEBRef
2016 oder 210 33
5,50 x (1+3,0/L) foeE DLGNeu,max
4,00 x (1 +3,0/£c) mittels HTEBges
2018 oder 190 30
5,50 x (1+3,0/£) foEE DLGNeu,max
3,33x(1+3,0/¢L) mittels HTEBges
2020 oder 170 27
5,50 x (1+3,0/¢&) TGEE DLGNeu,max
foeepLeneumax --- Diese Werte ergeben sich jeweils aus der strengeren HWB-Anforderung und der Anwendung
der Referenzausstattungen.

Diese Werte kdnnen fir den Fall notwendiger Raumlufttechnik und Kiihltechnik um 70 kWh/m?2a/12
kg/m?a, 65 kWh/m?a /11 kg/m?a, 60 kWh/m?a /10 kg/m?a bzw. 55 kWh/m?a /9 kg/m?a erhoht werden.
Die PEB- und CO2-Anforderungen beziehen sich auf eine GeschoRhéhe von 3 m.

Der Nachweis der Kostenoptimalitat der Mindestanforderungen geman Artikel 5 fir den Neubau und
grélere Renovierungen wird im OIB-Dokument zum Nachweis der Kostenoptimalitdt der Anforde-
rungen der OIB-RL6 bzw. des Nationalen Plans gemal Artikel 5 (2) der EPBD:2010 und VO

244/2012 bzw. den Leitlinien 2012/C115/01 dargestellt.

3 Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz —

grofRere Renovierung (2014 - 2020)

Als OIB-Anforderung fiir Wohngebaude gelten bis inklusive 2020:

HWBmax EEBmax foeemax PEBax CO2as
[KWh/m?a] [KWhim?a] 1 [Whima] Ce
23x(1+25/4L) mittels HTEBgef
2014 oder 230 38
25x (1+25/14) 1,10
21 x(1+2,5/4) mittels HTEBRges
2016 oder 220 36
25x (1+25/1) 1,05
19 % (1+2,5/1L) mittels HTEBger
2018 oder 210 34
25 x (1+25/18) 1,00
17 x (1+2,5/4,) mittels HTEBgres
2020 oder 200 32
25x (1+25/14) 0,95




Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0OIB-330.6-014/14-012 Nationaler Plan

Von diesen Mindestanforderungen darf abgewichen werden, wenn erforderliche MaRnahmen aus
bautechnischen oder baurechtlichen Griinden nicht durchfiihrbar sind.

Einzelbauteilsanierungen bzw. der Tausch oder Einbau einzelner Komponenten des gebaudetech-
nischen Systems haben derart zu erfolgen, dass unter Berlicksichtigung dieser Einzelma3nahmen
die obigen Zielwertanforderungen mit weiteren — aber nicht zeitgleich durchgefiihrten - MalRnahmen
erreicht werden kénnen.

Komponcnten

der

Gebdudchiilie

<4

Als OIB-Anforderung fur Blrogebaude gelten bis inklusive 2020, fir andere Nicht-Wohngebaude
gelten analoge Anforderungen in Abhangigkeit von deren Nutzungsprofilen:

HWBmax EEBmax foEE max PEBmax CO2ax
[kWh/m?a] [kWh/m?a] [ [kWh/m?a] [kg/m?a]
7,67 %x(1+25/4L) mittels HTEBRes
2014 oder 300 48
8,50 x (1+2,5/4) foEE DLGsanmax
7,00 x (1+2,5/¢L) mittels HTEBgef
2016 oder 280 45
8,50 x (1+25/1) faeE pLGsanmax
6,33 x (1+2,5/1L) mittels HTEBRef
2018 oder 260 42
8,50 x (1+2,5/4L) foeE DLGsanmax
567 x(1+25/4L) mittels HTEBges
2020 oder 250 39
8,50 x (1+2,5/4) foeE DLGsanmax
foeepLesanmax --- Diese Werte ergeben sich jeweils aus der strengeren HWB-Anforderung und der Anwendung
der Referenzausstattungen.

Diese Werte kdnnen fur den Fall notwendiger Raumlufttechnik und Kihltechnik um 70 kWh/m?2a/12
kg/m?a, 65 kWh/m?a /11 kg/m?a, 60 kWh/m?a /10 kg/m?a bzw. 55 kWh/m?a /9 kg/m?a erhdht werden.
Die PEB- und CO2-Anforderungen beziehen sich auf eine Gescho3hdhe von 3 m.

Von diesen Mindestanforderungen darf abgewichen werden, wenn erforderliche MaRnahmen aus
bautechnischen oder baurechtlichen Griinden nicht durchfiihrbar sind.

4 Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.
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	2.2.2 Die für die Standsicherheit von Wänden und Decken erforderlichen aussteifenden und unterstützenden Bauteile müssen im Brandfall über jenen Zeitraum hindurch wirksam sein, welcher der für diese Wände und Decken geforderten Feuerwiderstandsdauer e...


	3 Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerkes
	3.1 Brandabschnitte
	3.1.1 Für Brandabschnitte in oberirdischen Geschoßen gilt:
	3.1.2 Brandabschnitte in unterirdischen Geschoßen dürfen eine maximale Netto-Grundfläche von 800 m² nicht überschreiten.
	3.1.3 Brandabschnitte sind durch brandabschnittsbildende Bauteile (z.B. Wände, Decken) gegeneinander abzutrennen. Bei Wänden von Treppenhäusern, die Brandabschnitte begrenzen, gelten abweichend davon die Anforderungen an Trennwände gemäß Tabelle 2a, 2...
	3.1.4 Ist im Brandfall mit einer mechanischen Beanspruchung von brandabschnittsbildenden Wänden zu rechnen (z.B. durch im Brandfall umstürzende Lagerungen), muss zusätzlich zu den Anforderungen der Tabelle 1b auch das „Leistungskriterium M“ erfüllt se...
	3.1.5 Brandabschnittsbildende Wände müssen mindestens 15 cm über Dach geführt werden. Sie brauchen nur bis zur Dacheindeckung geführt werden, wenn eine Brandübertragung durch andere Maßnahmen wirksam eingeschränkt wird.
	3.1.6 Öffnungen in brandabschnittsbildenden Wänden bzw. Decken müssen Abschlüsse erhalten, die dieselbe Feuerwiderstandsdauer aufweisen, wie die jeweilige brandabschnittsbildende Wand bzw. Decke. Diese sind selbstschließend auszuführen, wenn nicht dur...
	3.1.7 Begrenzen Decken übereinander liegende Brandabschnitte, so muss
	3.1.8 Türen, Tore, Fenster und sonstige Öffnungen in Außenwänden, die an brandabschnittsbildende Wände anschließen, müssen von der Mitte der brandabschnittsbildenden Wand – falls die horizontale Brandübertragung nicht durch gleichwertige Maßnahmen beg...
	3.1.9 Dachöffnungen sowie Öffnungen in Dachgauben und ähnlichen Dachaufbauten müssen – horizontal gemessen – mindestens 1,00 m von der Mitte der brandabschnittsbildenden Wand entfernt sein.
	3.1.10 Grenzen Dachöffnungen und Glasdächer an einen höheren Gebäudeteil eines anderen Brandabschnittes, müssen diese innerhalb eines Abstandes von 4,00 m so beschaffen sein, dass ein Brandüberschlag wirksam eingeschränkt wird.

	3.2 Trennwände und Trenndecken
	3.2.1 Wohnungen und Betriebseinheiten sind – ausgenommen Gebäude der Gebäudeklasse 1 – untereinander sowie zu anderen Gebäudeteilen (z.B. Gänge) entsprechend den Anforderungen der Tabelle 1b durch Trennwände und Trenndecken zu trennen.  Mehrere Betrie...
	3.2.2 Für Türen in Trennwänden und Trenndecken gilt:
	3.2.3 Sonstige Öffnungen in Trennwänden bzw. Trenndecken müssen selbstschließende Abschlüsse erhalten, die dieselbe Feuerwiderstandsdauer aufweisen wie die jeweilige Trennwand bzw. Trenndecke.

	3.3 Deckenübergreifender Außenwandstreifen
	3.4 Schächte, Kanäle, Leitungen und sonstige Einbauten
	3.5 Fassaden
	3.5.1 Bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5 sind Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme so auszuführen, dass
	3.5.2 Für Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme mit einer Wärmedämmung von nicht mehr als 10 cm aus expandiertem Polystyrol (EPS) oder aus Baustoffen der Klasse A2 gelten die Anforderungen gemäß Punkt 3.5.1 als erfüllt.
	3.5.3 Für Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme mit einer Wärmedämmung aus expandiertem Polystyrol (EPS) von mehr als 10 cm gelten die Anforderungen gemäß Punkt 3.5.1 als erfüllt, wenn
	3.5.4 Für Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme bei Gebäuden der Gebäudeklasse 5 sind bei Deckenuntersichten von vor- oder einspringenden Gebäudeteilen (z.B. Erker, Balkone oder Loggien im Freien) nur Dämmschichten bzw. Wärmedämmungen der Klasse A2 zuläss...
	3.5.5 Für Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5 gelten folgende Anforderungen:
	3.5.6 Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 und 5 sind vorgehängte hinterlüftete, belüftete oder nicht hinterlüftete Fassaden so auszuführen, dass
	3.5.7 Bei freistehenden, an mindestens drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflächen für die Brandbekämpfung von außen zugänglichen Gebäuden der Gebäudeklasse 4 gelten die Anforderungen gemäß Punkt 3.5.6 als erfüllt, wenn
	3.5.8 Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 und 5 sind Doppelfassaden so auszuführen, dass
	3.5.9 Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 und 5 sind Vorhangfassaden so auszuführen, dass
	3.5.10 In Sockelbereichen ist die Verwendung von Dämmstoffen der Klasse E zulässig.

	3.6 Aufzüge
	3.6.1 Aufzüge, die Brandabschnitte miteinander verbinden, sind in eigenen Schächten zu führen, die von brandabschnittsbildenden Wänden und Decken begrenzt werden müssen. In Abhängigkeit der Nutzung der durch die Ladestellen der Aufzüge erschlossenen R...
	3.6.2 Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 3 und 4 ist bei Aufzugschächten an der Schachtinnenseite eine Bekleidung in A2 erforderlich. Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 5 müssen die Schachtumwehrungen von Aufzügen in A2 ausgeführt werden.

	3.7 Feuerstätten und Verbindungsstücke
	3.7.1 Feuerstätten und Verbindungsstücke dürfen in solchen Räumen nicht angeordnet werden, in denen nach Lage, Größe, Beschaffenheit oder Verwendungszweck Gefahren für Personen entstehen können (z.B. im Verlauf von Fluchtwegen außerhalb von Wohnungen ...
	3.7.2 Feuerstätten und Verbindungsstücke müssen von brennbaren Bauteilen, Bekleidungen und festen Einbauten einen solchen Abstand aufweisen oder so abgeschirmt sein, dass diese unter allen beim Betrieb auftretenden Temperaturen nicht entzündet werden ...
	3.7.3 Verbindungsstücke dürfen nicht durch Decken, in Wänden oder in unzugänglichen bzw. unbelüfteten Hohlräumen geführt werden.

	3.8 Abgasanlagen
	3.8.1 Abgasanlagen müssen rußbrandbeständig sein, wenn nicht aufgrund der anzuschließenden Feuerstätten (z.B. Ölfeuerstätten mit Gebläsebrennern bzw. Brennwerttechnik, Gasfeuerstätten) ein Rußbrand ausgeschlossen werden kann.
	3.8.2 Liegen Abgasanlagen in Wänden bzw. Decken oder durchdringen diese, ist durch geeignete Maßnahmen (z.B. Abschottung, Ummantelung) sicherzustellen, dass eine Übertragung von Feuer und Rauch über die erforderliche Feuerwiderstandsdauer wirksam eing...
	3.8.3 Abgasanlagen müssen von Bauteilen mit brennbaren Baustoffen einen solchen Abstand aufweisen, dass diese unter allen beim Betrieb auftretenden Temperaturen nicht entzündet werden können.

	3.9 Räume mit erhöhter Brandgefahr
	3.9.1 Heiz-, Brennstofflager- und Abfallsammelräume gelten jedenfalls als Räume mit erhöhter Brandgefahr.
	3.9.2 Wände und Decken von Räumen mit erhöhter Brandgefahr müssen in REI 90 bzw. EI 90 ausgeführt und raumseitig in A2 bekleidet sein. Türen und Tore oder sonstige Verschlüsse müssen in EI2 30-C ausgeführt werden. Bei Außenbauteilen gelten diese Anfor...
	3.9.3 Bodenbeläge in Heizräumen müssen A2fl, in Abfallsammelräumen Bfl entsprechen.
	3.9.4 Ein Heizraum ist erforderlich für
	3.9.5 Abweichend von Punkt 3.9.4 ist ein Heizraum nicht erforderlich
	3.9.6 Räume, in denen feste Brennstoffe gelagert werden, sind innerhalb von Gebäudeteilen mit Aufenthaltsräumen als Brennstofflagerraum auszuführen, wenn
	3.9.7 Eine gemeinsame Aufstellung von Behältern für feste Brennstoffe in Form von Pellets und der zugehörigen Feuerstätte mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 50 kW und automatischer Beschickung in einem Heizraum ist zulässig, falls nicht mehr als...
	3.9.8 Die Lagerung von flüssigen Brennstoffen mit einem Flammpunkt von mehr als 55 ºC in Mengen von mehr als 500 Liter innerhalb von Gebäudeteilen mit Aufenthaltsräumen hat in einem Brennstofflagerraum zu erfolgen, der höchstens im zweiten oberirdisch...
	3.9.9 Eine gemeinsame Aufstellung von Lagerbehältern für flüssige Brennstoffe mit einem Flammpunkt von mehr als 55 ºC und zugehöriger Feuerstätte in einem Heizraum ist zulässig, falls nicht mehr als 5.000 Liter gelagert werden und die Lagerbehälter du...

	3.10 Erste und erweiterte Löschhilfe
	3.10.1 Wenn es der Verwendungszweck erfordert, jedenfalls aber in Gebäuden mit Wohnungen bzw. Betriebseinheiten sind ausreichende und geeignete Mittel der ersten Löschhilfe (z.B. tragbare Feuerlöscher) bereitzuhalten.
	3.10.2 In Gebäuden der Gebäudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen Geschoßen müssen in jedem Geschoß Wandhydranten mit formbeständigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussmöglichkeit für die Feuerwehr zur Brandbekämpfung vorhanden sein. Abweichend...

	3.11 Rauchwarnmelder
	3.12 Rauchableitung aus unterirdischen Geschoßen
	3.12.1 Es müssen geeignete Vorkehrungen getroffen werden, die eine Rauchableitung ins Freie ermöglichen, wobei die Rauchableitung aus einzelnen Räumen innerhalb eines Brandabschnittes über gemeinsame Öffnungen erfolgen darf. Für Gebäude der Gebäudekla...
	3.12.2 Punkt 3.12.1 gilt als erfüllt, wenn


	4 Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke
	4.1 Beträgt der Abstand eines Bauwerkes von der Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze weniger als 2,00 m, so ist die zur Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze gerichtete Seite des Bauwerkes mit einer brandabschnittsbildenden Wand gemäß Tabelle 1b ...
	4.2 Eine brandabschnittsbildende Wand gemäß Punkt 4.1 ist nicht erforderlich,
	4.3 Öffnungen in brandabschnittsbildenden Wänden gemäß Punkt 4.1 müssen selbstschließende Abschlüsse erhalten, die dieselbe Feuerwiderstandsdauer wie die brandabschnittsbildende Wand aufzuweisen haben.   Bei gemeinsamer Nutzung einzelner Räume oder Ra...
	4.4 Bei brandabschnittsbildenden Wänden gemäß Punkt 4.1 müssen Wandbeläge und Wandbekleidungen (z.B. Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme) in A2 ausgeführt werden. Diese Anforderung gilt nicht:
	4.5 Die Anforderungen der Punkte 3.1.5, 3.1.8, 3.1.9 und 3.1.10 gelten bei brandabschnittsbildenden Wänden gemäß Punkt 4.1 bezogen auf die Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze.
	4.6 Beträgt der Abstand zwischen Gebäuden auf demselben Grundstück bzw. Bauplatz nicht mindestens 4,00 m, sind erforderlichenfalls zusätzliche brandschutztechnische Maßnahmen zu treffen, die auf die baulichen Gegebenheiten der Außenwände abzustimmen s...

	5 Flucht- und Rettungswege
	5.1 Fluchtwege
	5.1.1 Von jeder Stelle jedes Raumes – ausgenommen nicht ausgebaute Dachräume – muss in höchstens 40 m Gehweglänge erreichbar sein:
	5.1.2 Bei Wohnungen wird abweichend von Punkt 5.1.1 in den Fällen (b) und (c) die Gehweglänge ab der Wohnungseingangstüre gemessen. Dabei dürfen sich die Wohnungen über höchstens zwei Geschoße erstrecken.
	5.1.3 Zwischen Treppenhäusern und Gängen sind Türen gemäß Tabelle 2a, 2b bzw. 3 anzuordnen.
	5.1.4 Im Falle von Punkt 5.1.1 (c) muss zusätzlich
	5.1.5 Die Fluchtwege gemäß Punkt 5.1.4 (b) bzw. (c) dürfen bei Wohnungen auf eine Länge von höchstens 15 m bzw. bei Betriebseinheiten auf eine Länge von höchstens 25 m gemeinsam mit dem Fluchtweg gemäß Punkt 5.1.1 (c) verlaufen (z.B. Stichgang).
	5.1.6 Werden Treppenhäuser atrien- oder hallenähnlich ausgeführt, sind gegebenenfalls von den Anforderungen der Tabelle 2a, 2b bzw. 3 abweichende bzw. ergänzende Brandschutzmaßnahmen zu treffen.

	5.2 Rettungswege
	5.2.1 Ein Rettungsweg mit Geräten der Feuerwehr ist nur zulässig, wenn folgende Anforderungen erfüllt werden:
	5.2.2 Ein fest verlegtes Rettungswegesystem an der Gebäudeaußenwand ist nur zulässig, wenn folgende Anforderungen erfüllt werden:

	5.3 Gänge, Treppen und Türen im Verlauf von Fluchtwegen außerhalb von Wohnungen bzw. Betriebseinheiten
	5.3.1 Führen Fluchtwege über Gänge zu Treppenhäusern gemäß Tabelle 2a, 2b bzw. 3, so sind die Decken zwischen übereinanderliegenden Gängen
	5.3.2 Gänge – ausgenommen offene Laubengänge – sind mindestens alle 40 m durch Türen in E 30-C zu unterteilen.
	5.3.3 Läufe und Podeste von Treppen innerhalb von Gebäuden müssen
	5.3.4 Für Treppenläufe und Podeste in Treppenhäusern gelten abweichend von Punkt 5.3.3 die Bestimmungen der Tabellen 2a, 2b bzw. 3.
	5.3.5 Für geschlossene Laubengänge gelten die Anforderungen an Gänge.
	5.3.6 Wände und Decken von offenen Laubengängen müssen den Anforderungen an Trennwänden und Trenndecken gemäß Tabelle 1b entsprechen. Abweichend davon genügt bei Gebäuden bis einschließlich der Gebäudeklasse 4 bei offenen Laubengängen eine Ausführung ...
	5.3.7 Die auf offene Laubengänge mündenden Fenster müssen in EI 30 entweder als Fixverglasung oder selbstschließend ausgeführt werden. Alternativ können vor die Fenster Abschlüsse in EI 30 vorgesetzt werden, die im Brandfall selbsttätig schließen. Die...

	5.4 Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung

	6 Brandbekämpfung
	7 Besondere Bestimmungen
	7.1 Land- und forstwirtschaftliche Wohn- und Wirtschaftsgebäude
	7.1.1 Für nebeneinander liegende Gebäude oder Gebäudeteile, die voneinander brandabschnittsmäßig getrennt sind, ist die Einstufung in eine Gebäudeklasse jeweils gesondert vorzunehmen.
	7.1.2 Der Wirtschaftstrakt ist vom Wohnbereich durch durchgehende brandabschnittsbildende Wände bzw. Decken in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 zu trennen. Abweichend davon genügt bei nicht ganzjährig genutzten landwirtschaftlichen Gebäuden mit einer N...
	7.1.3 In oberirdischen Geschoßen von Wirtschaftsgebäuden kann
	7.1.4 Für Brandabschnitte von Ställen, bei denen Nutzungen wie Futterlager, Melkbereich, Fressplatz, Laufhof im gleichen Brandabschnitt zusammengefasst werden können, gilt
	7.1.5 Ställe sind gegen darüber liegende Gebäudeteile durch Decken in R 30 zu trennen.
	7.1.6 Werkstätten sowie Einstellräume für kraftstoffbetriebene Fahrzeuge bzw. Maschinen sind gegen angrenzende Gebäudeteile des Wirtschaftstraktes durch Wände bzw. Decken in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 zu trennen.
	7.1.7 Wirtschaftsgebäude müssen von der Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze so weit entfernt sein, dass unter Berücksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Brandübertragung auf Nachbargebäude weitgehend verhindert wird. Abweichend von den Punkten 4...
	7.1.8 Für land- und forstwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude darf die OIB-Richtlinie 2.1 „Brandschutz bei Betriebsbauten“ herangezogen werden.

	7.2 Schul- und Kindergartengebäude sowie andere Gebäude mit vergleichbarer Nutzung
	7.2.1 Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2 – ausgenommen solche mit nur einem oberirdischen Geschoß – sind als Gebäude der Gebäudeklasse 3 einzustufen.
	7.2.2 Wände und Decken, die Treppenhäuser, Zentralgarderoben, Physik-, Chemie-, Werkräume samt zugehöriger Lehrmittelräume, Lehrküchen u. dgl. begrenzen, sind als Trennwände bzw. Trenndecken auszuführen.
	7.2.3 Abweichend zu Punkt 5 darf bei Geschoßen mit Unterrichtsräumen oder Gruppenräumen Punkt 5.2 nicht angewendet werden. Punkt 5.1.1 (b) darf nur in Gebäuden mit nicht mehr als zwei oberirdischen Geschoßen angewendet werden, in denen sich im zweiten...
	7.2.4 Physik- und Chemieräume müssen jeweils über zwei getrennte Ausgänge verfügen. Türen zu Zentralgarderoben, Physik-, Chemie- und Werkräumen samt zugehörigen Lehrmittelräumen, Lehrküchen u. dgl. müssen in EI2 30-C ausgeführt werden. Ist eine Beeint...
	7.2.5 Bei oberirdischen Geschoßen darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundfläche von 1.600 m² nicht überschreiten.
	7.2.6 Feuerstätten für eine zentrale Wärmebereitstellung müssen jedenfalls in einem Heizraum aufgestellt werden, der den Anforderungen der Punkte 3.9.2 bis 3.9.4 zu entsprechen hat. Ausgenommen davon sind Gasthermen mit einer Nennwärmeleistung von nic...
	7.2.7 Beträgt die Brutto-Grundfläche nicht mehr als 3.200 m², muss in Treppenhäusern, Außentreppen und Gängen im Verlauf von Fluchtwegen eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung vorhanden sein. Bei einer Brutto-Grundfläche von mehr als 3.200 m² ist ein...
	7.2.8 Es müssen geeignete Alarmierungseinrichtungen vorhanden sein, durch die im Gefahrenfall eine Warnung der im Gebäude anwesenden Personen ermöglicht wird.
	7.2.9 In Gebäuden oder Gebäudeteilen, in denen Kindergärten bzw. vergleichbare Nutzungen untergebracht sind, müssen in allen Aufenthaltsräumen sowie in Gängen, über die Fluchtwege von Aufenthaltsräumen führen, vernetzte Rauchwarnmelder angeordnet werd...

	7.3 Beherbergungsstätten, Studentenheime sowie andere Gebäude mit vergleichbarer Nutzung
	7.3.1 Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2 – ausgenommen solche mit nur einem oberirdischen Geschoß – sind als Gebäude der Gebäudeklasse 3 einzustufen.
	7.3.2 Bei oberirdischen Geschoßen darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundfläche von 1.600 m² nicht überschreiten.
	7.3.3 Wände von Bettenbereichen zu Räumen anderer Nutzung (z.B. Küchen einschließlich zugehöriger Lagerräume, Speiseräume, Wellnessbereiche) sind als Trennwände auszuführen. Decken zwischen oberirdischen Geschoßen sind als Trenndecken auszuführen. Bei...
	7.3.4 Ein einziger Fluchtweg über ein Treppenhaus bzw. eine Außentreppe gemäß Punkt 5.1.1 (b) ist nur zulässig in Beherbergungsstätten mit nicht mehr als 100 Gästebetten, wenn die Wände zwischen Gängen und Gästezimmern bzw. Gängen und sonstigen Räumen...
	7.3.5 Abweichend von Punkt 5.1.4 (a) darf der zweite Fluchtweg durch einen Rettungsweg mit Geräten der Feuerwehr nur ersetzt werden, wenn in der Beherbergungsstätte insgesamt nicht mehr als 100 Gästebetten und in jedem nicht zu ebener Erde gelegenen G...
	7.3.6 Abweichend von Punkt 5.1.4 (a) darf der zweite Fluchtweg durch ein fest verlegtes Rettungswegesystem an der Gebäudeaußenwand nur ersetzt werden, wenn die Anforderungen gemäß Punkt 5.2.2 für jedes Gästezimmer erfüllt sind.
	7.3.7 Bodenbeläge in Aufenthaltsräumen (z.B. Restaurant, Bar) müssen Cfl-s2 entsprechen, wobei Holz und Holzwerkstoffe in Dfl zulässig sind. Wand- und Deckenbeläge müssen C-s2, d0 entsprechen, wobei Holz und Holzwerkstoffe in D zulässig sind.
	7.3.8 Feuerstätten für eine zentrale Wärmebereitstellung müssen jedenfalls in einem Heizraum aufgestellt werden, der den Anforderungen der Punkte 3.9.2 bis 3.9.4 zu entsprechen hat. Ausgenommen davon sind Gasthermen mit einer Nennwärmeleistung von nic...
	7.3.9 In Beherbergungsstätten mit nicht mehr als 60 Gästebetten muss in Treppenhäusern, Außentreppen und Gängen im Verlauf von Fluchtwegen sowie im Verlauf des fest verlegten Rettungswege-Systems an der Gebäudeaußenwand eine Fluchtweg-Orientierungsbel...
	7.3.10 Hinsichtlich Maßnahmen zur Brandfrüherkennung und Alarmierung haben Beherbergungsstätten in Abhängigkeit von der Anzahl der Gästebetten folgende Anforderungen zu erfüllen:
	7.3.11 In Beherbergungsstätten mit mehr als 100 Gästebetten müssen in jedem Geschoß Wandhydranten mit formbeständigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussmöglichkeit für die Feuerwehr zur Brandbekämpfung vorhanden sein.
	7.3.12 Für Studentenheime sowie andere Gebäude mit vergleichbarer Nutzung gelten die Bestimmungen gemäß Punkt 7.3.1 bis 7.3.11 sinngemäß.
	7.3.13 Für Schutzhütten in Extremlage gelangen die Punkte 7.3.1 und 7.3.6 nicht zur Anwendung. Abweichend zu Punkt 7.3.10 (b) und (c) darf zur Brandfrüherkennung und Alarmierung eine Gefahrenmeldeanlage installiert werden.

	7.4 Verkaufsstätten
	7.4.1 Abweichend von Tabelle 1b dürfen tragende Bauteile von freistehenden Verkaufsstätten mit nur einem oberirdischen Geschoß in R 30 oder A2 hergestellt sein.
	7.4.2 Verkaufsstätten mit einer Verkaufsfläche von mehr als 600 m² und nicht mehr als 3.000 m² und mit nicht mehr als drei in offener Verbindung stehenden Geschoßen müssen folgende Anforderungen erfüllen:
	7.4.3 Für Verkaufsstätten mit einer Verkaufsfläche von mehr als 3.000 m² oder für Verkaufsstätten mit mehr als drei in offener Verbindung stehenden Geschoßen ist ein Brandschutzkonzept erforderlich, das dem OIB-Leitfaden „Abweichungen im Brandschutz u...
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	B (3)
	B (2)
	B (2)
	D
	D
	E
	- Dämmschicht bzw. Wärmedämmung
	B-d1
	B-d1 (4)
	B-d1 (4)
	D-d1
	D-d1
	E
	sonstige Außenwandbekleidungen oder -beläge 
	1.3
	A2
	A2
	A2
	E
	E
	E
	Gebäudetrennfugenmaterial
	1.4
	B 
	B (4)
	B (4) 
	-
	-
	-
	Geländerfüllungen bei Balkonen, Loggien u. dgl.
	1.5
	2 Gänge und Treppen jeweils außerhalb von Wohnungen: Bekleidungen und Beläge sowie abgehängte Decken 
	Wandbekleidungen (5)
	2.1
	B
	B
	C
	D
	D
	-
	Gesamtsystem       oder
	2.1.1
	Einzelkomponenten
	2.1.2
	B
	B
	C (4)
	D
	D
	-
	- Außenschicht
	A2 (4)
	A2 (4)
	A2 (4)
	D
	D
	-
	- Unterkonstruktion
	A2
	A2 
	C
	C
	C
	-
	- Dämmschicht bzw. Wärmedämmung
	B-s1, d0
	B-s1, d0
	C-s1, d0
	D-d0
	D-d0
	-
	abgehängte Decken
	2.2
	B-s1, d0
	B-s1, d0
	C-s1, d0
	D-d0
	D-d0
	-
	Wand- und Deckenbeläge
	2.3
	Cfl-s1
	Cfl-s1
	Cfl-s1 (6)
	Dfl
	Dfl
	-
	Bodenbeläge
	2.4
	3 Treppenhäuser: Bekleidungen und Beläge sowie abgehängte Decken
	Wandbekleidungen (5)
	3.1
	A2
	A2
	B
	C
	D
	-
	Gesamtsystem       oder
	3.1.1
	Einzelkomponenten
	3.1.2
	A2
	A2 
	B
	C (4)
	D
	-
	- Außenschicht
	A2 (4)
	A2 (4) 
	A2 (4)
	A2 (4)
	D
	-
	- Unterkonstruktion
	A2
	A2 
	A2 
	C
	C
	-
	- Dämmschicht bzw. Wärmedämmung
	A2-s1, d0
	A2-s1, d0
	B-s1, d0
	C-s1, d0
	D-s1, d0
	-
	abgehängte Decken 
	3.2
	A2-s1, d0
	A2-s1, d0
	B-s1,d0
	C-s1, d0
	D-s1, d0
	-
	Wand- und Deckenbeläge
	3.3
	Bodenbeläge
	3.4
	A2fl-s1
	A2fl-s1
	Bfl-s1
	Cfl-s1
	Dfl-s1
	-
	in Treppenhäusern gemäß Tabelle 2a, 2b
	3.4.1
	A2fl-s1 
	Bfl-s1 
	Cfl-s1
	Cfl-s1 (6)
	Dfl-s1
	-
	in Treppenhäusern gemäß Tabelle 3 
	3.4.2
	4 Dächer mit einer Neigung ≤ 60°
	BROOF (t1) (8)
	BROOF (t1) (8)
	BROOF (t1)
	BROOF (t1)
	BROOF (t1)
	BROOF (t1)
	Dacheindeckung bzw. Bedachung (7) 
	4.1
	Dämmschicht bzw. Wärmedämmung in der 
	B (10)
	B (10)
	B (9)
	E
	E
	E
	4.2
	Dachkonstruktion
	5 nicht ausgebaute Dachräume
	Bekleidungen (Fußbodenkonstruktionen) 
	5.1
	B
	B
	D
	D
	E
	-
	Gesamtsystem       oder
	5.1.1
	Einzelkomponenten
	5.1.2
	B
	B
	B
	C
	C
	-
	- Außenschicht
	B (10)
	B (10)
	B (9)
	E
	E
	-
	- Dämmschicht bzw. Wärmedämmung
	Bfl-s1 (11)
	Bfl-s1 (11)
	Cfl-s1 (11)
	Dfl
	Efl
	-
	Bodenbeläge
	5.2
	GK 5
	> 6 
	≤ 6 
	GK 4
	GK 3
	GK 2
	GK 1
	Gebäudeklassen (GK)
	oberirdische Geschoße
	oberirdische Geschoße
	1 tragende Bauteile (ausgenommen Decken und brandabschnittsbildende Wände)
	R 60 
	R 60 
	R 30
	R 30
	R 30
	- 
	im obersten Geschoß
	1.1
	in sonstigen oberirdischen Geschoßen 
	R 90 und A2
	R 90 
	R 60
	R 60
	R 30
	R 30 (1)
	1.2
	R 90 und A2
	R 90 und A2
	R 90 und A2
	R 90 und A2
	R 60
	R 60
	in unterirdischen Geschoßen
	1.3
	2 Trennwände (ausgenommen Wände von Treppenhäusern)
	REI 60
	REI 60
	REI 60
	REI 30
	REI 30 
	-
	im obersten Geschoß
	2.1
	EI 60 
	EI 60 
	EI 60
	EI 30
	EI 30
	REI 90 und A2
	REI 90
	REI 60
	REI 60
	REI 30
	-
	in oberirdischen Geschoßen
	2.2
	EI 90 und A2
	EI 90
	EI 60
	EI 60
	EI 30
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 60
	-
	in unterirdischen Geschoßen
	2.3
	EI 90 und A2
	EI 90 und A2
	EI 90 und A2
	EI 90 und A2
	EI 60
	zwischen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten in Reihenhäusern 
	nichtzutreffend
	nichtzutreffend
	REI 60
	nichtzutreffend
	REI 60
	nichtzutreffend
	2.4
	EI 60
	EI 60
	3 brandabschnittsbildende Wände und Decken
	brandabschnittsbildende Wände an der Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 90 (2)
	REI 60
	3.1
	EI 90 und A2
	EI 90 und A2
	EI 90 und A2
	EI 90 und A2
	EI 90 (2)
	EI 60
	REI 90 und A2
	REI 90 
	REI 90
	REI 90
	REI 90
	nicht zutreffend
	sonstige brandabschnittsbildende Wände oder Decken
	3.2
	EI 90 und A2
	EI 90 
	EI 90
	EI 90
	EI 90
	4 Decken und Dachschrägen mit einer Neigung ≤ 60°
	Decken über dem obersten Geschoß 
	R 60 
	R 60 
	R 30
	R 30
	R 30
	- 
	4.1
	Trenndecken über dem 
	REI 60
	REI 60 
	REI 60
	REI 30
	REI 30 
	- 
	4.2
	obersten Geschoß
	Trenndecken über sonstigen oberirdischen Geschoßen 
	REI 90 und A2
	REI 90 
	REI 60
	REI 60
	REI 30
	- 
	4.3
	Decken innerhalb von 
	Wohnungen bzw. Betriebseinheiten in oberirdischen 
	R 90 und A2
	R 60 
	R 30
	R 30
	R 30
	R 30 (1)
	4.4
	Geschoßen 
	Decken über unterirdischen Geschoßen
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 90 und A2
	REI 60 (3)
	R 60
	4.5
	R 30 und A2 (4)
	R 30 oder A2
	R 30 oder A2
	- 
	- 
	- 
	5 Balkonplatten
	Gegenstand
	Gegenstand
	Gegenstand
	1
	2
	3
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	BROOF (t1)Dacheindeckung, Lattung, Konterlattung und Schalung müssen der Klasse A2 entsprechen; abweichend davon sind für Lattung, Konterlattung und Schalung auch Holz und Holzwerkstoffe in D zulässig;
	BROOF (t1)
	B oderEPS/XPS/PUR der Klasse E und Bauteil in A2
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	B oderEPS/XPS/PUR der Klasse E und Bauteil in A2
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	Bfl-s1Dfl, wenn die Wärmedämmung bzw. Dämmschicht in B ausgeführt wird
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	OIB-RL 2.1 Brandschutz bei Betriebsbauten
	0  Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Zulässige Netto-Grundfläche in oberirdischen Geschoßen innerhalb von Hauptbrandabschnitten
	2.1 Hauptbrandabschnitte sind durch Brandwände gemäß Punkt 3.8 zu trennen. Hinsichtlich der zulässigen Netto-Grundfläche je oberirdisches Geschoß innerhalb von Hauptbrandabschnitten gelten die Anforderungen gemäß Tabelle 1.
	2.2 Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschoß müssen die Decken zwischen den Geschoßen die nach Tabelle 1 erforderliche Feuerwiderstandsdauer nicht nur hinsichtlich des Kriteriums der Tragfähigkeit (R), sondern auch hinsichtlich der ...
	2.3 Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei oberirdischen Geschoßen und einer Netto-Grundfläche von insgesamt nicht mehr als 3.000 m² sind offene Deckendurchbrüche (z.B. Treppen, Schächte, Arbeitsöffnungen) ohne Feuerschutzabschlüsse zulässig.
	2.4 Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei oberirdischen Geschoßen sind offene Deckendurchbrüche ohne Feuerschutzabschlüsse bis zu einer Netto-Grundfläche von insgesamt nicht mehr als 7.500 m² zulässig, wenn eine erweiterte automatische Löschhilfe...
	2.5 Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen Geschoßen sind offene Deckendurchbrüche ohne Feuerschutzabschlüsse bis zu einer Netto-Grundfläche von insgesamt nicht mehr als 10.000 m² zulässig, wenn eine Sprinkleranlage in der Sicherheitskateg...

	3 Allgemeine Anforderungen
	3.1 Löschwasserbedarf
	3.2 Schutzabstände
	3.2.1 Betriebsbauten müssen von der Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze so weit entfernt sein, dass unter Berücksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Brandübertragung auf Nachbargebäude weitgehend verhindert wird. Dabei sind jeweils Bauweise, Lag...
	3.2.2 Bei Betriebsbauten mit Außenwänden ohne definierten Feuerwiderstand ist ohne näheren Nachweis ein Abstand zur Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze von 6/10 der Höhe der zugekehrten Außenwand, mindestens jedoch 3,00 m, ausreichend.
	3.2.3 Beträgt der Abstand der Außenwand zur Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze weniger als 6/10 der Höhe der zugekehrten Außenwand bzw. weniger als 3,00 m, so müssen erforderlichenfalls brandschutztechnische Maßnahmen getroffen werden, die auf di...
	3.2.4 Die Anforderungen gemäß Punkt 3.2.3 gelten nicht, wenn das angrenzende Nachbargrundstück bzw. der Bauplatz aufgrund tatsächlicher oder rechtlicher Umstände auf Dauer von einer künftigen Bebauung ausgeschlossen ist (z.B. Verkehrsflächen im Sinne ...
	3.2.5 Betriebsbauten auf demselben Grundstück bzw. Bauplatz können dann als getrennte Hauptbrandabschnitte bzw. Brandabschnitte angesehen werden, wenn diese voneinander so weit entfernt sind, dass unter Berücksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Bra...

	3.3 Lage und Zugänglichkeit
	3.3.1 Jeder Hauptbrandabschnitt muss mit mindestens einer Seite an einer Außenwand liegen und von dort für die Feuerwehr zugänglich sein. Dies gilt nicht für Hauptbrandabschnitte, die eine erweiterte automatische Löschhilfeanlage oder eine automatisch...
	3.3.2 Freistehende bzw. aneinander gebaute Betriebsbauten mit einer zusammenhängenden überbauten Grundfläche von mehr als 5.000 m² müssen für die zur Brandbekämpfung erforderlichen Feuerwehrfahrzeuge umfahrbar sein.
	3.3.3 Für die Feuerwehr sind die erforderlichen Zufahrten, Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen zu schaffen und ständig freizuhalten.

	3.4 Zweigeschoßige Betriebsbauten
	3.5 Unterirdische Geschoße
	3.5.1 Unterirdische Geschoße sind durch brandabschnittsbildende Wände und Decken in A2 zu begrenzen. Bei Betriebsbauten mit nur einem unterirdischen Geschoß darf der Brandabschnitt eine Netto-Grundfläche von 1.200 m2 nicht überschreiten. Bei Betriebsb...
	3.5.2 Abweichend von Punkt 3.5.1 kann ein unterirdisches Geschoß mit einer Netto-Grundfläche von nicht mehr als 600 m² mit dem ersten oberirdischen Geschoß in offener Verbindung stehen, wenn die gesamte zusammenhängende Netto-Grundfläche der beiden Ge...
	3.5.3 Die im Punkt 3.5.1 bzw. 3.5.2 festgelegten Netto-Grundflächen für Brandabschnitte können bei Vorhandensein
	3.5.4 Für Öffnungen in Brandabschnitten von unterirdischen Geschoßen gelten die Bestimmungen des Punktes 3.8.4 sinngemäß.

	3.6 Fluchtwege
	3.6.1 Von jeder Stelle jedes Raumes muss vorhanden ist, in höchstens 40 m Gehweglänge erreichbar sein:
	3.6.2 Liegen keine anderen Gefährdungen als durch Brandeinwirkung vor, kann die in Punkt 3.6.1 angeführte Gehweglänge von 40 m verlängert werden auf
	3.6.3 Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen Geschoßen müssen die Geschoße durch ein durchgehendes Treppenhaus gemäß Tabelle 2 verbunden sein, das einen Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geländes im Freien aufzuweisen hat.
	3.6.4 Führen Fluchtwege gemäß Punkt 3.6.1 über Außentreppen, müssen folgende Anforderungen erfüllt sein:

	3.7 Rauch- und Wärmeabzug
	3.7.1 Produktions- und Lagerräume, die jeweils eine Netto-Grundfläche je Geschoß von mehr als 200 m² und nicht mehr als 1.200 m² aufweisen, müssen Wand- und/oder Deckenöffnungen erhalten, die im Brandfall eine Rauchableitung ins Freie ermöglichen. Die...
	3.7.2 Für Produktions- und Lagerräume, die jeweils eine Netto-Grundfläche je Geschoß von mehr als 1.200 m² und nicht mehr als 1.800 m² aufweisen, muss eine ausreichende Rauch- und Wärmeableitung zur Unterstützung eines Feuerwehreinsatzes vorhanden sei...
	3.7.3 Für Produktions- und Lagerräume, die jeweils eine Netto-Grundfläche je Geschoß von mehr als 1.800 m² haben, muss eine ausreichende Rauch- und Wärmeableitung zur Reduzierung der Brandauswirkungen vorhanden sein. Die Einrichtungen zur Rauch- und W...

	3.8 Brandwände
	3.8.1 Anstelle von Brandwänden gemäß den Punkten 3.8.2 bis 3.8.4 genügen auch brandabschnittsbildende Wände in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2, wenn in oberirdischen Geschoßen ausschließlich Brandabschnitte mit einer Netto-Grundfläche von jeweils nich...
	3.8.2 Brandwände müssen in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 ausgeführt werden. Ist im Brandfall mit einer mechanischen Beanspruchung (z.B. durch im Brandfall umstürzende Lagerungen) zu rechnen, müssen Brandwände auch das Leistungskriterium „M“ erfüllen.
	3.8.3 Brandwände müssen grundsätzlich vertikal vom Fundament bis mindestens 0,50 m über Dach geführt werden. Sie brauchen nur bis zur Dacheindeckung geführt werden, wenn eine Brandübertragung durch andere Maßnahmen gleichwertig behindert wird. Verlauf...
	3.8.4 Öffnungen in Brandwänden sind zulässig, wenn die Abschlüsse die gleiche Feuerwiderstandsdauer wie die Wände aufweisen. Abweichend davon sind in Betriebsbauten, in denen es das Gefährdungspotenzial zulässt, und in Betriebsbauten, die mit einer au...
	3.8.5 Im Bereich der Außenwände ist durch geeignete Maßnahmen eine Brandübertragung auf andere Hauptbrandabschnitte zu behindern. Geeignete Maßnahmen sind z.B.:
	3.8.6 Wenn Gebäude oder Gebäudeteile in einem Winkel von weniger als 135 Grad über Eck zusammenstoßen und in diesem Bereich durch eine Brandwand abgeschlossen oder unterteilt werden, so muss die Wand über die innere Ecke mindestens 5,00 m fortgeführt ...

	3.9 Außenwände und Außenwandbekleidungen
	3.9.1 Bei Betriebsbauten mit einer Außenwandhöhe von nicht mehr als 14 m müssen Außenwandbekleidungen sowie die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden Außenwänden der Klasse C entsprechen. Es können auch Baustoffe aus Holz und Holzwerkst...
	3.9.2 Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoß und einer Außenwandhöhe von mehr als 14 m müssen die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden Außenwänden aus B bestehen.
	3.9.3 Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschoß und einer Außenwandhöhe von mehr als 14 m müssen die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden Außenwänden aus A2 bestehen.
	3.9.4 Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschoß sind bei hinterlüfteten Außenwänden sowie bei Doppel- und Vorhangfassaden Maßnahmen zu treffen, die eine Brandausbreitung über deren Zwischenräume in andere Geschoße wirksam einschränken.
	3.9.5 Für tragende Außenwände gelten – wenn in Tabelle 1 keine höheren Anforderungen an das Brandverhalten gestellt werden – die Punkte 3.9.1 bis 3.9.4 sinngemäß.
	3.9.6 In Sockelbereichen ist die Verwendung von Dämmstoffen der Klasse E zulässig.

	3.10 Bedachungen
	3.10.1 Die Dacheindeckung bzw. Bedachung muss in BROOF (t1) ausgeführt werden.
	3.10.2 Bei Hauptbrandabschnitten mit einer Dachfläche von mehr als 1.800 m² ist

	3.11 Sonstige Brandschutzmaßnahmen
	3.11.1 Abhängig von der Art bzw. Nutzung des Betriebes müssen in Betriebsbauten geeignete Mittel der ersten Löschhilfe und in Produktions- oder Lagerräumen mit einer Netto-Grundfläche je Geschoß von mehr als 1.800 m² Wandhydranten in ausreichender Zah...
	3.11.2 Für Betriebsbauten mit einer Netto-Grundfläche von insgesamt mehr als 3.000 m² ist mindestens ein geeigneter und nachweislich ausgebildeter Brandschutzbeauftragter (BSB) zu bestellen und sind im Einvernehmen mit der örtlich zuständigen Feuerweh...
	3.11.3 Automatische Brandmeldeanlagen (BMA) müssen nach einer anerkannten Richtlinie ausgeführt werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer ständig besetzten öffentlichen Alarmannahmestelle ist – ausgenommen bei Vorhand...
	3.11.4 Erweiterte automatische Löschhilfeanlagen (EAL) müssen nach einer anerkannten Richtlinie ausgeführt werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer ständig besetzten öffentlichen Alarmannahmestelle ist sicherzustellen.
	3.11.5 Automatische Löschanlagen (z.B. Sprinkleranlage SPA) müssen nach einer anerkannten Richtlinie ausgeführt werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer ständig besetzten öffentlichen Alarmannahmestelle ist sicherzus...


	4 Anforderungen an Lagergebäude und Gebäude mit Lagerbereichen in Produktionsräumen
	4.1 Lagergebäude können gemäß den Anforderungen der Punkte 2 und 3 ausgeführt werden, wenn
	4.2 Gebäude mit Lagerbereichen in Produktionsräumen können gemäß den Anforderungen der Punkte 2 und 3 ausgeführt werden, wenn
	4.3 Für Lagergebäude und Gebäude mit Lagerbereichen in Produktionsräumen, die nicht Punkt 4.1 bzw. Punkt 4.2 entsprechen, gelten abweichend zu Tabelle 1 folgende Anforderungen:
	4.4 Lagergebäude mit einer Netto-Grundfläche je Geschoß von mehr als 200 m² und nicht mehr als 600 m² müssen Wand- und/oder Deckenöffnungen aufweisen, die im Brandfall eine Rauchableitung ins Freie ermöglichen. Dies gilt jedenfalls erfüllt, wenn Öffnu...

	5 Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes
	Bei der Berechnung der zulässigen Netto-Grundfläche je oberirdisches Geschoß gilt Folgendes:

	Gesamtanzahl der oberirdischen Geschoße des Betriebsbaues
	> 4
	4 
	3
	2
	1
	Sicher-heitska-
	Feuerwiderstandsdauer der tragenden und aussteifenden Bauteile
	tegorie
	Ohne Anforderungen
	R 90 und A2
	R 90 und A2 (2)
	R 90 und A2 (2)
	R 90 und A2 (2)
	R 60 (1)
	R 30
	R 30
	1.200
	1.500
	1.800
	2.400 
	1.600 
	800 
	3.000
	1.800 (3)
	K 1
	1.800
	2.300
	2.700
	3.600 
	2.000 
	1.000 
	4.500
	2.700 (3)
	K 2
	2.200
	2.700
	3.200
	4.200 
	2.400 
	1.200 
	5.400
	3.200 (3)
	K 3.1
	2.400
	3.000
	3.600
	4.800 
	3.200 
	1.600 
	6.000
	3.600 (3)
	K 3.2
	3.000
	3.800
	4.500
	6.000 
	4.000 
	2.000 
	7.500
	5.000 
	K 4.1
	4.000
	5.000
	6.500
	7.500 
	5.000 
	7.500 
	K 4.2
	       10.000
	 10.000
	(1) Für die Primärtragkonstruktion des Daches genügt R 30;
	(2) Für die Primärtragkonstruktion des Daches genügt R 60, ohne A2;
	(3) Die Breite des Betriebsbaues darf höchstens 40 m betragen; bei Betriebsbauten mit einer Netto-Grundfläche von mehr als 1.200 m² können –  falls die Konstruktion des Daches erfahrungsgemäß eine rasche Brandausbreitung und gleichzeitig ein gänzliches Versagen des gesamten  Dachtragwerkes erwarten lässt – zusätzliche Brandschutzmaßnahmen erforderlich werden.
	Gegenstand
	Lagerguthöhe 
	hL in m
	> 3.000 und ( 6.000
	> 1.800 und ( 3.000
	> 1.200 und ( 1.800
	> 600 und ( 1.200
	RWA (3)
	RWA (2)
	RWA (2)
	Rauchableitung (1) 
	4 < hL ( 7,5
	RWA (3) 
	RWA (3) 
	RWA (3)
	Rauchableitung (1)
	7,5 < hL ( 9
	BMA
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	> 1.200 und ( 1.800
	> 600 und ( 1.200
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	4 < hL ( 7,5
	7,5 < hL ( 9
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	5.4 Verbindung zwischen Garagengeschoßen bzw. zwischen Garage und anderen Räumen
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	Gegenstand
	1 Mindestabstände 
	zu Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenzen
	1.1
	2,00 m
	2,00 m
	zu Gebäuden auf demselben Grundstück bzw. Bauplatz
	1.2
	4,00 m
	2,00 m
	2 Wände, Stützen, Decken bzw. Überdachung
	R 30 oder A2
	D
	allgemein
	2.1
	• Decke REI 90 und A2 und
	• Wand in REI 60 bzw. EI 60 erforderlich, die der Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrt ist, über die gesamte Länge und bis zur Dacheindeckung
	bei Unterschreitung derMindestabstände zu Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenzen
	2.2
	• der Nachbargrundstücks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand über die gesamte Länge und bis zur Dacheindeckung REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2
	Wenn aufgrund der baulichen Umgebung eine Brandübertragung auf Bauwerke der Nachbargrundstücke nicht zu erwarten ist, werden keine Anforderungen gestellt
	• Decke REI 90 und
	zu GK 1 und GK 2: D
	bei Unterschreitung der Mindestabstände zu Gebäuden auf demselben Grundstück bzw.Bauplatz
	2.3
	• dem Gebäude zugekehrte Wand oder der gemeinsame Wandanteil über die gesamte Länge und bis zur Dacheindeckung REI 90 bzw. EI 90 und
	zu GK 3 bis GK 5:
	• Überdachung in REI 30 oder A2 und
	• Wand in REI 30 bzw. EI 30 erforderlich, die dem Gebäude zugekehrt ist, über die gesamte Länge und bis zur Dacheindeckung oder gemeinsamer Wandanteil mit dem Gebäude bis zur Dacheindeckung desüberdachten Stellplatzes in EI 30, bei GK 5 zusätzlich A2
	bei GK 5 jeweils zusätzlich A2 erforderlich
	angrenzende Wände und Decken als sonstige brandabschnittsbildende Wände oder Decken gemäß Tabelle 1b der OIB-Richtlinie 2, mindestens jedoch REI 60 bzw. EI 60
	angrenzende Wände und Decken als Trennwände bzw. Trenndecken gemäß Tabelle 1b der OIB-Richtlinie 2, mindestens jedoch REI 30 bzw. EI 30
	bei Stellplätzen, die in ein Gebäude hineinragen, und bei eingebauten Garagen
	2.4
	Einbauten zur Unterteilung der Stellplätze
	2.5
	A2
	-
	bei GK 1 und GK 2: keine Anforderungen
	EI2 30-C 
	3 Türen ins Gebäudeinnere
	bei GK 3 bis GK 5: EI2 30-C 
	4 Wandbekleidungen, Bodenbeläge und Konstruktionen unter der Rohdecke 
	B -s1 
	D
	Wandbekleidungen
	4.1
	Bfl 
	-
	Bodenbeläge
	4.2
	D; 
	Konstruktionen unter der Rohdecke einschließlich Deckenbeläge
	B -s1,d0
	4.3
	bei Stellplätzen gemäß Zeile 2.4: B -s1, d0
	Von jeder Stelle höchstens 40 m Gehweglänge zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geländes im Freien oder zu einem Treppenhaus mit Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geländes im Freien
	-
	5 Fluchtweg
	geeigneter tragbarer Feuerlöscher
	-
	6 Erste Löschhilfe
	Die Aufstellung von Feuerstätten und die Anordnung von Reinigungsöffnungen von Abgasanlagen sind unzulässig. Davon ausgenommen sind Feuerstätten und Reinigungsöffnungen, die nach einschlägigen Richtlinien für die Aufstellung in Garagen geeignet sind.
	7 Feuerstätten und Abgasanlagen
	5  Wandbekleidungen, Bodenbeläge und Konstruktionen unter der Rohdecke 
	B -s1 
	Wandbekleidungen
	Bfl 
	Bodenbeläge
	B -s1, d0
	Konstruktionen unter der Rohdecke 
	einschließlich Deckenbeläge
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	OIB-RL 2.3 Brandschutz bei Gebäuden mit einem Fluchtiveau von mehr als 22 m
	0 Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Allgemeine Anforderungen
	2.1 Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)
	2.1.1 Es gelten – sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt ist – die Anforderungen der Tabelle 1.
	2.1.2 Werden in Gängen außerhalb von Wohnungen oberhalb von abgehängten Decken Leitungen bzw. Kabel nicht unter Putz verlegt oder nicht mit einer Bekleidung gleichwertig geschützt, müssen die abgehängten Decken dicht schließen und bei einer aus den Le...

	2.2 Feuerwiderstand von Bauteilen
	2.2.1 Tragende und aussteifende Bauteile sowie Läufe und Podeste von Sicherheitstreppenhäusern müssen R 90 und A2 entsprechen.
	2.2.2 Folgende Bauteile müssen REI 90 und A2 entsprechen:
	2.2.3 Nichttragende Trennwände sowie nichttragende Wände von Schleusen und von offenen Gängen gemäß Punkt 4.2.2 müssen EI 90 und A2 entsprechen.
	2.2.4 Wenn Loggien und Balkone mindestens 1,50 m tief sind sowie eine entsprechende Brüstung in EI 30 und A2 mit einer Mindesthöhe von 1,10 m aufweisen, sind in den hinter Loggien und Balkonen gelegenen Teilen der Außenwand keine Fensterbrüstungen erf...

	2.3 Fassaden
	2.3.1 Fassaden (z.B. Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme, vorgehängte hinterlüftete, belüftete oder nicht hinterlüftete Fassaden) sind so auszuführen, dass eine Brandweiterleitung über die Fassade auf das zweite über dem Brandherd liegende Geschoß und d...
	2.3.2 Doppelfassaden sind so auszuführen, dass
	2.3.3 Vorhangfassaden sind so auszuführen, dass
	2.3.4 In Sockelbereichen ist die Verwendung von Dämmstoffen der Klasse E zulässig.

	2.4 Brandabschnitte
	2.4.1 In den untersten vier oberirdischen Geschoßen darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundfläche von 1.200 m², in sonstigen Geschoßen eine Netto-Grundfläche von 800 m² nicht überschreiten. In Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m i...
	2.4.2 In jedem oberirdischen Geschoß muss ein deckenübergreifender Außenwandstreifen von mindestens 1,20 m Höhe in EI 90 und A2 vorhanden sein oder die brandabschnittsbildende Decke muss mit einem mindestens 0,80 m horizontal auskragenden Bauteil glei...

	2.5 Sicherheitstreppenhäuser
	2.6 Interne Treppen
	2.7 Personenaufzüge
	2.7.1 Für Schächte von Personenaufzügen gelten folgende Anforderungen:
	2.7.2 Falls die Ladestellen von Personenaufzügen nicht in Treppenhäuser oder Schleusen münden, muss vor ihnen ein Vorraum geschaffen werden, der als Rauchabschnitt auszubilden ist.
	2.7.3 Schachttüren von Personenaufzügen müssen derart ausgestaltet sein, dass eine Übertragung von Feuer und Rauch wirksam eingeschränkt wird.
	2.7.4 Personenaufzüge – ausgenommen Feuerwehraufzüge – sind mit einer Brandfallsteuerung auszustatten, die nach dem Gebäudeevakuierungskonzept bei Anliegen eines Branderkennungssignals den Fahrkorb in die jeweilige Bestimmungshaltestelle (Evakuierungs...
	2.7.5 Bei Personenaufzügen, die über mehrere Geschoße hindurch keine Haltestellen haben, müssen in entsprechenden Abständen Nottüren für die Notbefreiung von im Fahrkorb eingeschlossenen Personen angeordnet werden.
	2.7.6 Die Wände und Decken von Triebwerksräumen müssen REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 entsprechen. Die Decke zwischen Schacht und darüber liegendem Triebwerksraum muss R 90 und A2 entsprechen. Der Zugang muss innerhalb der Baulichkeit liegen und darf...
	2.7.7 Bei Personenaufzügen ohne gesonderten Triebwerksraum sind die Notbefreiungseinrichtungen (Tableau für den Notbetrieb) in Schleusen oder in als Rauchabschnitt ausgebildeten Räumen anzuordnen.
	2.7.8 Für jeden Brandabschnitt ist mindestens ein Feuerwehraufzug vorzusehen. Ein Feuerwehraufzug darf mehreren Brandabschnitten zugeordnet werden, falls der Zugang unmittelbar aus den angrenzenden Brandabschnitten erfolgt. Für die Beurteilung des Erf...

	2.8 Abfallsammelräume, Transformatorenräume, Niederspannungs-Hauptverteilungsräume
	2.9 Installationen
	2.10 Erste und erweiterte Löschhilfe
	2.10.1 Es sind ausreichende und geeignete Mittel der ersten Löschhilfe (z.B. tragbare Feuerlöscher) bereitzuhalten.
	2.10.2 Es müssen in jedem Geschoß Wandhydranten mit formbeständigem D-Schlauch und zusätzlicher geeigneter Anschlussmöglichkeit für die Feuerwehr zur Brandbekämpfung vorhanden sein. Die Anzahl und Anordnung der Wandhydranten ist so festzulegen, dass m...
	2.10.3 Abweichend von Punkt 2.10.2 ist in Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m mit ausschließlicher Wohnnutzung die Errichtung einer trockenen Steigleitung ausreichend.

	2.11 Anlagentechnische Brandschutzeinrichtungen
	2.11.1 Automatische Brandmeldeanlagen (BMA) müssen nach einer anerkannten Richtlinie ausgeführt werden.
	2.11.2 Automatische Löschanlagen (z.B. Sprinkleranlage SPA) müssen nach einer anerkannten Richtlinie ausgeführt werden.
	2.11.3 Automatische Löschanlagen mit dem Schutzziel „Verhinderung der vertikalen Flammenübertragung“ müssen hinsichtlich der anlagentechnischen Anforderungen sinngemäß einer automatischen Löschanlage gemäß Punkt 2.11.2 entsprechen.

	2.12 Lüftungstechnische Anlagen und Klimaanlagen
	2.12.1 Die lüftungstechnischen Anlagen für Sicherheitstreppenhäuser einschließlich der zugehörigen Schleusen sowie die raumlufttechnischen Anlagen sind von den sonstigen lüftungstechnischen Anlagen getrennt auszuführen.
	2.12.2 Das Gebäude ist – mit Ausnahme der Lüftung der Sicherheitstreppenhäuser samt Schleusen – lüftungstechnisch in Abschnitte von höchstens 12 Geschoßen zu unterteilen, wobei jeder Abschnitt eine eigene lüftungstechnische Anlage erhalten muss, wobei...
	2.12.3 Die unterirdischen Geschoße müssen eine eigene lüftungstechnische Anlage erhalten.
	2.12.4 Die lüftungstechnischen Anlagen müssen an zentraler Stelle ein- und ausgeschaltet werden können.
	2.12.5 Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m sind motorgesteuerte Brandschutzklappen zu verwenden. Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m dürfen auch thermisch gesteuerte Brandschutzklappen verwendet werden.
	2.12.6 Für Klimaanlagen gelten die Anforderungen gemäß den Punkten 2.12.1 bis 2.12.5 sinngemäß.

	2.13 Sicherheitsstromversorgung
	2.13.1 Es ist eine vom allgemeinen Stromnetz unabhängige Stromquelle vorzusehen. Diese Stromquelle muss sich bei Netzausfall selbsttätig einschalten und an gesicherter Stelle von Hand aus einschaltbar sein.
	2.13.2 Abweichend von Punkt 2.13.1 genügt bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m für die Feuerwehraufzüge, die Drucksteigerungsanlage, für die Wandhydranten und die Anlagen zur Rauchfreihaltung (DBA) ein direkter Anschluss an den ...
	2.13.3 Im Bereich jedes Wandhydranten oder in den Stockwerksverteilern ist eine an die Anlage der Sicherheitsstromversorgung angeschlossene CEE-Drehstrom-Steckdose mit 16 A anzubringen. Bei Installation in einem Stockwerksverteiler ist dieser mit dem ...

	2.14 Alarmeinrichtungen
	2.15 Funkeinrichtungen
	2.16 Verantwortliche Personen
	2.16.1 Für das Gebäude ist ein geeigneter und nachweislich ausgebildeter Brandschutzbeauftragter (BSB) zu bestellen und sind im Einvernehmen mit der örtlich zuständigen Feuerwehr Brandschutzpläne anzufertigen sowie der Feuerwehr zur Verfügung zu stell...
	2.16.2 Für Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m ist eine Person zu bestellen, die folgende Aufgaben zu übernehmen hat:


	3 Gebäude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m
	3.1 Fluchtwege
	3.1.1 Von jeder Stelle jedes Raumes muss in höchstens 40 m Gehweglänge ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 gemäß Punkt 3.2 erreichbar sein. Bei Wohnungen wird die Gehweglänge ab der Wohnungseingangstüre gemessen. Dabei dürfen sich die Wohnungen übe...
	3.1.2 Jeder Brandabschnitt in den oberirdischen Geschoßen ist mindestens an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 anzuschließen.

	3.2 Sicherheitstreppenhäuser der Stufe 1
	3.2.1 Bei Gebäuden mit Wohnungen und jenen, bei denen durch eine kleinräumige Brandabschnittsbildung nur wenige Personen durch einen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus mit einer Druckbelüftungsanlage derart auszustatten, dass während der Flucht...
	3.2.2 Bei Gebäuden mit Büros und jenen, bei denen durch eine größere Brandabschnittsbildung mehrere Personen durch einen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus mit einer Druckbelüftungsanlage derart auszustatten, dass während der Fluchtphase mehrer...
	3.2.3 Wohnungen bzw. Betriebseinheiten dürfen nur über einen Gang oder einen Vorraum an das Treppenhaus angebunden werden. Dieser ist in die Druckbelüftungsanlage derart einzubeziehen, dass eine Durchspülung mit einem 30-fachen stündlichen Luftwechsel...

	3.3 Brandmeldeanlagen (BMA)
	3.3.1 Das Gebäude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage im Schutzumfang Vollschutz auszustatten, die über das jeweils hochwertigste zur Verfügung stehende Übertragungssystem an die Brandmelde-Auswertezentrale einer öffentlichen Feuerwehr anzusc...
	3.3.2 Abweichend von Punkt 3.3.1 können Wohnungen vom Schutzumfang der automatischen Brandmeldeanlage ausgenommen werden, wenn

	3.4 Maßnahmen zur wirksamen Einschränkung einer vertikalen Brandübertragung

	4 Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m
	4.1 Fluchtwege
	4.1.1 Von jeder Stelle jedes Raumes muss in höchstens 40 m Gehweglänge ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 gemäß Punkt 4.2 mit jeweils einem Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geländes im Freien erreichbar sein, wobei ohne Begrenzung de...
	4.1.2 Bei Wohnungen wird abweichend von Punkt 4.1.1 die Gehweglänge ab der Wohnungseingangstüre gemessen. Dabei dürfen sich die Wohnungen über höchstens zwei Geschoße erstrecken.
	4.1.3 Die Fluchtwege gemäß Punkt 4.1.1 (a) bzw. (b) dürfen bei Wohnungen auf eine Länge von höchstens 15 m bzw. bei Betriebseinheiten auf eine Länge von höchstens 25 m gemeinsam verlaufen (z.B. Stichgang).
	4.1.4 Jeder Brandabschnitt ist mindestens an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 anzuschließen.
	4.1.5 Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 60 m muss für flüchtende Personen zumindest alle sechs Geschoße innerhalb bzw. im unmittelbar angrenzenden Bereich des Sicherheitstreppenhauses eine Fläche geschaffen werden, die ein Ausweichen vo...
	4.1.6 Für die Feuerwehr müssen im Brandfall sämtliche Geschoße vom Sicherheitstreppenhaus aus zugänglich sein.

	4.2 Sicherheitstreppenhäuser der Stufe 2
	4.2.1 Für innenliegende Sicherheitstreppenhäuser der Stufe 2 gelten folgende Anforderungen:
	4.2.2 Für außenliegende Sicherheitstreppenhäuser der Stufe 2 gelten folgende Anforderungen:

	4.3 Brandmeldeanlagen (BMA)
	4.3.1 Das Gebäude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage im Schutzumfang Vollschutz auszustatten, die über das jeweils hochwertigste zur Verfügung stehende Übertragungssystem an die Brandmelde-Auswertezentrale einer öffentlichen Feuerwehr anzusc...
	4.3.2 Abweichend von Punkt 4.3.1 ist die Anordnung von Brandmeldern innerhalb von Wohnungen dann nicht erforderlich, wenn sichergestellt wird, dass

	4.4 Maßnahmen zur wirksamen Einschränkung einer vertikalen Brandübertragung
	4.4.1 Es ist eine automatische Löschanlage im Schutzumfang Vollschutz zu errichten.
	4.4.2 Bei Wohnungen ist abweichend von Punkt 4.4.1 die Errichtung einer automatischen Löschanlage mit dem Schutzziel „Verhinderung der vertikalen Flammenübertragung“ ausreichend.
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	4 nicht ausgebaute Dachräume
	Bekleidung (Fußbodenkonstruktion)
	4.1
	B
	 Gesamtsystem      oder
	4.1.1
	 Einzelkomponenten
	4.1.2
	A2
	  - Außenschicht
	A2; auf allen in REI 90 und A2 hergestellten Dächern mit einer Neigung < 20° sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E zulässig.
	  - Dämmschicht bzw. Wärmedämmung
	A2fl;Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m genügt Bfl-s1; es sind auch Bodenbeläge in Dfl zulässig, wenn die Wärmedämmung bzw. Dämmschicht in A2 ausgeführt wird.
	Bodenbeläge
	4.2
	(1) Fehlen in Gängen und Treppenhäusern Wand- bzw. Deckenbeläge, gelten für die Bekleidung (als Gesamtsystem) bzw. die Außen- schicht der Bekleidung die Anforderungen für Wand- bzw. Deckenbeläge gemäß Zeile 2.3.

	OIB-RL 2.3 Erläuterungen - Brandschutz bei Gebäuden mit einem Fluchtiveau von mehr als 22 m
	OIB_Erl_Bemerkungen_RL2.3_Cover
	OIB-Richtlinie 2.3 - Erlaeuterungen Ausgabe Maerz 2015_Text
	I. Allgemeines
	II. Zu den einzelnen Bestimmungen

	OIB_RI_Rueckseite_2

	OIB-RL 3 Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz
	0  Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Sanitäreinrichtungen
	2.1 Allgemeine Anforderungen
	Fußböden und Wände von Sanitärräumen (Toiletten, Bäder und sonstige Nassräume) müssen entsprechend den hygienischen Erfordernissen leicht zu reinigen sein. Toiletten müssen in der Regel über eine Wasserspülung verfügen.

	2.2 Sanitäreinrichtungen in Wohnungen
	Jede Wohnung muss im Wohnungsverband über eine Toilette, ein Waschbecken und eine Dusche oder Badewanne in zumindest einem Sanitärraum verfügen.

	2.3 Sanitäreinrichtungen in Bauwerken, die nicht Wohnzwecken dienen
	Für Bauwerke, die nicht Wohnzwecken dienen, ist, sofern der Verwendungszweck dies erfordert, eine ausreichende Anzahl von nach Geschlechtern getrennten Toiletten zu errichten. Dabei sind zu berücksichtigen:
	Toilettenräume in Gastronomiebetrieben dürfen nicht direkt von Gasträumen zugänglich sein. Ausgenommen von der Verpflichtung zur Errichtung von Toiletten sind Gastronomiebetriebe mit nicht mehr als acht Verabreichungsplätzen.


	3 Niederschlagswässer, Abwässer und sonstige Abflüsse
	3.1 Sammlung und Ableitung von Niederschlagswässern
	3.1.1 Niederschlagswässer, die nicht als Nutzwasser verwendet werden, sind technisch einwandfrei zu versickern, abzuleiten oder zu entsorgen.
	3.1.2 Einrichtungen zur technisch einwandfreien Sammlung und Ableitung von Niederschlagswässern bei Bauwerken sind dann erforderlich, wenn

	3.2 Sammlung und Entsorgung von Abwässern und sonstigen Abflüssen
	3.2.1 Alle Bauwerke,
	3.2.2 Anlagen zur Sammlung und Entsorgung von Abwässern sind so zu planen und auszuführen, dass weder die Gesundheit von Menschen noch die Umwelt beeinträchtigt werden, wie insbesondere durch:

	3.2.3 Die Böden und Wände von Senkgruben sind dauerhaft flüssigkeitsdicht, sulfat- und chloridbeständig auszuführen. Die Gruben sind tagwasserdicht abzudecken, zu entlüften und mit im Freien liegenden Einstiegsöffnungen zu versehen.
	3.2.4 Düngersammelanlagen, Silos für Nass-Silagen, Stallböden und sonstige Bauteile, in deren Bereich Stalldünger oder Jauche anfällt oder abgeleitet wird, müssen flüssigkeitsdicht sein. Die Abflüsse sind in flüssigkeitsdichte Sammelgruben zu leiten, ...

	4 Abfälle
	4.1 Bauwerke müssen über Abfallsammelstellen oder Abfallsammelräume verfügen, die dem Verwendungszweck entsprechen. Diese müssen so situiert und ausgestaltet sein, dass durch die Benützung der Abfallsammelbehälter keine unzumutbare Belästigung durch S...
	4.2 Abfallsammelräume müssen be- und entlüftet sein. Die Lüftungsöffnungen sind so zu situieren, dass es zu keiner unzumutbaren Geruchsbelästigung kommt. Die Fußböden und Wände von Abfallsammelräumen müssen leicht zu reinigen sein. Die Abholung der Ab...
	4.3 Abfallabwurfschächte sind unzulässig.

	5 Abgase von Feuerstätten
	5.1 Allgemeine Anforderungen an Abgasanlagen
	5.1.1 Alle Feuerstätten sind an Abgasanlagen anzuschließen, die über Dach führen.
	5.1.2 Die Mündungen von Abgasanlagen sind so zu situieren, dass eine Beeinträchtigung von Personen durch Abgase vermieden wird und einwandfreie Zugverhältnisse gewährleistet sind.
	5.1.3 Beträgt der horizontale Abstand zwischen Mündungen von Abgasanlagen und Lüftungsöffnungen von Aufenthaltsräumen (z.B. Fenster, Türen, Zuluftöffnungen von Lüftungsanlagen) weniger als 10 m, sind die folgenden vertikalen Abstände einzuhalten:
	5.1.4  Die Mündung muss den First um mindestens 40 cm überragen, oder es müssen folgende Mindestabstände von der Dachfläche, normal zu dieser gemessen, eingehalten werden:
	5.1.5 Abweichend zu diesen Bestimmungen sind Mündungen von Abgasanlagen für raumluftunabhängige mit Gas betriebene Feuerstätten, bei denen die Temperatur der Abgase unter den Taupunkt abgesenkt wird (Brennwertkessel), in Außenwänden bestehender Bauwer...

	5.2 Widerstandsfähige Ausbildung und wirksame Ableitung
	5.2.1 Abgasanlagen sind aus Baustoffen herzustellen, die gegenüber den Einwirkungen der Wärme und der chemischen Beschaffenheit der Abgase und etwaiger Kondensate ausreichend widerstandsfähig sind.
	5.2.2 Abgasanlagen müssen betriebsdicht sein und sind so anzulegen, dass eine wirksame Ableitung der Abgase gewährleistet ist und dabei keine Gefährdung der Sicherheit und Gesundheit von Personen und keine unzumutbare Belästigung eintritt.
	5.2.3 Für Verbindungsstücke, die nicht Teil der Feuerstätte sind, gelten die Anforderungen der Punkte 5.2.1 und 5.2.2 sinngemäß.

	5.3 Reinigungsöffnungen
	5.3.1 Jede Abgasanlage muss zur leichten Reinigung und Überprüfung über Reinigungsöffnungen verfügen, die zumindest am unteren (Putzöffnung) und am oberen Ende (Kehröffnung) der Abgasanlage angeordnet sind. Eine Kehröffnung ist nicht erforderlich, wen...
	5.3.2 Die Größe der Reinigungsöffnungen muss jeweils der Querschnittsfläche der Abgasanlage angepasst sein.
	5.3.3 Reinigungsöffnungen dürfen nicht in anderen Wohn- oder Betriebseinheiten liegen. Der Zugang zu Reinigungsöffnungen darf nicht über andere Wohn- oder Betriebseinheiten erfolgen. Reinigungsöffnungen sind so zu kennzeichnen, dass die Wohn- und Betr...

	5.4 Abzughemmende Vorrichtungen
	5.4.1 Vorrichtungen, die den Abzug der Abgase hemmen oder hindern, dürfen nicht eingebaut werden. Drosselklappen vor der Einmündung in die Abgasanlage sind jedoch zulässig, wenn im oberen Teil der Klappe eine Öffnung von einem Viertel des Querschnitte...
	5.4.2 Die Bestimmungen von Punkt 5.4.1 gelten nicht für automatisch gesteuerte Drosselklappen mit ausreichender Sicherheitseinrichtung.

	5.5 Bemessung
	5.5.1 Die lichte Querschnittsfläche des abgasführenden Teils der Abgasanlage ist so zu bemessen und auszubilden, dass geeignete Strömungsverhältnisse gewährleistet sind. Dabei sind insbesondere die Art der Abgasanlage, die technische Einrichtung und j...
	5.5.2  Der lichte Querschnitt des abgasführenden Teils der Abgasanlage oberhalb der untersten Reinigungsöffnung ist bis zur Mündung konstant zu halten. Ein Wechsel der Querschnittsform und  -fläche in strömungstechnisch gleichwertiger Form ist zulässig.
	5.5.3 Werden Abgase bei bestimmungsgemäßem Betrieb der Feuerstätte unter Überdruck abgeleitet, so sind die Abgase in einem hinterlüfteten Innenrohr zu führen.

	5.6 Einleitung in dasselbe Innenrohr einer Abgasanlage
	5.6.1 In denselben abgasführenden Teil einer Abgasanlage dürfen nur die Abgase aus Feuerstätten desselben Geschoßes und derselben Wohn- oder Betriebseinheit eingeleitet werden.
	5.6.2 Wenn mehrere Feuerstätten für feste, flüssige oder gasförmige Brennstoffe an denselben abgasführenden Teil einer Abgasanlage angeschlossen werden, müssen die Oberkante der unteren und die Unterkante der oberen Einmündung einen Abstand von mindes...
	5.6.3 Abweichend zu Punkt 5.6.1 sind Einleitungen von Abgasen, die aus mehreren Wohn- oder Betriebseinheiten desselben oder verschiedener Geschoße in dieselbe Abgasanlage (z.B. Luft-Abgas-Systeme) einmünden, zulässig, wenn nur raumluftunabhängige Feue...


	6 Schutz vor Feuchtigkeit
	6.1 Schutz vor Feuchtigkeit aus dem Boden
	6.2 Schutz gegen Niederschlagswässer
	6.3 Vorsorge vor Überflutungen
	6.4 Vermeidung von Schäden durch Wasserdampfkondensation

	7 Trinkwasser und Nutzwasser
	7.1 Alle Bauwerke mit Aufenthaltsräumen müssen über eine Trinkwasserversorgung aus dem öffentlichen Trinkwassernetz oder aus geeigneten Eigenwasserversorgungsanlagen (z.B. Quellfassung oder Brunnen) verfügen.
	7.2 Eine Verbindung zwischen Trinkwasserleitungen und Nutzwasserleitungen ist unzulässig.
	7.3 Bei Verwechslungsgefahr von Trinkwasser und Nutzwasser sind die Entnahmestellen zu kennzeichnen.

	8  Schutz vor gefährlichen Immissionen
	8.1 Schadstoffkonzentration
	8.2 Strahlung
	8.3 Lüftung von Garagen
	8.3.1 Garagen sind natürlich oder mechanisch so zu lüften, dass im Regelbetrieb ein Halbstundenmittelwert für Kohlenstoffmonoxid (CO) von 50 ppm nicht überschritten wird.
	8.3.2 Für Garagen mit nicht mehr als 50 m² Nutzfläche gilt die Anforderung gemäß Punkt 8.3.1 als erfüllt, wenn eine Lüftungsöffnung von mindestens 200 cm2 Querschnittsfläche pro Stellplatz vorhanden ist.
	8.3.3 Für Garagen mit mehr als 50 m² und nicht mehr als 250 m² Nutzfläche gilt die Anforderung gemäß 8.3.1 als erfüllt, wenn
	 eine natürliche Querdurchlüftung über Zu- und Abluftöffnungen von insgesamt mindestens 1000 cm² Querschnittsfläche pro Stellplatz vorhanden ist oder
	 eine mechanische Lüftung mit einem mindestens 0,5-fachen stündlichen Luftwechsel sichergestellt ist oder
	 jeder Stellplatz direkt aus dem Freien ohne Fahrgasse anfahrbar ist und Lüftungsöffnungen von mindestens 200 cm² Querschnittsfläche pro Stellplatz vorhanden sind.
	8.3.4 Garagen mit mehr als 250 m² Nutzfläche sind mit adäquaten Messeinrichtungen auszustatten, die bei Überschreiten einer CO-Konzentration von 250 ppm über einen Zeitraum von mehr als einer Minute Alarmsignale auslösen und Maßnahmen zur Reduktion de...
	8.3.5 Die Anforderung gemäß Punkt 8.3.1 ist für Garagen mit mehr als 250 m² Nutzfläche für oberirdische Geschoße und das erste unterirdische Geschoß erfüllt, wenn die Geschoße mit natürlichen Rauch- und Wärmeabzugseinrichtungen gemäß Tabelle 2 der OIB...
	8.3.6 Abluftöffnungen von mechanischen Lüftungen aus Garagen mit mehr als 250 m² Nutzfläche müssen zu öffenbaren Fenstern und Türen von Aufenthaltsräumen sowie von Zuluftöffnungen von Lüftungsanlagen so situiert sein, dass es zu keiner Beeinträchtigun...


	9 Belichtung und Beleuchtung
	9.1 Anforderungen an die Belichtung
	9.1.1 Bei Aufenthaltsräumen muss die gesamte Lichteintrittsfläche (Architekturlichte von Fenstern, Lichtkuppeln, Oberlichtbändern etc.) mindestens 12 % der Bodenfläche dieses Raumes betragen. Dieses Maß vergrößert sich ab einer Raumtiefe von mehr als ...
	9.1.2  Es muss für die gemäß 9.1.1 notwendigen Lichteintrittsflächen ein zur Belichtung ausreichender freier Lichteinfall gewährleistet sein. Dies gilt für die notwendigen Lichteintrittsflächen als erfüllt, wenn ein freier Lichteinfallswinkel von 45 G...
	9.1.3 Ragen Bauteile wie Balkone, Dachvorsprünge etc. desselben Bauwerkes mehr als 50 cm horizontal gemessen in den erforderlichen freien Lichteinfall hinein, so muss die Lichteintrittsfläche pro angefangenem Meter, gemessen vom Eintritt des vorspring...
	9.1.4 Die Anforderungen der Punkte 9.1.1 bis 9.1.3 gelten nicht für Räume, bei denen die spezielle Nutzung eine geringere oder keine natürliche Belichtung erfordert.

	9.2 Anforderungen bezüglich der Sichtverbindung nach außen
	9.3 Beleuchtung

	10 Lüftung und Beheizung
	10.1 Lüftung
	10.1.1 Aufenthaltsräume und Sanitärräume müssen durch unmittelbar ins Freie führende Fenster, Türen und dergleichen ausreichend gelüftet werden können. Davon kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn eine mechanische Lüftung vorhanden ist, die e...
	10.1.2 Ist bei Aufenthaltsräumen eine natürliche Lüftung zur Gewährleistung eines gesunden Raumklimas nicht ausreichend oder nicht möglich, muss eine für den Verwendungszweck bemessene mechanische Lüftung errichtet werden. In Räumen, deren Verwendungs...
	10.1.3 Bei der Aufstellung von Feuerstätten ist darauf zu achten, dass die entsprechend der Auslegung benötigte Luftmenge zuströmen kann. Heizräume für raumluftabhängige Feuerungsanlagen müssen über eine Zuluftführung aus dem Freien verfügen, wobei ei...

	10.2 Beheizung

	11 Niveau und Höhe der Räume
	11.1 Fußbodenniveau von Räumen
	11.2 Raumhöhe von Aufenthaltsräumen
	11.2.1 Die lichte Raumhöhe muss entsprechend dem Verwendungszweck, der Raumfläche sowie der Anzahl der aufzunehmenden Personen so festgelegt werden, dass ein ausreichend großes Luftvolumen gewährleistet ist.
	11.2.2 Für Aufenthaltsräume von Wohnungen sowie Arbeitsräume, in denen nur Arbeiten mit geringer körperlicher Belastung durchgeführt werden und keine erschwerenden Bedingungen vorliegen, gilt diese Anforderung als erfüllt, wenn die lichte Raumhöhe min...
	11.2.3 Für Aufenthaltsräume von Wohnungen bei Gebäuden oder Gebäudeteilen mit nicht mehr als drei Wohnungen und bei Reihenhäusern gilt diese Anforderung als erfüllt, wenn die lichte Raumhöhe mindestens 2,40 m beträgt.
	11.2.4 Bei Aufenthaltsräumen, die zumindest teilweise von Dachflächen begrenzt werden, müssen diese Mindestraumhöhen zumindest über der Hälfte der Fußbodenfläche eingehalten werden, wobei bei der Berechnung dieser Fläche Fußbodenflächen mit einer Raum...
	11.2.5 Örtlich begrenzte Unterschreitungen (z.B. Unterzüge, Treppenläufe) bleiben bei der Bemessung der Mindestraumhöhe unberücksichtigt.

	11.3 Raumhöhe von anderen Räumen als Aufenthaltsräumen
	11.3.1 Die lichte Raumhöhe muss mindestens 2,10 m betragen. Dies gilt nicht für Technikräume, die nur zu Servicezwecken betreten werden.
	11.3.2 In Räumen, die zumindest teilweise von Dachflächen begrenzt werden, muss die Mindestraumhöhe von 2,10 m zumindest über der Hälfte der Fußbodenfläche eingehalten werden, wobei bei der Berechnung dieser Fläche Fußbodenflächen mit einer Raumhöhe v...


	12 Lagerung gefährlicher Stoffe
	12.1 Verunreinigungen von Wasser oder Boden durch Austreten gelagerter gefährlicher Stoffe sind durch technische Maßnahmen, wie Auffangwannen oder doppelwandige Ausführung von Behältern und Leitungen zu vermeiden, sodass keine Gefährdungen von Mensche...
	12.2 Bei Lagerung gefährlicher Stoffe in Bereichen, die bei hundertjährlichen Hochwässern überflutet werden, ist sicherzustellen, dass bei Überflutung ein Austritt dieser Stoffe verhindert wird (z.B. Schutz der Lagerräume gegen eindringendes und drück...
	12.3 Zur Verhinderung der Ansammlung flüchtiger Stoffe in der Raumluft ist eine ausreichende Be- und Entlüftung zu gewährleisten.

	13 Sondergebäude

	OIB-RL 3 Erläuterungen - Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz
	OIB_Erl_Bemerkungen_RL3_Cover
	OIB-Richtlinie 3 - Erlaeuterungen Ausgabe Maerz 2015_Text
	Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument „OIB-Richtlinien – Begriffsbestimmungen“ zusammengefasst.
	Als leicht zu reinigen können jedenfalls Oberflächen betrachtet werden, die abwaschbar und nicht saugfähig sind. Bezüglich der hygienischen Erfordernisse ist von der Nutzung des Bauwerkes und von der Frequenz der Benutzung auszugehen. Bei speziellen N...
	Die Forderung, dass Toiletten über eine Wasserspülung verfügen müssen, kann durch andere hygienisch gleichwertige Maßnahmen ersetzt werden.
	Zu Punkt 2.3: Sanitäreinrichtungen in Bauwerken, die nicht Wohnzwecken dienen
	Die nach Art der Nutzung des Bauwerkes notwendige Anzahl an Toiletten divergiert in der Literatur, in anderen gesetzlichen Bestimmungen wie z.B. ArbeitnehmerInnenschutz und insbesondere in der Baupraxis stark. Daher wurden in der OIB-Richtlinie 3 kein...
	Als Richtschnur kann die folgende Tabelle dienen, wobei davon ausgegangen wird, dass gleich viele Männer und Frauen gleichzeitig im Bauwerk anwesend sind und die Toiletten kontinuierlich benutzt werden:
	Für Veranstaltungen, bei denen mit einer Toilettenbenützung hauptsächlich in den Pausen zu rechnen ist, sollte die Aufteilung zugunsten der Sitzstellen weiblich entsprechend vorgenommen werden.
	Als Richtschnur für Bauwerke und sonstige Einrichtungen für größere Menschenansammlungen kann die nachstehende Tabelle A des OIB-Leitfadens „Harmonisierte Anforderungen an Bauwerke und sonstige Einrichtungen für größere Menschenansammlungen“ herangezo...
	Tabelle A: Anzahl und Art von Sanitäreinrichtungen in Abhängigkeit von der Gesamtpersonenanzahl
	Die Ausnahme von der Verpflichtung zur Errichtung von Toiletten für Gastronomiebetriebe mit nicht mehr als acht Verabreichungsplätzen wurde in Abstimmung mit der Gewerbeordnung 1994 festgelegt.
	Für die Entscheidung, ob eine Vesickerung, Ableitung oder Entsorgung möglich ist, sind gegebenenfalls auch Bestimmungen anderer Rechtsvorschriften (z.B. Wasserecht, Kanalgesetz) maßgeblich.
	Zu Punkt 3.2: Sammlung und Entsorgung von Abwässern und sonstigen Abflüssen
	Zu Punkt 3.2.3
	Die Zulässigkeit von Senkgruben ergibt sich aus den landesrechtlichen Bestimmungen.
	Tagwasserdicht ist ein Begriff aus dem Bauwesen. Er bezeichnet die Undurchlässigkeit von Abdeckungen und Baumaterialien (z.B. Beton), die verhindert, dass Tagwasser beispielsweise in einen Schacht oder einen Baukörper eindringen kann.
	Mit Tagwasser wird dabei das unmittelbar von den atmosphärischen Niederschlägen herrührende und an der Oberfläche stehenbleibende, versickernde oder frei abfließende Oberflächenwasser bezeichnet. Das heißt, die Tagwasserdichte bezieht sich auf diese n...
	Die geforderte Entlüftung kann in der Regel über die Strangentlüftung gewährleistet werden.
	Zu Punkt 5.1 Allgemeine Anforderungen an Abgasanlagen
	Zu den Punkten 5.1.2 bis 5.1.5
	Zu Punkt 6.1: Schutz vor Feuchtigkeit aus dem Boden
	Zu Punkt 6.2: Schutz gegen Niederschlagswässer
	Zu Punkt 6.3: Vorsorge vor Überflutungen
	Zu Punkt 6.4: Vermeidung von Schäden durch Wasserdampfkondensation
	Ein entsprechendes Regelwerk zur Verhinderung von Schäden durch Wasserdampfkondensation ist beispielsweise die ÖNORM B 8110 Teil 2 Beiblatt 4, Ausgabe 2003-09-01. Dazu wird klargestellt, dass es nur um Schäden am Bauwerk geht, nicht aber um Schäden an...
	Zu Punkt 9.2: Anforderungen bezüglich der Sichtverbindung nach außen
	Zu Punkt 11.2: Raumhöhe von Aufenthaltsräumen
	Zu Punkt 11.2.1
	Aus der Literatur wird vom Mindest-Luftvolumen für Schlafräume von 6,00 m³ pro anwesender Person angegeben. Dieses Volumen muss auf 10 m³ pro anwesender Person erweitert werden, wenn eine körperliche Tätigkeit oder eine manuelle Arbeit durchgeführt wi...
	Die Arbeitsstättenverordnung (AStV) sieht differenzierte Raumhöhen bzw. einen Mindestluftraum von 12 m³ pro Person bei geringer körperlicher Arbeit, bis zu 18 m³ bei hoher körperlicher Arbeit vor.
	Zur Bestimmung des „ausreichend großen Luftvolumens“ sind z.B. ÖNORM EN 13465, Ausgabe 2004-05-01 und ÖNORM EN 13779, Ausgabe 2008-01-01 heranzuziehen.
	Zu den Punkten 11.2.2 und 11.2.3
	Zu Punkt 11.2.4
	Zu Punkt 11.2.5
	Zu Punkt 11.3: Raumhöhe von anderen Räumen als Aufenthaltsräumen
	Zu Punkt 11.3.2
	In Analogie zu Punkt 11.2.4 der OIB-Richtlinie 3, der die Raumhöhe von Aufenthaltsräumen in Dachgeschoßen regelt, ist hier eine Regelung für andere Räume als Aufenthaltsräume getroffen.
	Eine Lagerung flüchtiger Stoffe ist nur in Räumen zulässig, die ausreichend be- und entlüftet werden, um beispielsweise eine Explosionsgefahr oder gesundheitliche Schäden von Personen zu verhindern. Als Stand der Technik sind beispielsweise die Inhalt...
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	OIB-RL 4 Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit
	0  Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Erschließung und Fluchtwege
	2.1 Allgemeines
	2.1.1 Bei Gebäuden oder Gebäudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, muss mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, stufenlos erreichbar sein.
	2.1.2 Zur vertikalen Erschließung sind Treppen oder Rampen herzustellen. Für den Zugang zu nicht ausgebauten Dachräumen sind auch einschiebbare Treppen oder Leitern zulässig.
	2.1.3 Treppen und Gänge im Verlauf von Fluchtwegen müssen die gleichen Anforderungen dieser Richtlinie erfüllen, wie die zur Erschließung erforderlichen Treppen und Gänge.
	2.1.4 Treppen im Verlauf von Fluchtwegen, ausgenommen Wohnungstreppen, sind bis zum Ausgangsniveau durchgehend auszubilden.
	2.1.5 In Gebäuden oder Gebäudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, müssen zur Überwindung von Niveauunterschieden Rampen oder zusätzlich zu Treppen Personenaufzüge errichtet werden. Wenn nicht mehr als ein Geschoß überwunden werden muss, sind a...

	2.2 Rampen
	2.2.1 Das Längsgefälle darf höchstens 10 % betragen.
	2.2.2  In Gebäuden oder Gebäudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, gelten folgende Anforderungen:
	 Das Längsgefälle darf höchstens 6 % betragen;
	 Ein Quergefälle ist nicht zulässig;
	 Rampen müssen beidseits über Handläufe und Radabweiser verfügen;
	 Handläufe sind am Anfang und am Ende der Rampe um 30 cm, ggf. auch seitlich um die Ecke, weiterzuführen;
	 Am Anfang und am Ende der Rampe sind horizontale Bewegungsflächen mit einer Länge von mindestens 1,20 m anzuordnen;
	 Rampen sind in Abständen von höchstens 10 m sowie bei Richtungsänderungen um mehr als  45 Grad mit Zwischenpodesten mit einer Länge von mindestens 1,20 m und einem Längsgefälle von höchstens 2 % zu unterbrechen;
	 Rampen müssen an allen Knickpunkten des Gefälles kontrastierend gekennzeichnet werden;
	 Die lichte Durchgangsbreite muss mindestens 1,20 m betragen, wobei Einengungen durch Handläufe um nicht mehr als 10 cm je Seite zulässig sind.

	2.3 Personenaufzüge und vertikale Hebeeinrichtungen
	2.3.1 Sind Personenaufzüge erforderlich, müssen
	 alle Geschoße, einschließlich Eingangsniveau, Keller- und Garagengeschoße, miteinander verbunden werden. Bei Wohnungen, die sich über mehrere Ebenen erstrecken, muss zumindest die Eingangsebene angefahren werden,
	 die Abmessungen der Grundfläche des Fahrkorbes mindestens 1,10 m breit und mindestens  1,40 m tief sein, wobei die Tür an der Schmalseite anzuordnen ist  (für Aufzüge mit Übereckbeladung ist eine Mindestgröße von 1,50 m × 1,50 m erforderlich),
	2.3.2 Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m ist zumindest ein Personenaufzug erforderlich, der eine Fahrkorbgrundfläche von mindestens 1,10 m Breite × 2,10 m Tiefe aufweist.
	2.3.3 Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m sind zumindest zwei Personenaufzüge erforderlich, wobei einer davon eine Fahrkorbgrundfläche von mindestens 1,10 m Breite × 2,10 m Tiefe aufweisen muss.
	2.3.4 Werden vertikale Hebeeinrichtungen für Personen errichtet, müssen
	 die Abmessungen der Grundfläche des Lastträgers mindestens 1,10 m breit und mindestens 1,40 m tief sein, wobei die Tür an der Schmalseite anzuordnen ist. Bei Übereckbeladung ist eine Mindestgröße von 1,50 m × 1,50 m erforderlich,
	 die Lastträger- und Schachttüren als waagrecht bewegte selbsttätig kraftbetätigte Schiebetüren mit einer lichten Durchgangsbreite von mindestens 90 cm ausgeführt werden.

	2.4 Durchgangsbreiten von Gängen und Treppen
	2.4.1 Hauptgänge müssen eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 1,20 m aufweisen. Eine lichte Durchgangsbreite von 1,00 m genügt
	 bei Gebäuden oder Gebäudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen,
	 bei Reihenhäusern,
	 in Wohnungen von nicht barrierefrei zu gestaltenden Gebäuden oder Gebäudeteilen,
	 in anpassbaren Wohnungen gemäß Punkt 7.4.2, wenn sichergestellt ist, dass bei Bedarf eine lichte Durchgangsbreite von 1,20 m herstellbar ist,
	 in anpassbaren Wohnungen gemäß Punkt 7.4.2, die sich über mehr als eine Ebene erstrecken, für jenen Teil, der gemäß Punkt 2.4.2 nicht barrierefrei erreichbar sein muss,
	 bei Schutzhütten in Extremlage sowie
	 bei Nebengängen.
	2.4.2 Bei Treppen darf die lichte Treppenlaufbreite die Mindestmaße der folgenden Tabelle 1 nicht unterschreiten. Diese Anforderungen gelten sinngemäß auch für Podeste und Rampen.
	2.4.3 Bei Gängen und Treppen im Verlauf von Fluchtwegen für mehr als 120 Personen muss die lichte Breite für jeweils weitere angefangene zehn Personen um jeweils 10 cm erhöht werden.
	2.4.4 Die Mindestbreite von Gängen und Treppen darf durch Einbauten oder vorstehende Bauteile nicht eingeengt werden. Zulässig sind jedoch:
	 Einengungen durch Treppenschrägaufzüge in nicht betriebsbereitem Zustand (Parkstellung) um nicht mehr als 30 cm,
	 stellenweise Einengungen in Gängen um nicht mehr als 10 cm auf eine Länge von maximal 1,20 m (z.B. Pfeiler, Verzierungen, Beschläge von Türen, Türen in geöffnetem Zustand),
	 Einengungen durch Handläufe um nicht mehr als 10 cm je Seite bei Haupttreppen, ausgenommen Wohnungstreppen.
	2.4.5 In Treppenhäusern ist im Verlauf von Fluchtwegen eine lichte Treppenlaufbreite von höchstens 2,40 m zulässig. Bei sonstigen Treppen im Verlauf von Fluchtwegen sind zusätzliche Handläufe zur Unterteilung der Treppenlaufbreite erforderlich, wenn d...

	2.5 Durchgangshöhe von Treppen, Rampen und Gängen
	2.6 Vermeidung des Unterlaufens von Podesten, Treppenläufen und Rampen
	2.7 Allgemeine Anforderungen an Türen
	2.7.1 Die Breite der nutzbaren Durchgangslichte von Türen hat mindestens 80 cm zu betragen, bei zweiflügeligen Türen gilt dies für den Gehflügel. In barrierefreien Wohngebäuden gemäß Punkt 7.4 müssen Türen im Verlauf vom Haupteingang bis einschließlic...
	2.7.2 Die Höhe der nutzbaren Durchgangslichte von Türen hat mindestens 2,00 m zu betragen.
	2.7.3 Türen von Toiletten mit einer Raumgröße unter 1,80 m² dürfen nicht nach innen öffnend ausgeführt sein.

	2.8 Türen im Verlauf von Fluchtwegen
	2.8.1 Türen im Verlauf von Fluchtwegen müssen mindestens folgende nutzbare Breite der Durchgangslichte aufweisen:
	 für höchstens 40 Personen: 80 cm,
	 für höchstens 80 Personen: 90 cm,
	 für höchstens 120 Personen: 1,00 m.
	2.8.2 Türen im Verlauf von Fluchtwegen müssen als Drehflügeltüren oder sicherheitstechnisch gleichwertig ausgeführt werden. Davon ausgenommen sind Türen innerhalb von Wohnungen sowie Türen von Räumen, in denen nicht mehr als 15 Personen gleichzeitig a...
	2.8.3 Aus einem Raum, der zum Aufenthalt für mehr als 120 Personen bestimmt ist, müssen mindestens zwei ausreichend weit voneinander entfernte Ausgänge direkt auf einen Fluchtweg führen.
	2.8.4 Türen aus allgemein zugänglichen Bereichen sowie Türen, auf die im Fluchtfall mehr als 15 Personen angewiesen sind, müssen in Fluchtrichtung öffnend ausgeführt werden und jederzeit leicht und ohne fremde Hilfsmittel geöffnet werden können. Davon...
	2.8.5 In Gebäuden oder Gebäudeteilen, bei denen die Benutzer in der Regel ortsunkundig sind (z.B. in Versammlungsstätten, Ausstellungshallen, Verkaufsstätten, Einkaufszentren, Behörden und sonstigen öffentliche Einrichtungen mit starkem Publikumsverke...

	2.9 Zusätzliche Anforderungen an barrierefreie Türen
	2.9.1 In Gebäuden oder Gebäudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, müssen an beiden Seiten von Türen Anfahrbereiche vorhanden sein, die es insbesondere Rollstuhlbenutzern ermöglichen, den Türdrücker leicht zu erreichen und die Türe zu öffnen bz...
	Für Anfahrbereiche gelten folgende Anforderungen:
	 Der Anfahrbereich muss an der Seite des Türdrückers bzw. Türgriffs um mindestens 50 cm über die Durchgangslichte hinausragen;
	 Mindestgröße bei Drehflügeltüren, ausgenommen innerhalb von Wohnungen, an der Seite des Türbandes 3,00 m² und an der dem Türband abgewandten Seite 1,80 m²;
	 Mindestgröße in allen anderen Fällen beidseits der Tür 1,80 m².
	2.9.2 Türen müssen im Regelbetrieb auch für Menschen mit Behinderungen leicht bedienbar sein (z.B. Bügelgriffe, Einhaltung der nach dem Stand der Technik zulässigen Bedienkräfte, motorische Unterstützung, Freilauftürschließer oder Brandfallsteuerung).
	2.9.3 Karusselltüren und Drehkreuze müssen barrierefrei umgehbar und umfahrbar sein. Automatische Türen müssen frühzeitig öffnen und verzögert schließen. Vor dem Schwenkbereich automatischer Türen ist ein taktiles Aufmerksamkeitsfeld anzuordnen.

	2.10 Stellplätze für Kraftfahrzeuge in Gebäuden und im Freien
	2.10.1 Garagen, überdachte Stellplätze und Parkdecks müssen so angelegt sein, dass eine sichere Zu- und Abfahrt gewährleistet ist, wobei die Fahrbahnbreite mindestens 3,00 m betragen muss. Im Bereich von Garagentoren oder technischen Einrichtungen (z....
	2.10.2 Größere Fahrbahnbreiten oder Schrammborde sind anzuordnen, wenn dies im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit der Zu- und Abfahrt erforderlich ist. Schrammborde zählen mit einer Breite bis zu insgesamt 30 cm zur Fahrbahnbreite. Ab einer Nut...
	2.10.3 Die maximale Neigung von nicht überdeckten Rampen darf 15 %, von überdeckten oder beheizten Rampen 18 % nicht überschreiten. Im Bereich von 5,00 m ab der öffentlichen Verkehrsfläche darf die Neigung der Rampen nicht mehr als 5 % betragen.
	2.10.4  Die Fläche von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge und die Breite der Fahrgassen sind nach der Art und Anordnung der abzustellenden Kraftfahrzeuge zu bemessen. Für Stellplätze für Personenkraftwagen gelten die Mindestwerte von Tabelle 2.
	Die Breite barrierefreier Stellplätze setzt sich aus einem 2,30 m breiten Bereich für den Stellplatz und einem 1,20 m breiten Bereich zum Ein- und Aussteigen zusammen. Bei zwei nebeneinander angeordneten barrierefreien Stellplätzen genügt ein gemeinsa...
	2.10.5 Bei Nutzflächen von mehr als 250 m2 sind die Stellplätze für Kraftfahrzeuge dauerhaft zu kennzeichnen.
	2.10.6 Die lichte Höhe muss über die gesamte Fläche der Fahrgassen und Rampen sowie der Stellplätze für Kraftfahrzeuge nach der Art der Fahrzeuge bemessen werden, jedoch mindestens 2,10 m betragen. Entlang der Rückwand von senkrechten oder schrägen St...


	3 Schutz vor Rutsch- und Stolperunfällen
	3.1 Allgemeine Anforderungen
	3.1.1 Bauwerkszugänge sowie Gänge, Treppen und Rampen in allgemein zugänglichen Bereichen müssen eben, befestigt und trittsicher sein und über eine dem Verwendungszweck entsprechend ausreichend rutschhemmende Oberfläche verfügen.
	3.1.2 Im Verlauf von Gängen in allgemein zugänglichen Bereichen sowie bei Treppenpodesten sind Einzelstufen und sonstige einzelne Niveausprünge unzulässig.
	3.1.3 Schwellen und Türanschläge sind zu vermeiden. Erforderliche Schwellen und Türanschläge dürfen 2 cm nicht übersteigen. Bei Türen, an die Anforderungen an den Schall- bzw. Wärmeschutz gestellt werden, dürfen Schwellen und Türanschläge 3 cm nicht ü...
	 Türen zu Freibereichen wie Balkone, Terrassen, Loggien etc., wenn keine Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung gestellt werden;
	 Türen zu Technikräumen (z.B. Öllagerräume).

	3.2 Treppen
	3.2.1 In einem Treppenlauf müssen die Stufen in dessen gesamten Verlauf gleich hoch und in der Lauflinie gleich tief sein. Die Stufenhöhe und der Stufenauftritt von Treppen müssen der Tabelle 3 entsprechen.
	Tabelle 3: Stufenhöhe und Stufenauftritt
	3.2.2  Bei Haupttreppen ist nach maximal 20 Stufen ein Podest zu errichten. Bei Podesten mit Richtungsänderung muss die Podesttiefe zumindest der lichten Treppenlaufbreite entsprechen.
	3.2.3 Haupttreppen mit gekrümmter Lauflinie müssen im Abstand von 20 cm von der inneren Begrenzung des Treppenlaufes (Absturzsicherung oder Wand ohne Berücksichtigung der Handläufe) einen Stufenauftritt von mindestens 15 cm aufweisen, bei Wohnungstrep...
	3.2.4 In Gebäuden oder Gebäudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, müssen zumindest die An- und die Austrittstufe eines Treppenlaufes in der ganzen Treppenbreite an der Vorderkante auf der Trittstufe kontrastierend gekennzeichnet werden. Vor ab...
	3.2.5 Bei Treppen mit zwei oder mehr Stufen müssen in einer Höhe von 85 cm bis 1,10 m auf beiden Seiten formstabile, durchgängig gut greifbare Handläufe angebracht werden. Bei folgenden Treppen genügt ein Handlauf auf einer Seite:
	 Treppen in Gebäuden oder Gebäudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen,
	 Treppen in Reihenhäusern,
	 Nebentreppen sowie
	 Wohnungstreppen, wenn diese nicht barrierefrei zu gestalten sind.
	In Gebäuden oder Gebäudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, sind die Handläufe bei Treppenantritt und -austritt um 30 cm über die Stufenkante, ggf. auch seitlich um die Ecke, weiterzuführen. Ist der Handlauf in mehr als 1,00 m Höhe angebracht,...
	3.2.6 Für Außentreppen, die der Erschließung des Gebäudes oder anderer allgemein zugänglicher Bereiche dienen, gelten die Bestimmungen der Punkte 3.2.1 bis 3.2.5 sinngemäß.


	4 Schutz vor Absturzunfällen
	4.1 Erfordernis von Absturzsicherungen
	4.1.1 Alle im gewöhnlichen Gebrauch zugänglichen Stellen eines Gebäudes mit einer Fallhöhe von 60 cm oder mehr, bei denen die Gefahr eines Absturzes besteht, jedenfalls aber ab einer Fallhöhe von 1,00 m, sind mit einer Absturzsicherung zu sichern. Ein...
	4.1.2 In Kindergärten, Schulen und ähnlichen Einrichtungen für Kinder bis zehn Jahren sind Fenster bei einer Absturzhöhe von mehr als 2,00 m mit einer Kindersicherung auszustatten.
	4.1.3 Schächte, Ausstiege, Einbringöffnungen und dergleichen müssen trag- und verkehrssicher abgedeckt werden. Abdeckungen in allgemein zugänglichen Bereichen sind, sofern ein unbefugtes Öffnen nicht schon durch bloßes Eigengewicht der Abdeckung ausge...

	4.2 Anforderungen an Absturzsicherungen
	4.2.1 Die Höhe der Absturzsicherung hat mindestens 1,00 m, ab einer Absturzhöhe von mehr als 12 m, gemessen von der Standfläche, mindestens 1,10 m zu betragen. Abweichend davon genügt bei Wohnungstreppen eine Höhe der Absturzsicherung von 90 cm. Bei A...
	4.2.2 Öffnungen in Absturzsicherungen dürfen zumindest in einer Richtung nicht größer als 12 cm sein. Im Bereich von 15 cm bis 60 cm über fertiger Stufenvorderkante oder Standfläche dürfen keine horizontalen oder schrägen Umwehrungsteile angeordnet se...
	4.2.3  Bei Geländern über einem Treppenlauf ist der untere Abschluss so auszubilden, dass zwischen Geländerunterkante und den Stufen ein Würfel mit einer Kantenlänge von höchstens 12 cm durchgeschoben werden kann. Bei Geländern neben einem Treppenlauf...
	4.2.4 Die Anforderungen der Punkte 4.2.2 und 4.2.3 gelten nicht, wenn aufgrund des Verwendungszweckes des Gebäudes die Anwesenheit von Kindern nicht zu erwarten ist (z.B. in Bereichen von Gebäuden, die ausschließlich Arbeitnehmern oder Betriebsangehör...
	4.2.5 Verglasungen, die als Absturzsicherungen dienen, müssen unbeschadet der Bestimmungen gemäß Punkt 5.1 aus geeignetem Verbund-Sicherheitsglas bestehen. Bei Mehrscheiben-Isolierglas und Verglasungen mit mehreren Scheiben (z.B. Verbundverglasungen) ...


	5 Schutz vor Aufprallunfällen und herabstürzenden Gegenständen
	5.1 Glastüren und Verglasungen ohne absturzsichernde Funktion
	5.1.1 Folgende Glaselemente müssen aus Sicherheitsglas (Einscheibensicherheitsglas oder Verbund-Sicherheitsglas) hergestellt sein:
	 Ganzglastüren, Verglasungen in Türen und in Fenstertüren bis 1,50 m Höhe über der Standfläche,
	 vertikale Verglasungen (wie z.B. Glaswände, Fixverglasungen) entlang begehbarer Flächen bis  85 cm Höhe über der Standfläche,
	 vertikale Verglasungen (wie z.B. Glaswände, Fixverglasungen) entlang begehbarer Flächen in Gebäuden mit möglichem Menschengedränge bis 1,50 m Höhe über der Standfläche.
	5.1.2 Anstelle der Verwendung von Sicherheitsglas gemäß Punkt 5.1.1 können auch Schutzvorrichtungen angebracht werden, die den Anprall von Personen verhindern.
	Wenn bei Mehrscheiben-Isolierglas die Scheiben an der Seite oder den Seiten der Einwirkung aus Verbund-Sicherheitsglas bestehen, sind weitere, durch Abstandhalter getrennte Scheiben von den Anforderungen gemäß Punkt 5.1.1 ausgenommen. Gleiches gilt, w...
	5.1.3 In allgemein zugänglichen Bereichen sind transparente Flächen, bei denen Aufprallunfälle zu erwarten sind, kontrastierend zu kennzeichnen. Dabei sind die unterschiedlichen Licht- bzw. Beleuchtungsverhältnisse (z.B. Tag und Nacht, beidseitige Bet...
	Eine Kennzeichnung ist nicht erforderlich bei:
	 Glastüren mit einer Rahmenbreite des Türflügels von mindestens 10 cm oder
	 Glasflächen mit kontrastierenden Sockelbereichen mit mindestens 30 cm Höhe.
	5.1.4 Werden vertikale Verglasungen aus Einscheibensicherheitsglas mit einer Splitterfallhöhe von mehr als 4,00 m hergestellt, müssen sie über Schutzvorrichtungen verfügen oder konstruktive Maßnahmen aufweisen, sodass bei Bruch der Verglasung durch He...
	Dies gilt nicht für heißgelagertes thermisch vorgespanntes Kalknatron-Einscheibensicherheitsglas nach ÖNORM EN 14179-2 und folgenden konstruktiven Ausführungen:
	 4-seitig linienförmige Lagerung nach ÖNORM B 3716-2,
	 4-seitig geklebte Lagerung nach ÖNORM EN 13022-1,
	 4-seitig gelagerte Verglasung mit entsprechender Bautechnischer Zulassung oder Europäischer Technischer Bewertung oder
	 2-seitig linienförmige Lagerung nach ÖNORM B 3716-2, wenn die Verglasungen im Inneren von Verkaufsstätten bis zu einer Splitterfallhöhe von 6,00 m oder bei Balkon- und Loggiaverglasungen von Wohngebäuden verwendet werden.

	5.2 Abrutschen von Schnee und Eis
	5.3 Horizontalverglasungen
	5.3.1 Einfachverglasungen und untere Scheiben von Isolierverglasungen müssen bei Horizontalverglasungen mit einer Neigung zur Vertikalen von mehr als 15 Grad, wie z.B. bei Glasdächern, Oberlichten und Dachflächenfenstern, aus geeignetem Verbund-Sicher...
	5.3.2 Bei Glashäusern, die gärtnerischen oder landwirtschaftlichen Zwecken dienen, gelten die Anforderungen gemäß Punkt 5.3.1 zumindest über Verkehrswegen und über Kundenbereichen.

	5.4 Vor- und abgehängte Bau- und Fassadenteile

	6 Blitzschutz
	7 Zusätzliche Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung von Gebäuden
	7.1 Barrierefreie Toilettenräume
	7.1.1 Die Mindestgröße von barrierefreien Toilettenräumen beträgt 2,15 m × 1,65 m. Türen dürfen nicht nach innen öffnend ausgeführt werden und müssen im Notfall von außen entriegelbar sein.
	7.1.2 Es ist ein unterfahrbares Handwaschbecken mit einer Tiefe von 35 cm bis 45 cm anzuordnen, das höchstens 20 cm in die Bewegungsfläche (Wendekreis) ragen darf.
	7.1.3 Im Bereich der WC-Schale muss eine Bewegungsfläche (Wendekreis) mit einem Durchmesser von mindestens 1,50 m vorhanden sein. Der Abstand zwischen der WC-Schale und einer der seitlich dazu angeordneten Wände muss mindestens 90 cm betragen. Der Toi...
	7.1.4 In öffentlich zugänglichen Gebäuden müssen barrierefreie Toilettenräume mit einer Notrufanlage ausgestattet sein.

	7.2 Sonstige barrierefreie Sanitärräume
	7.2.1 Sonstige barrierefreie Sanitärräume sind hinsichtlich Raumgröße und Ausstattung (z.B. Dusche, Badewanne, Waschtisch) so zu gestalten, dass die Benützung für Rollstuhlbenutzer möglichst einfach ist. Für die Benützung der Funktionen des Sanitärrau...
	7.2.2  Wird in einem sonstigen barrierefreien Sanitärraum auch ein Toilettensitz angeordnet, sind dafür die Anforderungen gemäß Punkt 7.1.3 einzuhalten. Die Mindestgröße eines kombinierten barrierefreien Sanitärraums mit Toilette, Waschbecken und Dusc...

	7.3 Barrierefreie Freibereiche (Balkon, Terrasse, Loggia u. dgl.)
	7.4 Barrierefreie Wohngebäude
	7.4.1 Allgemein zugängliche Bereiche von barrierefreien Wohngebäuden oder Teilen davon müssen barrierefrei und die Wohnungen anpassbar ausgeführt werden.
	7.4.2 Anpassbare Wohnungen müssen so errichtet werden, dass die Anforderungen an die Barrierefreiheit (z.B. Raumeinteilung und Ausstattung der Sanitärräume, Breite der Gänge, Anfahrbereiche, Errichtung eines Treppenschrägaufzuges mit Rollstuhlplattfor...

	7.5 Barrierefreie Nicht-Wohngebäude
	7.5.1 Nach Maßgabe der Größe und des Verwendungszweckes des Gebäudes sind bei Toiletten-Gruppen barrierefreie Toiletten anzuordnen. Wird jeweils nur eine Damen- und eine Herren-Toilette errichtet, muss mindestens eine Toilette (vorzugsweise die Damen-...
	7.5.2 Nach Maßgabe der Größe und des Verwendungszweckes des Gebäudes müssen Erschließungsflächen im Gebäude und die dem Gebäude zugeordneten Außenerschließungsflächen zusätzlich zu einem visuellen auch mit einem taktilen oder akustischen Leitsystem au...
	7.5.3 Bei Kultur-, Freizeit-, Sport- und Versammlungsstätten u. dgl. muss nach Maßgabe der Größe eine ausreichende Anzahl an Rollstuhlplätzen vorhanden sein.

	7.6 Kontrastierende Kennzeichnung
	In Gebäuden und Gebäudeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, ausgenommen in Wohnungen, müssen die für die Orientierung im Gebäude erforderlichen Bauteile sowie sicherheitsrelevante Elemente wie Handläufe, Türdrücker, Niveauunterschiede, Hinderni...

	7.7 Erleichterungen bei bestehenden Gebäuden
	7.7.1 Sind aus technischen Gründen Rampen mit 6 % Längsgefälle nicht ausführbar, dürfen diese mit einem Längsgefälle bis maximal 10 % ausgeführt werden. Die Gesamtlänge dieser Rampe darf jedoch 10 m nicht überschreiten. Das Weiterführen der Handläufe ...
	7.7.2 Bei bestehenden Gebäuden, deren barrierefreie Erschließung des Haupteinganges nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, darf alternativ ein barrierefreier Nebeneingang geschaffen werden. Eine entsprechende Kennzeichnung ist erforderlich. ...
	7.7.3  Bei Personenaufzügen, bei denen die Grundfläche des Fahrkorbes nicht 1,10 m × 1,40 m erreicht, darf die Grundfläche des Fahrkorbes abweichend auf 1,00 m × 1,25 m reduziert werden. Bei dieser Lösung muss der Zugang auf der Kabinenschmalseite min...
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	OIB-RL 5 Schallschutz
	0  Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Baulicher Schallschutz
	2.1 Anwendungsbereich
	2.2 Anforderungen an den Schallschutz von Außenbauteilen
	2.2.1 Der maßgebliche standortbezogene und gegebenenfalls bauteillagebezogene Außenlärmpegel ist nach dem Stand der Technik unter Anwendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel) zu ermitteln. Es hat dies getrennt für Tag (06:00 bis 22:00 Uhr) und N...
	2.2.2 Sofern sich aus den Punkten 2.2.3 und 2.2.4 keine höheren Anforderungen ergeben, dürfen unabhängig vom maßgeblichen Außenlärmpegel und der Gebäudenutzung die Werte für das bewertete resultierende Bauschalldämm-Maß R´res,w der Außenbauteile gesam...
	2.2.3 Für Wohngebäude, -heime, Hotels, Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, Kurgebäude u. dgl. dürfen für die Schalldämmung der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen folgende Werte nicht unterschritten werden:
	2.2.4 Für Verwaltungs- und Bürogebäude u. dgl. dürfen für die Schalldämmung der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen folgende Werte nicht unterschritten werden:
	2.2.5 Die Schalldämmung von Lüftungsdurchführungen wie z.B. Fensterlüfter, Einzelraum-Lüftungsgeräte, Zu- und Abluftöffnungen muss so groß sein, dass im geschlossenen Zustand das jeweils erforderliche bewertete resultierende Schalldämm-Maß R’res,w der...

	2.3 Anforderungen an den Luftschallschutz innerhalb von Gebäuden
	Wände, Decken und Einbauten zwischen Räumen sind so zu bemessen, dass bedingt durch die Schallübertragung durch den Trennbauteil und die Schall-Längsleitung z.B. der flankierenden Bauteile die folgenden Werte der bewerteten Standard-Schallpegeldiffere...

	2.4 Anforderungen an den Luftschallschutz von Türen innerhalb von Gebäuden
	Sofern nicht zur Erfüllung der Anforderung an die jeweils erforderliche bewertete Standard-Schallpegeldifferenz DnT,w gemäß Punkt 2.3 ein höheres bewertetes Schalldämm-Maß erforderlich ist, darf das bewertete Schalldämm-Maß Rw von Türen (Türblatt und ...

	2.5 Anforderungen an den Trittschallschutz in Gebäuden
	Der bewertete Standard-Trittschallpegel L’nT,w in Räumen darf folgende Werte nicht überschreiten:

	2.6 Schalltechnische Anforderungen an haustechnische Anlagen
	2.6.1 Der durch den Betrieb von haustechnischen Anlagen aus anderen Nutzungseinheiten entstehende maximale Anlagengeräuschpegel LAFmax,nT darf bei gleich bleibenden und intermittierenden Geräuschen den Wert von 25 dB, bei kurzzeitigen Geräuschen den W...
	2.6.2 Sofern eine mechanische Lüftungsanlage in der eigenen Nutzungseinheit vorhanden ist, dürfen für Aufenthaltsräume mit dem Schutzziel Schlaf (z.B. Aufenthaltsräume in Wohnungen, ausgenommen Küchen) die Geräusche dieser Anlage, bezogen auf die luft...

	2.7 Schalltechnische Anforderungen zwischen Reihenhäusern und aneinander angrenzenden Gebäuden
	2.7.1 Wände zwischen Reihenhäusern bzw. zwischen angrenzenden Reihenhauseinheiten sowie zwischen aneinander angrenzenden Gebäuden sind so auszuführen, dass die bewertete Standard-Schallpegeldifferenz DnT,w, von 60 dB nicht unterschritten wird. Als Rei...
	2.7.2 Der bewertete Standard-Trittschallpegel L’nT,w von angrenzenden Gebäuden bzw. angrenzenden Reihenhauseinheiten zu Räumen in Reihenhäusern sowie zwischen aneinander angrenzenden Gebäuden darf den Wert von 43 dB nicht überschreiten. Als Reihenhäus...
	2.7.3 Bezüglich der schalltechnischen Anforderungen an haustechnische Anlagen gelten die Bestimmungen von Punkt 2.6.

	2.8 Zusätzliche schalltechnische Anforderungen für Gebäude mit anderer als wohn-, büro- oder schulähnlicher Nutzung
	2.8.1 Die für die Dimensionierung erforderlichen schalltechnischen Kenngrößen sind nach dem Stand der Technik zu ermitteln.
	2.8.2 Der anzuwendende Planungsbasispegel LPB im zu schützenden Aufenthaltsraum darf durch den Beurteilungspegel Lr nicht überschritten werden. Kennzeichnende Spitzenpegel LA,Sp dürfen den anzuwendenden Planungsbasispegel LPB um nicht mehr als 10 dB ü...
	2.8.3 Der bewertete Standard-Trittschallpegel L’nT,w zu Aufenthaltsräumen darf folgende Werte nicht überschreiten:

	2.9 Gebäude und Räume mit spezieller Nutzung

	Mindesterforderliche Schalldämmung von Außenbauteilen für Wohngebäude, -heime, Hotels, Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, Kurgebäude u. dgl.
	Gebäudetrennwände (je Wand)[dB]
	Decken und Wände gegen Durchfahrten und Garagen[dB]
	Decken und Wände gegen nicht ausgebaute Dachräume[dB]
	Fenster und Außentüren[dB]
	Außenbauteile opak[dB]
	Außenbauteile gesamt[dB]
	Maßgeblicher Außenlärmpegel[dB]
	Rw
	R’w
	R’w
	Rw+Ctr
	Rw
	Rw
	R’res,w
	Nacht
	Tag
	52
	60
	42
	23
	28
	43
	33
	≤ 35
	≤ 45
	52
	60
	42
	23
	28
	43
	33
	36 - 40
	46 - 50
	52
	60
	42
	28
	33
	43
	38
	41 - 50
	51 - 60
	52
	60
	47
	28,5
	33,5
	43,5
	38,5
	51
	61
	52
	60
	47
	29
	34
	44
	39
	52
	62
	52
	60
	47
	29,5
	34,5
	44,5
	39,5
	53
	63
	52
	60
	47
	30
	35
	45
	40
	54
	64
	52
	60
	47
	30,5
	35,5
	45,5
	40,5
	55
	65
	52
	60
	47
	31
	36
	46
	41
	56
	66
	52
	60
	47
	31,5
	36,5
	46,5
	41,5
	57
	67
	52
	60
	47
	32
	37
	47
	42
	58
	68
	52
	60
	47
	32,5
	37,5
	47,5
	42,5
	59
	69
	52
	60
	47
	33
	38
	48
	43
	60
	70
	52
	60
	47
	34
	39
	49
	44
	61
	71
	52
	60
	47
	35
	40
	50
	45
	62
	72
	52
	60
	47
	36
	41
	51
	46
	63
	73
	52
	60
	47
	37
	42
	52
	47
	64
	74
	52
	60
	47
	38
	43
	53
	48
	65
	75
	52
	60
	47
	39
	44
	54
	49
	66
	76
	52
	60
	47
	40
	45
	55
	50
	67
	77
	52
	60
	47
	41
	46
	56
	51
	68
	78
	52
	60
	47
	42
	47
	57
	52
	69
	79
	52
	60
	47
	43
	48
	58
	53
	≥ 70
	≥ 80
	3 Raumakustik
	3.1 Anwendungsbereich
	3.2 Anforderungen zur Hörsamkeit
	3.2.1 Für Räume mit der Nutzung Sprache (Hörsäle, Vortragsräume) für Volumen V zwischen 30 m³ und 10.000 m³ beträgt die Anforderung an die Nachhallzeit T = (0,37 × lg V) - 0,14 in Sekunden für die Oktavbänder von 250 Hz bis 2.000 Hz.
	3.2.2 Für Räume mit Nutzung Kommunikation (Klassenräume, Medienräume, Besprechungsräume, Räume für audiovisuelle Darbietung) für Volumen V zwischen 30 m³ und 1.000 m³ beträgt die Anforderung an die Nachhallzeit T = (0,32 × lg V) - 0,17 in Sekunden für...
	3.2.3 Abweichungen von ±20 % von den Anforderungen gemäß der Punkte 3.2.1 und 3.2.2 in den einzelnen Oktavbändern sind zulässig.
	3.2.4 Die Ermittlung der Nachhallzeit hat nach dem Stand der Technik zu erfolgen.

	3.3 Anforderungen zur Lärmminderung
	3.3.1 Für Räume, an die zum Schutze der Nutzer Anforderungen an die Lärmminderung gestellt werden (z.B. Arbeitsräume, Werkräume und Gänge in Schulen, Kindergartenräume, Pausenräume, Speiseräume, Turnsäle, Schwimm- und Sporthallen), ist folgende Mindes...
	3.3.2 Eine Abweichung von den Anforderungen gemäß Punkt 3.3.1 ist zulässig, wenn aus nachvollziehbaren betriebstechnischen oder anderen technischen Gründen (z.B. Hygiene) die Anordnung von absorbierenden Oberflächen nicht im erforderlichen Ausmaß mögl...


	4 Erschütterungsschutz
	4.1 Anwendungsbereich
	4.2 Anforderungen
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	OIB-RL 6 Energieeinsparung und Wärmeschutz
	0 Vorbemerkungen
	1 Allgemeine Bestimmungen
	1.1 Anwendungsbereich
	1.2 Ausnahmen
	1.2.1 Auf Gebäude und Gebäudeteile, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund ihres besonderen architektonischen oder historischen Wertes offiziell geschützt sind, gelten die Anforderungen dieser Richtlinie nicht, soweit die Einhaltung di...
	1.2.2 Für folgende Gebäude und Gebäudeteile gelten die Anforderungen gemäß Punkt 4 dieser Richtlinie nicht und ein Energieausweis ist nicht erforderlich:
	1.2.3 Für folgende Gebäude und Gebäudeteile gelten nur die Anforderungen gemäß Punkt 4.4 und ein Energieausweis ist nicht erforderlich:
	(a) Gebäude und Gebäudeteile mit einer konditionierten Netto-Grundfläche von weniger als 50 m2,
	(b)  konditionierte Gebäude, die keiner Gebäudekategorie gemäß Punkt 3 zugeordnet werden können.

	1.3 Berechnungsmethode

	2 Begriffsbestimmungen
	3 Gebäudekategorien
	4 Anforderungen
	4.1 Allgemeines
	4.2 Anforderung an Energiekennzahlen bei Neubau und größerer Renovierung
	4.2.1 Wohngebäude
	4.2.2 Nicht-Wohngebäude
	4.2.3 Niedrigstenergiegebäude

	4.3 Anforderungen an den erneuerbaren Anteil
	a) Nutzung erneuerbarer Quellen außerhalb der Systemgrenzen „Gebäude“ (bei Anwendung eines dieser Punkte werden gleichzeitig auch die Anforderungen gemäß 5.2 erfüllt):
	 Es ist der erforderliche Wärmebedarf für Raumheizung und Warmwasser mindestens zu  50 % durch Biomasse unter Einhaltung der Anforderungen an den hierfür geltenden maximal zulässigen Heizenergiebedarf zu decken;
	 Es ist der erforderliche Wärmebedarf für Raumheizung und Warmwasser mindestens zu  50 % durch eine Wärmepumpe unter Einhaltung der Anforderungen an den hierfür geltenden maximal zulässigen Heizenergiebedarf zu decken;
	 Es ist der erforderliche Wärmebedarf für Raumheizung und Warmwasser mindestens zu  50 % durch Fernwärme aus einem Heizwerk auf Basis erneuerbarer Energieträger (Zeile 6 der Tabelle in Abschnitt 8) unter Einhaltung der Anforderungen an den hierfür ge...
	 Es ist der erforderliche Wärmebedarf für Raumheizung und Warmwasser mindestens zu  50 % durch Fernwärme aus hocheffizienter KWK (Zeile 8 und 9 der Tabelle in Abschnitt 8) und/oder Abwärme (Zeile 10 und 11 der Tabelle in Abschnitt 8) unter Einhaltung...
	b) Nutzung erneuerbarer Quellen durch Erwirtschaftung von Erträgen am Standort oder in der Nähe:
	 Es sind durch aktive Maßnahmen, wie beispielsweise durch Solarthermie, Netto-Endenergieerträge am Standort oder in der Nähe von mindestens 10 % des Endenergiebedarfes für Warmwasser ohne diese aktiven Maßnahmen zu erwirtschaften;
	 Es sind durch aktive Maßnahmen, wie beispielsweise durch Photovoltaik, Netto-Endenergieerträge am Standort oder in der Nähe von mindestens 10 % des Endenergiebedarfes für Haushaltsstrom bzw. Betriebsstrom ohne diese aktiven Maßnahmen zu erwirtschaften;
	 Es sind durch aktive Maßnahmen, wie beispielsweise durch Wärmerückgewinnung, Netto-Endenergieerträge am Standort oder in der Nähe von mindestens 10 % des Endenergiebedarfes für Raumheizung ohne diese aktiven Maßnahmen zu erwirtschaften;
	 Gleichwertig zu den drei vorgenannten Möglichkeiten gilt die Verringerung des maximal zulässigen Endenergiebedarfes bzw. des maximal zulässigen Gesamtenergieeffizienz-Faktors fGEE gemäß 4.2 für den Neubau um mindestens 5 % durch eine beliebige Kombi...

	4.4 Anforderungen an wärmeübertragende Bauteile
	4.4.1 Beim Neubau eines Gebäudes oder Gebäudeteiles dürfen bei konditionierten Räumen folgende Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) nicht überschritten werden. Für Dachschrägen mit einer Neigung von mehr als 60  gegenüber der Horizontalen gelten die...
	4.4.2 Bei erdberührten Bauteilen darf der Nachweis auch über den maximal zulässigen Leitwert, das ist das Produkt aus erdberührter Fläche und höchstzulässigem U-Wert und Temperaturkorrekturfaktor, geführt werden.

	4.5 Anforderungen bei Einzelmaßnahmen
	Bei der Renovierung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles sowie bei der Erneuerung eines Bauteiles dürfen bei konditionierten Räumen maximale Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werte), die nach einer der beiden folgenden Methoden ermittelt werden, nicht über...
	(a) Vor der Erneuerung eines Bauteiles oder vor der Renovierung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles ist ein Sanierungskonzept zu erstellen, dessen Ziel die Erreichung der Anforderungen gemäß 4.2.1 für die größere Renovierung von Wohngebäuden bzw. 4.2.2 ...
	(b) Für Bauteile der (thermischen) Gebäudehülle sind die maximalen Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) gemäß 4.4.1 um mindestens 6 %, ab 01.01.2017 um mindestens 12 % zu unterschreiten.

	4.6 Spezielle Anforderungen an wärmeübertragende Bauteile
	4.6.1 Bei Wand-, Fußboden- und Deckenheizungen muss unbeschadet der unter Punkt 4.4 angeführten Anforderungen der Wärmedurchlasswiderstand R der Bauteilschichten zwischen der Heizfläche und der Außenluft mindestens 4,0 m²K/W sowie zwischen der Heizflä...
	4.6.2 Werden Heizkörper vor außen liegenden transparenten Bauteilen angeordnet, darf der U-Wert des Glases 0,7 W/m²K nicht überschreiten, es sei denn zur Verringerung der Wärmeverluste werden zwischen Heizkörper und transparentem Bauteil geeignete, ni...

	4.7 Kondensation an der inneren Bauteiloberfläche bzw. im Inneren von Bauteilen
	4.8 Sommerlicher Wärmeschutz
	4.9 Luft- und Winddichtheit

	5 Anforderungen an Teile des gebäudetechnischen Systems
	5.1 Wärmerückgewinnung
	5.2 Einsatz hocheffizienter alternativer Energiesysteme
	5.2.1 Bei Neubau und größerer Renovierung von Gebäuden muss die technische, ökologische und wirtschaftliche Realisierbarkeit des Einsatzes von hocheffizienten alternativen Systemen wie den in Punkt 5.2.2 angeführten, sofern verfügbar, in Betracht gezo...
	5.2.2 Hocheffiziente alternative Energiesysteme sind jedenfalls:
	(a) dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren Quellen,
	(b) Kraft-Wärme-Kopplung,
	(c) Fern-/Nahwärme oder Fern-/Nahkälte, insbesondere, wenn sie ganz oder teilweise auf Energie aus erneuerbaren Quellen beruht oder aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen stammt,
	(d) Wärmepumpen.
	5.2.3 Wird ein System nach Punkt 4.3.a) gewählt, kann die Prüfung gemäß Punkt 5.2.1 entfallen.

	5.3 Zentrale Wärmebereitstellungsanlage
	(a) Gebäude, die mit Fernwärme oder Gas beheizt sind;
	(b) Gebäude, deren jährlicher Referenz-Heizwärmebedarf (RK) nicht mehr als 25 kWh/m² konditionierter Brutto-Grundfläche beträgt;
	(c) Reihenhäuser.

	5.4 Wärmeverteilung
	5.5 Maximal deckbare Strombedarfsanteile
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